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239. Sitzung 

Bonn, Freitag, den 29. Mai 1998 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und 
Herren, die Sitzung ist eröffnet. 

Interfraktionell ist vereinbart worden, die verbun-
dene Tagesordnung um weitere Zusatzpunkte zu er-
weitern. Die entsprechende Zusatzpunktliste liegt Ih-
nen vor: 

23. Beratung der Beschlußempfehlung des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) zu 
dem Gesetz zur Neuregelung des Fracht-, Speditions- und 
Lagerrechts (Transportrechtsreformgesetz - TRG) - Druck-
sachen 13/8445, 13/10014, 13/10292, 13/10873- 

24. Beratung der Beschlußempfehlung des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) zu 
dem Gesetz zur Änderung des Betreuungsrechts sowie 
weiterer Vorschriften (Betreuungsrechtsänderungsgesetz - 
BtÄndG) - Drucksachen 13/7158, 13/10331, 13/10709, 
13/10874 - 

25. Beratung der Beschlußempfehlung des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) zu 
dem Gesetz zur Anpassung der technischen und steuer-
lichen Bedingungen in der Seeschiffahrt an den internatio-
nalen Standard (Seeschiffahrtsanpassungsgesetz) - Druck-
sachen 13/9722, 13/10271, 13/10710, 13/10875- 

26. Beratung der Beschlußempfehlung des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) zu 
dem Gesetz zur Änderung der Rechtsgrundlagen für die 
Vergabe öffentlicher Aufträge (Vergaberechtsänderungsge-
setz - VgRAG) - Drucksachen 13/9340, 13/10328, 13/10711, 
13/10876- 

27. Weitere Überweisungen im vereinfachten Verfahren 

Erste Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Änderung der Patent-
anwaltsordnung - Drucksache 13/10764 - 

28. Weitere abschließende Beratungen ohne Aussprache 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Be-
schränkung der Haftung Minderjähriger (Minderjähri-
genhaftungsbeschränkungsgesetz - MHbeG) - Drucksa-
chen 13/5624, 13/10831- 

b) Zweite und dritte Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Rechtspflegergesetzes - Drucksachen 13/ 
10244,13/10871- 

c) Zweite Beratung und Schlußabstimmung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Übereinkommen vom 29. November 1996 
über den Beitritt der Republik Österreich, der Republik 
Finnland und des Königreichs Schweden zu dem Über-
einkommen von 1980 über das auf vertragliche Schuld-
verhältnisse anzuwendende Recht sowie zu dem Ersten 
und dem Zweiten Protokoll über die Auslegung des 
Übereinkommens durch den Gerichtshof - Druck-
sachen 13/9954, 13/10877 - 

d) Zweite Beratung und Schlußabstimmung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Übereinkommen vom 29. November 1996 über 
den Beitritt der Republik Österreich, der Republik 
Finnland und des Königreichs Schweden zum Überein-
kommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil-
und Handelssachen sowie zum Protokoll betreffend die 
Auslegung dieses Übereinkommens durch den Ge-
richtshof - Drucksachen 13/9955, 13/10878 - 

Von  der Frist für den Beginn der Beratung soll, so-
weit erforderlich, abgewichen werden. Außerdem 
mache ich auf eine nachträgliche Ausschußüberwei-
sung im Anhang zur Zusatzpunktliste aufmerksam: 

Der in der 238. Sitzung des Deutschen Bundestages über-
wiesene nachfolgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem 
Rechtsausschuß zur Mitberatung überwiesen werden. 

Gesetzentwurf der Bundesregierung über die Anpassung 
von Dienst- und Versorgungsbezügen in Bund und Ländern 
1998 (Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpassungsge-
setz 1998- BBVAnpG 98) - Drucksache 13/10722 - 

überwiesen: 

Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Finanzausschuß 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Sind Sie damit einverstanden? - Das ist der Fa ll . 
Dann verfahren wir so. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 23 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Gesetz zur Neu-
regelung des Fracht-, Speditions- und Lager-
rechts (Transportrechtsreformgesetz - TRG) 
- Drucksachen 13/8445, 13/10014, 13/10292, 
13/10873 - 

Berichterstattung: 

Abgeordneter Ulrich Irmer 

Wird das Wort  zur Berichterstattung gewünscht? 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Nein, danke schön! - 
Gegenruf des Abg. Dr. Peter Struck [SPD]: 
Ich lege aber Wert darauf, Herr Kollege 

Irmer, daß Sie das vortragen!) 

- Das Wort  wird nicht gewünscht. Wir kommen zur 
Abstimmung. 
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Der Vermittlungsausschuß hat gemäß § 10 Abs. 3 
Satz 1 seiner Geschäftsordnung beschlossen, daß im 
Deutschen Bundestag über die Änderungen gemein-
sam abzustimmen ist. Wer stimmt für die Beschluß-
empfehlung des Vermittlungsausschusses auf Druck-
sache 13/10873? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Ich stelle fest, daß die Beschlußempfehlung einstim-
mig angenommen worden ist. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 24 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Gesetz zur 
Änderung des Betreuungsrechts sowie weite-
rer Vorschriften (Betreuungsrechtsänderungs-
gesetz - BtÄndG) 
- Drucksachen 13/7158, 13/10331, 13/10709, 
13/10874 - 

Berichterstattung: 

Abgeordneter Wolfgang Vogt (Düren) 

Wird hier das Wort  zur Berichterstattung ge-
wünscht? 

(Wolfgang Vogt [Düren] [CDU/CSU]: Nein!) 

- Nein. Wir kommen zur Abstimmung. 

Der Vermittlungsausschuß hat gemäß § 10 Abs. 3 
Satz 1 seiner Geschäftsordnung beschlossen, daß im 
Deutschen Bundestag über die Änderungen gemein-
sam abzustimmen ist. Wer stimmt für die Beschluß-
empfehlung des Vermittlungsausschusses auf Druck-
sache 13/10874? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Damit ist die Beschlußempfehlung mit Zustimmung 
der Fraktionen von CDU/CSU, F.D.P., Bündnis 90/ 
Die Grünen und SPD gegen die Stimmen der PDS 
angenommen.* ) 

Ich rufe den Zusatzpunkt 25 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Gesetz zur 
Anpassung der technischen und steuerlichen 
Bedingungen in der Seeschiffahrt an den inter-
nationalen Standard (Seeschiffahrtsanpas-
sungsgesetz) 
Drucksachen 13/9722, 13/10271, 13/10710, 13/ 
10875 - 

Berichterstattung: 

Abgeordneter Dr. Peter Struck 

Wird das Wort  zur Berichterstattung gewünscht? 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Ausnahmsweise 
nein, Frau Präsidentin!) 

- Ich bedanke mich sehr. Wir kommen zur Abstim-
mung. 

Der Vermittlungsausschuß hat gemäß § 10 Abs. 3 
Satz 1 seiner Geschäftsordnung beschlossen, daß im 

s) siehe Anlage 2 

Deutschen Bundestag über die Änderungen gemein-
sam abzustimmen ist. Wer stimmt für die Beschluß-
empfehlung des Vermittlungsausschusses auf Druck-
sache 13/10875? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Damit ist die Beschlußempfehlung mit den Stimmen 
der CDU/CSU, der F.D.P., des Bündnisses 90/Die 
Grünen und der SPD bei Enthaltung der PDS ange-
nommen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 26 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Gesetz zur 
Änderung der Rechtsgrundlagen für die Ver-
gabe öffentlicher Aufträge (Vergaberechtsän-
derungsgesetz - VgRÄG) 

Drucksachen 13/9340, 13/10328, 13/10711, 13/ 
10876 - 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Ulla Schmidt (Aachen) 

Wird das Wort  zur Berichterstattung gewünscht? 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Nein!) 

- Das ist nicht der Fall. Wir kommen zur Abstim-
mung. 

Der Vermittlungsausschuß hat gemäß § 10 Abs. 3 
Satz 1 seiner Geschäftsordnung beschlossen, daß im 
Deutschen Bundestag über die Änderungen gemein-
sam abzustimmen ist. Wer stimmt für die Beschluß-
empfehlung des Vermittlungsausschusses auf Druck-
sache 13/10876? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Die  Beschlußempfehlung ist einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 27 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung der Patentanwaltsordnung 

— Drucksache 13/10764 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technolo-
gie und Technikfolgenabschätzung 

Es handelt sich um eine Überweisung im verein-
fachten Verfahren ohne Debatte. Interfraktionell 
wird vorgeschlagen, die Vorlage an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse zu überweisen. 
Sind Sie damit einverstanden? - Dann ist es so be-
schlossen. 

Wir kommen nun zu den Zusatzpunkten 28 a bis d. 
Es handelt sich um die Beschlußfassung zu Vorlagen, 
zu denen keine Aussprache vorgesehen ist. 

Zusatzpunkt 28 a: 

Zweite und Dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs ei

-

nes Gesetzes zur Beschränkung der Haftung 
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Minderjähriger (Minderjährigenhaftungsbe-
schränkungsgesetz - MHbeG) 
- Drucksache 13/5624 — 

(Erste Beratung 138. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

- Drucksache 13/10831 – 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dr. Wolfgang Götzer 
Dr. Eckhart Pick 
Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung zustimmen wollen, um das Hand-
zeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Damit 
ist der Gesetzentwurf in zweiter Beratung von allen 
Fraktionen und der Gruppe bei Enthaltung von 
Bündnis 90/Die Grünen angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Gesetzentwurf ist mit den Stimmen von CDU/CSU, 
SPD, F.D.P. und PDS bei Enthaltung von Bündnis 90/ 
Die Grünen angenommen. 

Zusatzpunkt 28 b: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Rechts-
pflegergesetzes 
- Drucksache 13/10244 – 

(Erste Beratung 230. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

- Drucksache 13/10871 – 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Ronald Pofalla 
Alfred Hartenbach 
Detlef Kleinert (Hannover) 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung zustimmen wollen, um das Hand-
zeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Der 
Gesetzentwurf ist damit in zweiter Beratung mit den 
Stimmen von CDU/CSU, SPD und F.D.P. bei Enthal-
tung von Bündnis 90/Die Grünen und PDS angenom-
men. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Der Ge-
setzentwurf ist mit den Stimmen von CDU/CSU, SPD 
und F.D.P. bei Enthaltung von Bündnis 90/Die Grü-
nen und PDS angenommen. 

Zusatzpunkt 28 c: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkommen 
vom 29. November 1996 über den Beitritt 
Österreich, der Republik Finnland und des 
Königreichs Schweden zu dem Übereinkom-
men von 1980 über das auf vertragliche 
Schuldverhältnisse anzuwendende Recht so-
wie zu dem Ersten und dem Zweiten Proto-
koll über die Auslegung des Übereinkom-
mens durch den Gerichtshof 
- Drucksache 13/9954 – 

(Erste Beratung 222. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

- Drucksache 13/10877 – 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Peter Altmaier 
Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 

Der Rechtsausschuß empfiehlt auf Drucksache 13/ 
10877, den Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. 
Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustim-
men wollen, sich zu erheben. - Gegenstimmen und 
Enthaltungen gibt es nicht; der Gesetzentwurf ist 
einstimmig angenommen. 

Zusatzpunkt 28 d: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkommen 
vom 29. November 1996 über den Beitritt der 
Republik Österreich, der Republik Finnland 
und des Königreichs Schweden zu dem Über-
einkommen über die gerichtliche Zuständig-
keit und die Vollstreckung gerichtlicher Ent-
scheidungen in Zivil- und Handelssachen so-
wie zum Protokoll betreffend die Auslegung 
des Übereinkommens durch den Gerichtshof 
- Drucksache 13/9955 – 

(Erste Beratung 222. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

- Drucksache 13/10878 - 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Peter Altmaier 
Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 

Der Rechtsausschuß empfiehlt auf Drucksache 13/ 
10878, den Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. 
Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustim-
men wollen, sich zu erheben. - Gegenstimmen und 
Enthaltungen gibt es keine. Der Gesetzentwurf ist 
einstimmig angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15 sowie die 
Zusatzpunkte 16 und 17 auf: 

15. Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. 
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Vertriebene, Aussiedler und deutsche Min-
derheiten sind eine Brücke zwischen den 
Deutschen und ihren östlichen Nachbarn 

Drucksache 13/10845 - 

ZP16 Beratung des Antrags des Abgeordneten Cem 
Özdemir und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 

Integrationsbemühungen für Aussiedlerin-
nen und Aussiedler verstärken 
- Drucksache 13/10787 - 

ZP17 Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Für eine verantwortungsvolle Aussiedlerpoli-
tik 
- Drucksache 13/10862 - 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache anderthalb Stunden vorgesehen. 
- Dazu höre ich keinen Widerspruch. Wir verfahren 
so. 

Ich eröffne die Aussprache. Es beginnt der Vor-
sitzende der CDU/CSU-Fraktion, Dr. Wolfgang 
Schäuble. 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Verlust kann auch Gewinn bedeuten, -  

(Die  Mikrophonanlage fällt aus) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Einen Moment, 
bitte. - Es leuchtet unentwegt das Zeichen „Präsi-
dent" . 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Herr Thierse 
ist doch gar nicht im Saal. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
– Zuruf des Abg. Dr. Peter Struck [SPD]) 

- Aber Herr Struck, es ist doch nett, wenn man einen 
Spaß machen kann, solange die Mikrophonanlage 
nicht funktioniert. 

(Zuruf von der SPD: Das haben wir auch so 
verstanden!) 

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich will mit einem Zitat von Fritz Stern begin-
nen: 

Verlust kann auch Gewinn bedeuten, einen 
neuen Ansporn, Verantwortung wecken, in ei-
nem neuen Leben, zwar das alte Erbe zu pflegen, 
aber dem Unrecht einen Nutzen abzutrotzen, 
kann dazu führen, daß man in der Verpflichtung 
lebt, jedem neuen Unrecht Widerstand zu leisten. 

Diese Sätze von Fritz Stern, der selbst 1938 von den 
Nationalsozialisten zur Emigration aus seiner Hei-
matstadt Breslau gezwungen wurde, könnten auch 
über dem Wirken unserer Heimatvertriebenen seit 
1945 stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Heimatvertriebenen haben auf vorbildliche 
Weise dazu beigetragen, daß Wiederaufbau und 
Wirtschaftswunder in Deutschland nach dem Krieg 
gelangen. Nicht Gefühle des Revanchismus und des 
Zorns, sondern der Wille zur Versöhnung und das Be-
kenntnis zur Demokratie, zu den unveräußerlichen 
Rechtsprinzipien und zur europäischen Einigung be-
stimmten nach 1945 ihr politisches Handeln. Durch 
ihren Einsatz haben die Heimatvertriebenen wesent-
lich zur Verwirklichung der Vision eines Europas, in 
dem die Völker ohne Furcht und Zwang leben kön-
nen, beigetragen. Diese Vision haben die Heimatver-
triebenen bereits 1950 in ihrer Stuttgarter Charta for-
muliert. 

Die Kühnheit dieses Entwurfs erschließt sich, wenn 
wir uns die Situation des Jahres 1950, die Ruinen, 
das materielle Elend, den geistigen Verlust und die 
Schwierigkeiten des Neuanfangs, ins Gedächtnis ru-
fen und diese Situation mit dem Maß an Wohlstand, 
Gerechtigkeit und Stabilität vergleichen, das wir 
heute in ganz Europa verwirklichen. 

Freiheit, Demokratie, Menschenrechte und 
Rechtsstaatlichkeit waren auch die Grundsätze, für 
die die Menschen 1989/1990 auf die Straße gegan-
gen sind. Nun bietet sich mit der Erweiterung der 
Europäischen Union die Chance, daß diese Grund-
sätze in ganz Europa dauerhaft verankert werden. So 
eröffnen sich auch den Heimatvertriebenen und Aus-
siedlern neue Perspektiven. Mit ihren Erfahrungen, 
ihren Kenntnissen und ihren Verbindungen sind sie 
beim Zusammenwachsen dieses größeren Europas 
von unschätzbarem Wert. 

Wir sind heute vormittag zusammengekommen, 
um das Erreichte zu würdigen und zugleich die Per-
spektive aufzuzeigen. Deshalb steht an erster Stelle 
der Dank an die Aussiedler und Heimatvertriebenen, 
Dank, daß sie sich treu geblieben sind, daß sie den 
Verführungen zur Demagogie widerstanden haben 
und daß sie den Weg der Versöhnung und des demo-
kratischen Miteinanders gegangen sind, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Dank auch der Bundesregierung und unserem Bun-
deskanzler, Helmut Kohl, die durch ihre Grundsatz-
treue, ihr Verhandlungsgeschick und ihre Weitsicht 
die Vertriebenenpolitik der Bundesregierungen von 
Konrad Adenauer, Ludwig Erhard und Kurt Georg 
Kiesinger fortgesetzt haben und die nicht den abwe-
gigen Pfaden derjenigen gefolgt sind, die einer An-
passung an die angeblichen Realitäten das Wo rt  ge-
redet haben. Die Bundesregierung hat großen Anteil 
am Erreichten. Wir, die Mitglieder der CDU/CSU-
Fraktion, wollen, daß diese Politik auch in Zukunft 
dafür sorgt, daß Vertriebene und Aussiedler ihren 
Platz in unserem deutschen Vaterland und eine Per-
spektive in Europa behalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 

Wir haben viel erreicht, vielleicht nicht soviel, wie 
einige sich erhofft hatten, aber doch weitaus mehr, 
als die meisten noch vor wenigen Jahren für möglich 
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gehalten hätten. Vielleicht können wir am ehesten 
ermessen, was in Bewegung gekommen ist, wenn 
wir einmal im Kleinen das Symbolhafte betrachten. 

Ich erinnere an den denkwürdigen Augenblick, als 
wir hier im Deutschen Bundestag im März über die 
Zustimmung zur Unterzeichnung der Protokolle über 
den Beitritt Polens, Tschechiens und Ungarns zur 
Nordatlantischen Allianz debattiert hatten und als 
auf der Tribüne neben einer Abordnung des polni-
schen Sejm eine Delegation der deutschen Minder-
heit saß und applaudierte. 

Wir können das Ausmaß dessen, was in Bewegung 
gekommen ist, auch daran ermessen, wie heute in 
Ostmitteleuropa über Vertreibung debattiert wird. Es 
war der damalige polnische Außenminister Bartos-
zewski, der hier im Deutschen Bundestag am 
28. April 1995 von der Tragödie der Zwangsumsied-
lung sprach und das individuelle Schicksal und die 
Leiden der unschuldigen Deutschen, die von den 
Kriegsfolgen betroffen wurden und ihre Heimat ver-
loren haben, ins Gedächtnis rief. 

Auch in den  deutsch -tschechischen Beziehungen 
ist mehr auf den Weg gebracht worden, als viele für 
möglich gehalten haben. Es ist wahr: Der Weg zur 
Gemeinsamen Erklärung war nicht einfach. Manche 
Diskussionen in dem Umfeld haben gezeigt, daß 
beim Bild vom jeweils anderen bisweilen altes Den-
ken durchbricht - wer wollte das nicht verstehen? - 
und  daß wir noch einen langen Weg zurückzulegen 
haben. Aber alles in allem ist das Tor in eine bessere 
Zukunft aufgeschlagen worden. 

Wir haben es uns nicht leichtgemacht mit der Er-
klärung; aber sie gilt, und sie gilt in allen ihren Tei-
len. Der Zukunftsfonds hat seine Arbeit aufgenom-
men, und das Gesprächsforum trifft sich am 4. und 
5. Juli in Pilsen zur konstituierenden Sitzung. 

Es ist richtig, daß die Sudetendeutschen in die Ar-
beit mit einbezogen sind. Ich danke dem Bundes-
kanzler ganz persönlich, daß er mit großer Zähigkeit 
und Beharrlichkeit daran festgehalten und dies 
durchgesetzt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wer sonst, wenn nicht die Betroffenen, ist denn ge-
eignet, echte Versöhnung auf den Weg zu bringen 
und eine wirkliche Verständigung zu erreichen? 

Wenn wir - um Präsident Havel zu zitieren - in der 
Wahrheit leben wollen, müssen wir uns der ganzen 
Wahrheit stellen, so bitter sie in ihren einzelnen Tei-
len auch sein mag. Unrecht läßt sich niemals gegen 
Unrecht aufrechnen. Wenn wir die Gräben der Ver-
gangenheit überwinden wollen, müssen wir mit dem 
Mut zur Wahrheit das Ganze in den Blick nehmen. 
Deshalb entspricht es meinem Verständnis vom Um-
gang mit der Vergangenheit, daß der Zukunftsfonds 
unter den Projekten des gemeinsamen Interesses 
auch Vorhaben zugunsten sudetendeutscher Vertrei-
bungsopfer berücksichtigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Noch einmal: Es geht nicht um das Aufrechnen von 
Schuld. Aber wer mit zweierlei Maß mißt, braucht 
sich nicht zu wundern, wenn dies Enttäuschungen 
und Unverständnis hervorruft. 

Es ist übrigens auch unterhalb der offiziellen 
Ebene vieles in Bewegung gekommen. Den Iglauer 
Symposien und vielen anderen wegweisenden Pro-
jekten der Ackermann-Gemeinde, dem Franzensba-
der Kolloquium der deutschen und tschechischen Bi-
schöfe im vergangenen Jahr, der Arbeit der parteina-
hen Stiftungen und vor allem dem selbstlosen Einsatz 
einzelner, einem Einsatz, der sich nicht immer in re-
gierungsamtlichen Dokumenten wiederfinden läßt 
und von dem wir manchmal vielleicht nur durch Zu-
fall erfahren, dem allen ist Entscheidendes zu ver-
danken. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Wer hätte es zum Beispiel noch vor wenigen Jah-
ren für möglich gehalten, daß ein tschechischer Se-
natspräsident im Verlag eines führenden Vertreters 
der Sudetendeutschen über die europäischen Wur-
zeln seiner böhmischen Heimat schreibt? Oder wer 
hätte es vor ein paar Jahren für möglich gehalten, 
daß Herbe rt  Hupka, der Bundesvorsitzende der 
Landsmannschaft Schlesien, mit Vertretern der ost-
deutschen Landsmannschaften der Oberschlesier, 
Pommern, Westpreußen sowie Danziger zu offiziellen 
Gesprächen in Warschau, wie erstmalig im vergan-
genen März, empfangen wird? 

Bei allen unseren östlichen Nachbarstaaten hat 
sich die Lage der deutschen Minderheit entschei-
dend verbessert. Die baltischen Staaten, Ungarn und 
auch Rumänien sind dabei mit gutem Beispiel voran-
gegangen. In vielen Grenzregionen findet eine län-
derübergreifende Zusammenarbeit statt, die zu 
Schüleraustausch, gemeinsamen Kulturfesten, Ver-
kehrsprojekten und einer Vielzahl von Begegnungen 
geführt hat. Die Euregio Egrensis im Dreiländereck 
Bayern-Sachsen-Böhmen ist ein solches Beispiel für 
gelebte Zusammenarbeit. 

Wer dies nicht zur Kenntnis nehmen will und wer 
vor allem den wesentlichen Beitrag der Heimatver-
triebenen, der Schlesier, der Sudetendeutschen, der 
Siebenbürger Sachsen oder der Banater Schwaben, 
nicht würdigt, der verschließt seine Augen vor der 
Wirklichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Tradition, das Bewußtsein für Zugehörigkeit, mit 
anderen Worten: Identität, und die Bedeutung der 
Pflege von Kultur, Sprache und Geschichte, also des-
sen, was unser Land zusammenfügt, sind die Voraus-
setzungen für Solidarität. Heimatvertriebene und 
Aussiedler leben diese Solidarität. Sie haben immer 
um ihre Wurzeln gewußt. Die Grundsätze unserer 
Vertriebenenpolitik, die Pflege des kulturellen Erbes 
der deutschen Vertriebenen und Aussiedler sind 
durch die Entwicklungen der letzten Jahre bestätigt 
worden. Deshalb begrüße ich es, daß die Bundesre-
gierung auch für den Haushalt 1998 die Mittel für die 
Pflege der deutschen Kultur im Osten beibehalten 
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hat. Nichts dokumentiert die Bereitschaft zur Unter-
stützung der Heimatvertriebenen besser als die Tat-
sache, daß diese Mittel im Vergleich zum Jahre 1990 
mit 20 Millionen DM mehr veranschlagt sind. 

Solidarität darf auch keine Angelegenheit für 
sonntägliche Lippenbekenntnisse bleiben. Wir wis-
sen, daß ohne Solidarität die Bindekräfte in unserer 
Gesellschaft nachlassen. Ich wünschte mir, daß Soli-
darität mit den Vertriebenen von allen Bundeslän-
dern, auch von den sozialdemokratisch regierten 
Bundesländern, gelebt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wie meistens bildet Niedersachsen unter der Füh-
rung seines Ministerpräsidenten ein trauriges Bei-
spiel. 

(Zuruf von der SPD: Das mußte ja kom
-men!)  

- Ja, Entschuldigung, ich sage nur die Tatsachen. 
Das Land Niedersachsen hat zwischen 1994 und 
1996 seinen Anteil an der Pflege der deutschen Kul-
tur im Osten um ein Viertel auf 432 000 DM gesenkt. 
Herr Schröder sollte auch ein Wo rt  der Erklärung fin-
den, warum die Schlesier heute immer noch in Bay-
ern, Herr Ministerpräsident Stoiber, um Gastrecht 
bitten müssen, weil sich das Patenland Niedersach-
sen verweigert, und vielleicht sollte Niedersachsen 
auch erklären, warum es der Landsmannschaft Ost-
preußen auf Grund der Ausschreitungen rotgrüner 
Gewaltdemonstranten schier unmöglich ist, ihre Ver-
sammlungen in Göttingen abzuhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Die CDU/CSU-Fraktion steht fest zu den Vertriebe-
nen und Aussiedlern. Wir halten auch daran fest, daß 
das Tor nach Deutschland auch für die deutschen 
Spätaussiedler, vor allem die aus Kasachstan und 
Rußland, weiterhin offen bleibt. Wir werden nicht 
vergessen, daß es unsere Landsleute im Osten wa-
ren, die unter den Folgen des zweiten Weltkrieges 
und Hitlers am meisten und am längsten gelitten ha-
ben. Natürlich fällt die Eingliederung der Spätaus-
siedler in die deutsche Gesellschaft nicht immer 
leicht, und die Probleme sind dort naturgemäß am 
größten, wo die Kenntnisse der deutschen Sprache 
am meisten zurückgegangen sind. 

Mit gezielten Maßnahmen der Sprachförderung - 
ich nenne hier als Beispiel den Garantiefonds des Fa-
milien- und Jugendministeriums, mit dem die soziale 
Integration junger Spätaussiedler unter 30 Jahren in 
Schule und Beruf sprachlich gefördert wird - setzt 
die Bundesregierung den Hebel an der richtigen 
Stelle an. 

Aber die Integration der Spätaussiedler bleibt ge-
meinsame Aufgabe von Bund, Ländern und Kommu-
nen. Unser Dank gilt besonders allen aus den Lands-
mannschaften, aus dem Bund der Vertriebenen, aus 
kirchlichen und karitativen Verbänden sowie allen 
einzelnen Personen, die sich seit Jahren im Alltag im-

mer und immer wieder und beständig um die Ein-
gliederung unserer Landsleute bemühen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es ist auch richtig, daß die Bundesregierung mit ih-
ren Sprachprogrammen in den Herkunftsgebieten 
der Spätaussiedler ansetzt, was übrigens eine bei-
spiellose Kulturinitiative ist. Das ermöglicht wieder 
ein kulturelles Eigenleben der deutschen Minderheit 
und erleichtert zum anderen denen, die zu uns kom-
men, ihre Eingliederung bei uns. Zusammen mit der 
Sprachförderung und den Möglichkeiten des Garan-
tiefonds trägt der Bund damit erheblich zur sozialen 
Integration gerade der jungen Spätaussiedler bei. 

Die Integration der Aussiedler, verehrte Kollegin-
nen und Kollegen, ist letztlich eine Frage gelebter 
Solidarität und ein Testfall, was die Bekenntnisse zur 
Nation wirklich wert sind. Deshalb sehe ich auch mit 
großer Sorge, daß aus Reihen der SPD immer wieder 
eine Regelung mit Zuzugsquoten für Aussiedler in ei-
nem Einwanderungsgesetz gefordert wird und daß 
der Bundesrat mit seiner Mehrheit der SPD-regierten 
Länder Änderungen des Bundesvertriebenengeset-
zes beantragt hat, die de facto zum Abschied vom 
Aussiedlerstatus führen würden. 

Der Wähler hat ein Anrecht darauf, zu erfahren, 
was gilt, was von der SPD in der Vertriebenenpolitik 
zu erwarten ist. Er hat auch ein Recht darauf, zu er-
fahren, warum Herr Schröder schweigt - er möchte 
gern Kanzler werden - und warum der gestern vor-
gelegte Antrag der SPD-Fraktion mit keiner Silbe auf 
diese schäbige Bundesratsinitiative eingeht, die zur 
Zeit im Innenausschuß beraten wird und über die die 
Rußlanddeutschen zu Recht entsetzt sind. Es ist im 
übrigen dann allzu durchsichtig, daß die SPD die Er-
höhung der Integrationsmittel für diejenigen forde rt , 
die, wenn es nach Oskar Lafontaine geht, gar nicht 
mehr zu uns kommen dürfen. Es macht ja keinen 
Sinn, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

eine Erhöhung der Mittel für solche zu fordern, die 
man gar nicht mehr kommen lassen will. 

Wir haben mit unserer Politik - und das war nie 
einfach - das Tor immer offengehalten, aber wir ha-
ben zugleich dafür gearbeitet, daß der Zuzug verste-
tigt werden konnte. Wir haben beides, Horst Waffen-
schmidt, gemeinsam gemacht. Wir haben das Tor of-
fen gehalten und gesagt: Wir wollen nicht, daß mög-
lichst viele zu uns kommen, sondern wir wollen, daß 
möglichst viele do rt , wo sie leben, in solchen Verhält-
nissen leben können, daß sie nicht den Zwang spü-
ren, ihre Heimat verlassen zu müssen. 

Das war Leitlinie unserer Politik. Das haben wir 
schon seit 1990 mit dem Aussiedleraufnahmegesetz, 
das am 1. Juli 1990 in Kraft getreten ist, und mit den 
Maßnahmen zur Erhaltung der Integrationsmöglich-
keiten in unserem Land konsequent betrieben. Das 
Verständnis der schon lange hier lebenden Bevölke-
rung für die Schwierigkeiten der Integration wachzu-
halten war gegenüber mancher, auch demagogisch 
verkürzter Versuchung, die Bevölkerung in ihren ver-
schiedenen Teilen auseinanderzutreiben, auch nicht 
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leicht. Wir haben das Tor offen gehalten. Wir werden 
es auch in Zukunft offen halten. Aber wir werden 
den Zuzug verstetigen. 

Daß die Zahlen der Zuwanderung deutlich zurück-
gegangen sind, ohne Zwangsmaßnahmen und ohne 
das Tor zu schließen, ist der beste Beweis dafür, daß 
diese Politik erfolgreich war und daß sie konsequent 
fortgesetzt werden muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Noch einmal, verehrte Kolleginnen und Kollegen: 
Die Aussiedler, diejenigen, die länger als alle ande-
ren unter den Folgen des zweiten Weltkriegs gelitten 
haben, haben ein Recht, einen Anspruch auf unsere 
Solidarität. Solidarität und Verantwortung, diese 
Grundsätze haben unsere Politik bestimmt, mit der 
wir im übrigen auch dazu beitragen, daß die Erweite-
rung der Europäischen Union kommt. Solidarität und 
Verantwortung bestimmen unsere Europapolitik, mit 
der wir uns für einen zügigen Abschluß der Verhand-
lungen mit den EU-Beitrittskandidaten einsetzen. 

Die Notwendigkeit von Solidarität und Verantwor-
tung gilt aber genauso für die Heimatvertriebenen 
und Aussiedler, die wesentlich dazu beitragen kön-
nen, daß die Erweiterung der Europäischen Union 
gelingt, und für die zugleich sichergestellt werden 
muß, daß die Erweiterung der Europäischen Union 
ihre Erwartungen und Perspektiven auch erfüllt. Das 
ist genau das, was wir unter einem Europa, in dem 
Grenzen nicht mehr trennen, verstehen und was wir 
davon erwarten. Dazu können die Heimatvertriebe-
nen und die Aussiedler einen entscheidenden Bei-
trag leisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Zur Logik unseres Europas - und noch mehr eines 
größeren Europas - zählt der Grundsatz, daß kultu-
relle Vielfalt, daß sprachliche, landsmannschaftliche 
und lokale Eigenheiten - kurz: das Farbige - auch in 
der Europäischen Union erhalten bleiben müssen 
und daß Europa dort, wo die gemeinsamen Aufgaben 
dies erfordern, seine Kräfte bündelt und mit seiner 
Stimme spricht. 

Das Bewußtsein für dieses europäische Bauprinzip 
der Vielfalt in der Einheit und damit auch für die Be-
deutung der Minderheiten ist in den letzten Jahren 
gewachsen. Mit der Rahmenkonvention zum Schutz 
nationaler Minderheiten und der Europäischen 
Charta der Regional- und Minderheitensprachen des 
Europarates sind wir gute Schritte vorangekommen. 
Wir verdanken diese Entwicklung nicht zuletzt dem 
stetigen Beitrag der Heimatvertriebenen und Aus-
siedler, die im zusammenwachsenden Europa ein 
ganz neues Verhältnis zu ihrer angestammten Hei-
mat gewinnen. So bestätigt sich auch hier der tiefe 
Sinn der Erkenntnis, die über der Geschichte der 
europäischen Einigung steht: Der Friede ist das Werk 
der Gerechtigkeit. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht jetzt der 
Kollege Fritz Rudolf Körper. 

Fritz Rudolf Körper (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Kultur, Kulturarbeit und Kultur-
förderung vermitteln, sie schlagen Brücken und ver-
binden Menschen. Deshalb ist Kulturförderung, wie 
sie bei uns im Rahmen des Bundesvertriebenenge-
setzes vorgesehen ist, wichtig und notwendig. Die 
durchgeführten Projekte müssen transparent und 
sachgerecht sein. Sie sollen Brücken bauen zwischen 
uns und unseren östlichen Nachbarn. Damit bewah-
ren wir auch gemeinsam unsere Geschichte als euro-
päisches Gut. 

Die bevorstehende Erweiterung der Europäischen 
Union bringt für uns alle große Chancen. 

Ein gemeinsames kulturelles Erbe in einem verein-
ten Europa, geprägt von Friedfertigkeit und gegen-
seitiger Hilfsbereitschaft, ist das Ziel. Dazu haben 
auch die Heimatvertriebenen und ihre Verbände und 
Organisationen in den letzten Jahren beigetragen. 

(Beifall bei der SPD) 

Willy Brandt sagte einmal: „Nur wo Friede ist, kann 
auch Heimat sein. " Ich denke, dieser Zielsatz ist 
nach wie vor oberstes Gebot unserer Politik. 

Meine Damen und Herren, ich hoffe, daß man 
sieht, daß ich der jüngeren Politikergeneration ange-
höre. 

(Heiterkeit - Ing rid Matthäus-Maier [SPD): 
Das werden wir einmal prüfen! - Ulrich 

Irmer [F.D.P.]: Nicht mehr lange!) 

- Herr Irmer, Sie haben recht: Mit jedem Tag, der ver-
geht, wird das ein bißchen weniger der Fall sein.  - 

(Ulrich  Irmer [F.D.P.]: Ja, es trifft mich 
auch!) 

Als Angehöriger dieser Generation sage ich: Es ist 
eine großartige Leistung gewesen, nach 1945 über 
12 Millionen Flüchtlinge in unser Land zu integrie-
ren. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das waren keine Flüchtlinge!) 

Dieser historischen Leistung sind wir uns viel zu sel-
ten bewußt. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Das waren 
Vertriebene! Die sind nicht geflohen!) 

Ich sage auch Ihnen, Herr Hörster und Herr Schäu-
ble: Solche Debatten wie heute und die entsprechen-
den Papiere sollte man nicht nur im Hinblick auf be-
stimmte Wahltermine produzieren. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Diese Debatte gibt die Möglichkeit, Bilanz zu zie-
hen, ob der Anspruch, den Sie äußern, mit der Wirk-
lichkeit übereinstimmt. Was die Frage der Aussied-
lerpolitik in unserem Land betrifft, so ist sie unum-
stritten. Es war und ist politisch gewollt, daß Aussied-
lerinnen und Aussiedlern, die Vertreibung und 
Flucht erleben mußten, und deren Kindern und Kin- 



22030 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 239. Sitzung. Bonn, Freitag, den 29. Mai 1998 

Fritz Rudolf Körper 

deskindern nach wie vor die Rückkehr nach 
Deutschland ermöglicht wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Eingliederung und Integration dürfen aber nicht nur 
auf dem Papier stehen. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Sehr wahr!) 

Eingliederung und Integration müssen durch aktive 
Solidarität gelebt werden. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Ich will auf das eingehen, was Herr Schäuble bei-
spielsweise zu dem Thema Bundesratsinitiative ge-
sagt hat - Stichwort: Kriegsfolgenbereinigungsge-
setz. Dazu sage ich ganz deutlich: Wir in der SPD-
Bundestagsfraktion sehen keinen Handlungsbedarf. 
Im übrigen sollte es bei dem im Jahre 1992 gefunde-
nen Konsens bleiben. 

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Für wie 
lange gilt das?) 

Wir haben seinerzeit eine Differenzierung vorgenom-
men zwischen deutschen Volkszugehörigen aus der 
ehemaligen Sowjetunion einerseits und solchen aus 
anderen Aussiedlungsgebieten andererseits. Dabei 
sollte es bleiben. 

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Gilt das nur 
bis zum 27. September?) 

- Herr Koschyk, wir reden vor dem 27. September 
nicht anders als nach dem 27. September. 

(Beifall bei der SPD - Lachen und Wider

-

spruch bei der CDU/CSU) 

Ich will noch den Aspekt hervorheben, daß wir uns 
entschieden haben, Deutschstämmigen in ihren 
Siedlungsgebieten zu helfen. Ich glaube, daß es in 
diesem Bereich geeignete Maßnahmen gibt, um ih-
nen das Leben dort zu erleichtern und - vor allen 
Dingen - um ihnen Perspektiven für eine gute Zu-
kunft zu geben. Dazu ist es natürlich notwendig, daß 
es gezielte und aufeinander abgestimmte Maßnah-
men gibt. Vor allem sind Fördermaßnahmen wichtig, 
die letztlich die wirtschaftliche und soziale Lage der 
Betroffenen verbessern. Darum geht es! 

(Beifall bei der SPD) 

Diese von uns angesprochenen Fragen werden 
auch in der Bevölkerung diskutiert. Ich glaube, der 
Erfolg unserer Politik hängt davon ab, ob sie auf ei-
nen breiten Grundkonsens in unserer Bevölkerung 
stößt, also davon, ob unsere Politik akzeptiert wird. 
Dazu gehört es, sachgerecht und objektiv zu infor-
mieren und zu diskutieren und keine falschen Dinge 
in die Welt zu setzen. Der Erfolg wird auch davon ab-
hängen, ob eine wirksame Integration in unsere Ge-
sellschaft gelingen wird. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Ich sage ganz deutlich: Eine Zuwanderung, die 
Randgruppen in unserer Gesellschaft produziert, 
können wir unmöglich wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Und ich füge hinzu: Eine vernünftige Integration und 
Eingliederung muß auch den Versuch unternehmen, 
vorhandene Enttäuschungen aufzunehmen und ab-
zubauen. Unterhalten Sie sich doch einmal mit Aus-
siedlerinnen und Aussiedlern hier in Deutschland. 
Ich glaube, Sie haben viel zu sehr abgehoben, als 
daß Sie deren Probleme vor Ort noch kennen. 

(Beifall bei der SPD - Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Wenn Menschen zu uns kommen, dann geht es 
auch um ihre Perspektiven, um ihre Möglichkeiten 
und Startchancen, die ihnen in Bereichen wie Arbeit, 
Schule und Wohnen gegeben werden. - Diese Auf-
zählung ließe sich noch fortsetzen. - Die Bundesre-
gierung muß sich hier an ihren Taten messen lassen. 
Sie haben die Instrumente der Integration doch 
nicht verbessert, Sie haben sie verschlechtert! Das 
hinzuzufügen ist ja wohl erlaubt. Die Integrationshil-
fen des Bundes sind abgebaut worden. Damit ist ins-
besondere auch die Integration der vermehrt zu uns 
kommenden jungen Aussiedlerinnen und Aussiedler 
gefährdet. 

Schauen Sie doch einmal, wie die tatsächliche Si-
tuation vor Ort aussieht: 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Arbeitslose Spätaussiedler erhalten kein Eingliede-
rungsgeld mehr, sondern eine geringer bemessene 
und auf sechs Monate beschränkte Eingliederungs-
hilfe. Auch die Dauer der über das Arbeitsförde-
rungsgesetz angebotenen Deutschlehrgänge wurde 
abgesenkt. Ich will auch an Kürzungen bei der Ein-
gliederungshilfe für jugendliche Aussiedler deutlich 
machen, daß es in diesem Bereich Verschlechterun-
gen gegeben hat. Das sind doch Tatsachen! Ich weiß 
nicht, ob sich das alles mit der Rede, die soeben ge-
halten worden ist, in Einklang bringen läßt. 

Wir müssen mit Sorge festhalten, daß die junge 
Aussiedlergeneration häufig über nur ganz wenige 
oder über gar keine Deutschkenntnisse mehr ver-
fügt. All jene, die sich damit beschäftigen, wissen, 
daß Eingliederung und Integration ganz entschei-
dend von Sprachkenntnissen abhängen. Sie sind der 
entscheidende Schlüssel. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie sind immer relativ schnell dabei, wenn es um 
Kürzungen im Bundeshaushalt geht. Aber man sollte 
überlegen, inwieweit man die zurückgehenden Zu-
zugszahlen auch dafür nutzt, die Integrationsleistun-
gen pro Kopf zu erhöhen. Dies wäre ein Weg zu mehr 
Eingliederung und Integration. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Mit Geldausgeben seid ihr immer ganz 

schnell!) 
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Ich will für meine Fraktion deutlich herausstellen, 
daß die Aussiedlergenerationen, die bereits zu uns 
gekommen sind und noch zu uns kommen werden, 
ein Gewinn für unser Land sind. Ihre Kenntnisse und 
Erfahrungen aus den Herkunftsländern können zwi-
schen Ost und West vermitteln und in einem gemein-
samen Europa Brücken bauen. Auch an diese Mög-
lichkeiten sollte man denken und sie positiv zum 
Ausdruck bringen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte einige Dinge klarer beim Namen nen-
nen. Ich weiß, daß das Wohnortezuweisungsgesetz 
bei Aussiedlerverbänden und auch bei den Aussied-
lerinnen und Aussiedlern selbst heftige Diskussionen 
hervorgerufen hat. Aber es bestand die schwierige 
Situation der sehr stark konzentrierten Unterbrin-
gung in 15 bis 20 Schwerpunkten unseres Landes - 
mit all den Folgen, die damit verbunden waren. Dies 
hat - auch das muß man hinzufügen dürfen - für die 
betroffenen kommunalen Gebietskörperschaften er-
hebliche Belastungen mit sich gebracht, die einseitig 
verteilt waren. 

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen war es richtig, ein Wohnortezuwei-
sungsgesetz durchzusetzen, welches zu einer gleich-
mäßigeren Verteilung geführt hat. Im Sinne der Be-
troffenen war somit eine gezieltere Integration und 
Integrationshilfe möglich. Damit ist im Grunde ge-
nommen allen geholfen. Der Hinweis sei erlaubt: 
Aussiedler, die keine staatlichen Hilfen in Anspruch 
nehmen, können ihren Wohnsitz nach wie vor frei 
wählen. 

Wie Anspruch und Wirklichkeit bei Ihnen ausein-
anderklaffen, will ich an dem Beispiel des vor Ort 
durchzuführenden Sprachtests deutlich machen. Er 
zeigt immer stärkere Auswirkungen und scheint zur 
unüberwindbaren Hürde zu werden. Über 30 Prozent 
derjenigen, die sich dem Sprachtest unterziehen, er-
reicht den entsprechenden Abschluß nicht. Ein Drit-
tel der zum Sprachtest eingeladenen Personen er-
scheint überhaupt nicht. Damit ist der Sprachtest vor 
Ort zu einem Faktor geworden, der die Zuwande-
rung von Spätaussiedlern stärker beeinflußt als jegli-
che administrative Maßnahme zuvor. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich will noch auf einen Punkt eingehen, der mir 
eine gewisse Sorge bereitet. Von Sozialträgern, Kir-
chen und anderen Organisationen, die sich dankens-
werterweise um unsere Aussiedlerinnen und Aus-
siedler sehr gut kümmern, gibt es in letzter Zeit fol-
gende alarmierende Nachricht: Wegen mangelnder 
Sprachkenntnisse erhöht sich die Zahl der Mitteilun-
gen über einen Widerruf der Aufnahmebescheide, 
und die Betroffenen werden zur Ausreise aufgefor-
dert. Ein solches Verfahren führt nach meinem Dafür-
halten zu unmenschlicher Härte. Denn die Aussied-
lerinnen und Aussiedler haben in der Regel ihr Hab 
und Gut im Herkunftsgebiet verschenkt oder oft un-
ter Wert veräußert, die Wohnung bzw. das Haus auf-
gegeben und die Arbeitsstelle gekündigt. Bei einer 
erzwungenen Rückkehr stehen sie damit vor dem ab-
soluten Nichts. Ich denke, ein solches Verfahren ist  

unmenschlich und unwürdig und sollte geändert 
werden. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Der Antrag der Koalitionsfraktionen macht deut-
lich, daß Handlungsbedarf besteht. Deutschlands 
Angebote für Spätaussiedler müssen in den Her-
kunftsgebieten harmonisiert werden. Die notwendi-
gen Integrationshilfen für junge Aussiedler müssen 
verstärkt werden. Die Aussage, das Tor bleibe offen, 
genügt nicht, ohne in der neuen Heimat die Türen 
zum Arbeits- oder Ausbildungsmarkt zu öffnen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Im Interesse eines gutnachbarlichen Zusammenle-
bens und der Akzeptanz müssen sich Zuwanderun-
gen und Integrationsmöglichkeiten sowie -hilfen er-
gänzen und die Waage halten. Denn der innere Frie-
den in unserem Land ist ein wichtiges Gut und wird 
ganz entscheidend über unsere Zukunft in einem ge-
meinsamen Europa mitentscheiden. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Siegf ried Hornung 
[CDU/CSU]: Dazu könnten Sie einiges bei

-

tragen!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat jetzt 
der Kollege Cem Özdemir. 

Cem Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist 
morgens manchmal ganz spannend, einen Blick in 
den Ticker zu werfen. Da liest man doch manche in-
teressante Nachricht. Ich habe zwei herausgefischt, 
die ich Ihnen nicht vorenthalten möchte. Die erste: 
Der Bremer Innensenator ist überrascht von mondä-
nen türkischen Frauen. - Ich möchte Ihnen den wei-
teren Inhalt dieser Nachricht nicht vorlesen, weil das 
nicht Gegenstand der Debatte ist. Aber die zweite 
Meldung ist etwas passender angesichts des Gegen-
standes der heutigen Debatte. Da sagt nämlich mit 
Bezug auf die  deutsch-tschechische Versöhnungser-
klärung von 1997 Frau E rika Steinbach - Ihnen allen 
als Mitglied dieses Hauses bekannt -, die seit kurzem 
auch Präsidentin des Bundes der Vertriebenen ist - 
ich zitiere -: Das Dokument sei eine unglaubliche 
Torheit. Weiter heißt es in der Meldung: Die CDU-
Bundestagsabgeordnete forde rte ferner Zugeständ-
nisse von Polen, Tschechien und der Slowakei an die 
Vertriebenen, bevor diese Staaten in die EU aufge-
nommen werden könnten. - Ich wußte nicht, daß die 
CDU/CSU-Fraktion eine neue außenpolitische Spre-
cherin hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich kann Ihnen zu dieser außenpolitischen Spreche-
rin nur gratulieren. Deutschland allerdings muß ich 
deswegen bedauern, daß es von einer solchen Dame 
außenpolitisch vertreten wird. 
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Aber ich will Ihnen ein weiteres Zitat nicht vorent-
halten; denn der eigentliche Hammer kommt noch. 
Hören Sie gut zu, weil man sich das auf der Zunge 
zergehen lassen sollte: Nach Ansicht von Frau Stein-
bach haben die Tschechen unter der deutschen Herr-
schaft fast nicht gelitten. - 

(Erika  Steinbach [CDU/CSU]: Das ist ja 
nicht richtig!) 

Zu dem außenpolitischen Flurschaden, der dadurch 
angerichtet wurde, mehr zu sagen erübrigt sich 
wohl. Ich erwarte von Frau Steinbach nicht, daß sie 
Einsicht zeigt, daß sie mit solchen Stellungnahmen 
Deutschland außenpolitischen Schaden zufügt. Ich 
erwarte von der Union nicht, daß man dort erkennt, 
daß man auch in Wahlkampfzeiten bestimmte Spiel-
regeln in der Außenpolitik einhalten sollte. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Was ich aber sehnlichst erwarte, ist der 27. Septem-
ber, damit diese Politik endlich beendet werden 
kann, damit wir zu vernünftigen Regelungen sowohl 
in der Innen- wie in der Außenpolitik zurückkehren. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Sie werden 
sich wundern!) 

Der Deutsche Bundestag bekennt sich in seiner 
großen Mehrheit - über alle Fraktionsgrenzen hin-
weg - zur deutsch-tschechischen Versöhnungserklä-
rung. Wir sind stolz darauf, daß wir sie zustande ge-
bracht haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Wir werden diese Versöhnungserklärung verteidi-
gen. Wir stehen zu ihr, weil auch wir in einer außen-
politischen Kontinuität stehen. Ich wünsche mir, daß 
sich auch die Union zu dieser außenpolitischen Kon-
tinuität bekennt. 

In Sonntagsreden und Festreden - der heutige Tag 
ist für Sie wohl zu einem Sonntag geworden - stehen 
die Aussiedler immer im Mittelpunkt; sie werden als 
Gewinn bezeichnet. Das Tor bleibt offen, so heißt es 
in Ihren Reden. Die Realität sieht anders aus; wir wis-
sen es. Wenn man mit Aussiedlerinnen und Aussied-
lern redet, dann weiß man, was sie von Ihrer Politik 
mittlerweile halten. Wir reden mit den Rußlanddeut-
schen. Wir haben erst kürzlich Rußlanddeutsche 
empfangen. Wir haben sehr gute Kontakte zu ihnen. 
Es würde sich sicherlich lohnen, auch einmal Maga-
zine von ihnen zu lesen; wenn Sie das täten, würden 
Sie merken, welcher Unmut mittlerweile dort über 
Ihre Politik herrscht. 

Der Kollege Körper hat bereits auf folgendes hin-
gewiesen: Daraus, daß die Sprachkenntnisse der 
Menschen schlechter werden, haben Sie die Konse-
quenz gezogen und die Dauer der Sprachkurse auf 
ein halbes Jahr gekürzt. Auf der einen Seite gibt es 
also Menschen, deren Deutschkenntnisse schlechter 
werden, auf der anderen Seite gibt es eine Regie-
rung, die die Mittel für Sprachkurse zusammen-
streicht. Mittel für Integrationshilfen werden zusam-
mengestrichen; Mittel für Eingliederungshilfen wer-

den zusammengestrichen. So sieht Ihre Politik in der 
Realität aus. Sie nehmen diesen Menschen das weg, 
was sie brauchen, damit sie in dieser Gesellschaft 
nicht scheitern und sich in ihr zurechtfinden. Ande-
rerseits halten Sie Sonntagsreden und tun so, als ob 
Sie sich noch für Aussiedler einsetzen würden. Das, 
was Sie hier verkünden, hat mit der Realität längst 
nichts mehr zu tun. Seien Sie in dieser Debatte doch 
bitte etwas ehrlicher! 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ach!) 

Ich möchte jetzt noch einmal zur Außenpolitik zu-
rückkehren. Die gleiche Regierung, die hier das Ho-
helied auf die Aussiedler singt, hat in den letzten 
Jahren immer höhere Hürden errichtet, die Aussied-
ler überwinden müssen, wenn sie in dieses Land 
kommen wollen. Sie haben die Anforderungen in 
den Sprachtests verschärft; Sie haben weitere Rege-
lungen eingeführt, die in der Realität bewirken, daß 
immer weniger Aussiedler zu uns kommen. Ihr Bun-
desaussiedlerbeauftragter, Herr Waffenschmidt, fei-
ert doch jeden Monat die Zahlen, wonach immer we-
niger Aussiedler zu uns kommen. Gleichzeitig stellen 
Sie sich in Veranstaltungen der Verbände hin und 
tun so, als ob Ihnen noch etwas daran liegt, daß Aus-
siedler zu uns ins Land kommen. Ich nenne eine sol-
che Politik unehrlich; sie hat mit der Realität längst 
nichts mehr zu tun. 

Ich möchte jetzt noch einmal auf das Bild vom 
Brückenbauen eingehen. Zu Recht wurde dieses Bild 
mehrfach bemüht, und es wurde gesagt, daß Aus-
siedlerinnen und Aussiedler ein Gewinn für unser 
Land sind, daß sie helfen, Brücken zu bauen - in die 
Herkunftsländer, aber auch in dieser Gesellschaft. 
Dem stimmt meine Fraktion zu. Nur wünsche ich mir, 
daß wir dann, wenn wir von „Brücken" reden, alle 
Menschen nichtdeutscher Herkunft mit einbeziehen, 
die in dieser Gesellschaft leben. Brücken können die 
Aussiedler, die 2 Millionen Türkinnen und Türken 
bei uns im Land, aber auch die anderen Nichtdeut-
schen, die in unserem Land leben, bauen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Für uns sind die einen nicht besser und die anderen 
nicht schlechter. Wir bekennen uns zur interkulturel-
len Realität dieser Gesellschaft. Wir wollen keine Be-
völkerungsgruppe gegen die andere ausspielen. 

Wenn hier von Ehrlichkeit geredet wurde, dann 
gehört meines Erachtens auch dazu, daß wir uns - 
ich glaube, das wird dieser Bundestag nicht mehr 
schaffen; dazu fehlt dieser Regierung die Kraft; aber 
wir werden uns irgendwann darüber unterhalten 
müssen -, darauf verständigen, daß das Kriegsfol-
genbereinigungsgesetz von 1992 - viele Ihrer Lan-
despolitiker sagen das mittlerweile sehr offen - mit-
telfristig zur Disposition gestellt werden muß. Ge-
nauso wird das Bundesvertriebenengesetz in dieser 
Form mit Sicherheit nicht das nächste Jahrtausend 
erleben. Wir brauchen endlich moderne Regelungen, 
mit denen wir das Zusammenleben von Deutschen 
und Nichtdeutschen zukünftig regeln können. 
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Meine Fraktion hat eine Vorlage gemacht. Nach ei-
ner großzügigen Übergangsregelung, mit der der 
Vertrauensschutz für Aussiedlerinnen und Aussied-
ler ehrlich gewährt wird, wollen wir ein Einwande-
rungsgesetz durchsetzen, nach dem die Abstam-
mung nicht mehr das entscheidende Kriterium ist. 
Aber Aussiedlerinnen und Aussiedler werden - über 
verwandtschaftliche Beziehungen - bei der Zuwan-
derung in die Bundesrepublik Deutschland nach wie 
vor eine relevante Rolle spielen. 

In diesem Sinne danke ich Ihnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS sowie bei Abgeordneten 

der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster 
spricht der Kollege Dr. Max Stadler. 

Dr. Max Stadler (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Die heutige De-
batte gibt uns die Gelegenheit, den Blick nach vorne 
zu richten und eine kurze Zwischenbilanz zu ziehen 
über die Erfolge, die die deutsche Außenpolitik bei 
der Neugestaltung des Verhältnisses zu unseren öst-
lichen Nachbarstaaten bereits erzielt hat. Gleichzei-
tig ist für die F.D.P.-Fraktion klar, daß wir stets das 
schwere Schicksal der Vertriebenen und deren be-
rechtigte Interessen im Auge behalten werden. 

Die Tragik des persönlichen Schicksals der Hei-
matvertriebenen, von der der Bundeskanzler in der 
Debatte am 1. Juni 1995 gesprochen hat, bleibt auch 
uns bewußt. Viele Vertriebene haben sich ja in der 
Freien Demokratischen Partei engagiert, zum Bei-
spiel auch mein Vorgänger als F.D.P.-Landesvorsit-
zender in Bayern, Josef Grünbeck. Wir wissen auch 
von daher, daß manche Entscheidungen, die in der 
deutschen Ostpolitik zu treffen waren, von Vertriebe-
nen nur schwerer akzeptiert werden konnten als von 
anderen. 

Maus Kinkel hat in einem Interview mit dem „Köl-
ner Stadtanzeiger" vom 12. Mai 1998 sein Verständ-
nis dafür zum Ausdruck gebracht, daß - ich zitiere 
wörtlich - „gerade bei den Vertriebenen immer noch 
bittere Erinnerungen und tiefe Wunden geblieben 
sind". Wir wissen aber auch, daß die Vertriebenen, 
zumal die jüngere Generation - und womöglich jeder 
einzelne etwas schneller, als dies den verbandsoffi-
ziellen Meinungsäußerungen möglich war -, 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Weng [Ger

-

lingen] [F.D.P.]) 

die Realitäten und Notwendigkeiten der deutschen 
Ostpolitik gesehen haben und im Rückblick bestäti-
gen, daß diese erfolgreiche Politik ohne Alte rnative 
gewesen ist. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Somit können wir heute feststellen: Die deutschen 
Heimatvertriebenen, die bei uns lebenden Aussied-
ler, aber auch die deutschen Minderheiten in Mittel-
und Osteuropa haben sich mit großem Engagement 
für die Überwindung der durch den kalten Krieg ent-

standenen Gegensätze zwischen Ost- und Westeu-
ropa und für die Schaffung eines großen europäi-
schen Raums friedlicher Partnerschaft eingesetzt. 
Schon 1950, auf dem Höhepunkt des kalten Krieges, 
haben sich die deutschen Heimatvertriebenen in ih-
rer Charta zu einem Europa bekannt, in dem die Völ-
ker ohne Furcht und Zwang zusammenleben kön-
nen. Heute hat sich dieser Traum für fast alle euro-
päischen Völker verwirklicht. 

Deutschland als das Land mit den meisten Nach-
barn in Europa profitiert zugleich am meisten von 
dieser neuen Stabilität. Sie ist das Ergebnis einer ver-
läßlichen, vertrauensbildenden Außenpolitik, maß-
geblich gestaltet durch die liberalen Außenminister 
Scheel, Genscher und Kinkel. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Die Erweiterung der NATO und der Europäischen 
Union bildet den krönenden Abschluß dieser Ent-
wicklung, an deren Ende ein geeintes, friedliches 
und prosperierendes Europa stehen wird, in dem na-
tionale Minderheiten ein nie zuvor gekanntes Maß 
an Entfaltungsmöglichkeiten haben werden. 

Um so bedauerlicher ist es - man kann dies in einer 
solchen Debatte nicht verschweigen -, daß sich just 
in dieser historischen Aufbruchphase einzelne Stim-
men zu Worte melden - leider auch die neue Vorsit-
zende des Bundes der Vertriebenen, 

(Zuruf von der SPD: Ja!) 

der ich im übrigen zu ihrer Wahl gratuliere und für 
die schwierige Amtsführung eine glückliche Hand 
wünsche -, die den europäischen Einigungsprozeß 
verzögern und damit die deutsche Außenpolitik de-
savouieren wollen. Mit solchen Äußerungen wird das 
Vertrauen unserer europäischen Pa rtner, das in lan-
gen Jahren durch die deutsche Außenpolitik müh-
sam aufgebaut worden ist, unnötig aufs Spiel gesetzt. 

(Beifall bei der F.D.P. und dem BÜND
-NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die Gestaltung vertrauensvoller Beziehungen zu 
den Nachbarstaaten ist die wichtigste Konsequenz, 
die Deutschland aus seiner Geschichte gezogen hat. 
Diese Politik hat zur Überwindung der Teilung Euro-
pas und damit zugleich zur Herstellung der deut-
schen Einheit beigetragen. Mit unseren östlichen 
Nachbarländern haben wir Nachbarschaftsverträge 
mit verbindlichen Regelungen zugunsten der Min-
derheiten abgeschlossen. Diese Verträge geben den 
deutschen Minderheiten weitgehende kulturelle, 
wirtschaftliche, aber auch politische Entfaltungsmög-
lichkeiten. 

Mit der Konvention des Europarates zum Schutz 
nationaler Minderheiten, die kürzlich - übrigens un-
ter deutscher Präsidentschaft - verabschiedet worden 
ist, wurde ein zusätzlicher Rahmen geschaffen, der 
die Rechte der deutschen Minderheiten in Mittel-
und Osteuropa weiter stärkt. Die Konvention ergänzt 
das jahrzehntelange nachhaltige Engagement der 
Bundesregierung für die Rechte der deutschen Min-
derheiten in Europa und für die Pflege ihres Kultur-
guts. 
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Auch mit der lange umstrittenen deutsch-tschechi-
schen Erklärung hat sich die deutsche Außenpolitik 
unter Klaus Kinkel mit großem Engagement ihrer 
Verantwortung gestellt. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Was in schwierigen Verhandlungen erreicht wurde, 
hat den Weg in eine gemeinsame deutsch-tschechi-
sche Verantwortung und in eine bessere Zukunft frei 
gemacht. Jetzt kommt es - übrigens auch im Inter-
esse der Vertriebenen - darauf an, den europäischen 
Erweiterungs- und Einigungsprozeß zügig voranzu-
bringen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Weder unsere EU-Partner noch die Beitrittskandida-
ten werden Verständnis dafür haben, wenn wir noch 
offene bilaterale Fragen mit dem Erweiterungsprozeß 
verknüpfen wollen. 

(Beifall bei der F.D.P. und dem BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es ist selbstverständlich, daß bei den Verhandlun-
gen nur die alle gemeinsam betreffenden Interessen 
berücksichtigt werden können. Wäre die Lösung bi-
lateraler Fragen Voraussetzung für Neuaufnahmen 
gewesen, dann würde die Europäische Gemeinschaft 
wahrscheinlich heute noch aus lediglich sechs Mit-
gliedstaaten bestehen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Die Erfahrung zeigt jedoch, daß die Erweiterung und 
Vertiefung der EU immer auch eine heilsame Wir-
kung auf die Lösung noch offener bilateraler Fragen 
ausgeübt hat. So würde sich die Herstellung der Frei-
zügigkeit in einem erweiterten Europa automatisch 
positiv auf das Recht auf freie Niederlassung der Ver-
triebenen auswirken. Dies kann allerdings nicht nur 
einseitig gelten. Auch den Bürgern der Beitrittslän-
der darf die Freizügigkeit nicht verwehrt werden. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne -
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Unabhängig davon gilt für uns: Offene Fragen aus 
der Vertreibung bleiben selbstverständlich weiter of-
fen. Die Bundesregierung und der deutsche Außen-
minister haben nie einen Zweifel daran gelassen, daß 
die offenen Fragen noch gelöst werden müssen. Wer 
hierfür jedoch sofortige Verhandlungen forde rt, muß 
zur Kenntnis nehmen, daß sich seit Ende des Zweiten 
Weltkriegs kein einziges Land, das Opfer der natio-
nalsozialistischen Aggression war und zum Kriegs-
ende Deutsche aus ihrer Heimat vertrieben hat, be-
reitgefunden hat, auf dera rtige Anliegen einzuge-
hen. Man muß auch sehen, daß die Bereitschaft 
hierzu über 50 Jahre nach Kriegsende auch in der 
Zukunft sicherlich nicht steigen wird. 

Wir müssen jetzt gemeinsam den Blick auf die Zu-
kunft richten. Die Debatte gibt mir Gelegenheit, Sie 
über den aktuellen Stand der Arbeit des Deutsch-
Tschechischen Zukunftsfonds, dessen Verwaltungs-
rat ich angehöre, zu informieren. Jeder kennt die 
Vorgeschichte und weiß, daß es etwas mühsam war. 
Die tschechische Seite hatte zunächst Bedenken hin-
sichtlich der personellen Zusammensetzung des Ver-

waltungsrates. Diese Bedenken konnten in der Zwi-
schenzeit vollständig zerstreut werden. 

Die Sudetendeutschen sind im Verwaltungsrat pro-
minent vertreten. Mit dem früheren Vorsitzenden der 
bayerischen SPD, Volkmar Gabert, und dem Präsi-
denten des Bayerischen Landtages, Johann Böhm 
von der CSU, sind zwei außerordentlich honorige 
und kompetente Persönlichkeiten aus den Reihen 
der Sudetendeutschen in diesen Verwaltungsrat be-
rufen worden. Unser früherer Bundestagskollege 
Herbert  Werner, CDU, ebenfalls Sudetendeutscher, 
ist Geschäftsführer des Verwaltungsrates. Damit ist 
die Mitwirkung der Sudetendeutschen in diesem für 
die Zukunft der deutsch-tschechischen Beziehungen 
so wichtigen Gremium hervorragend gesichert. 

Entgegen ursprünglichen Befürchtungen hat sich 
im Verwaltungsrat in den vier Monaten seiner bishe-
rigen Tätigkeit ein sehr kollegiales Arbeitsklima ent-
wickelt. Damit konnte auch die erste Aufgabe gelöst 
werden. Diese bestand darin, ein Sozialwerk zugun-
sten der Opfer nationalsozialistischer Gewalt als eine 
humanitäre Geste zu errichten. Zu Recht hat es in der 
tschechischen Öffentlichkeit die Erwartung gegeben, 
daß diese Entscheidung, auf die man so viele Jahre 
warten mußte, vom Verwaltungsrat rasch getroffen 
wird. Dies ist am 11. März 1998 bereits in der zweiten 
Sitzung dieses Gremiums geschehen. Es gab eine 
einstimmige Entscheidung hierzu, woraus sich die 
konstruktive Mitwirkung der Vertreter der Sudeten-
deutschen im Verwaltungsrat belegen läßt. Umge-
kehrt hat die tschechische Seite selbst vorgeschla-
gen, auch deutsche Staatsangehörige, die auf dem 
Gebiet der heutigen Tschechischen Republik Opfer 
des NS-Gewaltregimes geworden sind, in das Sozial-
werk einzubeziehen. - Ich glaube, das ist in der Öf-
fentlichkeit noch viel zu wenig bekannt. - Dies sollte 
in der heutigen Debatte aber als ein ermutigendes 
Zeichen für die künftige weitere Zusammenarbeit 
gewürdigt werden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Als nächstes geht der Verwaltungsrat nun daran, so-
genannte Zukunftsprojekte zu fördern. Darüber wird 
am nächsten Mittwoch in Prag beraten werden. Im 
Vorfeld dieser Sitzung konnte erfreulicherweise mit 
der tschechischen Seite bereits Einigkeit erzielt wer-
den, unter anderem über Zuschüsse für folgende Pro-
jekte: erstens Jugendbegegnungen der jungen Ak-
tion der Ackermann-Gemeinde und ihrer tschechi-
schen Partner, zweitens Renovierung der Wallfahrts-
kirche in Reichenau bei Mährisch-Trübau, drittens 
Förderung einer Ausstellung über böhmische Gra-
phik christlichen Inhalts im Regensburger Diözesan

-

museum. 

Meine Damen und Herren, ich finde es beachtlich 
und erwähnenswert, daß unsere tschechischen Pa rt

-ner nicht gezögert haben, gerade diese Projekte, die 
für die Sudetendeutschen von großem Interesse sein 
dürften, zu fördern. Im übrigen wird der Zukunfts-
fonds selbstverständlich einen Schwerpunkt auf 
deutsch-tschechische Jugendbegegnungen legen, 
um dem Leitmotiv unserer heutigen Debatte zu ent- 
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sprechen, nämlich den Blick in die Zukunft zu rich-
ten. 

Meine Damen und Herren, zum Thema Spätaus-
siedler möchte ich aus Zeitgründen nur einen Punkt 
aufgreifen; denn Herr Schäuble hat ja die Position 
der Koalition bereits ausführlich dargestellt. Aus ge-
gebenem Anlaß darf ich aber einen einzigen Satz aus 
dem Entschließungsantrag der Koalitionsfraktionen 
zitieren und damit ins Gedächtnis zurückrufen. Er 
lautet: 

Der Deutsche Bundestag forde rt  die Bundesre-
gierung auf, die Initiativen für die Integration jun-
ger Aussiedler weiter zu verstärken! 

Meine Damen und Herren, dies ist nicht etwa nur 
ein finanzielles Problem. Wenn aber von Sprachkur-
sen gesprochen wird, Herr Kollege Özdemir, dann 
sollte man auch erwähnen, daß die Sprachkurse von 
Deutschland in die Herkunftsländer verlagert wer-
den, sonst ergibt sich doch ein schiefes Bild der ge-
genwärtigen Politik der Bundesregierung. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, unser Ziel ist die ge-
meinsame Gestaltung eines freien, demokratischen 
und vereinten Europas. Eine Buchhaltung der Ver-
gangenheit hilft nicht der Zukunft, hat Wolfgang 
Gerhardt einmal formuliert. Man kann die Zukunft 
nicht liegenlassen, weil man sich über die Vergan-
genheit nicht einigen konnte. Unsere gemeinsame 
Aufgabe ist es, eine neue Kultur des Zusammenle-
bens in Europa zu entwickeln. Dies erkennen auch 
die Vertriebenenverbände an. 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Die deutschen Heimatvertriebenen sind in beson-
derer Weise dazu aufgerufen, an der Einigung Euro-
pas mitzuwirken. Sie haben als Mittler zwischen den 
Kulturen zur Aussöhnung mit unseren Nachbarn bei-
getragen und bilden damit eine Brücke zwischen 
den deutschen und den östlichen Nachbarn. Sie wir-
ken mit an der Schaffung eines Europas der Vielfalt, 
der Staaten und Regionen, der Völker und Volks-
gruppen. Dafür gebührt ihnen unser Dank. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Gerhard Zwerenz, PDS. 

Gerhard Zwerenz (PDS): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Nach den toleranten, verständnis-
vollen Worten von F.D.P.-Seite fällt es nicht beson-
ders schwer, die Linie der Toleranz und Liberalität 
fortzusetzen. 

Betrachten wir rückwirkend die Debatte über die 
Situation und Stellung der Vertriebenen in der Bun-
desrepublik Deutschland, so darf und kann ich mir 
nicht ersparen, mit einer Kritik an der Linken zu be-
ginnen. Aufgeschreckt durch die Tatsache, daß vie-
lerlei Vertriebenenverbände sehr oft revanchistische 
Gebietsforderungen aufstellten, ist es insgesamt ge-

sehen der Linken nur unzulänglich gelungen, zwi-
schen der Kritik an diesen chauvinistischen Forde-
rungen und dem schweren tragischen Schicksal der 
Vertriebenen insgesamt deutlich zu unterscheiden. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

SPD) 

Dabei wissen wir sehr genau, daß am Schicksal 
der Vertriebenen ein verderblicher Wesenszug na-
tionaler und nationalistischer Politik deutlich wird. 
Die Herrschenden aller Länder der Vergangenheit 
trafen ihre Entscheidungen; diese Entscheidungen 
und ihre Folgen hatten die einfachen Leute auszuba-
den. Das heißt für uns in Deutschland übersetzt: Die 
Machthaber des Hitler-Regimes lösten den zweiten 
Weltkrieg aus, sie überfielen zahlreiche europäische 
Länder, die angrenzenden Länder blieben bis auf die 
Schweiz davon nicht unbetroffen, und als Deutsch-
land diesen zweiten Weltkrieg - glücklicherweise für 
die Menschheit - verloren hatte, verständigten sich 
die Siegermächte, wie es in diesen Fällen traditionell 
üblich ist, auf eine Verkleinerung des deutschen Ter-
ritoriums. Auszubaden hatten dies in erster Hinsicht 
jene Deutschen, die dadurch ihre Heimat verloren 
und unter lebensgefährdenden Bedingungen umge-
siedelt wurden. 

Leicht wurde ihr Schicksal auch danach nicht. Sie 
wurden häufig als unerwünschte Eindringlinge be-
handelt. Es ist festzustellen, daß die Linke insgesamt 
diesem schweren Schicksal zu wenig Aufmerksam-
keit gewidmet hat. Allerdings war dies auch eine 
Folge der Haltung der Konservativen, die nie an ei-
ner wirklichen Integration dieser ausgesiedelten 
Menschen interessie rt  waren. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Un

-

sinn!) 

Sie wollten, daß sie sich in Verbänden organisieren; 
sie wollten ein Verlustgefühl am Leben halten, um 
die Forderungen aus den Vertriebenenverbänden 
außenpolitisch nutzen zu können. So ist diese Politik 
gelaufen. Jahrelang wurde das Schicksal der Vertrie-
benen benutzt, um der Oder-Neiße-Grenze die Aner-
kennung zu verweigern. Selbst heute noch gibt es 
Diskussionen darüber, ob die Anerkennung dieser 
Grenze 1990 endgültig gewesen sei oder nicht. 

Ich kann es mir nach meinen Vorrednern ersparen, 
Zitate von Frau Steinbach hier anzuführen. Sie sind 
vorhanden - sowohl als eigene Zitate als auch als Be-
richte über Ihre Auftritte. Ich verstehe eigentlich nur 
schwer, weshalb Sie Ihrer eigenen Regierung so in 
den Rücken fallen. Ich kann mir nur vorstellen, daß 
Sie Ihrer kommenden Oppositionsrolle vorgreifen. 
Dann können wir uns vorstellen, meine vielen Herren 
und wenigen Damen, wie national oder gar nationali-
stisch Ihre Oppositionspolitik ausfallen wird. Das se-
hen wir vorweggenommen an den Zitaten der Frau 
Steinbach. 

(Beifall bei der PDS - Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Wir erinnern uns - wir brauchen dabei gar nicht weit 
zurück zu denken - an den erheblichen Widerstand 
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von Ihrer Seite gegen die deutsch-tschechische Er-
klärung. Es ist offensichtlich so, daß Teile Ihrer Partei 
nicht bereit sind, die Niederlage des Dritten Reiches 
im zweiten Weltkrieg und die damit verbundenen 
Konsequenzen zu akzeptieren. 

(Lachen des Ministerpräsidenten Dr. Ed

-

mund Stoiber [Bayern]) 

- Ihr Lachen, Herr Stoiber, spricht Bände. 

(Beifall bei der PDS) 

Ich erkläre es ausdrücklich und stelle fest, daß sich 
in Vertriebenenverbänden - ich konkretisiere aller-
dings: meist an ihren Rändern - rechtsextremisti-
sches Gedankengut sammelte; in Publikationen wie 
„Der Schlesier" kam das fatal zum Ausdruck. Das 
hinderte Ihre Bundesregierung nicht, solche Publika-
tionen zu unterstützen, zu fördern und zu finanzie-
ren. Noch nie konnte diese Bundesregierung die 
Frage beantworten, weshalb sie mit aller Macht ge-
setzlich dafür sorgte, daß dann auch noch die zweite 
und dritte Vertriebenengeneration den Status der 
Vertriebenen beibehalten sollte; denn diese Men-
schen lebten ja nun auf dem Territorium der Bundes-
republik, sie waren hier geboren und sind Bundes-
deutsche geworden. Ich bin der letzte, der nicht ak-
zeptiert, was sie da an politischer und kultureller Lei-
stung aufzuweisen haben. 

(Beifall bei der PDS) 

Mit dem 3. Oktober 1990 stand nun die Bundesre-
gierung vor der Frage, wie man den Vertriebenen 
aus der früheren DDR begegnen solle. Zu keinem 
Zeitpunkt bestand die Absicht, sie materiell mit den 
Vertriebenen aus den alten Bundesländern gleichzu-
stéllen. Dies hält die PDS, für die ich hier spreche, für 
verwerflich, weil es nicht den geringsten Grund da-
für gibt, zwischen Vertriebenen erster und zweiter 
Klasse zu unterscheiden, so wie Sie es zum Nachteil 
der Vertriebenen tun. Da die Bundesregierung ande-
rerseits nicht müde wird, zu erklären, daß es die Ver-
triebenen in der früheren DDR viel schwerer hatten 
als jene, die gleich in die Bundesrepublik gekommen 
sind, ist es noch unerklärlicher, weshalb sie nicht ma-
teriell mit diesen gleichgestellt werden. 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

Wenn von Kritikern gelegentlich darauf hingewie-
sen wurde, daß das Schicksal der Deutschen - Ich 
danke Ihnen für die wiederhergestellte Ruhe. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich darf feststellen, daß Ihr großes Herz für die Aus-
siedler, das ich sehr akzeptiere, durch die Entwick-
lung Ihrer Politik nicht mehr schlägt; denn schon 
wird zwischen diesen und jenen Aussiedlern und 
Spätaussiedlern unterschieden. Ich möchte in der 
Kürze der Zeit nur mein Bedauern darüber ausspre-
chen, daß insbesondere die Aussiedler aus der frühe-
ren Sowjetunion so behandelt werden, daß es einem 
in der Seele weh tut. 

(Hannelore Rönsch [Wiesbaden] [CDU/ 
CSU]: Bedauern Sie doch einmal, wie sie 
von der Sowjetunion behandelt wurden!) 

Ich habe mich um die Schicksale dieser stets geküm-
mert, weil ich Verbindungen zu diesen Menschen 
habe. 

Ich bin gern bereit, auch darüber zu sprechen, ver-
ehrte Kollegin. Im übrigen habe ich darüber schon 
geschrieben, als Sie sich noch nicht darum geküm-
mert haben, 

(Beifall bei der PDS) 

als ich noch dort  war und als es gefährlich war, sich 
so zu äußern. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Sie sprechen hier 
doch für die PDS, Herr Kollege! Was hat 

denn die SED gemacht?) 

Es ist durchaus akzeptabel, wenn die Bundesregie-
rung deutschen Minderheiten in anderen Ländern 
materielle und ideelle Hilfe zukommen läßt und sich 
um ihre Identität sorgt. Dies wird von uns unterstützt. 
Eine solche Politik ist aber nur dann glaubwürdig, 
wenn die Bundesregierung zumindest gleiche An-
strengungen hinsichtlich der Minderheiten im eige-
nen Land, in der Bundesrepublik Deutschland, unter-
nimmt. 

(Beifall bei der PDS) 

Davon kann im Ernst keine Rede mehr sein. Es ist 
vielmehr eine Politik der Diskreditierung von Men-
schen anderer Nationalität geworden, insbesondere 
derer, die keinen deutschen Paß haben. 

Ich möchte deshalb in Erinnerung rufen, daß es in 
unserem Grundgesetz am Anfang heißt: „Die Würde 
des Menschen ist unantastbar. " Dort steht nicht: Die 
Würde des Deutschen ist unantastbar. Das ist ein be-
ziehungsvoller Unterschied, der bei Ihnen verloren-
geht. 

(Beifall bei der PDS sowie der Abg. Annelie 
Buntenbach [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat 
Herr Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber, Bundes-
rat. 

Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber (Bayern): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen! Meine 
Herren! Die Debatte heute hier gibt mir Gelegenheit, 
als Ministerpräsident des Landes, in dem die meisten 
Heimatvertriebenen in Deutschland eine neue Hei-
mat gefunden haben, einige Anmerkungen zu ma-
chen, auch zu dem, was die Länder in unterschiedli-
cher Weise für die Eingliederung dieser Menschen 
weiterhin tun. 

Die Heimatvertriebenen sind die Gruppe unseres 
Volkes - ich glaube, da stimmen wir alle überein -, 
die unter den Folgen der Kriegs- und Expansionspo-
litik Hitlers am nachhaltigsten zu leiden hatte. Je öst-
licher die Menschen geboren wurden, desto mehr 
haben sie für Adolf Hitler bezahlen müssen. 
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Die Heimatvertriebenen haben sich über 50 Jahre 
hinweg stets zum Grundgesetz und zur repräsentati-
ven Demokratie bekannt, 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Ingrid Matthäus-Maier [SPD]) 

im Gegensatz zu vielen anderen Kräften in unserem 
Lande, denen das Etikett „extrem" oder „radikal" 
leider nicht angeheftet wird, welches man aber den 
Vertriebenen immer wieder anzuheften versucht hat. 

Den Heimatvertriebenen gebührt für ihren Integra-
tionswillen, für ihre Aufbauleistung - das hat Herr 
Kollege Schäuble anerkannt - und für ihre politische 
Haltung Dank und Respekt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. und der SPD) 

Dafür dürfen sie zu Recht erwarten, daß demokrati-
sche Parteien, die Bundesregierung, aber auch die 
Landesregierungen in Deutschland ihre legitimen 
Anliegen unterstützen. 

Für meine Regierung möchte ich feststellen: Wir 
nehmen die berechtigten Anliegen der Heimatver-
triebenen außerordentlich ernst. Als gewählte Reprä-
sentanten unseres Volkes haben wir uns stets zu fra-
gen: Wo besteht Unrecht aus den Jahren von Flucht 
und Vertreibung fort? Was können und was müssen 
wir tun, damit dieses fortdauernde Unrecht geheilt 
werden kann? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist keine rückwärtsgewandte Politik, wie es im-
mer heißt. 

(Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: So ist es!) 

Ich will hier einmal deutlich machen: Es gibt kein 
Land in Deutschland, das so viel für Verbindungen 
zwischen deutschen und tschechischen Hochschulen 
tut. 

Wir haben in der Zwischenzeit die meisten Schul-
partnerschaften: Es bestehen 200 Schulpartnerschaf-
ten zwischen bayerischen und tschechischen Schu-
len. Ich wünsche mir, daß andere Länder ähnlich ver-
fahren; das möchte ich hier einmal deutlich zum Aus-
druck bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir finanzieren jedes Jahr, daß 50 Gastschüler aus 
der Tschechischen Republik ein Jahr lang in Bayern 
zur Schule gehen, damit natürlich unser Land ken-
nenlernen und vielleicht auch das eine oder andere 
Vorurteil abbauen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Max Stadler [F.D.P.]) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, weil der 
Vertreter der SPD-Bundestagsfraktion 

(Fritz Rudolf Körper [SPD]: Körper ist mein 
Name!)  

- es tut mir leid, daß ich Sie nicht mit Namen kenne  - 

(Fritz  Rudolf Körper [SPD]: Das ist kein Pro

-

blem! Ich wollte Ihnen nur helfen!) 

hier beklagt hat, daß die Bundesregierung das eine 
oder andere beim Sprachunterricht und in anderen 
Bereichen einspart, erlaube ich mir, das in eine Rela-
tion zu bringen: Wir leisten uns in unserem Land 750 
zusätzliche Lehrer für die Eingliederung von auslän-
dischen Kindern, vor allem für den Deutschunter-
richt. Wir haben die meisten Förderkurse. Do rt, wo 
Sie regieren - ich verweise aktuell auf Hamburg, 
Nordrhein-Westfalen oder Niedersachsen -, werden 
die Förderkurse nicht nur nicht ausgebaut, sondern 
sogar reduziert und Lehrerstellen gestrichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich sage das nur, weil wir uns in Deutschland in ei-
nem demokratischen Wettbewerb befinden. Ange-
sichts dessen kann man hier nicht mit dem Finger auf 
andere zeigen, wenn man eigentlich auf sich selbst 
zeigen müßte. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Zustimmung 
des Abg. Dr. Max Stadler [F.D.P.]) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir ha-
ben die intensivsten wirtschaftlichen Kontakte mit 
der Tschechischen Republik. Das Volumen des Au-
ßenhandels mit der Tschechischen Republik ist ge-
genüber 1990 auf etwa das Neunfache gewachsen. 
Wir haben auch die meisten Erfahrungen auf diesem 
Gebiet. Daher erlaube ich mir, hier einige Anmer-
kungen zu machen. 

Ich habe bereits deutlich gemacht, daß es keine 
rückwärtsgewandte Politik ist, wenn wir für die Hei-
matvertriebenen eintreten; denn Unrecht verjährt 
nicht. Wir müssen immer wieder deutlich machen, 
was Unrecht war, was Unrecht ist und was zur Hei-
lung des Unrechts getan werden muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies ist vielmehr eine nach vorne gerichtete Politik, 
eine Politik für gutnachbarschaftliches Zusammenle-
ben in einem gemeinsamen europäischen Haus. Eine 
solche Politik liegt im deutschen und im europäi-
schen Interesse. Das ist ein Auftrag für die deutsche 
Politik. 

Seit wenigen Jahren erst besteht die Möglichkeit, 
die aus dem Vertreibungsgeschehen herrührenden 
offenen Fragen mit den östlichen Nachbarstaaten im 
Dialog und mit Aussicht auf Erfolg anzugehen. 
45 Jahre lang stand zwischen den Heimatvertriebe-
nen und ihrer alten Heimat und deren neuen Bewoh-
nern der Eiserne Vorhang. 45 Jahre lang verschanzte 
sich dahinter ein kommunistisches System, das die 
Geschichte verdrehte und gerade in den Deutschen 
nicht nur Kapitalisten und Klassenfeinde sah, son-
dern auch Gegner und Revanchisten. 

Dank der Wende in Europa hat sich diese Situation 
grundlegend verändert. Natürlich knüpfen sich un-
sererseits Erwartungen an diese veränderte Situa-
tion: Erwartungen hinsichtlich stabiler demokrati-
scher Verhältnisse, Erwartungen hinsichtlich einer 
prosperierenden sozialen Marktwirtschaft. Beides 
sind die östlichen Nachbarstaaten bislang mit Elan 
angegangen. Um die Probleme und Schwierigkeiten 
dabei wissen wir aus eigener Erfahrung. Diese Ent-
wicklungen begrüßen wir alle hier in Deutschland; 
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denn dadurch gibt es Stabilität in Mitteleuropa, und 
nur dadurch wird das Wirtschaftsgefälle an unserer 
Ostgrenze eingeebnet. Nur so entwickelt sich ein 
tragfähiges gesamteuropäisches Fundament. Das 
liegt im deutschen Interesse. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch ist es nur dadurch möglich, daß die deut-
schen Minderheiten ihre Sprache und Kultur pflegen 
können, so daß das deutsche Kulturerbe im Osten 
auf Dauer erhalten werden kann. Deutschland unter-
stützt diesen Prozeß mit erheblichen finanziellen Mit-
teln, und die Heimatvertriebenen selbst helfen in ih-
ren alten Heimatorten, wo sie nur können. So werden 
viele Brücken zu den heute do rt  lebenden Menschen 
gebaut. 

Wo aber bleibt - so ist zu fragen - die Dynamik im 
Verständigungsprozeß mit den Vertriebenen, zumal 
NATO- und EU-Beitritt näherrücken? Wo sehen wir 
Signale zur Überwindung des Vertreibungsunrech-
tes, meine sehr verehrten Damen und Herren? 

Ich wiederhole: Das Vertreibungsunrecht verjährt 
nicht. Ein freies Europa, das im ehemaligen Jugosla-
wien erst vor wenigen Jahren wieder Massenvertrei-
bungen erlebt hat, muß daher auch nach einem Ab-
stand von mehr als 50 Jahren Überlegungen anstel-
len, wie das Vertreibungsunrecht überwunden wer-
den kann. Solchen Überlegungen darf sich kein 
Rechtsstaat entziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU ) 

Ungarn, Rumänien, die Slowakei und die balti-
schen Staaten, sie alle pflegen seit langem politische 
Kontakte zu den Repräsentanten der jeweiligen 
Landsmannschaften. Einzelne Länder haben über 
diese Gespräche hinaus die Heimatvertriebenen ein-
geladen, ihnen ganz konkrete Vorschläge unterbrei-
tet und sie sogar zur Rückkehr in ihre alte Heimat 
aufgefordert. Herr Kollege Schäuble hat auf den Be-
such von Herr Hupka in Polen hingewiesen. Ich 
brauche das nicht weiter zu kommentieren. 

Diese Haltung - darum geht es mir - erwarte ich 
auch von Prag. Gesprächsforum und Zukunftsfonds 
sind ein Schritt in die richtige Richtung. Auch in die-
sen beiden Gremien sind die Sudetendeutschen gut 
vertreten. Aber trotz des Gesprächsforums und des 
Zukunftsfonds ist der direkte Dialog zwischen Prag 
und den Sudetendeutschen längst überfällig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was Budapest und Warschau möglich ist, das muß 
auch Prag möglich sein. 

Der EU-Beitrittsprozeß tritt in seine entscheidende 
Phase. Für uns ist dabei klar: Die Europäische Union 
ist nicht nur eine Wirtschaftsgemeinschaft, sondern 
auch eine Wertegemeinschaft. Auch das müssen wir 
ernst nehmen. Die Europäische Union versteht sich 
als Hort des Völkerrechts und der Menschenrechte. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat immer klar-
gestellt, daß die Vertreibung der Deutschen völker-
rechtswidrig und daher ein Unrecht war; deshalb ist 
es richtig und im Sinne einer glaubwürdigen, von 
den Menschen akzeptierten europäischen Rechtsord-

nung notwendig, daß wir in diesem Punkt hohe Er-
wartungen an die Beitrittskandidaten richten. 

(Werner Schulz [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Und etwas Demut auch! - Ger

-

hard Zwerenz [PDS]: Es ist ungeheuerlich, 
was Sie da  sagen!)  

In einer Europäischen Union, die Vertreibung ächtet 
und die das Heimatrecht einfordert, können keine 
Gesetze und Dekrete Bestand haben, die diesen ein-
deutigen Menschenrechtsgrundsätzen widerspre-
chen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie hier Einwendungen erheben, dann soll-
ten Sie sich auf den europäischen Einigungsprozeß 
anders vorbereiten. Der Gipfel von Kopenhagen 1993 
hat genau das für die Beitrittskandidaten zur Euro-
päischen Union festgesetzt. 1993 sind die klaren 
rechtsstaatlichen Kriterien als Voraussetzungen für 
den Beitritt festgelegt worden. Wir erwarten daher, 
daß die Rechtsordnung der Beitrittskandidaten von 
der Europäischen Union sehr sorgfältig im Hinblick 
auf die Übereinstimmung mit den EU-Rechtsstan-
dards - dazu zählt insbesondere das Diskriminie-
rungsverbot des Art. 6 des EG-Vertrags - überprüft 
wird. 

Ich wundere mich über manche Beiträge hier, die 
im Grunde genommen die Interessen der Vertriebe-
nen weniger würdigen als die Europäische Union sel-
ber. Ich freue mich außerordentlich, daß die Europäi-
sche Union am 15. Juli 1997 die Tschechische Repu-
blik gefragt hat: Was ist mit den Beneš-Dekreten los? 
Die Europäische Union hat festgestellt, daß Vertrei-
bungen stattgefunden haben. Wenn die Tschechi-
sche Republik behauptet, daß diese Gesetze weiter-
hin Gültigkeit hätten, dann wird es für sie vor dem 
Hintergrund dessen, was die Europäische Union sel-
ber sagt, schwierig werden, in die Europäische Union 
aufgenommen zu werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge
-ordneten der F.D.P.) 

Einige der Damen und Herren, die sich hier zu 
Wort  gemeldet haben, sollten den Deutschen und vor 
allem den Vertriebenen erklären, wieso die Europäi-
sche Kommission in den Verhandlungen letzten En-
des klarere Positionen hinsichtlich der Rechtsstaat-
lichkeit als einige hier im Hohen Hause einnimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will noch auf etwas anderes hinweisen: Hier ist 
von dem Vertreter der F.D.P. gerade gesagt worden, 
man könne bilaterale Probleme im Prozess des Bei-
tritts zur Europäischen Union in keiner Weise deut-
lich machen. Die anderen Länder machen das aber 
völlig anders. Als die Frage behandelt wurde, ob die 
Slowenen in das Assoziierungsabkommen aufge-
nommen werden sollen, haben die Italiener dieses 
Vorhaben natürlich so lange blockiert, bis ihre eige-
nen Probleme mit den Slowenen gelöst waren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das ist nichts Einmaliges. Ich kann mich auch erin-
nern, daß die Franzosen außerordentlich hartnäckig 
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sind, wenn es um die Rechtsangleichung ihrer über-
seeischen Gebiete geht. Sie nerven in dieser Frage 
die Mitgliedstaaten der Europäischen Union außeror-
dentlich, bis ihren Interessen endlich Rechnung ge-
tragen ist. Die Menschen in Deutschland erwarten, 
daß wir die Interessen unserer Leute genauso vertre-
ten, wie dies die Franzosen für ihre Leute tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich sage Ihnen ebenfalls: Auch die Österreicher 
stellen gegenwärtig einige kritische Fragen, und 
zwar an ihre ungarischen Nachbarn. Deswegen 
weise ich das Vorgehen zurück, daß man offene Fra-
gen - ich möchte diese Fragen gar nicht konditionie-
ren - erst im Rahmen eines Beitrittsprozesses erörtert. 
Je frühzeitiger diese offenen Fragen ausgeräumt 
werden, um so leichter wird es fallen, das gemein-
same europäische Haus zu bauen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will auf die Charta der Heimatvertriebenen von 
1950 verweisen. Wenn eine freie Demokratie die 
Hand der Heimatvertriebenen nicht ergreift, ist das 
ein Anachronismus im Zuge des europäischen Eini-
gungsprozesses. Gerade nach der deutsch-tschechi-
schen Erklärung sollte sich die Tschechische Repu-
blik in breitem Umfang mit der jüngeren Geschichte 
auseinandersetzen, damit mehr Dynamik in das Ver-
hältnis zu den Sudetendeutschen kommt. 

(Gerhard Zwerenz [PDS]: Sie drohen doch 
nur, Herr Stoiber!) 

Schon anläßlich der Debatte um den deutsch-tsche-
choslowakischen Nachbarschaftsvertrag hat der 
Bundesaußenminister an dieser Stelle eben diese 
Hoffnung ausgesprochen. Das war vor fast genau 
sechs Jahren, am 20. Mai 1992. 

Ich komme zur Schlußbetrachtung. Diese Politik ist 
keine Einmischung in die inneren Angelegenheiten 
anderer Länder. Viele, auch in diesem Haus, müssen 
sich daran gewöhnen, daß es sich bei dieser Politik 
schon um europäische Innenpolitik handelt. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Widerspruch 
bei der PDS) 

Es ist völlig klar: Wenn die osteuropäischen Länder 
unserer Wertegemeinschaft beitreten wollen - das 
liegt auch in unserem Interesse -, dann ist es logisch, 
daß sie an uns die eine oder andere Frage richten. Es 
ist aber genauso logisch, daß wir an sie die eine oder 
andere Frage richten. Schließlich werden wir sozusa-
gen in einem europäischen Inland zusammengehö-
ren und müssen daher viel mehr gemeinsam gestal-
ten, als wir dies in der Vergangenheit getan haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

In diesem Sinne bleibt meine Ausgangsfrage be-
stehen: Wie können wir Unrecht und Vertreibung 
heilen? Die EU-Erweiterung und der europäische Ei-
nigungsprozeß öffnen für beide Seiten weit die Tore. 
Diese Chancen werden wir nutzen. Wir werden im-
mer versuchen, unsere Interessen, die deutschen In-
teressen und die Interessen der Vertriebenen - sie  

sind ein Teil unseres Volkes, und damit sind die Inter-
essen identisch -, intensiv zu wahren. Die Menschen 
können sich auf uns verlassen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Jochen Welt, SPD. 

Jochen Welt (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wenn fünf Monate vor 
der Bundestagswahl die CDU eine Hochglanzbro-
schüre für Spätaussiedler auflegt, dabei den Titel 
„Wir sind an Ihrer Seite" wählt und den lieben 
Landsleuten verspricht, daß das Tor nach Deutsch-
land offen bleibt, dann erkennt man, daß die Union 
sehr wohl gemerkt hat, daß sich bei Vertriebenen 
und Spätaussiedlern ein durchaus gespanntes Ver-
hältnis zur CDU entwickelt hat. Man erkennt auch: 
Die Nerven der Union liegen blank, weil einige Ver-
treter der Spätaussiedler inzwischen offen auf Di-
stanz zur Union gehen und klipp und klar erklären, 
daß bei der kommenden Bundestagswahl politische 
Alternativen sehr wohl denkbar und wählbar sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber ihr wirklich 
nicht!) 

Wie viele Bürgerinnen und Bürger im Lande sind 
auch die Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler die 
leeren Versprechungen von den blühenden Land-
schaften hinter den offenen Toren leid. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie wollen endlich Arbeit; sie wollen eine Lebensper-
spektive und keine blumigen Formulierungen in 
Hochglanzbroschüren. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Cem 
Özdemir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Hinter den so oft beschriebenen offenen Toren 
nach Deutschland machen sich für die Spätaussiedler 
Angst, Einsamkeit, Armut und Verlorenheit breit. Ar-
beitslosenquoten bei Spätaussiedlern von 40 Prozent 
sind keine Seltenheit. Bei Jugendlichen sind teil-
weise ganze Jahrgänge ohne Arbeit. Isolation in 
Übergangsheimen, fehlende Kontakte zur übrigen 
Bevölkerung, Vorurteile und Konkurrenzsituationen 
gegenüber einheimischen und ausländischen Bevöl-
kerungsgruppen, Konflikte mit den Ordnungsbehör-
den, verstärkte Meldungen über die Gefährdung ins-
besondere der jugendlichen Spätaussiedler, alles das 
spielt sich hinter den weiter offenen Toren ab, von 
denen die Union so gerne redet. 

Wer Menschen auffordert, zu uns zu kommen, der 
muß auch sicherstellen, daß diese bei uns menschen-
gerecht untergebracht werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Koalition scheint allerdings inzwischen er-
kannt zu haben, daß es gefährlich ist, diese Probleme 
vor der Bundestagswahl zu ignorieren. Mit dem jetzt 
vorliegenden Antrag forde rt  sie - wie wir seit Jahren 
- eine Verstärkung der Eingliederungshilfen. Aber 



22040 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 239. Sitzung. Bonn, Freitag, den 29. Mai 1998 

Jochen Welt 

leider kommt diese Forderung für den laufenden 
Haushalt zu spät. Wenn Sie es, verehrte Kolleginnen 
und Kollegen von der CDU/CSU, mit dieser Forde-
rung ernst gemeint hätten, hätten Sie sie bereits bei 
der Beratung des Haushalts 1998 stellen können und 
müssen. Dann hätten Sie nämlich den Verbänden 
und Spätaussiedlern geholfen. Dieser ist ein reiner 
Schauantrag und Augenwischerei. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Zuwanderer und insbesondere Spätaussiedler wer-
den nicht selten als lästige Konkurrenten um den 
gleichen Arbeitsplatz und um die gleiche Wohnung 
angesehen. Das schürt Vorurteile, das nährt Neid 
und Mißgunst und schaukelt sich hoch bis zum Haß. 
Solche bereits erkennbaren Entwicklungen müssen 
wir gemeinsam aufhalten. Eine erfolgreiche Integra-
tion auch von Spätaussiedlern setzt eine aktive Ar-
beitsmarkt- und Beschäftigungspolitik voraus. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Annelie 
Buntenbach [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Die zunehmenden Integrationsprobleme, die Resi-
gnation, die bei einzelnen zur Rückkehr führt, be-
trachten wir mit sehr großer Sorge. Deshalb arbeiten 
wir seit Jahren neben einer aktiven Arbeitsmarkt-
und Beschäftigungspolitik an einem Gesamtkonzept 
für Zuwanderung, das die Zuwanderung steuert, die 
Zahlen der Zuwanderer und - gemäß dem Bundes-
vertriebenengesetz - auch die Zahl der Spätaussied-
ler festlegt, sich an sozialen und ökonomischen Rah-
menbedingungen orientiert und die bislang willkür-
lich geleistete Eingliederungshilfe der Bundesregie-
rung zu einem verbindlichen Bestandteil einer er-
folgreichen Eingliederungspolitik macht. 

Die Gruppe der Spätaussiedler spielt bei diesem 
Konzept nicht alleine wegen ihrer Abstammung und 
grundgesetzlichen Bindung eine ganz besondere 
Rolle. Wir brauchen ein solches Konzept, weil wir 
nicht zulassen dürfen, daß Spätaussiedler wie Zu-
wanderer zu ungeliebten Minderheiten in Deutsch-
land und damit zu Prügelknaben für die verfehlte 
Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik dieser Bun-
desregierung werden. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Das müssen Sie erst 
einmal Lafontaine  sagen!)  

Ich gestehe durchaus ein, daß der Kontakt mit den 
Spätaussiedlern für uns Sozialdemokraten in der Ver-
gangenheit über viele Jahre hinweg sehr schwierig 
war. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt!) 

Das lag sicherlich auch an Vorbehalten bei uns. Es 
lag aber auch daran, daß die feste Anbindung der In-
teressenverbände an die CDU/CSU einen Dialog 
grundsätzlich erschwert hat. 

(Gerhard Zwerenz [PDS]: Sehr richtig!) 

Seit einigen Jahren beobachten wir allerdings ge-
rade hier ganz entscheidende Veränderungen. Wir 
haben Kontakt mit fortschrittlichen, mit jungen Kräf-
ten beim Bund der Vertriebenen und anderen Ver-

bänden, aber auch bei der Vertretung der Rußland-
deutschen. Es gibt hier im Blick auf die schwierige 
Situation für die Zielgruppen ein gemeinsames Be-
wußtsein, daß die Probleme angegangen und gelöst 
werden müssen. 

Dabei will ich an dieser Stelle nicht vergessen, daß 
wir mit Walter Haak und Volkmar Gabert von der 
Seeliger-Gemeinde in München zwei außergewöhn-
liche Persönlichkeiten in unseren Reihen haben, die 
immer wieder mit Erfolg versucht haben, den Kon-
takt zwischen Aussiedlern und Vertriebenen einer-
seits und der SPD andererseits herzustellen, zu ent-
wickeln und zu verbessern. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie der 
Abg. Annelie Buntenbach [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

Ihnen und den vielen demokratisch engagierten 
Vertretern der Interessenverbände, ihnen und den 
Vertriebenen und Aussiedlern für ihre geleistete In-
tegrationsarbeit, aber auch für die Aufbauarbeit, die 
sie in unserem Land geleistet haben, will ich von die-
ser Stelle aus ganz herzlich danken. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir werden auch in Zukunft - auch in Regierungs-
verantwortung - die so gut begonnene Zusammenar-
beit mit den Betroffenen fortsetzen, in ehrlicher Zu-
sammenarbeit mit allen Gruppen die Probleme bear-
beiten und Lösungen angehen. Eine solche Zusam-
menarbeit ist notwendig, weil viele Deutschstäm-
mige von den Versprechungen der jetzigen Bundes-
regierung bitter enttäuscht sind. Da gab es die Fik-
tion einer Wolgarepublik Anfang bis Mitte der 90er 
Jahre - ein Traum für viele Menschen in Rußland, 
der durch eine unsensible Politik dieser Regierung 
genährt wurde, aber nie verwirklicht werden konnte. 
Da gibt es die Versprechungen von den offenen Tü-
ren, der Aufnahmebereitschaft und den Eingliede-
rungsmöglichkeiten in Deutschland, Versprechun-
gen, die von den meisten, die inzwischen hier sind, 
anders und viel dramatischer erlebt werden. Da gibt 
es die Projektförderung des Innenministeriums in 
den Herkunftsländern, umstritten in örtlicher Präsenz 
und Wirkung. Da gibt es die Querelen um den VDA. 
Da gibt es die anhaltende Kritik des Bundesrech-
nungshofes an der Förderpraxis in den deutschen 
Siedlungsgebieten usw. 

Wer eine solche Politik zu vertreten hat, dem hel-
fen weder Anträge noch blumige Hochglanzbroschü-
ren. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Die Realität und die Reaktion der Betroffenen zeigen: 
Die Spätaussiedlerpolitik ist nicht nur unzureichend, 
sie ist bei den Konflikten in den Städten und Ge-
meinden am Siedepunkt angekommen. Sie grenzt 
aus und schafft so neue Minderheiten in Deutsch-
land. Allein diese Tatsache macht mir deutlich, daß 
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die Spätaussiedlerpolitik dieser Regierung geschei-
tert ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

und der PDS) 

Wir haben frühzeitig bei den jährlichen Streich-
konzerten auf die Probleme bei den Eingliederungs-
hilfen hingewiesen und Aufstockung verlangt, alter-
nativ eine Senkung der 1992 vereinbarten Zuwande-
rungszahlen für Spätaussiedler. Die Union hat uns 
dafür beschimpft. Sie hat uns verleumdet, weil wir 
die Probleme benannt haben und weil wir die Wahr-
heit gesagt haben. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: So, wie Herr Lafon

-

taine das gemacht hat!)  

Seit fast zwei Jahren macht diese Regierung das, was 
wir gefordert haben, wofür man uns beschimpft hat. 
Sie senkt die Zuwanderungszahlen für Spätaussied-
ler, allerdings nicht offen und erkennbar, sondern 
nach dem Motto: Wir wollen ja aufnehmen; wenn ihr 
nicht könnt, liegt es an euch. Sprachtests werden 
hier zu einem obskuren Aufnahmekriterium. Es ist 
ein alles in allem unwürdiges Verfahren. Klarheit 
und Wahrheit sind notwendig. Heuchelnde Aufnah-
mebereitschaft und Zuzugssteuerung durch die Hin-
tertür haben die Spätaussiedlerinnen und Spätaus-
siedler nicht verdient. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Christian Schmidt 
[Fürth] [CDU/CSU]: Das ist ja komplett 

daneben! Die SPD-Eierdemagogie!) 

Wann endlich nimmt die Regierung in Deutschland 
die Zuwanderung zur Kenntnis und handelt entspre-
chend? Das gelingt nicht dadurch, daß der Bundesin-
nenminister oder daß Unionspolitiker erklären, 
Deutschland sei kein Einwanderungsland. Die Be-
hauptung, Deutschland sei kein Einwanderungsland, 
ist genauso falsch wie die Behauptung, Wasser sei 
nicht naß. 

(Christian Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: Das 
sagte Helmut Schmidt 1981!) 

Seit den 50er Jahren sind zirka 4 Millionen Aussied-
ler allein aus Mittel- und Osteuropa nach Deutsch-
land gekommen. Sie sind vielfach mit ihren nicht-
deutschen Familienangehörigen zugewandert. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das sind Fakten. 
Wenn man Probleme lösen will, dann muß man erst 
einmal diese Fakten zur Kenntnis nehmen und ak-
zeptieren. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Warum nutzt denn die Bundesregierung nicht die 
ausgezeichneten Chancen, die Zuwanderer aus Ost-
europa mit sich bringen? Warum nutzt man nicht das 
Potential der jungen Menschen, die Russisch gelernt 
haben, die die Kultur kennen, die Mentalität in Ost-
europa, in Rußland, in Sibirien, in Kasachstan? 
Warum will die Regierung nicht die Chance sehen, 
die die jungen Menschen auf dem gigantischen ost-

europäischen Markt der Zukunft beim Aufbau der 
Wirtschaftsstrukturen als Brückenbauer zwischen 
Mittel- und Osteuropa hätten? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Wer sagt denn, daß es richtig ist, den vielen arbeits-
losen Jugendlichen hier bei uns über Jahre hinweg 
Sozialhilfe auszuzahlen, während sie mit einem deut-
schen Paß und einem Beschäftigungsprojekt in Ost-
europa Entwicklungsprojekte und Hilfen vorantrei-
ben könnten? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Wo sind denn die von der Bundesregierung geforder-
ten Unternehmen, die in Osteuropa, in Kasachstan 
ihre Geschäfte nicht nur bei der Rohstoffvermarktung 
machen wollen? Wo sind die Bet riebe, die die große 
Zahl von Deutschstämmigen in diesen Herkunftsge-
bieten qualifizieren und sie für den ökonomischen 
Aufbau in diesen Ländern einsetzen können? Wir ha-
ben das Personal quasi schon vor Ort und müssen da-
mit klotzen und nicht weiter mit vielen kleinkarierten 
Hilfen kleckern, die wir in den Herkunftsländern lei-
sten. 

An Angeboten für Aktivitäten in den ausgewiese-
nen Sonderwirtschaftszonen in Kasachstan scheint 
man, wie mir deutschstämmige Bürgermeister be-
richten, gar nicht erst interessie rt  zu sein. Viele an-
dere Staaten sind uns hier um Jahre voraus. Sie ha-
ben ökonomisch Fuß gefaßt, während die Bundesre-
gierung über Hilfe in den Herkunftsländern, Villen 
für Verbandsfunktionäre, überdimensionierte Kultur-
zentren und deplazierte Brot- und Fleischfabriken 
nachdenkt. 

Nein, die Spätaussiedler sollen wissen und wir alle 
müssen begreifen, daß richtig angewandte und ver-
netzte Eingliederungspolitik für Spätaussiedler, daß 
richtig angewandte Hilfe in den Herkunftsländern 
keine Belastung, sondern eine Chance für die Zu-
kunft Deutschlands und Europas sind. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Was wir also brauchen, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen, ist ein abgestimmtes, auf Zukunft gerichte-
tes Konzept für die Steuerung der Zuwanderung, 
das in Verbindung mit den relevanten gesellschaftli-
chen Gruppen die Zuwanderungszahlen festlegt, 
zielgenaue Eingliederungshilfen definie rt  und eine 
Vernetzung der Bildungs-, Wirtschafts- und Arbeits-
marktpolitik gewährleistet. Wenn man aber Zuwan-
derung nicht zur Kenntnis nimmt, dann kann man 
solche Konzepte nicht erarbeiten. 

Wir brauchen endlich Verläßlichkeit. Wir brauchen 
kurzfristige Maßnahmen, mobile, aufsuchende Ju-
gendarbeit in den bekannten Problemregionen. Wir 
brauchen für die betreffenden Jugendlichen sprach-
unterstützende Berufsvorbereitung und -qualifizie-
rung. Wir brauchen Anregungen und Informationen 
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zur Freizeitgestaltung. Wir brauchen auch Informa-
tionen zum Umgang in und mit unserer Demokratie. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Wir dürfen die Menschen nicht einfach hierherholen 
und sie dann allein lassen. 

Zuwanderung von Spätaussiedlern kann für unser 
Land eine Chance sein. Falsch angepackt, wie durch 
die Bundesregierung, wird sie zu einer Gefahr, zu ei-
nem Pulverfaß. Deswegen brauchen wir in der Spät-
aussiedlerpolitik auch so schnell wie möglich einen 
Politikwechsel. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Erika Steinbach, CDU/CSU. 

Erika Steinbach (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn es 
heute vormittag einen ersten Preis für Heuchelei ge-
ben würde, 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Dann an 
Sie!)  

dann müßte er dreigeteilt werden: Die SPD, die Grü-
nen und die PDS könnten jeweils ein Drittel dieses 
ersten Preises für Heuchelei für sich in Anspruch 
nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr. Barbara 
Hendricks [SPD]: Der ist schon an die Koali

-

tion vergeben!) 

Herr Zwerenz, was die DDR und die Leistungen 
für Vertriebene anbelangt: Es hat in der DDR keine 
Leistungen für Vertriebene gegeben. Die Vertriebe-
nen durften sich nicht einmal zusammenschließen, 
ihr Schicksal miteinander bereden. Sie wurden 
schlicht und einfach als nicht existent betrachtet. 
Aber heute wollen Sie uns hier vorschreiben, wie wir 
mit dem Thema umzugehen haben. Sie haben über-
haupt kein Anrecht darauf. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Joseph  Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Ei der Daus!) 

An die drei verbliebenen Grünen hier im Saale: 
Das Thema Vertreibung war für Sie nie ein Thema. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie vertreiben alle! Das ist 

das Problem!)  

Nur eines habe ich heute vermißt: ihr Trojanisches 
Pferd im Vertriebenenbereich - Antje Vollmer. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Wollen Sie mir absprechen, 

daß ich vertrieben wurde?) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Entschuldigen 
Sie, Frau Steinbach. Herr Kollege Fischer, ich möchte 
Sie gerne darauf hinweisen, daß es in der Geschäfts-

ordnung heißt: Zwischenrufe sind zulässig - aber 
nicht Dauerrufe. Ich bitte Sie darum, das zu beach-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie hat meine Würde als 

Heimatvertriebener beleidigt!) 

- Das kann schon sein. Gleichwohl müssen Sie sich 
auf Zwischenrufe beschränken und dürfen keine 
Dauerrufe machen. 

Erika Steinbach (CDU/CSU): Deshalb ist er auch 
schon ganz heiser. 

Die Bundesregierung und die Koalitionsfraktionen 
- insbesondere die CDU/CSU - haben die Anliegen 
der deutschen Heimatvertriebenen bis zum heutigen 
Tag sehr nachdrücklich unterstützt 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Meine nicht!) 

und sich deutlich zu ihnen bekannt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Bei der Regierungsübernahme durch diese Bundes-
regierung im Jahre 1982 - das gehört zu Geschichte 
und Entwicklung - betrug die Förderung für Vertrie-
bene auf Bundesebene ganze 4,2 Millionen DM. 
Heute sind es 43,1 Millionen DM. Daran mag man er-
messen, wie wichtig uns dieses Anliegen in all den 
Jahren gewesen ist. 

In den meisten Bundesländern sieht es leider völlig 
anders aus. Ministerpräsident Schröder hat nach sei-
nem Amtsantritt dem Bund der Vertriebenen in Nie-
dersachsen alle, aber auch alle Mittel schlicht und er-
greifend gestrichen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Hört! Hört! - 
Walter  Hirche [F.D.P.]: Das ist die Wirklich

-

keit in der SPD!) 

Die große Landsmannschaft der Schlesier mußte für 
ihre Bundestreffen „Asyl" in Bayern suchen und hat 
es dort  erhalten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Joseph  Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Da wurde es abgelehnt!) 

Ich danke Ihnen, Herr Ministerpräsident Stoiber, da-
für, daß Bayern immer ein Land gewesen ist, das sich 
den Vertriebenen gegenüber offen gezeigt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Lachen bei der 
SPD) 

Wer unter dem Kanzlerkandidaten Schröder geför-
dert werden will, hat dann gute Chancen, wenn er 
ein Chaot ist. Er hat aber überhaupt keine Chancen, 
wenn er ein deutsches Vertriebenenschicksal erlitten 
hat. Das kann man deutlich merken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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In nahezu allen rotgrün oder rot regierten Bundes-
ländern ist die Entwicklung leider ähnlich verlaufen. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ganz furchtbar!) 

Das ist nicht nur eine sehr bedauerliche, sondern 
auch eine - ich sage es ganz eindringlich - tragische 
Entwicklung. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Rübezahl!) 

Die SPD hat hinsichtlich der Frage des Schicksals 
unserer vertriebenen Bevölkerungsteile schon vor 
langer Zeit den Konsens der Demokraten aufgekün-
digt. Die Vertriebenen sind aber ein wichtiger, ein 
wesentlicher Teil des deutschen Volkes. Der Konsens 
war notwendig; und in den ersten Jahren nach 1945 
war er auch vorhanden. 

Die großen Sozialdemokraten Kurt Schumacher  - 
Westpreuße wie ich - oder Wenzel Jaksch - einer 
meiner Vorgänger im Amte des Präsidenten des Bun-
des der Vertriebenen - hätten die SPD längst verlas-
sen, wenn sie diese Entwicklung hätten miterleben 
müssen -, 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: So ist es!) 

genauso wie Herbert Hupka unter Schmerzen die 
SPD verlassen hat. Ein solcher Schritt ist schließlich 
kein leichter; ihm geht vieles voran. 

Bei der Gedenkfeier der SPD für Carlo Schmid im 
Wasserwerk im vorigen Jahr - die ich selbstverständ-
lich besucht habe, denn Carlo Schmid war ein wichti-
ger Politiker der deutschen Nachkriegsgeschichte - 

(Beifall des Abg. Wolfgang Zöller [CDU/ 
CSU]) 

war folgendes bemerkenswe rt : Die Teilnehmer hör-
ten beim Eintritt in den Raum eine Rede Carlo 
Schmids im Originalton. Es war Zufall, daß Carlo 
Schmid gerade in dem Moment, in dem ich eintrat, 
den Satz sagte: „Und die Sudetendeutschen müssen 
in ihre Heimat zurück." - Das war Carlo Schmid, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall des Abg. Michael Glos [CDU/CSU] 
- Gerhard Zwerenz [PDS]: Wollen Sie das 

heute auch noch?) 

15 Millionen deutsche Vertriebene - Deportierte 
und Verschleppte in der UdSSR noch gar nicht einge-
rechnet - sind mehr Menschen, als Norwegen und 
Schweden heute zusammen an Einwohnern haben. 
Das war und ist eine gesamtdeutsche Katastrophe - 
sowohl in bezug auf die menschlichen Schicksale als 
auch kulturell. 

(Abg. Monika Ganseforth [SPD] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

- Nein, im Moment möchte ich keine Zwischenfrage 
beantworten. 

Deutschland hat Schuld auf sich geladen. Diese 
Vertreibungsaktionen widersprachen schon damals 

dem Völkerrecht und allen Menschenrechten. Es wi-
dersprach den Menschenrechten, daß in der UdSSR 
und in vielen MOE-Ländern Menschen deutscher 
Abstammung deportiert  wurden, jahrelang Zwangs-
arbeit leisten mußten und ihrer Muttersprache be-
raubt wurden. Sie durften die deutsche Mutterspra-
che nicht mehr sprechen. Deshalb beherrschen auch 
heute die meisten der Spätaussiedler die deutsche 
Sprache nicht mehr. Wir haben die Aufgabe, ihnen 
dabei behilflich zu sein, diese Sprache in ihren alten 
Wohngebieten zu erlernen. 

(Cem Özdemir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Und dann kürzen Sie ihnen den 
Kurs!) 

Die Deutschen, die ihrer Abstammung wegen jah-
relang östlich des Eisernen Vorhanges in quälender 
Unterdrückung leben mußten, hatten und haben bei 
uns in Deutschland ein Aufnahmerecht, damit sie als 
Deutsche unter Deutschen leben können. 

Oskar Lafontaine hat das noch vor kurzer Zeit völ-
lig anders gesehen, und weite - wichtige - Teile der 
SPD auch. „Ein Asylbewerber aus Schwarzafrika ist 
mir allemal lieber als ein Rußlanddeutscher. " Wer so 
etwas von sich gibt, entlarvt sich als herzlos, unsoli-
darisch und geschichtslos. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich begrüße, daß es in der SPD in dieser Frage we-
nigstens teilweise einen Sinneswandel gegeben hat. 
Aber tragfähig scheint er mir nicht zu sein, denn das 
Spannungsverhältnis innerhalb Ihrer Partei ist allzu

-

groß. Zunächst hörte man nur die Parole: Schotten 
dicht! Jetzt hört man nur Anklagen, von der Bundes-
regierung werde nicht genug getan. - Irgendwann 
müssen Sie sich einmal entschließen, was Sie für 
richtig halten. Beides können Sie ja nicht gleichzeitig 
vertreten. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Die SPD 
schon!) 

- Da haben Sie auch wieder recht. 

Meine Damen und Herren, Vertriebene, Aussied-
ler, deutsche Minderheiten in den Heimatgebieten 
sind eine Brücke zwischen Deutschen und ihren öst-
lichen Nachbarn; das ist wohl richtig. Sie sind aber 
auch eine sehr beständige Mahnung gegen millio-
nenfach verletzte Menschenrechte. Diese menschli-
che Brücke wird am Ende nur dann tragfähig sein 
können, wenn die Stützpfeiler heißen: Menschen-
rechte, Völkerrecht und Minderheitenrechte. 

Eine Osterweiterung der Europäischen Union 
liegt im deutschen Interesse. Auch die Vertriebenen-
organisationen haben das ja von Anfang an gesagt. 
Die immer wieder zitierte Charta der deutschen Ver-
triebenen, in der Europa als ein Ziel, als ein Wunsch-
gedanke mit enthalten war, hat dies deutlich ge-
macht. Auch der Versöhnungsgedanke wurde immer 
offensiv nach außen getragen. Aber die Osterweite-
rung der Europäischen Union kann kein Selbstzweck 
sein. Eine Erweiterung um der Erweiterung willen, 
ohne zuvor offene Fragen zu klären, macht keinen 
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Sinn. Alle Beitrittskandidaten müssen Menschen-
und Völkerrecht konsequent umsetzen, bevor sie 
Mitglied in der Union werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Denn auch das Europa der Zukunft soll und muß 
eine Wertegemeinschaft und nicht nur eine Wi rt

-schaftsgemeinschaft sein. 

Daß die Heilung des Vertreibungsunrechtes mög-
lich ist - das wurde schon angesprochen -, haben 
Estland, Litauen, Ungarn und Rumänien deutlich ge-
macht. Diese Länder haben von sich aus Entschädi-
gungsregelungen, Rückkehrregelungen auf die Ta-
gesordnung gesetzt und beschlossen. Darüber waren 
die Vertriebenen sehr froh; sie waren dankbar dafür. 

Daß es auch möglich ist, die Menschenrechtsver-
letzungen an Deutschen zu heilen, wenn nur der 
Wille dazu vorhanden ist, haben uns diese Länder 
ebenfalls plastisch vor Augen geführt. Manchem ge-
fällt das nicht. Aber ich sage: Wenn diese Länder es 
schaffen, dann müssen auch Polen und die Tschechi-
sche Republik es schaffen. 

(Cem Özdemir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Aber nicht mit Ihren Methoden!) 

Lassen Sie mich bei dieser Gelegenheit auch eine 
Anmerkung in Richtung unserer Koalitionsfreunde 
von der F.D.P. machen. Unter Freunden muß man 
auch einmal ein offenes Wort  sagen können. 

(Cem Özdemir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Dafür sind Sie bekannt!) 

Das Einfordern der Menschenrechte für Deutsche 
zerstört doch nicht Vertrauen, sondern es schafft Ver-
trauen, nämlich nach innen. Wenn das Vertrauen 
nach innen gestärkt wird, nützt es am Ende auch 
dem Vertrauen zu unseren östlichen Nachbarn, dann 
ist es auch tragfähig. Wir brauchen für diese Ver-
handlungen die Akzeptanz des eigenen Volkes. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Man kann als Deutscher nicht von China oder der 
Türkei die Einhaltung der Menschenrechte einfor-
dern und am Ende die Menschenrechte der Deut-
schen ignorieren und in der Abstellkammer ablegen. 
Das, meine lieben Freunde, geht nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im übrigen entspricht dieser Appell nicht nur dem 
einstimmigen Votum der UNO-Menschenrechtskom-
mission, die sich erst vor wenigen Monaten mit der 
Thematik auseinandergesetzt und unsere Positionen 
bestätigt hat. Es gibt vielmehr eigene hochaktuelle 
Beschlüsse dieses Hauses dazu. Ich will sie Ihnen in 
Erinnerung rufen. Am 23. Juni 1994 haben wir be-
schlossen: 

Der Deutsche Bundestag forde rt  die Bundesre-
gierung auf, über die Durchsetzung des Rück-
kehrrechts in die Heimat hinaus Möglichkeiten 
zu prüfen, wie Wiedergutmachung und Entschä-
digungspflichten der Vertreiber geregelt werden 
können. 

Am 28. Februar 1997 beschloß dieses Haus: 

Jeder Akt der Vertreibung ist ein Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit. Sie muß inte rnational ge-
ächtet und sowohl völkerrechtlich wie strafrecht-
lich auch geahndet werden. 

Das sind unsere eigenen hochaktuellen Beschlüsse. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin, 
achten Sie bitte auf die Zeit. 

Erika Steinbach (CDU/CSU): Ich danke Ihnen. Ich 
bin gleich fertig. - Das sind die Rahmenbedingun-
gen, unter denen eine Osterweiterung der Europäi-
schen Union möglich wird. Ich fordere diese Be-
schlüsse ein - nicht mehr, aber auch nicht weniger. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Joseph Fischer 
[Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist unglaublich! Mit Frau Steinbach 
gäbe es die deutsche Einheit nicht! Sie war 

gegen den Polen-Vertrag!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort zu ei-
ner Kurzintervention hat die Kollegin Monika Ganse-
forth. 

Monika Ganseforth (SPD): Frau Steinbach, nehmen 
Sie zur Kenntnis, daß Sie hier nicht für die 17 Millio-
nen Vertriebenen mit ihrem schweren Schicksal ge-
sprochen haben! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich selber bin aus Oberschlesien, bin in Gleiwitz 
geboren worden. Ich distanziere mich von dem, was 
Sie hier gesagt haben. Sie tun damit vielleicht eini-
gen Vertriebenenorganisationen bzw. Teilen dieser 
Organisationen, 

(Cem Özdemir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ
-

NEN]: Nicht allen!) 

aber nicht den Vertriebenen einen Gefallen. Sie lei-
sten mit dieser Auffassung vielmehr einen Bären-
dienst. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Steinbach, Sie können antworten. 

Erika Steinbach (CDU/CSU): Frau Kollegin Ganse-
forth, das ist Ihre höchstpersönliche Meinung. Die 
Mehrheit der Vertriebenen hat eine andere Auffas-
sung. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Aber es gibt auch sehr unterschiedliche Meinungen 
bei den Nichtvertriebenen. Ein erheblicher Teil der 
Nichtvertriebenen empfindet sich als solidarischer 
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Partner derer, die vertrieben wurden. Am Ende wol-
len sie miteinander ihr Recht einfordern. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Ing rid Mat

-

thäus-Maier [SPD]: Das ist nicht das 
Thema!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat 
jetzt die Kollegin Annelie Buntenbach, Bündnis 90/ 
Die Grünen. 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Die Reden, die wir heute von den Regierungs-
fraktionen gehört haben, und ebenso der Antrag, 
den sie vorgelegt haben, sind wieder einmal eine 
verpaßte Chance. Da kann ich mich dem, was die 
Kollegin Ganseforth in ihrer Kurzintervention gesagt 
hat, nur anschließen. Dies ist eine verpaßte Chance 
mit einer darin enthaltenen Klientelpolitik, die sich 
wohl kaum an Aussiedler, Minderheiten und Vertrie-
bene richtet, sondern lediglich an einige Vertriebe-
nenorganisationen. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Frau Buntenbach, 
können Sie das dem Herrn Stadler ins 

Gesicht sagen?) 

Statt sich wirklich um die Integration von Aussied-
lern zu bemühen, statt die Minderheitenförderung in 
den Rahmen einer Verständigungspolitik zu stellen, 
funktionalisieren Sie diese Gruppen und auch den 
Gedanken der europäischen Einigung für die Eigen-
tumsrückforderungen und die großdeutschen Ambi-
tionen der Hardliner im Bund der Vertriebenen. Eben 
die sind ja wohl am ungeeignetsten, Brücken zwi-
schen den Menschen zu schlagen. Denn wieviel zer-
stören solche Äußerungen, die ich nur beschämend 
finden kann, wie die, die der Kollege Özdemir eben 
zitiert hat - Frau Steinbach, das richtet sich noch ein-
mal an Sie; Sie haben sie nicht zurückgenommen 
bzw. zurückgestellt; Sie hätten hier jede Gelegenheit 
der Welt gehabt -, nämlich daß die Tschechen unter 
deutscher Herrschaft fast nicht gelitten hätten. Ich er-
warte von Ihnen, daß Sie diese Äußerung hier zu-
rücknehmen. 

Denn wir können nicht dahin kommen, daß im 
Wahlkampf auf Grund der Konkurrenz um eine mög-
lichst autoritäre und restriktive Innenpolitik im Hin-
blick auf das Wählerpotential von rechtsextremen 
Parteien auf dem Rücken von Migranten und Mi-
grantinnen Politik gemacht und daß im Werben um 
die Vertriebenenlobby außenpolitisch, gerade im 
sensiblen Verhältnis zu unseren östlichen Nachbarn, 
großer Schaden ange richtet wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

In diesem Zusammenhang möchte ich einfach klar-
stellen: Es geht hier nicht um eine Kontroverse dar-
über, ob die Vertreibung ein Unrecht war. Das war 
sie eindeutig. Die Menschen, die das Unrecht der 
Vertreibung als Folge des NS-Regimes und des grau-
samen, von Deutschland begonnenen Krieges erle-
ben mußten und in der Bundesrepublik Deutschland 
ihre Kreativität und Energie eingebracht haben, sind 
natürlich Teil unserer deutschen Geschichte und  

auch Teil unserer Gegenwart. Das wird hier niemand 
abstreiten wollen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Aber selbstverständlich handelt es sich dabei um 
etwas ganz anderes, als das, was heute hier gesche-
hen ist, nämlich Eigentums- und Rückkehrrechte 
zum Thema zu machen und deren Verwirklichung 
dann auch noch als Voraussetzung für die Erweite-
rung der Europäischen Union zu fordern. Das wäre 
ein schlichter Erpressungsversuch des Stärkeren. Ich 
erwarte, daß wir das eindeutig zurückweisen und 
deutlich machen, daß das nicht der Fall sein kann. 

Die Vertriebenenlobby ist mit riesigen Mitteln in 
den letzten Jahren aufgebläht worden, eine Lobby, 
die gar keinen Rückhalt bei denen hat, die sie be-
hauptet zu vertreten. 

(Monika Ganseforth [SPD]: Genau!) 

Die Auseinandersetzung um die  deutsch-tschechi-
sche Versöhnungserklärung hat auch folgendes ge-
zeigt: Wir brauchen die Brücken zwischen den Men-
schen - das ist keine Frage -, aber genau dazu sind 
die Hardliner der Vertriebenenverbände des BDV 
nicht bereit. 

Ich will nur ein Beispiel nennen: Die Betreuung der 
Begegnungszentren in Tschechien durch die sude-
tendeutsche Landsmannschaft hatte nicht etwa die 
Funktion einer Brücke zwischen den Völkern, son-
dern sie wurde dazu mißbraucht, brückenkopfartige 
Positionen einzunehmen. Daraus mußten sie dann 
auch Konsequenzen ziehen. 

Diese Kritik, wie viele andere Kritikpunkte, stammt 
nicht von mir, sondern von einem führenden Vertre-
ter der deutschsprachigen Minderheit in Tschechien. 
Auch die Vertreter der deutschstämmigen Minder-
heit in Polen haben sich gegen Einflußnahme und 
Vereinnahmung durch die Landsmannschaft ge-
wehrt. 

Mich wundert, daß die F.D.P. - auch Sie, Herr Stad-
ler - im Gegensatz zu ihrem liberalen und weltoffe-
nen Image, das sie hier pflegt, diesen Antrag mit un-
terstützt hat. Denn was in Ihrem Antrag als berech-
tigte Anliegen der Vertriebenen oder als offene Fra-
gen im bilateralen Verhältnis zu Polen und Tsche-
chien bezeichnet wird, sind ja keine unbekannten 
Positionen, sondern der BDV hat sehr deutlich formu-
liert, was damit gemeint ist, nämlich Eigentumsrück-
gabe und weitgehende Autonomierechte für zurück-
siedelnde Deutsche in den ehemals deutschen Ost-
gebieten. 

Einzelne Funktionäre stellen dann gleich die deut-
sche Ostgrenze in Frage. Der Außenminister hat sol-
che Äußerungen zu Recht als unrealistisch und we-
nig verantwortungsvoll bezeichnet und bemerkt, 
diese Forderungen zerstörten Vertrauen in den Be-
ziehungen zu den östlichen Nachbarn. 

Mit dem Antrag, der jetzt vorliegt, betreiben Sie 
aber eine doppelte und zweideutige Außenpolitik. 
Jenseits der offiziellen Äußerungen Ihres Außenmi-
nisters vertreten Sie praktisch die Forderungen einer 
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Organisation, deren Vorstellungen über Deutschland 
über die bestehenden Grenzen weit hinausgehen. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Das ist doch abwegig!) 

Die Beziehungen zu den östlichen Nachbarn, die hi-
storisch belastet sind, erfordern aber eine besondere 
Sensibilität. 

Wir entscheiden uns darum für eine eindeutige 
und nachvollziehbare Außenpolitik, und wir ent-
scheiden uns darum gegen diesen Antrag. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich schließe die 
Aussprache. 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Wir kommen 
jetzt zur Abstimmung über den Antrag der Fraktio-
nen der CDU/CSU und der F.D.P. „Vertriebene, Aus-
siedler und deutsche Minderheiten sind eine Brücke 
zwischen Deutschen und ihren östlichen Nachbarn." 
Das ist die Drucksache 13/10845. Wer stimmt dafür? 
- Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Der Antrag ist 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und 
der Gruppe der PDS angenommen worden. Die SPD 
hat sich enthalten. 

Abstimmung über den Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zur Verstärkung der Integra-
tionsbemühungen für Aussiedlerinnen und Aussied-
ler, Drucksache 13/10787. Wer stimmt dafür? - Ge-
genstimmen? - Enthaltungen? - Der Antrag ist mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und 
der Gruppe der PDS abgelehnt worden. Die SPD hat 
sich enthalten. 

Abstimmung über den Antrag der Fraktion der SPD 
zu einer verantwortungsvollen Aussiedlerpolitik, 
Drucksache 13/10862. Wer stimmt dafür? - Gegen-
stimmen? - Enthaltungen? - Der Antrag ist mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen 
der gesamten Opposition abgelehnt worden. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 16a bis 16z so-
wie Zusatzpunkte 18 bis 21 auf: 

16. Umweltdebatte 

a) Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 

Umweltbericht 1998 
Bericht über die Umweltpolitik der 13. Le-
gislaturperiode 

— Drucksache 13/10735 
—Überweisungsvorschlag : 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 
Umweltgutachten 1998 des Rates von Sach-
verständigen für Umweltfragen 
Umweltschutz: Erreichtes sichern - Neue 
Wege gehen 

— Drucksache 13/10195 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit (federführend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 

c) Beratung der Unterrichtung duch die Bun-
desregierung 
Sondergutachten des Rates von Sachver-
ständigen für Umweltfragen 
Flächendeckend wirksamer Grundwasser-
schutz 
Ein Schritt zur dauerhaft umweltgerechten 
Entwicklung 
- Drucksache 13/10196

—Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit (federführend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

d) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit (16. Aus-
schuß) zu der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 
Sondergutachten 
„Konzepte einer dauerhaft-umweltgerech-
ten Nutzung ländlicher Räume" des Rates 
von Sachverständigen für Umweltfragen 
- Drucksachen 13/4109, 13/9707 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Wilhelm Dietzel 
Ulrike Mehl 
Ulrike Höfken 
Günther Bredehorn 

e) Zweite und dritte Beratung des von den Ab-
geordneten Dr. Jürgen Rochlitz, Franziska 
Eichstädt-Bohlig, Gerald Häfner, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Umweltinformationsgesetzes 
- Drucksache 13/3906 

–(Erste Beratung 178. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit (16. Ausschuß) 
- Drucksache 13/10580 – 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Renate Hellwig 
Dietmar Schütz (Oldenburg) 
Dr. Jürgen Rochlitz 
Birgit Homburger 
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f) Zweite Beratung und Schlußabstimmung 
des von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Abkommen vom 24. Oktober 1996 zwi-
schen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Tsche-
chischen Republik über die Zusammenar-
beit auf dem Gebiet des Umweltschutzes 
- Drucksache 13/10129 – 

(Erste Beratung 224. Sitzung) 
Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit (16. Ausschuß) 
- Drucksache 13/10704 – 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Christa Reichard (Dresden) 
Georg Pfannenstein 
Michaele Hustedt 
Dr. Rainer Ortleb 

g) - Zweite Beratung und Schlußabstimmung 
des von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Proto-
koll vom 7. November 1996 zum Überein-
kommen über die Verhütung der Meeres-
verschmutzung durch das Einbringen von 
Abfällen und anderen Stoffen von 1972 
- Drucksache 13/10430 – 
(Erste Beratung 230. Sitzung) 

- Zweite und dritte Beratung des von 
der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Ausführung des 
Protokolls vom 7. November 1996 zum 
Übereinkommen über die Verhütung 
der Meeresverschmutzung durch das 
Einbringen von Abfällen und anderen 
Stoffen von 1972 
- Drucksache 13/10364 – 

(Erste Beratung 230. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit (16. Ausschuß) 
- Drucksache 13/10833 – 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Kurt-Dieter Gri ll 

 Dietmar Schütz (Oldenburg) 
Dr. Jürgen Rochlitz 
Birgit Homburger 

h) Zweite Beratung und Schlußabstimmung 
des von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Ab-
kommen vom 16. Juni 1995 zur Erhaltung 
der afrikanisch-eurasischen wandernden 
Wasservögel 
- Drucksache 13/10431 – 
(Erste Beratung 230. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit (16. Ausschuß) 
- Drucksache 13/10826- 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dr. Norbe rt  Rieder 
Ulrike Mehl 
Günther Bredehorn 
Ulrike Höfken 

i) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Jürgen Rochlitz, Gila Altmann (Aurich), 
Franziska Eichstädt-Bohlig, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Schutz vor krebsverdächtigen, minerali-
schen Dämmaterialien 
- Drucksache 13/8900 

—Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Gesundheit 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

j) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Änderung des „Sommersmog-Gesetzes" 
(Gesetz zur Änderung des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes vom 19. Juni 1995) 

— Drucksache 13/8320 
—Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit (federführend) 
Ausschuß für Verkehr 

k) Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit (16. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Fraktion der SPD 

Änderung des „Sommersmog-Gesetzes" 
(Gesetz zur Änderung des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes vom 19. Juli 
1995) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Gila 
Altmann (Aurich) und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Verschärfung der Maßnahmen gegen die 
fortschreitende Gefährdung der mensch-
lichen Gesundheit und der Umwelt 
durch bodennahes Ozon 

- Drucksachen 13/4974, 13/4727, 13/6150 -

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dr. Peter Paziorek 
Christoph Matschie 
Dr. Jürgen Rochlitz 
Birgit Homburger 

1) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (16. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Klaus 
W. Lippold (Offenbach), Wilhelm Dietzel, 
Herbert  Frankenhauser, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion der CDU/CSU sowie 
der Abgeordneten Birgit Homburger, Gün- 
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ther Bredehorn, Dr. Rainer Ortleb und der 
Fraktion der F.D.P. 

Keine neuen bürokratischen Verfahren auf 
EU-Ebene 
- Drucksachen 13/7060, 13/9944 - 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dr. Klaus W. Lippold (Offen-
bach) 
Dietmar Schütz (Oldenburg) 
Michaele Hustedt 
Birgit Homburger 

m) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit (16. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Michaele Hustedt, Dr. Uschi Eid, Wolfgang 
Schmitt, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Umwelt- und Entwicklungspolitik auf dem 
Weg ins 21. Jahrhundert - Nachhaltigkeit 
global umsetzen 
- Drucksachen 13/7783, 13/10166 -

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dr. Klaus W. Lippold (Offen-
bach) 
Michael Müller (Düsseldorf) 
Michaele Hustedt 
Birgit Homburger 

n) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit (16. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Michaele Hustedt, Dr. Jürgen Rochlitz, 
Franziska Eichstädt-Bohlig, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Erstellung eines nationalen Umweltplans 
- Drucksachen 13/7884, 13/10167 -

Berichterstattung: 

Abgeordnete Kurt-Dieter G rill 
Marion Caspers-Merk 
Michaele Hustedt 
Birgit Homburger 

o) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit (16. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Angelica Schwall-Düren, Antje-Ma rie 
Steen, Lilo Blunck, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 
Verbot des Einsatzes von Pyrethroiden in 
Textilien und Innenräumen 
- Drucksachen 13/1478, 13/4187 -

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dr. Harald Kahl 
Dr. Angelica Schwall-Düren 
Dr. Jürgen Rochlitz 
Birgit Homburger  

p) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Dr. Jürgen Rochlitz, Michaele 
Hustedt, Gila Altmann (Aurich), Albe rt 

 Schmidt (Hitzhofen) und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Aluminium - ökonomische, ökologische 
und soziale Folgen 

- Drucksachen 13/5247, 13/6833 - 

q) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit (16. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Wolfgang Behrendt, Marion Caspers-Merk, 
Dr. Liesel Hartenstein, weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion der SPD 

Schutz der stratosphärischen Ozonschicht 
und Bekämpfung des anthropogenen 
Treibhauseffektes durch Beendigung von 
Produktion und Einsatz teilhalogenierter 
FCKW 

- Drucksachen 13/5806, 13/7469 - 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dr. Peter Paziorek 
Wolfgang Behrendt 
Dr. Jürgen Rochlitz 
Dr. Rainer Ortleb 

r) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit (16. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Vera Lengsfeld, Gila Altmann 
(Aurich), Steffi Lemke, weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 

Ökosystem Watt vor Dauerbelastung schüt-
zen 

- Drucksachen 13/5199, 13/8959 – 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Kurt-Dieter Grill 
Ulrike Mehl 
Ulrike Höfken 
Günther Bredehorn 

s) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit (16. Aus-
schuß) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Diet-
mar Schütz (Oldenburg), Annette Faße, 
Konrad Kunick, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 

Schutz vor Öltankerunfällen und Um-
weltschäden in europäischen Gewäs-
sern 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Diet-
mar Schütz (Oldenburg), Annette Faße, 
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Konrad Kunick, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 

Schutz der Nordsee durch Schiffsölent-
sorgung in Seehäfen 

- Drucksachen 13/5155, 13/5756, 13/7467 -

Berichterstattung: 

Abgeordnete Kurt-Dieter Grill 
Dietmar Schütz (Oldenburg) 
Dr. Jürgen Rochlitz 
Günther Bredehorn 

t) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(15. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Gila 
Altmann (Aurich), Ul rike Höfken, Mi-
chaele Hustedt, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 

Bedrohung der Meere und Zerstörung 
der Küsten durch Ölkatastrophen 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Gila 
Altmann (Aurich), Angelika Beer, Kristin 
Heyne, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Sofortmaßnahmen gegen die Verseu-
chung der Meere durch illegale Ölein-
leitungen - Maßnahmen zur überwach-
ten Entsorgung von Altölen und Öl-
schlämmen an Land 

- Drucksachen 13/3884, 13/4237, 13/7481 – 

Berichterstattung: 

Abgeordneter Heinz-Günter Bargfrede 

u) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit (16. Aus-
schuß) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Klaus 
Lennartz, Dr. Marliese Dobberthien, Su-
sanne Kastner, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 

Minimierung hormonell wirkender Che-
mikalien, die ins Wasser gelangen 

- zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Jürgen Rochlitz, Gila Altmann (Au-
rich), Franziska Eichstädt-Bohlig, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Maßnahmen gegen eine Umweltgefähr-
dung durch hormonell wirksame Chemi-
kalien 

- Drucksachen 13/4786, 13/6146, 13/9689 – 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dr. Norbe rt  Rieder 
Klaus Lennartz 
Dr. Jürgen Rochlitz 
Günther Bredehorn 

y) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit (16. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Michael Müller (Düsseldorf), Ernst Schwan-
hold, Hermann Bachmaier, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der SPD 

Informationspflicht der Chemischen Indu-
strie über Zwischenprodukte 

- Drucksachen 13/3787, 13/9690 -

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dr. Harald Kahl 
Dr. Angelica Schwall-Düren 
Dr. Jürgen Rochlitz 
Dr. Rainer Ortleb 

w) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit (16. Aus-
schuß) 

- zu dem Entschließungsantrag der Frak-
tion der CDU/CSU und F.D.P. 

zu der Abgabe einer Erklärung durch 
die Bundesregierung 

Moto - Erfolg und weitere Verpflichtung 
im weltweiten Klimaschutz 

- zu dem Antrag der Fraktion der SPD 

Klimagipel in Moto: 

Ein neuer Anlauf zum Schutz des Mimas 

- zu dem Antrag der Fraktion der SPD 

Die Ergebnisse der Klimakonferenz in 
Moto weiterentwickeln und notwendige 
Maßnahmen durchsetzen 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Mi-
chaele Hustedt, Gila Altmann (Aurich), 
Franziska Eichstädt-Bohlig, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 

Konsequenzen aus den Ergebnissen 
der Klimakonferenz in Moto für die 
deutsche und europäische Umweltpoli-
tik 

- Drucksachen 13/9600, 13/8969, 13/9602, 
13/9411, 13/10753 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dr. Klaus W. Lippold 
Dr. Liesel Hartenstein 
Michaele Hustedt 
Birgit Homburger 

x) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit (16. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Liesel Hartenstein, Ul rike Mehl, Michael 
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Müller (Düsseldorf), weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 

Kennzeichnung von Holz und Holzproduk-
ten 
- Drucksachen 13/5212, 13/9708 -

Berichterstattung: 

Abgeordnete Wilhelm Dietzel 
Dr. Liesel Hartenstein 
Ulrike Höfken 
Günther Bredehorn 

y) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit (16, Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Liesel Hartenstein, Michael Müller 
(Düsseldorf), Wolfgang Behrendt, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der SPD 

Regelung der Sonderabfallentsorgung 
- Drucksachen 13/7562, 13/10553 - 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Steffen Kampeter 
Dr. Liesel Hartenstein 
Dr. Jürgen Rochlitz 
Birgit Homburger 

z) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Gila Altmann (Aurich), Dr. Jürgen Ro-
chlitz und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 

Belastungen durch bodennahes Ozon 
- Drucksachen 13/4504, 13/6391 - 

ZP18 Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. 

4. Vertragsstaatenkonferenz in Buenos Aires 
im November 1998 - Weitere Schritte zu mehr 
Klimaschutz - 
- Drucksache 13/10805 

—Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Haushaltsausschuß 

ZP19 Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (16. Ausschuß) 
zu dem Entschließungsantrag der Abgeord-
neten Monika Ganseforth, Michael Müller 
(Düsseldorf), Elke Ferner, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion der SPD zu der Großen 
Anfrage der Abgeordneten Monika Ganse-
forth, Michael Müller (Düsseldorf), Elke Fer-
ner, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der SPD 

Umsetzung der Selbstverpflichtungserklä-
rung deutscher Wirtschafts- und Industriever-
bände zum Klimaschutz 
- Drucksachen 13/3988, 13/6704, 13/7258, 13/ 
10827 - 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach) 
Michael Müller (Düsseldorf) 
Michaele Hustedt 
Birgit Homburger 

ZP20 Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschuses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (16. Ausschuß) 

- zu der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung 

- zu dem Entschließungsantrag der Abgeord-
neten Michaele Hustedt, Albe rt  Schmidt 
(Hitzhofen), Dr. Jürgen Rochlitz, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN zu der Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Beschluß der Bundesregierung zum Klima-
schutzprogramm der Bundesrepublik 
Deutschland auf der Basis des Vierten 
Berichts der Interministeriellen Arbeits-
gruppe „CO2-Reduktion" (IMA „CO2-Re-
duktion") 

- Drucksachen 13/8936, 13/8993, 13/10828 - 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dr. Peter Paziorek 
Christoph Matschie 
Dr. Jürgen Rochlitz 
Birgit Homburger 

ZP21 Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (16. Ausschuß) 

- zu dem Entschließungsantrag der Abgeord-
neten Horst Kubatschka, Michael Müller 
(Düsseldorf), Klaus Ba rthel, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der SPD zu der 
Großen Anfrage der Abgeordneten Horst 
Kubatschka, Michael Müller (Düsseldorf), 
Edelgard Bulmahn, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 

Elektrosmog 

- zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Manuel Kiper, Michaele Hustedt, Matt-
hias Berninger, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Zehn-Punkte-Programm gegen Elektro-
smog 

- Drucksachen 13/3184, 13/5256, 13/6728, 13/ 
3365, 13/10829- 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Kurt-Dieter G rill 
Horst Kubatschka 
Michaele Hustedt 
Dr. Rainer Ortleb 

Zum Umweltbericht 1998 liegen Entschließungs-
anträge der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. so-
wie der Fraktion der SPD vor. 
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Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache eineinhalb Stunden vorgesehen. 
- Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist so beschlos-
sen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat zunächst 
der Abgeordnete Dr. Paul Laufs. 

Dr. Paul Laufs (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Um-
weltbericht 1998 zieht die Bilanz der bemerkenswe rt 

 erfolgreichen Umweltpolitik der Bundesregierung in 
der 13. Wahlperiode. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir beglückwünschen die Bundesumweltministerin 
zu ihrer ebenso effizienten wie kreativen Amtsfüh-
rung. Die Umweltqualität in Deutschland wird immer 
besser. Die meßbaren Fortschritte, die wir in den 
Schaubildern des Umweltberichtes dargestellt fin-
den, sind beeindruckend und ermutigend in einer 
Zeit, in der umweltpolitische Anliegen nicht mehr im 
Mittelpunkt des öffentlichen Interesses stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Besonders erfreulich sind die ökologischen Erfolge 
in den neuen Bundesländern. Trinkwasserversor-
gung, Abwasserbehandlung, Zustand der Gewässer, 
insbesondere der Elbe, Altlastensanierung, Abfall-
wirtschaft, Luftreinhaltung - in allen Bereichen sind 
beträchtliche Verbesserungen eingetreten. Im Jahr 
der Wiedervereinigung gab es, um nur ein Beispiel 
zu nennen, im Chemiedreieck 20 000 atemweg-
erkrankte Kinder. Heute ist keine Rede mehr davon. 

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Und kein Arbeitsplatz!) 

Die Erfolge sind beachtlich, aber sie reichen nicht 
aus. Es bleibt noch gewaltig viel zu leisten, bis die Vi-
sion von der nachhaltig umweltverträglichen Indu-
strie- und Dienstleistungsgesellschaft zur Wirklich-
keit wird, die sich auch global ausbreiten kann, ohne 
ihre natürlichen Existenzgrundlagen selbst zu zerstö-
ren. 

Ich teile die Ansicht des Sachverständigenrates für 
Umweltfragen, daß angesichts der globalen Heraus-
forderungen für den Wirtschaftsstando rt  Deutschland 
die deutsche Umweltpolitik unter dem Druck steht, 
noch effizienter werden zu müssen, und daß dies als 
Chance zu begreifen ist. Heute geht es darum, Um-
weltstandards mit deutlich verringertem finanziellen 
Aufwand zu halten und zu verbessern. Dafür gibt es 
erhebliche technische und organisatorische Poten-
tiale - zum Beispiel im Gewässerschutz -, die er-
schlossen werden müssen. Dafür liegt es auch nahe, 
Umweltpolitik jenseits der ordnungsrechtlichen Ge-
bote und Verbote mit marktkonformen Mitteln zu be-
treiben, also die Marktkräfte im Wettbewerb für öko-
logische Zielsetzungen wirken zu lassen. 

Der Umweltrat weist in seinem Gutachten 1998 zu 
Recht kritisch darauf hin, daß beispielsweise die im 
Kreislaufwirtschafts - und Abfallgesetz angelegte 
Öffnung der Abfallwirtschaft für den Markt nicht 
dazu geführt hat, Entsorgungsleistungen von öffent-

lichen Trägern auf p rivate zu übertragen. Die Auf-
rechterhaltung der kleinräumigen Entsorgungsautar-
kie und der Verzicht auf Wettbewerb treiben die Ko-
sten. Hier sind Länder und Kommunen gefordert, 
endlich Bewegungsfreiheit für Marktakteure zu 
schaffen. 

Staatliche Anreizpolitik muß weitergeführt wer-
den, etwa durch Deregulierung und Substitution, die 
den Marktakteuren angeboten werden sollten. Ich 
meine, daß Unternehmen, die sich freiwillig der Öko-
Audit-Disziplin unterwerfen, von Berichts-, Melde-
und Nachweispflichten entlastet werden können. 
Dafür sind die bundesgesetzlichen Voraussetzungen 
zu schaffen. 

Wir begrüßen es außerordentlich, daß sich die Bun-
desumweltministerin im Dialog mit der Wi rtschaft 
und gesellschaftlichen Kräften um neue umweltpart-
nerschaftliche Lösungsansätze bemüht. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Eckha rt  Kuhl

-

wein [SPD]: Vor allem mit der Atomindu

-

strie!) 

Wenn wir nicht alles mit einem letztlich kontrapro-
duktiven Regelungsdickicht überziehen wollen, müs-
sen wir neue Wege suchen, auf denen wir Produzen-
ten und Konsumenten zu einem nachhaltig umwelt-
verträglichen Verhalten anregen und verpflichten 
können. Dazu müssen wir ihnen auch verständliche 
und anschauliche Zielsetzungen an die Hand geben, 
die in einer verwirrenden Vielfalt von Umweltdaten 
und ökologischen Prozessen Leitlinien sein können. 

Frau Merkel hat vor kurzem den Entwurf eines 
umweltpolitischen Schwerpunktprogramms vorge-
legt, das für die wichtigsten Handlungsfelder Schlüs-
selindikatoren, Umweltziele, Zeitvorgaben und Maß-
nahmen konkretisiert. Über die Jahre hinweg sollen 
die Veränderungen in einem Umweltbarometer 
sichtbar und damit leicht verständlich gemacht wer-
den, in welchem Ausmaß wir die langfristig gesetz-
ten Ziele auf dem Weg zur nachhaltigen Entwicklung 
erreichen. Ich finde diesen Ansatz sehr interessant 
und hilfreich. Die Einzelheiten müssen natürlich 
noch diskutiert werden. 

Umweltpolitik ist mühsam und muß Schritt für 
Schritt mit allen zur Verfügung stehenden vernünfti-
gen Mitteln vorangebracht werden. Patentrezepte 
gibt es nicht. Viele Menschen sehnen sich allerdings 
nach einfachen, durchgreifenden Lösungen. Diese 
werden von der Opposition angeboten: Abschaltung 
aller Kernkraftwerke, rigorose Tempolimits, Totalum-
bau des Steuersystems durch die Ökosteuer. Die 
wirklichen Probleme sind damit nicht zu lösen. 

In ihrem heutigen Antrag bietet die SPD wieder 
einmal ihr aus früheren Wahlkämpfen wohlbekann-
tes Bündnis für Arbeit und Umwelt an, zu dem - wie 
wir lesen - auch ein europäischer Beschäftigungs-
pakt und die Festlegung von sozialen Mindeststan-
dards in der EU gehören. Sie werden doch nicht 
ernsthaft erwarten, daß wir neuen gigantischen 
Staatsprogrammen zustimmen werden, die der Um-
welt herzlich wenig nützen, aber uns Deutschen ge-
waltige Transferleistungen aufbürden würden. 
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Lassen Sie mich noch eine Bemerkung zur ökolo-

gischen Steuerreform machen, welche im Zentrum 
der umweltpolitischen Absichten von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen steht. Wir müssen sie von 
der ökologisch orientierten Umgestaltung einzelner 
Steuern, wie zum Beispiel der aufkommensneutralen 
Spreizung von Mineralöl- und Kraftfahrzeugsteuer, 
unterscheiden, wie wir sie als umweltpolitisches In-
strument selbstverständlich seit langem erfolgreich 
nutzen. 

Ökosteuerreform bedeutet den grundlegenden 
Umbau des Steuersystems durch progressive Ver-
teuerung der Rohstoffe, insbesondere von Mineralöl, 
bei gleichzeitiger Entlastung der Volkswirtschaft von 
der Finanzierung sozialer und anderer Aufgaben. 
Wir lehnen diese Form der Ökosteuer ab, weil sie alle 
Marktbeteiligten undifferenziert trifft und ihre Struk-
tur- und Substitutionseffekte in kompliziert verfloch-
tenen Volkswirtschaften unkalkulierbar sind: Verle-
gung von Emissionen und Arbeitsplätzen ins Aus-
land, Schwächung des ländlichen Raums, Überbela-
stung bestimmter Bevölkerungsgruppen. Es werden 
Ausgleichsregelungen notwendig, die einen enor-
men Verwaltungsaufwand, Umgehungstatbestände 
und Mitnahmeeffekte zur Folge haben. Wir lehnen 
diese Ökosteuer ab, weil sie nicht unmittelbar um-
weltorientiert ist. 

Moderate Benzinpreiserhöhungen ändern das 
Fahr- und Verbrauchsverhalten - wie wir aus Erfah-
rung wissen - überhaupt nicht. Bei 5 DM pro Liter 
Benzin - was die Grünen bekanntlich fordern -, sind 
allerdings starke Verbrauchsrückgänge zu erwarten, 
was dann aber zum Konflikt mit der vorgesehenen 
Finanzierung zum Beispiel von Renten- und Arbeits-
losenversicherungen führt. Die Ökosteuerschraube 
muß dann bis zur Erdrosselung weitergedreht wer-
den. 

In der SPD gibt es Stimmen, die wegen der schwer 
abschätzbaren Allokationsänderungen bei Arbeit, 
Kapital und Rohstoffen vorschlagen, Ökosteuern mit 
mäßigen Steigerungen einzuführen, das hieße, mit 
unbekannten, allenfalls marginalen Folgen für die 
Umwelt. Es wäre dann nur eine neue, zusätzliche 
Steuer. 

Meine Damen und Herren, wir werden unsere be-
währte und erfolgreiche Umweltpolitik ohne den 
ökologischen Totalumbau unseres Steuerrechtes fort-
setzen. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt die Abgeordnete Ul rike Mehl. 

Ulrike Mehl (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Zum Ende der Legislaturperi-
ode werden auch die Umweltdebatten immer hekti-
scher und kurzatmiger. Vor vier Jahren hatten wir 
wenigstens nur 21 Tagesordnungspunkte in verbun-
dener Debatte, diesmal sind es 26. Das Alphabet 
reichte gerade zur Aufzählung aus. Darin sind eine 
Reihe von Punkten enthalten, die es we rt  gewesen  

wären, eine oder anderthalb Stunden intensiv dar-
über zu debattieren. Das geht nicht. 

Deswegen werde ich mich heute auf einige Punkte 
des Umweltberichtes der Bundesregierung be-
schränken; denn da steht ja alles drin - sollte man 
meinen. Aber statt einer umfassenden Analyse der 
Umweltpolitik ist hier eine reine Fleißarbeit vorgelegt 
worden, die wieder nur ausschnittsweise Problembe-
schreibungen mit sorgfältig eingearbeiteten Schön-
färbereien darstellt. Fortschrittliche Umweltpolitik 
findet in Deutschland so gut wie nicht statt. 

Versucht die Umweltministerin einmal partiell fo rt
-schrittlich zu sein, wird notfalls der Handlungsspiel-

raum des Umweltministeriums unter der Regie des 
Kanzleramtes durch andere Resso rts bis zur völligen 
Unbeweglichkeit eingeschränkt. Wir vermissen nach 
wie vor - bei allem Zugeständnis, daß Sie sich selbst 
auch einmal loben dürfen - eine ehrliche Gesamt-
schau der Fehlentwicklung und vor allem die Be-
schreibung langfristiger strategischer Lösungsan-
sätze. Die Ministerialbeamten können einem richtig 
leid tun, weil sie immer dazu aufgefordert werden, 
gebetsmühlenartig Berichterstattungen vorzuneh-
men, aber nicht in die Lage versetzt werden, ihre 
Kreativität für zukunftsweisende Konzepte zu nut-
zen. 

Ich will ein paar Beispiele nennen. Die Bundesre-
gierung ist jetzt schon froh, daß die CO 2-bedingten 
Verkehrsemissionen in den vergangenen Jahren 
nicht in dem Maße zugenommen haben, wie es vor-
hergesagt war. Sie ist schon fast erstaunt darüber, 
daß die Pkw-Leistungen in den neuen Bundeslän-
dern „trotz der sprunghaften Motorisierung" - so 
steht es im Bericht - nicht in gleichem Maße zuge-
nommen haben. An einer gezielten Verlagerung des 
Verkehrs von der Straße auf die Bahn und einer För-
derung des ÖPNV kann das wohl kaum liegen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Dazu fehlt es dieser Regierung nämlich an geeigne-
ten Konzepten und am nötigen Willen. Statt dessen 
ist es dringend notwendig, die Wettbewerbsverzer-
rungen, die zu Lasten der Bahn gehen, abzubauen, 
mehr Geld in den Ausbau des Schienenwegenetzes 
und weniger Geld für die Bundesfernstraßen fließen 
zu lassen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Die Bundesregierung spricht in ihrem Bericht von 
einer sprunghaften Entkoppelung von Wirtschafts-
wachstum und Energieverbrauch und führt dies vor 
allem auf Modernisierungsmaßnahmen im Osten zu-
rück. Galant wird verschwiegen, daß diese Entkop-
pelung vor allem auf den Zusammenbruch der maro-
den, umweltgefährdenden DDR-Wirtschaft zurück-
zuführen ist. Dann wird das Ganze auch noch als ak-
tive Klimaschutzpolitik verkauft: Klimaschutz made 
by Kohl, kann ich da nur sagen. 

Um das Klima zu schützen, die Wälder, Gewässer 
und Ökosysteme insgesamt nicht weiter schleichend 
zu vergiften, brauchen wir aber neben einer anderen 
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Verkehrspolitik auch einen konsequenten Gewässer-
und Emissionsschutz für eine echte Energiewende. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Windenergie, Solarenergie, Kraft-Wärme-Kopplung, 
effiziente Energienutzung und regenerative Energie-
quellen sind die Strategie der Zukunft. Die müssen 
gefördert werden, nicht die Kernenergie. 

Zur Nitratbelastung des Grundwassers behauptete 
die Bundesregierung, daß seit Ende der 80er Jahre 
teilweise eine Stagnation und an einigen Meßstellen 
sogar eine rückläufige Tendenz festzustellen sei. Die 
Länderarbeitsgemeinschaft Wasser stellt dagegen 
eine steigende Nitratbelastung des Grundwassers 
fest und rechnet mit dem Anstieg. Um Abhilfe für die 
anhaltende Verschmutzung von Nordsee und Nord-
ostatlantik zu schaffen, forde rt  die Bundesregierung 
ein international abgestimmtes Vorgehen - ein klas-
sisches Beispiel für die Strategie dieser Regierung. 

Natürlich muß auf internationaler Ebene etwas ge-
tan werden, aber dann muß man das Beschlossene 
auch umsetzen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Internationale Vereinbarungen und die Fehler in an-
deren Ländern dürfen keine Ausrede für die eigene 
Untätigkeit sein. Tatsache ist doch - das gibt die Bun-
desregierung auch zu -, daß entgegen internationa-
ler Vereinbarung - ich meine damit das Nordsee-
schutzprogramm von Herrn Töpfer - die Stickstoff-
einträge in das Wasser in den alten Ländern lediglich 
um 25 Prozent reduziert wurden. Geplant war 
schlicht das Doppelte, nämlich 50 Prozent. Vor allem 
gegen die diffusen Quellen aus Landwirtschaft und 
Verkehr wird so gut wie nichts getan. Diese Bereiche 
müßten dringend angepackt werden, aber davor 
drücken Sie sich. 

Auch die mehrfach erwähnte Absenkung der 
Schadstoffbelastung der Flüsse ist noch kein Grund 
zum Jubeln. Denn neben der biologischen und che-
mischen Bewertung der Gewässergüte ist dringend 
auch eine Beurteilung der ökologischen Gewässer-
struktur und der Verunreinigung der Sedimente er-
forderlich. Die starke chemische Verunreinigung von 
Baggergut und Sedimenten, die wie Abfall regelrecht 
entsorgt werden müssen, zeigt ja an, daß die Wasser-
qualität der Flüsse noch reichlich zu wünschen übrig-
läßt. 

Wenn ich dann noch lese, daß mit dem Bundesbo-
denschutzgesetz ein vorsorgender Umgang mit dem 
Boden sichergestellt sei, kann ich mich nur noch 
wundern; denn gerade der Vorsorgegedanke kommt 
in diesem auf dem Kompromißwege ausgehandelten 
Gesetz eindeutig zu kurz. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Statt das Bundesnaturschutzgesetz vernünftig zu no-
vellieren, kommt unter dem Druck der Landwirt-
schaftslobby und der Grundbesitzerverbände nur die 
zwingende, aber viel zu späte Anpassung an das Eu

-

roparecht zustande, um vom Europäischen Gerichts-
hof nicht zu Zwangsgeldzahlungen verurteilt zu wer-
den. 

Jetzt ist mit der im Schnellverfahren durchge-
peitschten dritten Novelle auch noch die von den 
Bundesländern abgelehnte Verpflichtung zu Aus-
gleichszahlungen an die Landwirtschaft auf den Weg 
gebracht worden. Dieses Negativbeispiel einer Na-
turschutzpolitik wird zum Symbol für das Flickwerk 
Umweltpolitik dieser Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Obwohl die Bundesregierung keine Anstrengun-
gen zur umweltgerechten Umstrukturierung der 
Landwirtschaft unternimmt, brüstet sie sich damit, 
daß 1,8 Prozent der Anbaufläche ökologisch bewirt-
schaftet werden 

(Zuruf von der SPD: Gewaltig!) 

und daß sich diese Tendenz durch das gesundheits-
orientierte Einkaufsverhalten der Bevölkerung weiter 
fortsetzen werde. Eine Bundespolitik, die eine Ökolo-
gisierung der gesamten Landwirtschaft vorantreibt, 
sucht man vergebens. Der Markt wird es schon rich-
ten, heißt die Devise. Das scheint die einzige langfri-
stige Orientierung der Bundesregierung in der Um-
weltpolitik zu sein. Aber freiwillige Vereinbarungen 
mit Wirtschaft und Industrie sind nur begrenzt ein-
setzbar und sind eben kein Allheilmittel in der Um-
weltpolitik. Die jüngsten Beispiele aus den letzten 
Tagen brauche ich hier nicht weiter zu erwähnen. 

(Zuruf von der SPD: Doch!) 

- Doch, die müßten wir eigentlich erwähnen. Du hast 
recht. 

Die Bundesregierung will offenbar keine konkre-
ten Ziele und Anforderungen formulieren. So bleiben 
viele Regelungen zu schwach, zu schwammig oder 
zumindest interpretierbar oder einfach schlaff. Im 
Abfallrecht bleibt die Abgrenzung zwischen Abfällen 
zur Verwertung und Abfällen zur Beseitigung ge-
nauso unklar wie bei den früheren Begrifflichkeiten. 
Die Folge ist eine willkürliche Festlegung durch die 
Abfallbesitzer und ein Öko-Dumping. Die Produkt-
verantwortung steht nur auf dem Papier, zum Bei-
spiel bei der Altautoregelung. Die Elektronikschrott-
verordnung wird seit sechs Jahren angekündigt; da-
mit das Versäumnis nicht so fürchterlich auffällt, soll 
nächste Woche noch in letzter Sekunde schnell ein 
kleiner Teilbereich, nämlich die IT-Verordnung, 
durch das Parlament gepaukt werden. 

Wir wollen klare Vorgaben, damit Kreislaufwirt-
schaft tatsächlich Wirklichkeit wird. Unsere Priorität 
gilt der Abfallvermeidung. Die stoffliche Verwertung 
ist an verbindliche Vorgaben zu knüpfen. Wichtig ist 
uns eine ökologisch und ökonomisch sinnvoll ausge-
staltete Kreislaufwirtschaft und nicht das Chaos von 
heute. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Lachen bei der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung betreibt in Sachen Umwelt 
lediglich eine reine Ankündigungs- und Verzöge- 
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rungspolitik. Sie besitzt nicht einmal mehr die Kraft, 
in kleinen Schrittchen auf die selbstgesteckten Ziele 
im Umwelt- und Naturschutz zuzuschleichen. Bun-
deskanzler Kohl ist unfähig, seinem eigenen Be-
kenntnis zur Verantwortung für die Schöpfung ge-
recht zu werden. Deshalb müssen auch hier späte-
stens im September die Weichen neu gestellt wer-
den. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Michaele Hustedt. 

Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr 
Laufs, Sie behaupten ebenso wie die Ministe rin Mer-
kel immer wieder, die Umweltsituation in Deutsch-
land habe sich verbessert. Das steht in eklatantem 
Widerspruch zu der Einschätzung der UNO, die be-
zogen auch auf die Industrienation Deutschland sagt: 
In diesem Jahrzehnt hat sich die Umweltsituation 
verschlechtert. 

(Dr. Peter Paziorek [CDU/CSU]: Die Zitate 
sind falsch! - Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Viele Regierungen und Firmen waren allzuschnell 
bereit, die Umwelt kurzfristigen Gewinn- und Son-
derinteressen zu opfern. 

Sie verharmlosen und reden schön, was nicht 
schönzureden ist. Ein Beispiel dafür ist, daß Sie die 
erbärmliche Klimaschutzpolitik dieser Bundesregie-
rung als erfolgreich darstellen. Trotz der Verminde-
rung der CO2-Emissionen, die aus der ungewollten 
Deindustrialisierung resultieren, verzeichnen wir ei-
nen Zuwachs an Treibhausemissionen von 2,5 Pro-
zent. Das Klimaschutzziel von minus 25 Prozent ist 
mit dieser Politik nicht erreichbar. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

In bestimmten Bereichen gibt es gewiß einige Teil-
erfolge, wie bei der Luftverschmutzung und der Ge-
wässerbelastung, also do rt , wo die Auswirkungen di-
rekt wahrnehmbar sind. Es gibt wieder blauen Him-
mel über der Ruhr, und auch der Rhein ist sauberer, 
wobei diese Erfolge weit vor Ihrer Zeit erzielt wur-
den, Frau Merkel. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Das stimmt gar nicht!) 

Im Osten gibt es weniger Pseudokrupp. Dafür aber 
ging mit den westlichen Konsummustern ein rapider 
Anstieg von Allergien einher. Ihre Schönfärberei ist 
völlig unakzeptabel, weil Sie damit die Herausforde-
rung, vor der wir stehen, kleinreden. 

Sie haben zum Beispiel noch einen Castor-Trans-
port nach Stade passieren lassen, obwohl Sie schon 
von der Verstrahlung wußten, Frau Merkel. 

(Kurt-Dieter Gri ll  [CDU/CSU]: Das ist zu 
Ihrer Zeit passiert! Staatssekretär Bulle!) 

Das Umweltministerium sagte darauf auf Nachfrage, 
man wäre sich nicht über die Bedeutung der Informa-
tion bewußt gewesen. Genau das meine ich. Wer 
Atomkraft mit Kuchenbacken vergleicht, ist nicht f ä-
hig, diese Atomindustrie zu kontrollieren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Kollegin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Grill? 

Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja. 

Kurt-Dieter Grill (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Frau Hustedt, würden Sie 
das, was Sie gesagt haben, auch für die Amtsführung 
des Grünen- Staatssekretärs Bulle im niedersächsi-
schen Umweltministerium gelten lassen? 

Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Grill , 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Warum läßt du Zwischen

-

fragen von ihm zu? Das ist immer derselbe 
Blödsinn!) 

- das stimmt; es ist immer derselbe Blödsinn von Mi-
ster Gorleben -, dieser platte Versuch 

(Zuruf des Abg. Ku rt-Dieter G rill [CDU/ 
CSU]) 

- Sie sind jetzt nicht dran; Sie haben Ihre Frage ge-
stellt und können sich gleich zu Wort melden -, von 
der Schuld abzulenken, indem man auf die Länder 
verweist, ist absolut durchsichtig. 

Ich sage Ihnen folgendes: Sie glauben doch wohl 
selber nicht, daß wir Grüne, wenn wir von dieser Be-
lastung, die von den Castor-Transporten ausgeht, ge-
wußt hätten, dieses Wissen nicht sofort genutzt hät-
ten, um diese Transporte zu stoppen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Dr.  Renate Hellwig [CDU/CSU]: Warum soll 

die Merkel das gewußt haben?) 

Ich sage Ihnen noch etwas: Wir - zum Beispiel in 
Hessen - verlassen uns nicht auf die Kontrolle der 
Stromkonzerne. Wir setzen vielmehr unabhängige 
Sachverständige ein, die die Meßwerte überprüfen. 

Drittens sage ich Ihnen folgendes: Die Bundesre-
gierung hat die Hauptverantwortung, weil sie die 
Castor-Transporte genehmigt. 

(Kurt-Dieter Grill [CDU/CSU]: Sie reden 
wider besseres Wissen!) 

- Aber hallo. - Sie genehmigen die Castor-Trans-
porte. Das heißt, daß Sie für den gesamten Prozeß 
verantwortlich sind. Die Länder sind lediglich für die 
Messungen verantwortlich, wenn der Castor raus-
geht, und dafür haben wir unabhängige Gutachter 
eingesetzt. 
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Wenn wir von dieser Belastung gewußt hätten, hät-
ten wir dieses Wissen in der Tat genutzt. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Mit Begeisterung!) 

Das kann ich Ihnen versprechen. Das wissen Sie 
auch. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie verharmlosen nicht nur die Gefahren der Atom-
politik. Sie verharmlosen auch die Gefahren des 
Treibhauseffektes, des Ozonlochs, des Sommer-
smogs, der zunehmenden Chemisierung und der Be-
lastung des Grundwassers, wovor die Sachverständi-
gen für Umweltfragen in ihrem Gutachten besonders 
warnen. Mit dieser Verharmlosung leisten Sie einen 
Beitrag zur Verdrängung des Umweltbewußtseins. 
Das werfe ich Ihnen vor, Frau Merkel. 

Sie hatten in dieser Koalition aus Verweigerern der 
ökologischen Modernisierung und neoliberalen Wirt-
schaftslobbyisten einen denkbar schlechten Stand. 
Das wissen Sie selbst am besten. Als Sie sich einmal 
getraut haben, neue Ideen einzubringen, hat man Sie 
im Kabinett auflaufen lassen: bei der jahrelang verzö-
gerten Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes, 
aus dem am Ende ein Bauernschutzgesetz wurde, 
oder bei der Besteuerung des Flugbenzins, die im 
Koalitionsvertrag steht. Erinnern Sie sich noch? Als 
Sie sie eingefordert haben, hat Kanzler Kohl Sie so-
fort  zurückgepfiffen. Nicht anders erging es Ihnen 
bei der Sommersmogverordnung, bei der Sie an Ih-
ren Kabinettskollegen gescheitert sind. Ihre Vor-
schläge zur Ökosteuer, über die Sie im Gegensatz zu 
den Aussagen von Herrn Laufs ja verfügen, liegen in 
der Schublade und haben nie das Tageslicht erblik-
ken dürfen. 

Daß Sie einen so schlechten Stand hatten, Frau 
Merkel, will ich Ihnen gar nicht vorwerfen. Das geht 
uns ja mit der SPD - allerdings auf wesentlich hö-
herem Niveau - auch häufig so. Ich werfe Ihnen aber 
vor, daß Sie nicht versucht haben, neue Allianzen ge-
gen diese Zukunftsverweigerer aus Ihren Reihen zu 
schmieden, daß Sie sich immer wieder mit den fal-
schen Leuten wie etwa der Atomlobby verbündet ha-
ben, die Ihnen als Dank dafür die größte Krise in Ih-
rer politischen Karriere beschert hat. 

Die Wirtschaft ist nur auf den ersten Blick ein mo-
nolithischer Block. Gott sei Dank sind nicht alle so 
wie Olaf Henkel; es ist nicht nur eine Betonfraktion 
von Ewiggestrigen. Es gibt in der Wirtschaft Blockie-
rer und Innovateure. Leider schreit aber das Alte im-
mer lauter als das Neue. Deswegen müssen die Um-
weltpolitikerinnen und Umweltpolitiker das Neue 
gegen diese Beharrungskräfte stärken. Hier muß 
man genau wissen, wo man steht. Da mache ich Ih-
nen zum Vorwurf, daß Sie nicht differenzieren kön-
nen, wer Sie stärkt und wer Sie schwächt. Ihnen fehlt 
einfach die notwendige Distanz. 

Ich möchte dafür ein Beispiel bringen. Die Strom-
konzerne bekämpfen den Einstieg ins Solarzeitalter 
mit allen Mitteln, auch mit ungesetzlichen Mitteln. 
Da hilft auch kein bitte, bitte an die Adresse der 
Stromkonzerne, Frau Merkel; die lachen sich dann  

doch ins Fäustchen. Die starken Verbündeten sind in 
diesem Zusammenhang statt dessen der VDMA, der 
größte Unternehmensverband Deutschlands, und die 
IG Metall, die in den regenerativen Energien eine 
große Zukunft sehen, die Shell AG, die mittlerweile 
erkannt hat, daß ihre Zukunft in der Solartechnologie 
liegt, oder auch der Bauernverband, denn die Land-
wirte werden die Ölscheichs von morgen sein. Mit 
diesen Gruppen hätten Sie sich zusammentun müs-
sen. Dann hätten Sie auch das dringend erforderliche 
Gegengewicht zu Helmut Kohl gehabt; dafür muß 
man ja wirklich etwas auf die Platte bringen. 

Frau Merkel, wo waren Sie denn zum Beispiel 
während der Demonstration für den Erhalt und den 
Ausbau des Stromeinspeisungsgesetzes? Warum 
mußte der VDMA mit mir und nicht mit Ihnen eine 
gemeinsame Pressekonferenz gegen die Pläne von 
Rexrodt machen? Hier hätten Sie gegen ein Leichtge-
wicht einmal ordentlich punkten können. 

Wo bleibt die Kampagne mit der IG BAU und der 
Bauindustrie für ein Altbausanierungsprogramm, 
das diesen Namen auch verdient? Norbert Blüm und 
Klaus Töpfer hätten da auf Ihrer Seite gestanden. 
Warum haben Sie nicht längst einen lautstarken Bei-
rat für ökologisch innovative Unternehmen gegrün-
det? Wenn der VCI gegen die Ökosteuer mobil 
macht, warum geben Sie einfach klein bei, anstatt 
die Gewinnerbranchen für eine ökologisch-soziale 
Steuerreform ins Feld zu führen? 

Zusammengefaßt: Sie haben sich immer wieder 
von den Bremsern in Beschlag nehmen lassen, die 
die Chancen der Zukunftsmärkte für ökologische In-
novationen nicht sehen können oder wollen. Sie ver-
helfen zudem noch diesen Rückständigen zu einem 
Öko-Alibi, indem Sie sie öffentlich für ihr Nichtstun 
mit Lorbeeren auszeichnen. Beispielsweise erreichen 
Sie durch Ihren Umgang mit dem Instrument der 
Selbstverpflichtung nichts über das hinaus, was sich 
ohnehin betriebswirtschaftlich für die Unternehmen 
rechnet. 

Sie waren nicht nur zu vertrauensselig gegenüber 
der Atomindustrie. Nehmen wir das Beispiel Klima-
schutz: Pünktlich zur Klimakonferenz in Kioto hat der 
Verband der Autoindustrie verkündet, den Ausstoß 
der CO2-Emissionen nur um 6 Prozent statt der ver-
sprochenen 25 Prozent zu reduzieren. Die Automo-
bilindustrie hat Sie hinsichtlich ihrer Selbstverpflich-
tung eiskalt im Regen stehenlassen. Wer dieses In-
strument ernst nimmt, hätte auf diesen Rückzieher 
mit ganz scharfen Konsequenzen antworten müssen. 
Nur zu sagen, es sei eigentlich schade, ist außeror-
dentlich erbärmlich. Damit offenbaren Sie nur Ihre 
Zahnlosigkeit. 

Sie sind kein umweltpolitischer Animateur, son-
dern Sie müssen Verbindlichkeit bei der Umsetzung 
umweltpolitischer Ziele durchsetzen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die Antwort auf den Rückzug der Automobilindustrie 
hätte auf dem Fuße folgen müssen: mit einem Kata-
log von politischen Maßnahmen, von Vorgaben und 
marktwirtschaftlichen Anreizen. Wichtiger ist aber 
noch: Um weitergehende Selbstverpflichtungserklä- 



22056 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 239. Sitzung. Bonn, Freitag, den 29. Mai 1998 

Michaele Hustedt 
rungen zu bekommen, müssen Sie die Rahmenbe-
dingungen ändern, so daß sich Energieeinsparung 
lohnt und ökologische Pionierunternehmen auch Ab-
satzmärkte finden. Ökologisch innovative Unterneh-
men und Betriebe, die sich umweltfreundlich verhal-
ten, werden doch durch Ihre Politik bestraft; denn sie 
haben keinerlei Vorteile gegenüber denjenigen, die 
weiterwurschteln wie bisher. 

Es gibt keinen Anreiz für Häuslebauer, Niedrig-
energiehäuser zu bauen. Es gibt keinen Anreiz, 
Autos mit geringerem Benzinverbrauch zu kaufen. 
Es gibt keinen Anreiz für mehr Wärmedämmung und 
solare Warmwassererzeugung. Es gibt keinen Anreiz 
für energieeffiziente Produktionstechniken und ener-
giesparende Haushaltsgeräte. Es gibt keinen Anreiz, 
die Reparatur von Produkten gegenüber der Weg-
werfpraxis attraktiv zu machen. 

Jetzt, am Ende der Legislaturpe riode, legen Sie ein 
Schwerpunktprogramm vor. Ich kann dazu nur sa-
gen: Wer soll ernsthaft glauben, daß Sie dieses jemals 
umsetzen? Sie hätten das schon am Anfang der Le-
gislaturperiode vorlegen müssen; aber wahrschein-
lich wäre dieses Programm vom Kabinett nicht gebil-
ligt worden. Am Ende ist es einfach nur Wahlkampf-
geplänkel. 

Umweltpolitik verlangt Konfliktbereitschaft, auch 
gegenüber den Beharrungskräften dieser Gesell-
schaft. Diese Konfliktbereitschaft haben Sie nicht, 
und auch in der Zukunft ist nicht damit zu rechnen, 
daß Sie sie haben werden; denn der Stellenwert der 
Umweltpolitik in diesem Kabinett Kohl ist kaum meß-
bar. Umweltschutz wird von der Regierung Kohl 
nicht als das gesehen, was er ist, nämlich eine gewal-
tige Chance für die ökologische und ökonomische 
Modernisierung; vielmehr wird sie nur als eine Last, 
als ein Störfall in der Kohlschen Philosophie des 
„Weiter so! " behandelt. 

(Dr. Peter Paziorek [CDU/CSU]: Bei solchen 
Aussagen klatscht noch nicht einmal die 

Grünen-Fraktion!) 

Umweltpolitik à la Merkel ist Umweltpolitik auf 
dem Rückzug: das Richtige andenken, sich dann 
deckeln lassen, wegtauchen, das Gegenteil erreichen 
und am Ende schönreden. Daß Kohl sich beim Ca-
stor-Skandal noch einmal vor Sie gestellt hat, um sich 
selbst zu schützen, mag Sie vorerst gerettet haben; 
aber am 27. September hat der Wähler das Wort, und 
dann wird Ihnen auch kein Kohl mehr nützen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Mit dieser Bundestagswahl werden die Weichen 
gestellt: für einen Einstieg in eine neue Reaktorgene-
ration oder für den Ausstieg aus der Atomkraft. Wir 
werden den Einstieg ins Solarzeitalter auch gegen 
die Stromkonzerne durchsetzen. Wir wollen ein Alt-
bausanierungsprogramm für die Umwelt und für die 
Bauwirtschaft. Wir wollen eine Sommersmogverord-
nung, die die Menschen und nicht die Autos schützt. 
Wir wollen einen nationalen Umweltplan, und wir 
werden den Einstieg in die ökologisch -soziale Steu-
erreform durchsetzen, die gleichzeitig die erdrük-
kenden Sozialabgaben senkt und damit für mehr Be-
schäftigung sorgt. 

Herr Laufs, wenn Sie hier die ökologisch-soziale 
Steuerreform - im Gegensatz zu Tausenden von Be-
schlüssen, die Sie gefaßt haben - inzwischen ableh-
nen, dann müssen Sie klarstellen, wie Sie die Sozial-
abgaben senken wollen, wo wir Deutschen den na-
tionalen Alleingang in Europa doch schon lange ma-
chen. Wir haben die höchsten Sozialabgaben und eu-
ropaweit die höchste Belastung auf dem Faktor Ar-
beit. Sie müssen sagen, wie Sie die Senkung um vier 
Prozentpunkte, so wie wir sie in einer Legislaturperi-
ode anstreben, erreichen wollen. Legen Sie die 
Wahrheit auf den Tisch! 

Die Arbeitgeber haben die Alternative vorgestellt, 
nämlich die Absenkung des Rentenniveaus auf das 
einer Mindestrente, die Kürzung der Krankenkassen-
ausgaben um 20 Prozent und eine drastische Kür-
zung des Arbeitslosengelds. Das ist die Alternative 
zu einer ökologisch-sozialen Steuerreform, die zu-
dem hilft, unsere Lebensgrundlage zu bewahren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir werden mit dieser falschen Kumpanei mit der 
Industrie Schluß machen. Die Unternehmen, die wir 
stärken und stützen wollen, sind die Ökopioniere - 
Unternehmen, die eben noch etwas unternehmen. 
Made in Germany wird in Zukunft nicht nur für gute 
Qualität, sondern auch für clevere Konzepte stehen, 

(Kurt-Dieter G rill [CDU/CSU]: Ach, du liebe 
Zeit! Ausgerechnet mit Ihnen! Es ist 

unglaublich!) 

die es Verbraucher und Industrie ermöglichen, Res-
sourcen und Energie einzusparen und dadurch Ko-
sten zu minimieren. Dieses Land hat Ideen. Es bedarf 
freilich einer Regierung, die den Weg für Innovatio-
nen freimacht. 

Ich danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Birgit Homburger. 

Birgit Homburger (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die heutige Umweltdebatte ist 
ein guter Anlaß für eine Bilanz in der Umweltpolitik. 
Die Umweltpolitik der Koalition und der F.D.P. ist er-
folgreich. Der Umweltbericht belegt die positive Ent-
wicklung mit Zahlen, die die grüne Weltuntergangs-
stimmung Lügen strafen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Die Luftqualität hat sich gewaltig verbessert. Von 
1990 bis 1995 wurden die SO 2-Emissionen um 60 Pro-
zent und die Staubemissionen um 90 Prozent verrin-
gert. Deutschland hat das höchste Abwasserreini-
gungsniveau in Europa. Mehr als 90 Prozent der 
Haushalte sind an biologische Kläranlagen ange-
schlossen. 80 Prozent der häuslichen Abwässer 
durchlaufen schon die dritte Reinigungsstufe. Auch 
die Abfallmengen im Zeitraum zwischen 1990 und 
heute sind deutlich rückläufig. 
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Heute klagt man nicht mehr über Müllberge; heute 
klagt man über nicht ausgelastete Kapazitäten bei 
den Müllverbrennungsanlagen und bei den Depo-
nien. Der jährliche Verpackungsverbrauch ist um 
12 Prozent gesunken. Da Sie immer ständig kritisie-
ren, daß nichts passiert, müssen Sie sich diese Zahlen 
schon sagen lassen. 

Kein Land hat so viele öko-auditierte Bet riebe wie 
Deutschland, keines eine so hohe Mehrwegquote 
wie wir. Deutschland hat den höchsten Anteil von 
Katalysatoren bei Pkws in Europa. In keinem Land 
Europas gibt es schon so viele Pkws, die die Euro-3-
Abgasnorm einhalten. Bei der Produktion von Strom 
aus Windenergie liegt Deutschland weltweit an der 
Spitze, inzwischen sogar noch vor den USA. Am 
Weltmarkt für Umwelttechnologien nimmt Deutsch-
land, gemeinsam mit den USA, mit einem Anteil von 
18,7 Prozent den Spitzenplatz ein. 

Das sind Zahlen, die unsere erfolgreiche Umwelt-
politik belegen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Es gibt also überhaupt keinen Grund für Schwarzma-
lerei der Grünen. Die F.D.P. ist in dieser Wahlperiode 
- das unterscheidet uns eben - stets für eine mög-
lichst marktwirtschaftliche Ausrichtung der Umwelt-
politik eingetreten, für mehr Umweltschutz bei - 
gleichzeitig - mehr Freiheit, für Kostensenkung und 
weniger Bürokratie. 

(Uwe Lühr [F.D.P.]: Sehr gut!) 

Die Umweltpolitik der Grünen dagegen steht für 
mehr Bürokratie, für mehr Bevormundung und für 
Abkassieren. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Hätten die Grünen das Sagen gehabt - das kann 
man aus ihren Anträgen und teilweise aus ihren ein-
gebrachten Gesetzentwürfen in dieser Legislaturpe-
riode folgern -, dann hätte die Verwirklichung ihrer 
umweltpolitischen Vorstellungen Deutschland zum 
Stillstand gebracht, die Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Industrie gefährdet und die Arbeitslosig-
keit gefördert. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die Verwirklichung dieser Vorstellungen hätte nicht 
zuletzt die Bürger durch horrende Abgaben massiv 
zusätzlich belastet. Dieses Kontrastprogramm kön-
nen wir an allen wichtigen Umweltvorhaben dieser 
Koalition, die wir immer im einzelnen diskutiert ha-
ben, belegen. 

Beispielsweise hat die Koalition 1995 mit dem Um-
weltauditgesetz den Rahmen für ein freiwilliges, in-
tegriertes betriebliches Umweltmanagement gesetzt. 
Gleichzeitig wurde das Berufsbild des Umweltgut-
achters geschaffen. Das Gesetz ist ein Erfolg: Mittler-
weile wurde die Zahl von 1300 registrierten Stand-
orten, die sich am Öko-Audit beteiligen, überschrit-
ten. Jetzt muß den auditierten Bet rieben endlich eine 
Entlastung von staatlicher Überwachungsbürokratie 
eingeräumt werden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Diese Forderung haben wir immer wieder erhoben. 
Aber was wollten Sie von den Grünen? Sie verlang-
ten eine neue staatliche Zulassungsbürokratie beim 
Umweltbundesamt und eine Sperrminorität der Um-
weltverbände. So hätten Sie die Akzeptanz dieses 
freiwilligen Instruments bei der Wirtschaft auf Null 

 gefahren. Aber gerade das Instrument des freiwilli-
gen Öko-Audits ist ein neues Instrument, das Poten-
tiale erschließt, die Sie mit staatlichen Vorgaben gar 
nicht erreichen können, und das Dynamik in den Be-
reich der Umweltpolitik bringt. Das wäre nicht zu er-
reichen gewesen, wenn Sie Ihre Politik durchgesetzt 
hätten. 

Durch die sogenannten Beschleunigungsgesetze 
haben wir dafür gesorgt, daß Investitionen in 
Deutschland wieder schneller durchgeführt werden - 
ohne Abstriche am Umweltschutzniveau und ohne 
Einschränkung der Öffentlichkeitsbeteiligung. Der 
Beitrag der Grünen: Ablehnung. Sie haben keinerlei 
Handlungsbedarf gesehen. Ich frage mich manch-
mal: Hat noch nie jemand von Ihnen mit Unterneh-
mern, auch mit Unternehmern aus dem Bereich der 
Umwelttechnologie, gesprochen? 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Die sprechen nur mit Lehrern!) 

Sonst müßten Sie etwas über den Behördenhinder-
nislauf derjenigen, die in Deutschland investieren 
und Arbeitsplätze schaffen wollen, wissen. 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Weng [Ger

-

lingen] [F.D.P.]) 

Zum Glück hören wir jetzt wieder von einigen Betrie-
ben, daß wir mit Hilfe der Beschleunigungsgesetze in 
diesem Bereich wieder Anschluß an die Praxis der 
Mitbewerber gefunden haben. 

Mit der Novellierung des Wasserhaushaltsgesetzes 
hat die Koalition die Weichen in Richtung Kostensen-
kung gestellt. Die Voraussetzungen für kostengünsti-
gere dezentrale Konzepte der Abwasserbeseitigung 
wurden verbessert. Ebenso wird die Privatisierung 
durch die Möglichkeit der vollständigen Pflichten-
übertragung auf Privatunternehmen gefördert. Die 
Position der Grünen: Ablehnung des Gesetzes, Ab-
lehnung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes, Ab-
lehnung der Flexibilisierungs- und Privatisierungs-
ansätze. Das heißt: Ablehnung a ller Ansätze, um auf 
diesem wichtigen Feld - auch bundespolitisch - die 
Signale auf Kostensenkung zu stellen und dies recht-
lich zu flankieren. Sie stehen auch auf diesem um-
weltpolitischen Feld für Gebührenerhöhung und für 
Gefährdung von Arbeitsplätzen. Wenn man sich vor 
Ort in den Kommunen anschaut, wie sich die Abwas-
sergebühren entwickelt haben, dann kann man fest-
stellen: Das werden die Bürgerinnen und Bürger 
nicht mehr weiter akzeptieren. 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Weng [Ger

-

lingen] [F.D.P.]) 

In der Abfallpolitik haben wir die Produktverant-
wortung ausgebaut. Die rückläufigen Abfallmengen 
- ich habe die entsprechenden Zahlen schon genannt 
- belegen die Wirksamkeit unserer Politik. 
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Inzwischen gibt es freiwillige Selbstverpflichtun-
gen für das Recycling von Altpapier, Altautos, Büro-
technik, Baustellenabfälle und schadstoffarme Batte-
rien. Mit der Altauto-Verordnung und der Batterie-
verordnung haben wir im Deutschen Bundestag und 
im Bundesrat die notwendigen Begleitverordnungen 
geschaffen. Für Büro- und Kommunikationstechnik 
ist das derzeit in Vorbereitung. 

Die F.D.P. setzt sich auch weiterhin für die Privati-
sierung im Abfallbereich ein, denn dadurch schaffen 
wir Wettbewerb und letztlich auch Kostendämpfung 
für die Bürger. 

(Beifall bei der F.D.P. - Dr. Wolfgang Weng 
[Gerlingen] [F.D.P.]: Nur die Wettbewerbs

-

gleichheit müssen wir noch herstellen!) 

Aus dem gleichen Grund wollen wir mit der No-
velle der Verpackungsverordnung, die zu diesem 
Zeitpunkt wieder einmal den Bundesrat beschäftigt, 
mehr Wettbewerb ermöglichen. Ich hoffe sehr, daß 
der Bundesrat heute zu einem Ergebnis kommt. 

Die Forderung der Grünen: Sie wollen das genaue 
Gegenteil, eine Rekommunalisierung der Abfallwirt-
schaft, also Vorrang für öffentliche Unternehmen zu 
Lasten der mittelständischen p rivaten Entsorgungs-
wirtschaft. Damit es richtig teuer wird, verlangen die 
Grünen auch noch eine Sonderabfallabgabe und 
eine Verpackungsabgabe. Garniert wird diese Politik 
dann noch mit Verboten für bestimmte Verpackungs-
arten, spezifischen Mehrwegquoten für alle mögli-
chen Getränke und staatlichen Produktionsvorgaben 
zur Recyclingfähigkeit für Autos. Glauben Sie denn 
wirklich, daß grüne Umweltpolitiker und Umweltmi-
nister die besseren Autoingenieure sind? Und wer 
soll das alles vollziehen, überwachen und zum 
Schluß dann auch bezahlen? Haben Sie sich das 
überhaupt irgendwann überlegt? 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Ihre Steuer

-

senkung!) 

Mit dem Bodenschutzgesetz hat die Koalition nun 
auch das wichtige Medium Boden in einem eigenen 
Gesetz geschützt, die Altlastensanierung erleichtert, 
vereinfacht und preiswerter gemacht. Damit fördern 
wir Investitionen auf Altstandorten und die Benut-
zung von Brachflächen. Durch bundeseinheitliche 
Sanierungs- und Nutzungsgrenzwerte haben wir 
Rechtssicherheit für Investoren, Kommunen und Pla-
ner geschaffen. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Durch differenzie rte Sanierungsvorgaben je nach ge-
planter Nutzung verhindern wir unnötige „Luxussa-
nierungen". All  diejenigen, die sich an der Debatte 
beteiligt haben, wissen, was ich damit meine. Das 
komplizierte bürokratische Sanierungsverfahren 
wird durch einen Sanierungsplan, der alle anderen 
Erlaubnisse umfaßt, ersetzt. 

Die Forderungen der Grünen: Sie lehnen die Voll-
regelungen des Bundes ab. Sie wollten mit 16 zusätz-
lichen Landesgesetzen den Grenzwertewettlauf der 
Bundesländer und der Behörden fortsetzen. Natür-
lich muß wieder eine Abgabe her, diesmal die Versie-
gelungsabgabe, damit Bauen noch teurer wird. Die 

Sanierungsanforderungen wollten Sie hochschrau-
ben, womit Investitionen verhindert worden wären. 
Dazugekommen wären überzogene Anordnungsbe-
fugnisse der Behörden. Schließlich sollte, quasi durch 
die Hintertür, der Straßenbau in Deutschland unter-
bunden werden. 

Das alles ist nachzulesen im Gesetzentwurf der 
Grünen. Das ist der grüne Totalitarismus mit noch 
mehr Regelungsdichte, noch mehr Bürokratie und 
höheren Abgaben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die F.D.P. hat im Steuerreformpaket der Koalition 
ihren Vorschlag eines dritten höheren Mehrwert-
steuersatzes auf Energie einbringen können. Damit 
wollen wir den Verbraucher zu einem sparsameren 
Umgang mit dem „Rohstoff" Energie veranlassen, 
und zwar genau an der Stelle, an der die CO 2-Minde-
rungspotentiale vorliegen - allerdings ohne die Steu-
erlast zu erhöhen; die direkten Steuern sollen gleich-
zeitig und in stärkerem Maße gesenkt werden. Ziel 
ist hier eine Nettoentlastung der Bürgerinnen und 
Bürger. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Gefährlich ist dagegen das Ökosteuerkonzept der 
Grünen. Im Augenblick sind sie da beim Zurückru-
dern, aber sie haben schriftlich festgelegt, was sie im 
Laufe dieser Legislaturperiode alles gefordert haben. 
In ihrem Energiesteuergesetzentwurf fordern sie eine 
Energiesteuer, die jährlich um 7 Prozent bis auf 
111 Milliarden DM im zehnten Jahr steigen soll. Zu-
sätzlich wollen die Grünen, daß die Mineralölsteuer 
auf 5 DM angehoben wird - oder sind es jetzt 
4,80 DM oder 4,60 DM? Auch diese Zahlen sind in 
Anträgen aufgetaucht. Bei dem Preis sind 20 Pfennig 
mehr oder weniger eigentlich egal, denn sozial 
Schwächere werden sich das Autofahren in keinem 
Fall mehr leisten können. Mehreinnahmen: 124 Mil-
liarden DM. Das alles summiert sich zu einer steuer-
lichen Nettomehrbelastung im zehnten Jahr von 
56 Milliarden DM, 

(Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das ist eine Lüge!) 

die für staatliche Subventionsprogramme ausgege-
ben werden sollen. Dazu kommt noch die Schwerver-
kehrsabgabe und die Nahverkehrsabgabe. Leider 
habe ich nicht mehr nachgucken können, was noch 
alles an Abgaben in Ihrem Programm steht. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Das sind mindestens drei Seiten!) 

Diese Pläne sind ein gigantisches, gefährliches Ex-
periment mit unseren Arbeitsplätzen. Das können 
Sie auch nicht wegdiskutieren, Frau Hustedt. Das ist 
politisches Monopoly. Herr Fischer, es wird Ihnen 
nicht gelingen, die Anträge der letzten vier Jahre 
und das grüne Wahlprogramm vor den Wählern zu 
verstecken und sie über diesen steuerlichen Großan-
griff zu täuschen. Die Wähler werden das merken, 
und Sie werden die Quittung bekommen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt die Kollegin Eva Bulling-Schröter. 

Eva Bulling-Schröter (PDS): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das umweltpoliti-
sche Thema der letzten Tage und auch heute ist der 
Eklat um die Castor-Transporte. Die Tickermeldun-
gen überschlagen sich auch heute wieder, und am 
Montag werden wir im „Spiegel" lesen, wer was 
wann gewußt hat. Vielleicht erzählen Sie uns nach-
her etwas dazu. 

Castor - ein strahlendes Symbol für Nichtnachhal-
tigkeit nicht nur beim Transport , sondern auch ge-
genüber kommenden Generationen. Die Dümmsten 
in diesem Land merken jetzt, wie gefährlich diese 
Atomenergie ist. Da, denke ich, sind wir durch diese 
Skandale im Bewußtsein der Bevölkerung inzwi-
schen ein ganzes Stück weitergekommen. 

Doch nicht nur dieser Skandal, sondern auch das 
Umweltgutachten des Sachverständigenrates sollten 
Anlaß zum Rückblick auf die letzten vier Jahre christ-
lich-liberaler Umweltpolitik bieten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Vor dem Hintergrund der oben beschriebenen 
Entwicklungen und gemessen am Regelungsbe-
darf fällt die umweltpolitische Bilanz der Bundes-
regierung in der Berichtsperiode eher bescheiden 
aus. 

Dies ist keine Einschätzung meiner Gruppe, sondern 
ein Zitat aus dem Gutachten. Die vom Sachverständi-
genrat kritisierten Entwicklungen werden unter an-
derem folgendermaßen beschrieben: 

Umweltpolitik ist zunehmend nur genehm, wenn 
sie nur geringe Kosten verursacht. 

Oder an anderer Stelle: 

Demgegenüber wird aber mancherseits gegen-
wärtig im Grundsatz der Nachhaltigkeit zualler-
erst eine Chance für den Abbau des Umwelt-
schutzes zur Stärkung des Wirtschaftsstandortes 
Deutschland gesehen. 

„Mancherseits" ist wohl eine vornehme Umschrei-
bung für die Chefetagen von Banken und Konzer-
nen. 

Und was die Stärkung des Wirtschaftsstando rtes 
angeht, so läßt sie sich in den Bilanzkurven an den 
Wänden der Chefetagen ablesen: Gewinne nach 
oben, Zahl der Arbeitsplätze nach unten. 

Nach den Beschleunigungsgesetzen im letzten 
Jahr sind die Unternehmen nun auch vielfach von lä-
stiger Bürgerbeteiligung in Genehmigungsverfahren 
befreit worden. Ein „Dank" an die Bundesregierung, 
aber auch an die SPD, die das ja mitgetragen hat. 

Wenn Frau Merkel gegenwärtig wegen des Ga-
stors im Feuer steht, so kann man ihr die Verantwor-
tung für das umweltpolitische Rollback in dieser Le-
gislaturperiode nur teilweise zuschreiben. Alle ande-
ren Ressorts haben kräftig mitgeschoben: Wi rtschaft, 
Bau, Landwirtschaft, Finanzen und andere - eben so,  

wie sich die entsprechenden Wirtschaftslobbys ihren 
Durchmarsch durch die Institutionen organisieren. 

Nun hat das BMU zu einem vermeintlichen Befrei-
ungsschlag ausgeholt: ein umweltpolitisches Schwer-
punktprogramm „Nachhaltige Entwicklung in 
Deutschland" . Nicht daß ein solches Programm 
grundsätzlich abzulehnen wäre - im Gegenteil, es 
wird ja von seiten der Opposition immer angemahnt 
-, doch es wird am Ende der Amtszeit abgeliefert und 
nicht zu deren Beginn. Deshalb wirkt es mehr als 
Wahlkampftreibstoff, weniger als Dokument des Auf-
bruchs. 

Doch ein Aufbruch ist nötig. Denn wie schreibt der 
Sachverständigenrat? Er formuliert, der Wechsel von 
einer überwiegend emissions- und technikbezoge-
nen Umweltpolitik hin zu einer stärker qualitäts-
orientierten Umweltpolitik sei in Deutschland nicht 
vollzogen worden. Und weiter schreibt er, eine auf 
Dauer akzeptable Umweltqualität könne nicht allein 
durch die in Deutschland erfolgreich bet riebene Poli-
tik der Emissionsminderung erreicht werden. 

Auf dem Papier hat dies auch das BMU begriffen. 
Sowohl die Studie des Umweltbundesamtes „Nach-
haltiges Deutschland" als auch das Schwerpunktpro-
gramm der Umweltministerin greifen Themen wie 
wachsenden Ressourcenverbrauch, Flächenversiege-
lung oder Umweltschäden des Verkehrs auf. Deshalb 
solle nachhaltige Entwicklung zur Aufgabe a ller Poli-
tikbereiche werden, kann man lesen. - Ein großer 
Anspruch! Doch wer einen Blick in den Bundeshaus-
halt oder in die Verkehrsprogramme von Bund und 
Ländern wirft, sieht sofort, wie gering der Einfluß des 
Umweltressorts auf die Wirtschafts-, Finanz-, Ver-
kehrs- oder Landwirtschaftspolitik ist. 

Der schwindende Einfluß manifestiert sich auch in 
der Gesetzgebung und schreibt sich somit in die Zu-
kunft fort . So haben sich die gesetzlichen Grundla-
gen für die eng mit dem Umweltschutz verbundene 
Raumordnung in dieser Legislaturpe riode zu Lasten 
des Umweltschutzes verschlechtert. Auch die Chan-
cen, die das neue Bundesbodenschutzgesetz geboten 
hätte, wurden verspielt. 

Wir können alle gespannt sein, auf welchem Wege 
die Bundesregierung ihr Ziel, den zusätzlichen tägli-
chen Flächenverbrauch von gegenwärtig 106 Hektar 
auf 30 Hektar zu reduzieren, erreichen wi ll. Eine Ver-
siegelungsabgabe ist genauso wenig Bestandteil des 
Bodenschutzgesetzes wie eine umfassende Entsie-
gelungspflicht. 

Zum Trauerspiel um die gescheiterte Novellierung 
des Bundesnaturschutzgesetzes schreibt der Um-
weltrat: 

Es ist nicht hinnehmbar, daß die nur noch weni-
gen schutzwürdigen Biotope in Deutschland dem 
Streit um Ausgleichszahlungen für die Landwirte 
zum Opfer fallen. Der Umweltrat wiederholt zu-
dem seine Forderung, auch die „ordnungsge-
mäße Landwirtschaft" konkret anhand der ökolo-
gischen Erfordernisse zu definieren. Der Umwelt-
rat forde rt  die Bundesregierung erneut auf, dem 
Naturschutz größeres Gewicht zukommen zu las-
sen und die überfällige grundlegende Novellie- 
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rung des Bundesnaturschutzgesetzes nicht an 
den gegenläufigen Interessen von Landwirt-
schaft, Verkehr und Industrie scheitern zu lassen. 

Ich denke, dies ist eine deutliche Sprache. 

Noch eines: Sie führen mit den Ausgleichszahlun-
gen an die Bauern Wahlkampf. Darüber wurde schon 
damals in dieser Debatte diskutiert. Nur, ich meine, 
diese Bauernfängereien glauben Ihnen auch die Bau-
ern nicht mehr. Wir werden im Wahlkampf in Bayern 
sehen, ob sich die führenden Kräfte Ihrer Parteien 
bei Veranstaltungen immer noch durch den Hinter-
eingang heraus- und hineinbegeben müssen, weil 
vorn die Bauern stehen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der PDS) 

Im Umweltprogramm der Bundesregierung wird 
festgestellt, daß Effizienzsteigerungen in der Wi rt

-schaft nicht automatisch zu einem absoluten Rück-
gang des Ressourcenverbrauchs führen. Vielfach 
werde der technische Fortschritt durch wachsende 
Produktions- und Verbrauchsmengen wieder aufge-
zehrt. Dieses Dilemma der auf Wachstum program-
mierten Profitwirtschaft - aus stofflicher Sicht eines 
der wesentlichen Probleme der Nichtnachhaltigkeit - 
wird aber geradezu läppisch mit dem Verweis auf die 
Stärkung der Eigenverantwortung von Bürgerinnen 
und Bürgern, gesellschaftlichen Gruppen und Unter-
nehmen aufgelöst. Auf wundersame Weise soll so die 
Materialproduktivität bis 2020 auf das Zweieinhalb-
fache erhöht werden, die Energieproduktivität soll 
sich verdoppeln. Alles soll innovativ werden; in dem 
Punkt überschneiden sich auch die Auffassungen 
des BMU und der SPD. 

Es mutet übrigens schon etwas verwirrt an, daß 
zwei Jahre nach den verheerenden Beschneidungen 
der Bürgerbeteiligung durch die letzte Welle der be-
rüchtigten Beschleunigungsgesetze im vorliegenden 
Programm die Stärkung der Eigenverantwortung von 
Bürgerinnen und Bürgern und allen gesellschaftli-
chen Gruppen gefordert wird. Der Text läuft folge-
richtig auch nur verbal auf eine Stärkung nichtstaat-
licher Kräfte hinaus. Konkret werden nur die Instru-
mente benannt, welche Unternehmen mittels Selbst-
verpflichtungen oder Kooperationen von verbindli-
chen und sanktionsbewehrten staatlichen Vorgaben 
befreien. 

Nach den Vorstellungen der Bundesregierung soll 
die Lokale Agenda 21 den Bürgerinnen und Bürgern 
Möglichkeiten zur Gestaltung ihres unmittelbaren 
Umfeldes geben. Doch Agendaprozesse können 
wohl keinesfalls eine juristisch abgesicherte Bürger-
beteiligung in Verwaltungsverfahren ersetzen. 

Meine Redezeit ist leider zu Ende. Ich wollte noch 
etwas zu den überdimensionierten Müllverbren-
nungsanlagen sagen, die jetzt auch in den neuen 
Bundesländern entstehen sollen. Ich meine, diese 
Dinge sind kontraproduktiv. Deswegen brauchen wir 
am 27. September eine neue Regierung. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Frau Bundesministerin Angela Merkel. 

Dr. Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Wir beraten heute über 
den Umweltbericht, den wir im Kabinett vor zehn Ta-
gen verabschiedet haben. Ich halte diese Debatte 
zum jetzigen Zeitpunkt, zum Ende einer Legislatur-
periode, für außerordentlich wichtig. 

Als erstes möchte ich ein Wo rt  an Frau Hustedt 
richten. Frau Hustedt, wenn Sie uns unterstellen, wir 
hätten durch Verharmlosung der Umweltgefährdun-
gen einen Beitrag dazu geleistet, daß das Umweltbe-
wußtsein in Deutschland nicht mehr so hoch sei, wie 
wir es uns vielleicht gemeinsam wünschen, dann 
kann ich Ihnen nur sagen: Mit Ihrem Beschluß über 
einen Benzinpreis von 5 DM haben Sie die seit lan-
gem schlimmste Attacke gegen jegliches aufkeimen-
des Umweltbewußtsein in der deutschen Gesell-
schaft geritten, die ich kenne. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie haben dem Umweltschutz schweren Schaden 
zugefügt, haben das selber erkannt und versuchen 
jetzt, sich vor Ihren eigenen Beschlüssen zu drücken 
und davon abzulenken, 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Aber Herr 
Hintze hat es gerne aufgegriffen! - Wilhelm 
Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Hintzes Plakate 

waren auch nicht besser!) 

indem Sie uns Verharmlosung der Umweltgefähr-
dungen vorwerfen. Das zeigt genau Ihre A rt, an die 
Lösung der Probleme heranzugehen: Das Befinden 
der Menschen interessiert Sie überhaupt nicht. Sie 
wollen Ihre Vorstellungen durchsetzen; ob es Mehr-
heiten oder Minderheiten dafür gibt, interessie rt  Sie 
nicht. Damit haben Sie der Bereitschaft der Men-
schen, sich für Umweltfragen zu engagieren, schwe-
ren Schaden zugefügt. 

(Eckart  Kuhlwein [SPD]: Hintzes Dummhei
-

ten waren aber noch größer!) 

Frau Hustedt, Sie haben gebeten, daß wir Allian-
zen bilden. Frau Hustedt, wir haben mit unserem 
Diskussionsprozeß - auf Anregung des Sachverstän-
digenrates für Umweltfragen - 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Der sagt übrigens 4,60 DM! 
Der hat der Umwelt auch schweren Scha

-

den zugefügt!) 

Umweltziele definie rt  und ein Instrument - ein Um-
weltbarometer - für das Messen von Umwelterfolgen 
und -mißerfolgen entwickelt. 

In Deutschland wird die Umweltverantwortung 
von vielen wahrgenommen. Dazu gehört der Staat, 
der vor allen Dingen die Gefahrenabwehr und die 
Vorsorge zu gewährleisten hat, aber auch die Akzep-
tanz der gesellschaftlichen Gruppen. Deshalb haben 
wir mit 130 gesellschaftlichen Gruppen - mit fo rt

-schrittlichen, mit weniger fortschrittlichen, mit sol-
chen, die Bedenken haben, und mit solchen, die zu 
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produzieren und Arbeitsplätze zu schaffen haben - 
im Sinne des Auftrags der nachhaltigen Entwicklung 
gesprochen, um einen Dreiklang von Ökonomie, so-
zialen Anliegen und Umweltanliegen zu schaffen. 
Das ist nämlich die Aufgabe in diesem Lande. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir sind sowohl im Bereich des Regierungshan-
delns - natürlich auch durch die Unterstützung des 
Parlaments - sowie im internationalen Bereich als 
auch im Bereich des freiwilligen Engagements der 
Wirtschaft vorangekommen. Wir haben das Bundes-
Bodenschutzgesetz verabschiedet. Das hat gedauert; 
aber zum Schluß haben wir in Bundestag und Bun-
desrat ein wichtiges • Gesetzeswerk verabschiedet 
und damit das dritte Medium, den Boden, geschützt. 
Ich glaube, das ist ein Meilenstein zum Abschluß der 
Umweltgesetzgebung zu Boden, Wasser und Luft. 
Darauf können wir stolz sein. 

Bei der Novellierung des Bundesnaturschutzgeset-
zes haben wir - das ist wahr - in zwei Schritten vor-
gehen müssen. Die Ursache dafür war, daß es auf sei-
ten der Opposition keinerlei Bereitschaft gab, sich 
mit uns über Fragen des Ausgleichs bei Naturschutz-
maßnahmen zu verständigen. Das hat der Akzeptanz 
des Naturschutzes in den Bereichen, in denen er 
stattfindet, nämlich in den ländlichen Räumen, wie-
derum schweren Schaden zugefügt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben uns oft und ausführlich darüber unterhal-
ten. Der Vorwurf, es gehe dabei nur um Interessen der 
Bauern - wobei daran nichts Schlechtes ist, denn die 
Menschen leben von der Bewirtschaftung des Bodens 
-, ist einfach nicht wahr. Jeder von Ihnen weiß, daß 
die Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie im Augenblick lei-
der - ich betone: leider - mehr als ein Instrument zur 
Verhinderung von Infrastrukturvorhaben verwendet 
wird als dazu, wozu sie in Wirk lichkeit da ist, nämlich 
zum Schutz von Biotopen in ganz Europa. Deshalb 
hoffe ich, daß der zweite Teil der Novellierung des 
Bundesnaturschutzgesetzes, der heute im Bundesrat 
beraten wurde, ebenfalls ein Erfolg wird. 

Wir haben bei der Weiterführung unserer Maßnah-
men zum Klimaschutz erhebliche Fortschritte ge-
macht. Frau Hustedt, ich finde es ein bißchen unfair - 
das muß man einmal ganz klar sagen -, wenn Sie 
mich fragen, wo ich bei den Demonstrationen für das 
Stromeinspeisungsgesetz war. Soll ich Ihnen sagen, 
wo ich war? Ich war dort , wo ich hingehöre: Ich habe 
das Stromeinspeisungsgesetz vernünftig an das 
Energiewirtschaftsgesetz angepaßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zum Schluß haben Sie gemeinsam mit Frau Höhn 
den Eindruck erweckt, daß Sie das Gesetz gemacht 
hätten. 

(Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Wir haben 
das Gesetz gemacht!) 

Dazu muß ich Ihnen sagen: Wir haben das, was wir 
als Regierung und als parlamentarische Mehrheits-
fraktion als Auftrag haben, gemacht. Wir haben die-
ses Stromeinspeisungsgesetz ganz vernünftig an  das 

Energiewirtschaftsgesetz angepaßt; wir haben die 
Biomasse zusätzlich gefördert.  

(Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das war der Bundesrat!) 

Im übrigen haben wir uns für das Ganze - soviel 
zum Thema Distanz zu den EVU - von Herrn Harig 
und der Preussenelektra beim Bundesverfassungsge-
richt verklagen lassen. So ist das mit unserer Gesetz-
gebungstätigkeit. 

(Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Das war 
gut so!) 

Denn wir halten die Förderung von regenerativen 
Energien für richtig und für außerordentlich wichtig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie, Frau Hustedt, waren wahrscheinlich dabei - 
ich weiß es nicht genau, Herr Fischer war es jeden-
falls -, als für die Erhaltung der Steinkohlesubventio-
nen demonstriert  wurde. Damals habe ich mich wirk-
lich gewundert, inwieweit sich das mit den CO 2-Min-
derungen verträgt. Ich fand es außerordentlich ko-
misch, gegen die Braunkohle und für die Steinkohle-
subventionen zu sein - wobei man sich dabei auch 
fragen kann, wozu man das Geld noch verwenden 
kann - und dann auch noch so zu tun, als ob Sie das 
Stromeinspeisungsgesetz novelliert hätten. Ich hoffe, 
Sie stehen uns dann wenigstens bei der Klageschrift 
gegen die Preussenelektra geistig zur Seite, auch 
wenn wir sie natürlich auch alleine hinbekommen 
werden. 

(Beifall des Abg. Dr. Peter Ramsauer [CDU/ 
CSU] - Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]: Lauter Ankündigun

-

gen!) 

Wir haben den Umweltschutz mit einer ganzen An-
zahl von Programmen über die Kreditanstalt für Wie-
deraufbau gestärkt. Im Berichtszeitraum haben wir 
beinahe 4 Millionen Wohnungen wärmetechnisch sa-
niert. Dieses Programm ist 1996 über die neuen Bun-
desländer hinaus auf die gesamte Bundesrepublik 
ausgeweitet worden. Dies halte ich für ganz wichtig, 
zumal die Kredite hier auch sehr gut angenommen 
werden. 

Zur Förderung der Stromerzeugung aus Sonnen-
energie haben wir das 50000-Dächer-Programm der 
Deutschen Ausgleichsbank auf den Weg gebracht. 
Seit 1990 stieg die Zahl der installierten Anlagen von 
138 auf 11260. In Gelsenkirchen entsteht derzeit die 
weltgrößte Produktionsanlage für Solarzellen, und es 
zeichnet sich ab, daß Deutschland beim Anbruch des 
Solarzeitalters keineswegs, wie noch vor wenigen 
Jahren befürchtet, hinter Japan und den USA zu-
rückstehen wird. Auch der Bundesforschungsmi-
nister hat es durch seine Maßnahmen geschafft, daß 
Solarproduktion in Deutschland wieder stattfindet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Reden Sie einmal mit der Indust rie! 
Die sagen etwas völlig anderes!) 

- Nehmen Sie dies doch zur Kenntnis, und freuen Sie 
sich mit uns darüber. 
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Meine Damen und Herren, wir haben auch das 
Atomgesetz novelliert, und zwar so, daß Nachrüstun-
gen für mehr Sicherheit in den Kraftwerken möglich 
bleiben und daß auch technische Neuerungen und 
Neuentwicklungen weiter durchgeführt werden kön-
nen. Ich sage Ihnen nur, daß unser Engagement in 
dieser Frage in Mittel- und Osteuropa außerordent-
lich wichtig ist und daß wir mit ihm einen prakti-
schen Beitrag dazu leisten, daß mittel- und osteuro-
päische Kraftwerke nicht mit veralteter Technologie 
weiterlaufen, sondern daß sie mit vernünftigen, 
neuen Sicherheitsanlagen nachgerüstet werden. 

Auch bei der Kreislaufwirtschaft sind wir vorange-
kommen. Im Oktober 1996 ist das Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetz in Kraft ge treten. Ich muß 
an dieser Stelle sagen: Es ist ein absolutes Manko, 
daß bis zum heutigen Tage mit den Ländern keine 
Übereinstimmung darüber erzielt werden konnte, 
wie „Abfall zur Beseitigung" begriff lich von „Abfall 
zur Verwertung" getrennt wird. Sie müssen sich ein-
mal ansehen, in welcher Art  und Weise diese Ver-
handlungen stattfinden und wie die verschiedenen 
Länder - hier habe ich insbesondere die A-Länder im 
Blick - versuchen, Verwertungsmöglichkeiten zu mi-
nimieren, um weiter auf Beseitigung zu setzen, weil 
man offensichtlich glaubt, dadurch Kosten senken zu 
können. Damit vergibt man aber Verwertungskapa-
zitäten. 

Ich kann Ihnen mitteilen, daß die Verpackungsver-
ordnung soeben im Bundesrat in einer Form be-
schlossen wurde, von der ich hoffe, daß sie die Ak-
zeptanz der Bundesregierung und des Parlamentes 
findet. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wieder einmal hoffen Sie 

auf Ihre Kollegen!) 

Was wir uns auf diesem Gebiet wegen völliger Unei-
nigkeit der Länder drei bis vier Jahre lang auf dem 
Rücken der Menschen, die mit einem hohen Umwelt-
bewußtsein Verpackungen trennen und in die ver-
schiedenen Systeme einspeisen, geleistet haben, 
spottet jeder Beschreibung. Ich bin sehr dankbar, 
daß dieser Beschluß heute end lich gefaßt worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es ist auch vernünftig, daß wir inzwischen die Alt-
autoverordnung verabschiedet haben. 

(Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Nach 15 Jahren!) 

Das ist ein großer Erfolg beim Recyc ling der Autos. 
Frau Hustedt, Sie werden sehen: Alle unsere Um-
weltvorgaben, die wir in dieser Altautoverordnung 
niedergelegt haben, sind jetzt Vorbild für die Richtli-
nie, die in der Europäischen Kommission erarbeitet 
wird. 

(Dr. Norbe rt  Rieder [CDU/CSU]: So ist es!) 

Unsere 95 Gewichtsprozent Recycling bis zum Jahre 
2015 sind genau der St andard, den sich auch die 
Europäische Kommission vorgenommen hat. 

Mit der Batterieverordnung sind wir vorangekom-
men. Wir haben - wie Frau Mehl schon gesagt hat -  

die TT-Verordnung vor kurzem in einer schmalen Va-
riante im Kabinett beraten. Damit bin ich nicht zufrie-
den; das muß ich der Ehrlichkeit halber sagen. Wir 
wollen sie nicht durchpeitschen. Wir denken uns nur, 
da Sie schon so lange darauf warten, werden Sie mit 
Wohlwollen versuchen, sie noch zu verabschieden. 
Es wäre doch schön, wenn wir uns darüber nicht zu 
streiten brauchten. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Schritt für Schritt 
nach vorn!) 

Wir haben im Bereich der Mobilität erhebliche 
Fortschritte machen können, insbesondere durch die 
emissionsbezogene Kfz-Steuer. In Europa sind wir in 
Richtung der Vereinbarung von Euro-3- und Euro-4-
Normen auf einem guten Wege. Deutschland ist an 
dieser Stelle vorangeschritten und verlangt auch ver-
bindliche Werte bezüglich der Euro-4-Norm für das 
Jahr 2005. Wir werden ein Vermittlungsverfahren im 
Europäischen Parlament haben. Ich hoffe, der parla-
mentarische Druck trägt dazu bei, daß das, was wir 
brauchen, nämlich definierte Normen für die Zu-
kunft, auch durchgesetzt werden kann. 

Mit folgendem Punkt können wir nicht zufrieden 
sein - hier wurde ja Shell als ein Konzern gewürdigt, 
der alles, was Umwelt anbelangt, voll erkannt hat -: 
Die Mineralölwirtschaft verweigert sich leider noch 
in einem für mich nicht ganz nachvollziehbarem 
Maße den neuen Treibstoffqualitäten. Die Automo-
bilindustrie braucht diese Treibstoffqualitäten. Wenn 
Sie, Frau Hustedt, eine Allianz mit Shell eingehen 
wollen, dann könnten Sie sich vielleicht einmal für 
den schwefelarmen Kraftstoff einsetzen. Dieser wäre 
bitter nötig. 

Wir haben im Rahmen der emissionsbezogenen 
Kfz-Steuer eine Förderung für das Fünf- und das 
Dreiliterauto eingebaut, weil wir glauben, daß diese 
Autos auf den Markt kommen müssen. 

(Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-
NEN]: Der Glaube allein reicht nicht!) 

Wir haben mit der Bahnreform - das ist eines der 
größten Projekte, um in der Zukunft eine bessere 
Auslastung der Bahn zu erreichen - 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Der Personenverkehr ist lei

-

der rückläufig!) 

und der Regionalisierung des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs - Sie wissen genau, daß Teile des 
Mineralölsteueraufkommens zur Förderung des öf-
fentlichen Personennahverkehrs verwendet wurden; 
auch dies ist ein Beitrag dieser Koalition - die Grund-
lage dafür gelegt, daß eine Verlagerung des Verkehrs 
von der Straße auf die Schiene unter marktwirtschaft-
lichen Bedingungen überhaupt stattfinden kann. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Er findet aber nicht sta tt !) 

Sie werden es in einer modernen Industriegesell-
schaft niemals schaffen, daß Verlagerungen stattfin-
den, wenn Sie nicht auch effiziente Technologien 
einsetzen. 
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Meine Damen und Herren, wir haben in unserem 
Umweltbericht gezeigt, daß in einer Vielzahl von Fäl-
len Indikatoren für den Aufbau nachhaltiger Struktu-
ren gefunden wurden, mit denen wir die Entkoppe-
lung von Wirtschaftswachstum und Umweltbela-
stung feststellen konnten. Frau Bulling-Schröter, Sie 
sagen, an vielen Stellen werde der geringere Res-
sourcenverbrauch durch eine höhere Summe von In-
anspruchnahmen wieder aufgefressen. Hierzu ist zu 
sagen, daß sich die Bevölkerungszahl in Deutschland 
seit 1990 um 2,4 Millionen erhöht hat. Das ist eine 
Tatsache, der wir uns offensiv stellen müssen, die 
aber nicht gerade eine Voraussetzung dafür ist, daß 
der Umweltverbrauch reduziert wird. 

Wir haben Reduktionen beim Ausstoß von Schwe-
feldioxid um zwei Drittel, von Stickstoffoxid um ein 
Drittel, von Kohlenwasserstoffen um 40 Prozent und 
von Staub um 74 Prozent. Das sind Ergebnisse, die 
vor allen Dingen die neuen Bundesländer betreffen. 
Hier muß man aber einmal ganz klar sagen: Es gab 
nicht nur eine Wirtschafts- und Währungsunion. Es 
gibt mittlerweile zwischen den neuen und den alten 
Bundesländern auch eine weitgehend vollendete 
Umweltunion. Dies ist ein Erfolg dieser Bundesregie-
rung und dieser Parlamentsmehrheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir haben in den neuen Ländern 700 Kläranlagen 
sowie Abwasserleitungen in einer Länge von 13 000 
Kilometern neu aufgebaut. Infolge der Sanierungs-
maßnahmen haben sich Luft- und Gewässerqualität 
deutlich verbessert. Sie sehen das an der Elbe: 
Quecksilber minus 81 Prozent, Kupfer minus 57 Pro-
zent und Chrom minus 54 Prozent. 

Auch ich möchte noch darauf eingehen, daß der 
Umweltschutz ein Standortvorteil für den Industrie-
standort Deutschland ist und bleiben muß. Es geht 
deshalb darum, diesen Punkt immer wieder in die öf-
fentliche Debatte zu bringen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
sowie bei der SPD) 

Leider wird immer wieder versucht, Umweltschutz 
und wirtschaftliche Entwicklung gegeneinander aus-
zuspielen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Mehr bei 
Ihnen als bei uns!) 

Wir sind uns völlig einig, daß wir dies nicht tun wer-
den. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Frau Matthäus

-

Maier, lesen Sie einmal die Veröffentlichun

-

gen von Herrn Schröder nach! Die sind sehr 
drastisch! - Gegenruf der Abg. Ing rid Mat

-

thäus-Maier [SPD]: Ich habe ja gesagt: 
mehr!) 

- Frau Matthäus-Maier, ich muß wirklich sagen: Mit 
den Aussagen des Herrn Schröder in relativ allge-
meiner Art  über die „unsinnige Umweltbürokratie", 
die er im vergangenen Sommer, wenn ich mich recht 
erinnere, getätigt hat, hat er nicht gerade den Ein-
druck verstärkt, daß der Umweltschutz erstens klarer 
staatlicher Überwachungsregeln bedarf und daß er 

zweitens mit Wirtschaftswachstum einhergehen 
kann, wenn man es denn vernünftig macht. Es 
kommt ja auch immer auf den allgemeinen Eindruck 
an, und dieser war verheerend. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Frau Matthäus

-

Maier liest schon nicht mehr, was Herr 
Schröder sagt! - Ing rid Matthäus-Maier 
[SPD]: Trotzdem gilt: Mehr bei Ihnen als bei 

uns!) 

- Da werden wir einmal Wähleranalysen machen. 

Für uns gilt: Wir sind im Export  von Umwelttechno-
logien wieder Weltspitze geworden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir liegen gemeinsam mit Amerika - in den USA 
18,5, bei uns 18,7 Prozent - an der Spitze. Wir haben 
inzwischen ungefähr 1 Million Beschäftigte in den 
Bereichen des Umweltschutzes. Wir wollen dies vor-
anbringen, zumal wir wissen, daß Deutschland im-
mer von einem starken Expo rt  abhängig sein wird; in 
der Vergangenheit mit 22 Prozent. Da werden die 
Umwelttechnologien auch zukünftig eine große Rolle 
spielen. 

Es besteht kein Zweifel: Die Zukunftstechnologien 
werden für die Frage, ob die Umweltprobleme auf 
globaler Ebene gemeistert werden können, von ent-
scheidender Bedeutung sein. Schlüsseltechnologien 
müssen in den Industrieländern weiterentwickelt 
werden. Deshalb brauchen wir eine offensive Einstel-
lung und ein Klima, das die Ansiedlung von Unter-
nehmen der Solartechnologie und der Gentechnolo-
gie und von solchen Unternehmen ermöglicht, die 
neue und ressourcensparende Technologien anwen-
den. Deshalb kann ich nur sagen: Die Offenheit des 
Standortes Deutschland gegenüber neuen Entwick-
lungen ist eine zwingende Voraussetzung dafür, daß 
wir die Entkoppelung von Ressourcenverbrauch und 
Wirtschaftswachstum weltweit hinbekommen. Des-
halb ist es so wichtig, daß wir in Deutschland innova-
tionsfreundlich sind; deshalb ist es so wichtig, daß 
wir mit den Entwicklungsländern kooperieren. 

Frau Hustedt und andere, an Ihre Adresse sage 
ich: Sie wissen genau, daß es nicht richtig ist, wenn 
Sie behaupten, daß Deutschland für den Klimaschutz 
national ein schwaches Programm habe und daß wir 
im internationalen Rahmen nicht das Nötige täten. 
Auf beiden Ebenen sind wir stark. Die Selbstver-
pflichtung der deutschen Wi rtschaft zur CO2-Minde-
rung 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Automobilindustrie!) 

und das Monitoring von RWI belegen ganz deutlich, 
daß dies weltweit seinesgleichen sucht. Das wissen 
Sie doch auch. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Und der Rückzug der Auto

-

mobilindustrie zeigt es auch!) 

Die Selbstverpflichtung der deutschen Automobil-
industrie, den Treibstoffverbrauch bis zum Jahre 
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2005 um 25 Prozent, bezogen auf die Werte des Jah-
res 1990, zu senken, 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wieder so eine Verspre

-

chung!) 

ist jetzt Grundlage dafür, daß wir im europäischen 
Umweltministerrat wahrscheinlich noch im Juni über 
eine Selbstverpflichtung der europäischen Automo-
bilindustrie diskutieren werden. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das können sie wieder 

nicht einhalten!) 

Allerdings wird sie gegenüber der deutschen zeitlich 
etwas verschoben sein. Auch hier hat wieder eine 
deutsche Selbstverpflichtung Pate gestanden. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Aber das nützt ja nichts, 

wenn sie dann widerrufen wird!) 

Ob Ihnen, Herr Schmidt, das paßt oder nicht: Das 
muß man sich wirklich einmal vor Augen führen. 
Dort  sitzen grüne Umweltminister; do rt  sitzen soziali-
stische Umweltminister; es gibt eine dänische Kom-
missarin. Das, was wir in Deutschland gemacht ha-
ben, ist Vorbild für das, was jetzt in Europa diskutiert 
werden soll. Ich wundere mich wirklich darüber, daß 
einige in diesem Parlament die Neigung haben, un-
sere eigenen Leistungen immer wieder schlechtzure-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das ist der schlechteste Beitrag zur Sicherung des 
Standortes Deutschland, auch im Hinblick auf zu-
kunftsfähige Technologien. 

Herzlichen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Walter  Hirche [F.D.P.]: Den Grünen kom

-
men die Vorwürfe abhanden!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Kollegin Dr. Liesel Hartenstein. 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Bilanz zu ziehen ist ein 
notwendiges und legitimes Anliegen in der letzten 
Umweltdebatte einer Legislaturpe riode. Daß diese 
Bilanz bei Ihnen, Frau Ministerin, und den Sprechern 
der Koalition anders ausfällt als bei den Sprechern 
der Opposition, das liegt auf der Hand. 

Aber noch wichtiger, als Bilanz zu ziehen, er-
scheint mir die zweite Aufgabe, nämlich der Blick 
nach vorn, der Ausblick darauf, was in Zukunft getan 
werden muß. Da stelle ich fest: Die Hauptarbeit liegt 
noch vor uns. Sechs Jahre nach Rio sind wir kaum 
vorangekommen; eine wirkliche Kursänderung hat 
es leider nicht gegeben. Das muß deutlich gesagt 
werden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir kennen zwar den Auftrag von Rio. Sie selbst, 
Frau Ministerin, haben ein Nationales Komitee für 
Nachhaltige Entwicklung berufen. Ein Bericht liegt 
vor, aber die politische Umsetzung ist gleich Null. 
Hier herrscht Stagnation, die beendet werden muß. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Das stimmt doch 
nicht! Das World-Watch-Institut bescheinigt 

Deutschland, an der Spitze zu stehen!) 

Da ich heute zum letztenmal die Gelegenheit 
habe, 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Ja, dann muß es 
richtig sein, was Sie darstellen, wenn es das 

letzte Mal ist!) 

im Deutschen Bundestag zu sprechen, 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Da kann man keine 
Rücksicht nehmen!) 

mögen Sie mir nachsehen, daß ich schnurstracks auf 
mein Hauptanliegen zugehe, nämlich die ökologi-
sche Erneuerung unserer Wirtschaft und Gesell-
schaft. Denn dies wird nach meiner festen Überzeu-
gung die eigentliche Reformaufgabe für das nächste 
Jahrhundert sein. Da gibt es kein Ausweichen und 
kein Drumherumreden mehr. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Das gilt um so mehr, lieber Herr Hirche - vielleicht 
interessiert Sie das -, als das drückendste Problem 
unserer Zeit, die Massenarbeitslosigkeit, unmittelbar 
damit in Verbindung steht, daß Reformen unterlassen 
wurden. Denn ökonomische wie ökologische Wei-
chenstellungen haben ja immer auch ihre sozialen 
Auswirkungen. In einer Mitteilung der EU-Kommis-
sion vom November letzten Jahres steht der auf-
schlußreiche Satz: 

Die Entwicklung der Volkswirtschaften in der EU 
ist nicht nachhaltig. Sie sind nach wie vor durch 
eine Unterbeanspruchung des Arbeitskräftepo-
tentials und eine Überbeanspruchung der Um-
weltressourcen gekennzeichnet. 

Soweit die Kommission. 

Genau so ist es. Ebendieses Mißverhältnis muß 
endlich korrigiert werden. Wir dürfen uns eine ener-
gieverschwendende, ressourcenverbrauchende, na-
tur- und flächenfressende Wi rtschaft nicht länger lei-
sten, eine Wirtschaft, die gleichzeitig die Menschen 
wegrationalisiert und die Lebensgrundlagen für die 
nächste Generation rücksichtslos untergräbt. Bisher 
war Fortschritt stets mit Erhöhung der Arbeitspro-
duktivität verbunden. Wir holen heute zwanzigmal 
mehr Wohlstand aus einer Stunde menschlicher Ar-
beit heraus als im Jahre 1840. Das hat das Wupper-
tal-Institut ausgerechnet. Deswegen die Frage: Ist 
eine weitere Produktivitätssteigerung volkswirt-
schaftlich noch sinnvoll, zumal dann, wenn sie auf 
Kosten eines immer höheren Naturverbrauchs geht? 

An dieser Stelle, lieber Herr Kollege Laufs, ist das 
Wort  von der ökologischen Steuerreform fällig. Man 
sollte hier keine Mißinterpretationen verbreiten. Un- 
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sere zentrale Forderung lautet: Faktor Arbeit entla-
sten, Faktor Umweltverbrauch belasten! 

(Beifall bei der SPD, sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Wir befinden uns hier in bester Übereinstimmung mit 
der Europäischen Kommission. 

Ich zitiere noch einmal die Kommission: 

Wenn der Faktor Umwelt stärker geschont und 
der Faktor Arbeit stärker genutzt werden sollen, 
sollten zuallererst die Preisstrukturen angepaßt 
werden. 

Das heißt wörtlich: Arbeit muß billiger und die Nut-
zung des Faktors Umwelt teurer werden. 

Wir sollten den Mut haben, darüber ohne ideologi-
sche Scheuklappen miteinander zu reden und auch 
eine breite Bürgerdiskussion zu führen. Natürlich 
wissen wir alle, daß solche Lösungen langfristig an-
gelegt sein müssen. Aber daß Energiekosten und 
Transportkosten im Vergleich zu den Arbeitskosten 
heute zu niedrig sind, das sehen die Leute selber. Sie 
halten es mit Recht für absurd, wenn zum Beispiel 
Textilien bloß wegen des Einziehens von ein paar 
Nähten von Süddeutschland nach Litauen transpor-
tiert werden und wieder zurück, weil dort die Löhne 
billiger sind und der Transport quasi nichts kostet. 
Eine vernünftige, eine maßvolle, stufenweise ange-
legte ökologische Steuerreform würde aus dem Ko-
stenfaktor Umweltschutz einen Nutzenfaktor ma-
chen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Das gilt auch für den umstrittenen Benzinpreis. Dann 
nämlich käme das Dreiliterauto schneller. 

1992 hat Maurice Strong, der Generalsekretär der 
Rio-Konferenz, unter dem Beifall der Delegierten ge-
sagt, die UNCED-Konferenz sei die letzte Chance, 
das Steuer herumzuwerfen. Ein ökonomisches Sy-
stem, das sich nicht um ökologische Kosten und 
Schäden kümmere, sondern ungebremstes Wachs-
tum als Fortschritt betrachte, könnte das Ende unse-
rer Zivilisation bedeuten. Deshalb seien grundle-
gende Veränderungen in unserem Wirtschaftsleben 
und in den internationalen Wirtschaftsbeziehungen 
notwendig. Recht hat er. 

Nur, von diesen grundlegenden Veränderungen ist 
in der Politik der Bundesregierung bislang nichts in 
Sicht. Aber auch Bundeskanzler Kohl hat die Dekla-
ration von Rio unterschrieben. Wie lange wollen wir 
noch warten? 

(Ulrike Mehl [SPD]: Bis zum 27. September!) 

Betrachten wir die Resultate der auslaufenden Le-
gislaturpe riode unter dem Blickwinkel des Impera-
tivs von Rio, Herr Hirche, dann nehmen sie sich ziem-
lich kümmerlich aus. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Das sehen interna

-

tionale Organisationen, die die Länder ver

-

gleichen, völlig anders! Das ist Ihre Binnen

-

sicht!) 

Das trifft auf den Bodenschutz, auf die Abfallwirt-
schaft und leider auch auf den Klimaschutz zu. 
Deutschland hat lange das legendäre 25-Prozent-Ziel 
vor sich hergetragen und sich dafür bewundern las-
sen. Der Beschluß war richtig, aber das Ziel rückt in 
immer weitere Ferne. 

(Ulrike Mehl [SPD]: So ist es!) 

Der offizielle Umweltbericht 1998 weist aus, daß es 
zwischen 1990 und 1996 lediglich gelungen ist, 
100 Millionen Tonnen CO2  von mehr als 1 Milliarde 
Tonnen - einzusparen, und zwar unter Einbeziehung 
der Folgen des Zusammenbruchs der ostdeutschen 
Industrie. Vor diesem Hintergrund wirkt es wenig 
überzeugend, wenn die Bundesregierung versichert, 
man werde in den kommenden Jahren eine Reduk-
tion um 250 Millionen Tonnen jährlich durchsetzen. 
Emsige Geschäftigkeit im Auflisten von Detailmaß-
nahmen ersetzt leider noch keine durchgreifende 
Konzeption. 

Ich sehe mit großer Sorge, daß heute wieder zwei 
Vorstellungen durch die Köpfe geistern, von denen 
ich glaubte, sie seien überwunden. Die erste lautet, 
zuerst müsse eine florierende Wirtschaft die finan-
ziellen Mittel bereitstellen, mit denen dann nachträg-
lich Umweltschutzmaßnahmen bezahlt werden kön-
nen. Die zweite lautet: Umweltschutz und Arbeits-
plätze seien unvereinbare Gegensätze, Umwelt-
schutz vernichte letztendlich Arbeitsplätze. Beide 
Thesen sind falsch. Das Gegenteil ist richtig. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Die erste Vorstellung beruht auf einem längst über-
holten Reparaturdenken, wonach es Aufgabe der 
Umweltpolitik sei, Schäden zu beseitigen, die man 
vorher ange richtet hat. Wir haben längst gelernt, daß 
wir bei dieser Methode hoffnungslos hinter Umwelt-
verschmutzung und Umweltzerstörung herlaufen 
und daß Schadensbeseitigung allemal teurer kommt 
als Schadensvermeidung. Allein die Sozialkosten, 
die jährlich durch Luftverschmutzung und Lärmbela-
stung entstehen, belaufen sich auf viele Milliarden 
DM. Das ist wahrlich eine verrückte Welt. Das Fazit 
ist klar: Umweltschutz als Reparaturbetrieb rechnet 
sich nicht. Er führt in eine Sackgasse. 

Im übrigen wissen wir heute, daß diejenigen Schä-
den, die durch schleichende Umweltverschmutzung 
entstehen, irreparabel sind. Es gibt nämlich nichts 
mehr zu reparieren, wenn die tropischen Regenwäl-
der vernichtet sind, wenn Millionen Pflanzen und 
Tierarten bereits ausgerottet sind und wenn das 
Klima wirklich umkippt. Es ist nicht verantwortbar, 
diese ökologischen Hypotheken auf den Schultern 
der kommenden Generationen abzuladen. Sie wür-
den dafür nicht nur mit ihrem Wohlstand, sondern 
mit ihrem puren Existenzrecht bezahlen. 

Arbeit und Umwelt zusammenzubringen; das ist 
schon seit Beginn der 80er Jahre eines unserer vor-
rangigen Ziele gewesen. Wir haben dabei einiges er-
reicht. Der ökologische Umbau eröffnet dafür neue 
Chancen. EU-weit sind derzeit im Umweltbereich 
3,5 Millionen Arbeitsplätze vorhanden. Aber es 
könnten weitaus mehr sein, wenn es zum Beispiel 
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ein umfassendes Programm zur Wärmesanierung 
von Altbauten gäbe, wenn die Nutzung und Ent-
wicklung regenerativer Energien eine Schwerpunkt-
aufgabe der nationalen und europäischen Förderpo-
litik wäre - sie ist es nicht -, wenn endlich mit dem 
Bau eines europaweiten Hochleistungsschienennet-
zes Ernst gemacht würde. Hier liegt politisches 
Handlungskapital brach. 

Industrieproduktion herkömmlicher A rt  ist hochra-
tionalisiert und kapitalintensiv. Wir wissen das. An-
gepaßte und umweltverträgliche Technologien und 
Produktionsformen dagegen sind vorrangig arbeits-
intensiv. Ich frage: Warum zieht die Politik keine 
Schlüsse daraus? 

Vieles muß angepackt werden, liebe Kolleginnen 
und Kollegen. Wir müssen von der Trägheit des 
„Weiter so! " Abschied nehmen. Der Zeitpunkt ist ge-
kommen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Die Verantwortung der Bundesrepublik Deutsch-
land schrumpft nicht, sondern wird in Zukunft noch 
wachsen, auch auf internationaler Ebene - darin 
stimme ich mit Ihnen überein, Frau Ministerin -, 
auch im Bereich der Ökologie. Wir sind insbesondere 
mitverantwortlich dafür, welchen Weg Europa künf-
tig einschlagen wird, ob es ein Europa der Massenar-
beitslosigkeit und der Naturausbeutung sein wird 
oder ob wir miteinander ein Modell „Nachhaltiges 
Europa" schaffen, in dem Arbeit für alle, hohe Le-
bensqualität, soziale Gerechtigkeit und umweltver-
trägliches Wirtschaften beispielhaft realisiert werden. 
Hier hätte Deutschland eine Chance, sich in eine 
wirkliche Vorreiterrolle hineinzuarbeiten. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Ich denke, Deutschland hat auch die Verpflichtung 
dazu. 

Die Länder des Nordens, die sogenannten reichen 
Länder, müssen bei der Umsteuerung von Produktion 
und Konsum aus drei wesentlichen Gründen voran-
gehen - ich habe schon eine Minute überzogen und 
muß die Frau Präsidentin fragen, ob ich das noch vor-
tragen darf; danke schön -: erstens, weil wir die 
Hauptverursacher der globalen Umweltkrise sind - 
wir verbrauchen drei Viertel der Weltenergieproduk-
tion und produzieren 80 Prozent der klimaschädli-
chen Gase, obwohl nur 20 Prozent der Menschheit 
auf der Nordhalbkugel leben -; zweitens, weil wir 
das technische Know-how und die finanziellen Mittel 
haben, um neue Wege einzuschlagen; und drittens, 
weil das Modell der westlichen Industriegesellschaf-
ten auch zum Leitbild für die dritte Welt geworden 
ist. 

„In der dritten Welt wird sich nichts ändern, wenn 
sich in den Industrieländern nichts ändert" , sagt José 
Lutzenberger, der brasilianische Umweltschützer 
und Träger des alternativen Nobelpreises. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Da stimme ich aus

-

drücklich zu!) 

Das heißt, wer eine dezentrale Versorgung mit rege-
nerativen Energien an Stelle von Großkraftwerken 
aufbauen will, wer in den Entwicklungsländern 
sanfte statt harte Technologien durchsetzen will, wer 
den Schienentransport statt den motorisierten Stra-
ßenverkehr fördern will, der kann nur erfolgreich 
sein, wenn er selbst vorexerziert, daß dieser Weg 
gangbar und zugleich ökologisch sinnvoll ist. 

Das ökologisch Notwendige ist auf Dauer auch 
das ökonomisch Vernünftige. 

Das habe ich gelernt. Es ist ein Wort von Erhard 
Eppler, das heute noch gilt. Wenn wir alle die Wahr-
heit dieses Wortes gelernt haben, dann wird sich die 
falsche Vorstellung von selbst verflüchtigen, der Um-
weltschutz sei nur ein Dekorationsstück, das man in 
Schönwetterzeiten ans Revers heftet, in Notzeiten 
aber eilends ablegt. Dann ist nämlich Ökologie ein 
integraler Bestandteil unseres Denkens, unseres 
Wirtschaftens und unserer Lebenswirklichkeit. 

Dafür habe ich 20 Jahre lang gekämpft. Ich danke 
Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Mein Wort  zum Abschied, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, soll ein Wort des Dankes sein, des herzli-
chen Dankes an alle, mit denen ich gut zusammen-
gearbeitet habe, und an alle, mit denen ich mich ge-
stritten habe. Denn Streit, Auseinandersetzung über 
verschiedene Meinungen ist ein Lebenselexier der 
Demokratie. Es belebt und bereichert uns ja auch sel-
ber. 

Am positivsten habe ich dies während der sieben-
jährigen Arbeit in der Enquete-Kommission „Schutz 
der Erdatmosphäre" erfahren. Mein Wunsch ist: Ver-
gessen Sie unsere großen Ziele nicht. Es ist noch eine 
Herkulesarbeit zu leisten. Ich wünsche gute Be-
schlüsse und viel Erfolg zum Nutzen der Menschen. 

Danke schön. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Liebe Frau Kol-
legin Hartenstein, Sie haben schon an dem Beifall 
und an dem kleinen Blumenstrauß der paar Minuten, 
die wir Ihnen mehr geben konnten, gemerkt, daß Sie 
eine große Anerkennung in diesem Haus gefunden 
haben für ihr Engagement für diesen Bundestag, für 
Ihre Wählerinnen und Wähler und vor allen Dingen 
für das Thema des Umweltschutzes. Dafür möchte 
ich mich bei Ihnen herzlich bedanken. 

Seit 1976 - also eine wirklich sehr lange Zeit - wa-
ren Sie Abgeordnete des Deutschen Bundestages, 
vielfach auch in verantwortlicher Führung des Aus-
schusses. Wir wünschen Ihnen für die Zukunft, daß 
Sie sich auch einmal ein bißchen ausruhen können. 
Danke schön! 

(Beifall im ganzen Hause) 

Das Wort  hat jetzt der Abgeordnete Max Straubin-
ger. 
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Max Straubinger (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Es fällt mir natürlich 
schwer, Kritik zu üben, nachdem Frau Hartenstein 
am Ende eines Parlamentarierlebens uns auch für die 
Umweltpolitik viel Glück gewünscht hat und auch 
angemahnt hat, daß wir die Ziele nicht aus dem 
Auge verlieren sollen. Trotzdem, Frau Hartenstein: 
Sie haben in Ihrer Rede von Stagnation der Umwelt-
politik gesprochen. Das kann man auf alle Fälle hier 
nicht feststellen. 

Im Gegenteil: Die Bundesumweltministerin, Frau 
Angela Merkel, und natürlich die Parlamentarier der 
CDU/CSU- und der F.D.P.-Bundestagsfraktion, die 
sie mittragen in ihrer Politik, haben - das zeigt der 
Umweltbericht sehr deutlich - eine hervorragende 
Arbeit geleistet, natürlich auch im Sinne des Umwelt-
schutzes in Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das sei mir auch noch als Bemerkung erlaubt: Sie 
stellen die zukünftige Notwendigkeit von Produktivi-
tätssteigerungen in Frage, weisen gleichzeitig aber 
darauf hin, daß die Arbeitslosigkeit bekämpft werden 
soll. Seit 1848 wurde die Produktivität um das 20f a-
che gesteigert. Dadurch ist aber auch mehr soziale 
Sicherheit für die Menschen und für die Lebensver-
hältnisse der breiten Bevölkerung insgesamt entstan-
den. Das, glaube ich, sollte man hier nicht in Frage 
stellen, weil zukünftiger Umweltschutz beinhaltet, 
daß über Produktivitätssteigerungen auch Ressour-
censchutz betrieben wird. 

Verehrte Damen und Herren, der Umweltbericht, 
den die Frau Bundesministerin vorgestellt hat, ist ein 
Erfolgsbericht; ein Erfolgsbericht unserer Politik, die 
wir mitgestaltet haben und die wir auch als Parla-
mentarier mitgetragen haben. Wir gratulieren Ihnen, 
Frau Bundesministerin, zu diesem Bericht. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
F.D.P. - Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: 

Bitte nicht übertreiben!) 

Ich gratuliere an dieser Stelle - wenn ich schon bei 
Gratulationen bin - auch unserem Parlamentskolle-
gen Dr. Peter Paziorek, der sich hier insbesondere für 
die Umweltpolitik einsetzt und auch am heutigen 
Tag an der Debatte teilnimmt, zu seinem 50. Geburts-
tag. 

(Beifall im ganzen Hause - Wilhelm 
Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Da schließen wir 
uns ausdrücklich an, bei dem ersten Glück

-

wunsch aber nicht!) 

Verehrte Damen und Herren, es ist bei der politi-
schen Auseinandersetzung wichtig, Prioritäten zu 
setzen. Daß wir dies in der Vergangenheit getan ha-
ben, zeigt der Umweltbericht der Bundesregierung. 
Ich möchte kurz auf einzelne Bereiche eingehen, die 
meines Erachtens hier noch nicht intensiv so behan-
delt und gewürdigt wurden. Da ich selber auch 
Landwirt bin, möchte ich natürlich den Anteil der 
Landwirtschaft am Umwelt- und Naturschutz her-
ausstellen. Die Bundesregierung und wir als Parla-
mentarier haben zum Ausdruck gebracht, daß Um-
weltschutz nicht gegen die Landwirte betrieben wer-

den kann, sondern nur mit den Landwirten. Nur in 
Zusammenarbeit mit den Landwirten kann ein trag-
fähiges Fundament für den Umweltschutz in 
Deutschland geschaffen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dies zeigt sich auch sehr deutlich in den Ergebnis-
sen in verschiedensten Bereichen, in denen großar-
tige Fortschritte erzielt wurden. Ich darf nur daran er-
innern, daß zum Beispiel beim Handelsdünger im 
Zeitraum von 1988/89 bis 1995/96 die Abgabemen-
gen der Phosphate um 60 Prozent und der Stickstoffe 
um 25 Prozent zurückgegangen sind. Auch die Um-
weltverträglichkeit der Pflanzenschutzmittel wurde 
wesentlich verbessert, und es wurden pro Hektar 
30 Prozent weniger Pflanzenschutzmittel ausge-
bracht. Dies zeigt ebenfalls sehr deutlich, daß die 
Landwirtschaft ihren Beitrag leistet. 

Frau Kollegin Mehl, Sie haben einerseits darge-
stellt, daß es uns darum geht, die Landwirte zu unter-
stützen, andererseits aber erkennen lassen, daß SPD 
und auch Grüne den notwendigen Ausgleich, den 
die Landwirte bekommen müssen, wenn von der Ge-
sellschaft weitere Naturschutzauflagen bei der land-
wirtschaftlichen Produktion gefordert werden, ver-
weigern. 

(Ulrike Mehl [SPD]: Das ist Stuß, Herr Kol

-

lege, wirklich maßloser Stuß!) 

Letztendlich ist die Novellierung des Bundesnatur-
schutzgesetzes an diesem Umstand gescheitert. 

(Ulrike Mehl [SPD]: Es ist ein schlechtes 
Gesetz vorgelegt worden!) 

Dies zeigt sehr deutlich, daß SPD und Grüne den Zu-
sammenhang zwischen Landbewirtschaftung und 
Umwelt- und Naturschutz nicht richtig erkennen. 

Auch ein weiterer Punkt ist es wert, intensiver be-
leuchtet zu werden. Die Frau Bundesministerin hat 
schon darauf hingewiesen. Es geht um den Bereich 
der Abfallpolitik. 1990 noch haben wir hier vielfach 
noch über Abfallberge und anderes gesprochen. Es 
hat sich mittlerweile sehr deutlich gezeigt, daß durch 
die verschiedenen gesetzlichen Grundlagen, die wir 
geschaffen haben, insbesondere durch das Kreislauf-
wirtschafts- und Abfallgesetz, das seit 1996 in Kraft 
ist, die Abfallmengen immer mehr gesenkt und die 
Verwertungsquoten angehoben werden konnten. 

(Zuruf des Abg. Albe rt  Schmidt [Hitzhofen] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Es zeigt sich sehr deutlich, Herr Schmidt, daß das 
insbesondere in Bayern gelungen ist. Betrachten wir 
einmal die Zahlen: 1990 lag die Verwertungsquote 
des Hausmülls bei 30 Prozent; bis 1995 stieg sie auf 
65,7 Prozent. In konkrete Zahlen gefaßt heißt das, 
daß das Restmüllaufkommen 1990 pro Einwohner 
445 Kilogramm und 1995 pro Einwohner 241 Kilo-
gramm betrug. Dies zeigt sehr deutlich, daß wir in 
Bayern der Reduzierung der Abfallmengen stark 
Rechnung getragen haben. 

Es ist auch festzustellen, daß der Anstieg der Wi rt
-schaftsleistung vom Ressourcenverbrauch entkoppelt 
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wurde. Auch dies ist ein wichtiges Ergebnis unserer 
Umweltpolitik. 

Mir ist es auch noch wichtig, auf die Ökosteuer 
einzugehen, der auch im Entschließungsantrag der 
SPD besondere Aufmerksamkeit gewidmet wird. Ich 
glaube, daß „5 DM je Liter Benzin" vor allen Dingen 
ein Abkassiermodell ist. Es kann kein Ökosteuermo-
dell sein; denn - auch Herr Kollege Laufs hat das 
schon ausgeführt - wenn nicht mehr gefahren wird - 
und dann kann nicht mehr gefahren werden -, wird 
es auch keine Steuereinnahmen geben, mit denen ir-
gendwo Entlastungen finanziert werden könnten. 
Letztendlich würden nur die Rentner und die Ar-
beitslosen die Leidtragenden sein, insbesondere aber 
natürlich die Menschen, die auf dem flachen Land 
wohnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Auch eine weitere Rationierungspolitik, wie die 
Grünen sie vorgeschlagen haben, können wir nicht 
mitmachen, nämlich indem die Mobilität der Men-
schen dahin gehend eingeschränkt wird, daß sie sich 
nur noch alle fünf Jahre eine Ferienreise per Flug-
zeug genehmigen können. Ich glaube, das ist falsche 
Politik, die hier betrieben wird. 

(Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Haben Sie nicht gemeinsam mit uns 
den Antrag beschlossen? Einstimmig, auch 

Sie!) 

Deshalb ist es wichtig - auch die Bürgerinnen und 
Bürger werden erkennen, daß das richtig ist -, am 
27. September wieder Helmut Kohl zum Bundes-
kanzler zu wählen und Angela Merkel weiterhin die 
Verantwortung für die Umweltpolitik in Deutschland 
tragen zu lassen. 

Besten Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Wilhelm  Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Diese 
Pflichtübung hilft Ihnen auch nicht weiter!)  

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Michael Müller. 

Michael Müller (Düsseldorf) (SPD): Meine Damen 
und Herren! Um dem entgegenzuwirken, daß gesagt 
wird, das sei nur Oppositionsgerede, will ich zwei 
Stellen zitieren, zum einen aus der „Süddeutschen 
Zeitung" und zum anderen aus dem Gutachten der 
Sachverständigen für Umweltfragen. 

Der Artikel in der „Süddeutschen Zeitung" ist 
überschrieben: Umweltpolitik ohne Saft und Kraft in 
der Bundesrepublik. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Ja, so 
ist es!) 

Dort  heißt es, die Umweltpolitik in Deutschland be-
finde sich in einem Zustand der Lähmung. Auf der ei-
nen Seite mache sie sich überflüssig, weil sie die Ver-
antwortung durch die Selbstverpflichtungen immer 
mehr auf die Wirtschaft verlagere. Auf der anderen 
Seite verliere sie sich in Detailregelungen. Das steht, 

wie gesagt, in der „Süddeutschen Zeitung" - nur, da-
mit es gleich nicht wieder heißt, dies seien lediglich 
Wahlkampfübungen. 

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen forde rt 
 die Bundesregierung auf, in der Umweltpolitik aus 

der Krisenfalle herauszukommen. 

Man kann also wirklich nicht sagen, daß die Beob-
achter der Umweltpolitik der Bundesregierung auf 
Ihrer Seite sind. Das ist nun wirklich nicht der Fall. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Trotzdem möchte ich sagen: Es wäre viel zu ein-
fach, die Debatte über die ökologische Modernisie-
rung jetzt auf die Umweltpolitik der Ministerin oder 
auf die Tätigkeit der Umweltpolitiker im Parlament 
zu reduzieren. Ich glaube, daß es darauf ankommt, 
ob man die Tragweite der Herausforderungen, vor 
denen wir stehen, der Aufgabe, die wir haben, wirk-
lich begreift. Dies ist aus meiner Sicht der eigentliche 
Punkt. 

Ich glaube, es gab in diesem Jahrhundert eine ent-
scheidende Weichenstellung, die uns lange Zeit 
Wohlstand, Demokratie und Fortschritt gebracht hat. 
Das war die Verbindung von Wirtschaftspolitik und 
sozialen Leistungen. Das war also vor allem die Ent-
wicklung in den westlichen Industriestaaten zu ei-
nem Interessenausgleich zwischen Kapital und Ar-
beit. 

Aus meiner Sicht hatte dieser Interessenausgleich 
zwei wesentliche Säulen. Die eine Säule war die 
Funktionsfähigkeit der Erwerbsgesellschaft, also die 
Vollbeschäftigung, die andere war die Funktionsfä-
higkeit des Wachstums. 

Was jetzt passiert ist, ist, daß beides nicht mehr 
trägt. Wir erleben auf der einen Seite, daß die Ar-
beitsgesellschaft in ihren klassischen Formen nicht 
mehr existiert, daß sie also die Vollbeschäftigung 
nicht mehr garantieren kann. Wir erleben auf der an-
deren Seite, daß Wachstum kein Mittel mehr ist, die 
Gesellschaft zu bef riedigen bzw. Wohlstand für alle 
zu garantieren. 

Wir müssen also - das ist der eigentliche Punkt bei 
der Ökologie - darüber diskutieren, ob nicht die 
Ökologie eine Chance ist, aus dieser tiefen Krise un-
serer gesellschaftlichen Entwicklung, daß wir also 
weder den gesellschaftlichen Zusammenhalt über 
Wachstum garantieren können noch in der Lage 
sind, die Erwerbsgesellschaft zu sichern, herauszu-
kommen. Das ist eine Diskussion, die ich für ganz 
zentral halte. Hier geht es um mehr als nur um Um-
weltschutz. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Albe rt 
 Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]) 

Wenn wir Umweltpolitiker uns auf die Frage redu-
zieren ließen, ob wir in diesem oder jenem Bereich, 
so wichtig das auch ist, ein Umweltgesetz durchbrin-
gen, sprängen wir zu kurz. Worum es wirklich geht, 
ist, zu prüfen, ob der ökologische Ansatz eine 
Chance für ein neues Fortschrittsmodell bzw. einen 
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neuen gesellschaftlichen Zusammenhalt ist. Das ist 
aus meiner Sicht die Kernfrage. 

Ich würde diese Frage so auf den Punkt bringen, 
wie es auch der Sachverständigenrat getan hat: Wir 
haben in der Politik über Jahrzehnte davon gelebt, 
weder Rücksicht auf die Vergangenheit noch Rück-
sicht auf die Zukunft zu nehmen. Wir haben also die 
Ressourcen der Vergangenheit verschleudert und die 
der Zukunft aufgezehrt. 

Ökologisches Denken geht weit über Umwelt-
schutz hinaus und bedeutet, die Zeitdimension in un-
sere Entscheidungen einzubeziehen. Das ist aus mei-
ner Sicht die Grundlage eines neuen Wohlstands-
und Fortschrittsmodells. Aber ich befürchte - das 
sieht man auch an dieser Debatte, und ich sage es 
selbstkritisch an alle -, daß das Verständnis der Trag-
weite dieser Frage in allen Fraktionen noch unterent-
wickelt ist. Das ist sehr bedauerlich. 

(Beifall bei der SPD) 

Aus meiner Sicht stehen wir vor vier großen Her-
ausforderungen. Die erste große Herausforderung 
ist: Wie reagieren wir auf die globale Epoche, also 
auf die Auflösung von Raum und Zeit, die bisher die 
Strukturen unserer Gesellschaft und unserer Politik 
geprägt haben? Ich gehe davon aus, daß das Modell 
der Nachhaltigkeit die erste große Chance darstellt, 
auf diese globale Epoche eine Antwort zu geben, 
weil Nachhaltigkeit im Kern wieder mehr Dezentrali-
tät, Stärkung wirtschaftlicher Kreisläufe vor Ort und 
Stärkung der menschlichen Fähigkeiten anstatt der 
abstrakten Weltmarktzwänge bedeutet. Nachhaltig-
keit ist eine große Chance, um im Zeitalter der Glo-
balisierung Politik wiederherzustellen und wieder so-
ziale und gesellschaftliche Sicherheit zu garantieren. 
Diese Chance dürfen wir nicht verspielen. 

(Beifall bei der SPD) 

Der zweite wichtige Punkt ist aus meiner Sicht - 
ich habe es bereits gesagt - die gegenwärtige Auflö-
sung der Arbeitsgesellschaft. Über Jahrzehnte ha-
ben wir Vollbeschäftigung durch zwei Faktoren er-
reicht: einerseits durch die Bef riedigung des großen 
Nachholbedarfes, der industriegeschichtlich vorhan-
den gewesen war, und andererseits durch eine gi-
gantische Ausbeutung der Natur. Am Ende dieses 
Jahrhunderts sehen wir, daß beide Instrumente nicht 
mehr greifen. Zum einen verläuft der technologische 
Fortschritt so schnell, daß die Nachfrage nicht mit-
kommt, was zu immer mehr Arbeitslosigkeit führt, 
weil die technologische Entwicklung die Arbeit er-
setzt. Zum zweiten darf die Zerstörung der Natur 
nicht mehr hingenommen werden, weil die Folgeko-
sten dieser Entwicklung die Vorteile des Wachstums 
bei weitem überwiegen. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Mit anderen Worten: Am Ende dieses Jahrhunderts 
vermischen sich die beiden zentralen Fragen der Na-
turzerstörung und der Arbeitslosigkeit zu einem Pro-
blembündel. Wenn wir hier Konsens hätten, daß wir 
Umweltpolitik nicht gegen Sozialstaat, Arbeitslosig-
keit oder Wachstum ausspielen dürfen, dann hätten 
wir den ersten Schritt getan, um die Probleme lösen  

zu können. Diese Botschaft müssen wir überall ver-
künden. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Lösung kann nicht darin bestehen, im Inter-
esse kurzfristiger wirtschaftlicher Erfolge beispiels-
weise weiterreichende umweltpolitische Aufgaben 
zurückzustellen; denn das würde in Zukunft um so 
härter auf uns zurückschlagen. Wir müssen begrei-
fen, daß wir auch das Problem Arbeitslosigkeit nur 
lösen werden, wenn wir zu einer anderen Umwelt-
und Wirtschaftspolitik kommen, wenn wir alles mit-
einander verzahnen und nicht weiterhin in die Philo-
sophie der 20er Jahre zurückfallen, die besagt, durch 
Laissez-faire sei wirtschaftlicher Erfolg zu erreichen. 
Dies ist eine schlichte Illusion. 

(Zustimmung bei der PDS) 

Vorhin wurde gesagt - ich weiß nicht mehr, wer es 
gesagt hat -, die SPD halte nur an den alten ord-
nungsrechtlichen Maßnahmen fest. Sie sagen, es 
gehe um neue Instrumente. Aber wo waren Sie denn 
bei der ökologischen Steuerreform? 

(Beifall bei der SPD) 

Haben Sie nicht im Zusammenhang mit dem Klima-
schutz die ökologische Steuerreform für ein Linsen-
gericht an die Wirtschaft verkauft? Es ist doch doku-
mentiert, daß Sie sie für die freiwillige Selbstver-
pflichtung zurückgestellt haben. Das ist doch wahr! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist nicht zu

-

treffend! Quatsch!) 

Außerdem ist der Denkansatz falsch. Richtig ist, 
daß die Regulierungsansätze des 19. Jahrhunderts, 
die auf dem traditionellen preußischen Ordnungs-
recht beruhen, nicht in der Lage sind, die Aufgaben 
zu lösen, vor denen wir heute stehen. Im Grunde ge-
nommen ist unser Ordnungsrecht im wesentlichen 
ein erweitertes Polizeirecht, das auf der Logik einer 
engen Ursache-Wirkung-Beziehung aufbaut. Damit 
können wir ökologische Probleme nicht lösen. 

Aber das kann doch nicht zur Schlußfolgerung füh-
ren, daß wir die Verantwortung der Institutionen und 
des Staates völlig aufgeben. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Gegenteil: Es geht doch eher um die Modernisie-
rung des Staates und seiner Ordnungsinstrumente. 
Bauen Sie doch keine falsche Alternative auf! 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Tut doch keiner!) 

Die These der Deregulierung ist schlicht falsch. Die 
These der Neuregulierung - sozusagen im intelligen-
ten, transparenten Sinne - ist richtig. - Am wenigsten 
steht es der F.D.P. zu, dagegen etwas zu sagen; denn 
aus meiner Sicht ist sie die Hauptbetreiberin einer 
für die Umwelt und für die Menschen schrecklichen 
Deregulierungspolitik, deren Folgen leider immer 
schwieriger zu reparieren sind. 

Ich gehe davon aus, daß die eigentliche Hürde, vor 
der wir stehen, eine Neuordnung unseres Entwick-
lungsmodells ist. Dieses Projekt geht weit über die 
Bewältigung ökologischer Probleme hinaus. Es geht 
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darum, insgesamt zu einem neuen Fortschritts- und 
Entwicklungskonzept zu kommen. 

Wenn wir zurückblicken, dann müssen wir in die-
ser Hinsicht allerdings feststellen, daß die vergan-
gene Legislaturperiode aus vier verlorenen Jahren 
bestand. 

(Beifall der Abg. Eva Bulling-Schröter [PDS]) 

Die Hauptschuld dafür gebe ich nicht allein der Um-
weltministerin; vielmehr war es so, daß sie bei den 
meisten Konflikten in der Umweltpolitik - auch im 
Kabinett - allein war. Auch im Bundestag hätte ich 
mir von ihrer Fraktion sehr viel mehr Unterstützung 
gewünscht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie 
der Abgeordneten Eva Bulling-Schröter 

[PDS]) 

Der Punkt ist, daß Frau Merkel im wesentlichen iso-
liert war. 

Wir hätten im Bundestag große Mehrheiten gehabt 
und große Einigkeit erzielt, wenn die Bundesregie-
rung ernsthafte Schritte in Richtung Nachhaltigkeit 
gemacht hätte. Daß dies nicht geschehen ist, lag 
nicht an der Opposition; vielmehr lag es daran, daß 
in der Regierung viel über Nachhaltigkeit in der Um-
weltpolitik geredet worden ist, dann aber, wenn es 
darauf ankam, nichts geschehen ist: 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Erst hat der Wirtschaftsminister blockiert, dann hat 
der Landwirtschaftsminister blockiert, dann hat der 
Verkehrsminister blockiert - das ist doch die Wahr-
heit. Das Ergebnis war eine völlig unzureichende 
Politik. Diese dann auch noch zu verteidigen ver-
schärft die Probleme nur noch. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Walter 
Hirche [F.D.P.]: Und trotzdem bescheinigt 
uns das Ausland, daß wir an der Spitze 

sind!) 

- Das ist klar. Ich kann Ihnen auch sagen: Mit vielen 
Ländern würde ich Deutschland in diesem Punkt 
nicht vergleichen. Im übrigen ist die Betrachtung 
falsch. Die eigentlich richtige Betrachtung besteht 
darin, zu sehen, erstens, was notwendig ist, und, 
zweitens, was möglich gewesen wäre. Das sind die 
beiden Faktoren, um die es geht. Ich wünsche mir 
sehr, daß die Bundesrepublik ein wirklicher Vorreiter 
wird. Aus meiner Sicht haben wir beispielsweise im 
Bereich der ökologischen Steuerreform deutlich den 
Anschluß verloren. Sie wissen ganz genau: Andere, 
auch europäische Länder sind wesentlich weiter als 
wir. Wir sind diejenigen, die hinterherlaufen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Walter 
Hirche [F.D.P.]: Nein! Da ist doch der Strom 
billiger! Sie täuschen die Öffentlichkeit!) 

- Man kann auch darüber reden, wie sich manche 
Preisfaktoren auf den Strompreis auswirken. Ich 
glaube, daß diese Debatte gerade vor dem Hinter-
grund mancher Scheinsubvention, die wir zahlen, 
höchst problematisch ist. 

Wir sind am Ende einer Legislaturpe riode. Für die 
neue Legislaturpe riode wünsche ich mir etwas, und 
zwar nicht nur den Regierungswechsel. Das wäre 
jetzt nur eine Pflichtübung; allerdings ist der Regie-
rungswechsel für mich nicht nur eine Pflichtübung, 
sondern auch eine Kür. Ich wünsche mir vor allem, 
daß die nächste Bundesregierung erkennt, daß das 
Thema Ökologie die große Chance zur Zukunftsge-
staltung beinhaltet. Es ist kein Thema neben vielen 
anderen, das der jeweiligen Konjunktur, der jeweili-
gen Stimmung unterliegt; vielmehr enthält dieses 
Thema die große Chance, unsere Gesellschaft auf ei-
nen neuen Konsens zu bringen und insgesamt voran-
zubringen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Dr. Klaus Lippold. 

Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Herr Kollege Müller, Sie haben davon ge-
sprochen, wir müßten die Ökologie als umfassende 
Aufgabe begreifen. Ich sage deutlich - auch wenn 
Sie es immer wieder leugnen und nicht zur Kenntnis 
nehmen wollen -: Die ganze Welt ist über das, was 
von dieser Bundesregierung für den Umweltschutz 
geleistet wurde, erstaunt und lobt die Umweltschutz-
situation in dieser Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Walter  Hirche [F.D.P.]: Aber auch auf ande

-

ren Feldern sind die Sozialdemokraten 
blind für Entwicklungen in Europa!) 

Diese Resonanz ist weltweit; das ist die Wahrheit. 

Wir sind diejenigen, die die Entwicklung dahin 
vorantreiben, daß Umweltschutz nicht sektoral be-
trieben, sondern in größere Einheiten eingebaut 
wird. Wir sind diejenigen, die sich auf ihrem Partei-
tag nicht nur zu einer sozialen, sondern zu einer öko-
logisch orientierten sozialen Marktwirtschaft be-
kannt haben. Wir haben dafür gesorgt, daß ökologi-
sche Managementsysteme in den Unternehmen ver-
ankert werden. Wir sind, was die Anzahl der Um-
weltmanagementsysteme in Unternehmen angeht, 
führend in der Europäischen Union. Überall kann 
man nichts anderes als Beweise für unsere Erfolge in 
der Umweltpolitik entdecken. Die Schadstoffe in der 
Luft und im Wasser sind zurückgegangen. Obgleich 
wir heute wesentlich mehr Verkehr und wesentlich 
mehr Industrie insgesamt haben, ist der Zustand un-
serer Umwelt vergleichbar mit dem um die Jahrhun-
dertwende. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Wer das leugnet, wer zum Beispiel nicht den inno-
vativen Charakter neuer Instrumente anerkennen 
will, der übersieht folgendes: Die Selbstverpflichtun-
gen - wir sind zirka 100 eingegangen - hatten eine 
Treffgenauigkeit von 99 Prozent. Nur eine einzige 
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Selbstverpflichtung hat nicht funktioniert. So zielge-
nau wird hier gearbeitet; das muß man anerkennen. 
Frau Kollegin Hustedt, es gibt eine Ihnen naheste-
hende Landesregierung, die das langsam begreift. 
Sie sollten diesen Lernprozeß nachvollziehen. Das 
wäre wirklich angemessen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Herr Müller, aus den gerade genannten Gründen 
kann ich sagen, daß es keine verlorenen Jahre sind. 
Ich möchte aber noch eines hinzufügen, weil ich Ihre 
Verlautbarungen sorgfältig lese: Wenn Sie jetzt den 
Eindruck erwecken wollen, in Sachen Castor sei ein 
Untersuchungsausschuß kaum möglich oder werde 
wenig bringen, dann muß ich Ihnen ganz offen sa-
gen: Noch ist Ihre Fraktion groß genug, um einen 
Untersuchungsausschuß zu beantragen und seine 
Einrichtung durchzusetzen. Hören Sie doch auf, dar-
auf hinzuweisen, Sie diskutierten in Ihren Reihen 
noch das Vorgehen! Herr Müller, bei Ihnen wird im-
mer nur diskutiert, aber nicht gehandelt und ent-
schieden. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Ach 
Unsinn!) 

Wenn Sie von der Notwendigkeit eines Untersu-
chungsausschusses überzeugt sind, dann beantragen 
Sie ihn doch! Ich freue mich darauf. 

(Abg. Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

- Nein, Herr Schmidt. - Dann können wir endlich 
einmal aufklären, was zum Beispiel in Schleswig-
Holstein und in Niedersachsen läuft. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Lenken 
Sie doch nicht ab!) 

- Herr Schmidt, ich halte es für einen Skandal, hier 
auf der einen Seite mit Untersuchungsausschüssen 
ablenken zu wollen, ohne sie selbst zu beantragen, 
während auf der anderen Seite Ihr Umweltminister in 
Niedersachsen noch nicht einmal in die Sitzung des 
entsprechenden Ausschusses geht und sich dort den 
Fragen stellt, wenn das Thema Castor auf der Tages-
ordnung steht. Aber heute nachmittag um 15 Uhr 
hält er eine Pressekonferenz ab. Das ist die Art, wie 
Sie parlamentarisch arbeiten. Es geht doch nicht um 
das Abhalten von Pressekonferenzen, meine Herren 
von der Sozialdemokratie, sondern es geht darum, 
daß sich Ihre verantwortlichen Minister den Aus-
schüssen des Parlaments stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ein weiterer Punkt. Jetzt heißt es, die Preussen-
elektra habe Verfehlungen begangen und nicht in-
formiert. Ich ziehe noch einmal die Schlußfolgerun-
gen, die ich schon am Mittwoch gezogen habe: Wenn 
die Meßprotokolle der Preussenelektra fehlerhaft wa-
ren, dann müßte diese Tatsache der von Ihrer Partei 
gebildeten Landesregierung bekannt gewesen sein. 
Wenn der Landesregierung diese Tatsache aber nicht 
bekannt gewesen ist, dann nehmen Sie die Verant-
wortung auf sich und sagen: Wir haben gepennt. 
Wahrscheinlich haben Sie das getan. Die andere 

Möglichkeit ist, daß die Preussenelektra die fehler-
haften Meßprotokolle unterbreitet hat. Dann frage 
ich mich aber, wie eine Gesellschaft, in deren Auf-
sichtsrat früher maßgebliche Sozialdemokraten sa-
ßen, das nicht erkennen konnte oder es zugelassen 
hat. 

In diesem Zusammenhang ist manchmal von 
„Kumpanei" die Rede. Damit die ausgeschlossen 
wird, darf zunächst einmal der oberste Zuständige 
für die Aufsicht im Lande Niedersachsen, Ihr Kanz-
lerkandidat Schröder, nicht weiter Aufsichtsratsmit-
glied in diesem Unternehmen sein. Wenn die ent-
sprechenden Sachverhalte der niedersächsischen 
Landesregierung schon seit Jahren bekannt waren, 
dann muß Ich fragen: Welche Maßnahmen der nie-
dersächsischen Landesregierung hat Herr Schröder 
veranlaßt? Was hat er getan, und wo hat er gehan-
delt? Fordern Sie ihn einmal zur Rechenschaft! Je-
mand, der in Niedersachsen die Dinge nicht in Ord-
nung bringt, ist für den Bund völlig ungeeignet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Prüfen Sie doch einmal, ob es zulässig ist, daß je-
mand die oberste Aufsicht über ein Unternehmen hat 
und gleichzeitig im Aufsichtsrat dieses Unterneh-
mens sitzt. Ich frage Sie: Was hat Herr Schröder im 
Aufsichtsrat getan? Hat er Protokolle angefordert? 
Hat er die Unternehmensleitung zur Änderung ihrer 
Politik aufgefordert? Wenn Sie diese Fragen beant-
wortet haben, werden wir hier die Konsequenzen 
ziehen. Ich fordere hier ganz klar, Herr Schröder 
möge sich von diesem Aufsichtsratsmandat trennen, 
denn es ist mit seiner Position unvereinbar. Ich for-
dere genauso klar, daß auch der schleswig-holsteini-
sche Energieminister dieses Aufsichtsratsmandat 
niederlegt. Diese Form der Kumpanei muß beendet 
werden, damit die Sachverhalte aufgeklärt werden 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Wilhelm  Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Lenken 

Sie doch nicht ab!) 

So einfach ist das. Von diesen Zusammenhängen 
können Sie hier nicht ablenken. Das lassen wir Ihnen 
in dieser Form nicht durchgehen. 

Schattenminister sind manchmal wirklich die 
Schatten ihrer selbst. Aber wenn Sie schon ein Schat-
tenkabinett aufstellen, dann muß ich fragen: Warum 
sind die Verantwortlichen für den Umweltbereich 
oder die, die Sie später dafür in die Verantwortung 
bringen wollen, heute bei der zentralen Debatte 
nicht anwesend? Ich finde es nicht gut, zwar mit 
neuen Namen Schlagzeilen zu machen, aber nicht 
präsent zu sein, wenn es um die Diskussion von In-
halten und um die Sache geht. Das kann ich nicht 
verstehen. Ankündigungen auf der einen Seite, aber 
kein Interesse an Umweltpolitik auf der anderen 
Seite - das paßt nicht zusammen. Auch das sagen wir 
Ihnen ganz deutlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir betrachten alle Seiten von Wirtschaft und auch 
alle Seiten von Energiegewinnung. Aber wenn Sie 
uns vorwerfen wollen, wir würden Solarenergie 
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nicht hinreichend fördern, warum verschweigen Sie 
dann, daß gerade jetzt in Gelsenkirchen die modern-
ste Solaranlage der Welt entsteht, gefördert zum Bei-
spiel vom Bundesforschungsminister mit ganz erheb-
lichen Mitteln? Das ist doch der Punkt. Wir sind in 
den verschiedensten Bereichen aktiv. Ich habe immer 
die Forderung von Ihnen vermißt, in den Bereich der 
regenerativen Energie auch die Biomasse einzube-
ziehen. Diese Ministerin und diese Koalitionsmehr-
heit haben das gemacht. 

(Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Auf Druck von uns, nicht freiwillig! 
Auf Vorschlag des Bundesrates!) 

Ich halte das für richtig. 

Das heißt, wir brauchen nicht irgendwelche Dis-
kussionen. Bevor Sie Ihre Diskussionen zu Ende ge-
führt haben, haben wir gehandelt. So werden wir es 
auch in Zukunft tun. Deshalb haben wir - dafür 
danke ich Ministerin Merkel noch einmal ganz aus-
drücklich - nicht nur den Bericht vorgelegt, sondern 
Ihnen auch das Schwerpunktprogramm für Umwelt-
politik zur Kenntnis gegeben, um deutlich zu ma-
chen: Das, was wir erreicht haben - was sehr viel ist 
und was international vorbildlich ist -, werden wir 
fortschreiben und um weitere wichtige Punkte er-
gänzen. Wir haben die Perspektiven für eine nach-
haltige Umweltpolitik für das nächste Jahrhundert 
aufgezeigt, die umfassend ist, Herr Kollege Müller, 
weil wir natürlich wissen, daß eine solche Politik nur 
Erfolg haben kann, wenn sie ganzheitlich angelegt 
ist. 

Ganz herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Das Wort zu ei-
ner Kurzintervention hat der Kollege Albert Schmidt. 

Albert  Schmidt (Hitzhofen) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Kollege Lippold, Sie haben ein flam-
mendes, fulminantes Plädoyer für einen Untersu-
chungsausschuß gehalten, haben gegen die SPD agi-
tiert, haben sie damit zu überzeugen versucht, daß 
sie sowohl die nötige Anzahl der Stimmen hätte als 
auch das nötige Interesse haben müßte. Sie haben 
sich sogar zu der Äußerung verstiegen, daß Sie sich 
auf diesen Untersuchungsausschuß freuten. 

Herr Kollege Lippold, ist Ihnen bewußt, daß Sie es 
viel einfacher haben können? Wenn Sie sich wirklich 
auf diesen Ausschuß freuen, nehmen Sie einfach das 
Angebot an, das gestern Joschka Fischer hier ge-
macht hat: Wir untersuchen Merkel, Sie untersuchen 
Fischer oder wen immer Sie wollen. Sie haben - im 
Gegensatz zu uns - sowohl die nötige Anzahl von 
Abgeordneten als auch - wie Sie soeben gesagt ha-
ben - große Lust darauf. Also, lieber Herr Lippold, 
warum beantragen Sie die Einsetzung dieses Unter-
suchungsausschusses nicht selbst, warum unterstüt-
zen sie nicht wenigstens diesen von uns geforderten 
Untersuchungsausschuß? Können Sie mir das sagen? 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Wir machen Politik 
nach vorn!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Lippold, es gibt einen weiteren Wunsch nach einer 
Kurzintervention. Ich gebe Ihnen dann vier Minuten 
zum Antworten. 

Frau Kollegin Mehl. 

Ulrike Mehl (SPD): Herr Kollege Lippold, Sie haben 
eben dem Energieminister von Schleswig-Holstein 
Kumpanei vorgeworfen, weil er im Aufsichtsrat der 
HEW sitzt. Das möchte ich entschieden zurückwei-
sen. Vielleicht denken Sie auch einmal darüber nach, 
wie viele Politikerinnen und Politiker in anderen Auf-
sichtsräten sitzen. Man kann sich ja darüber streiten, 
ob das so gelungen ist. Aber ihnen Kumpanei zu un-
terstellen setzt voraus, daß sie dieses Spiel mitma-
chen, und das weise ich entschieden zurück. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Bitte, Herr Kol-
lege Lippold. 

Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrte Damen und Her-
ren! Zum ersten, Herr Schmidt: Sie wie ich wissen, 
daß die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
zuvörderst Instrument der Opposition ist. Ich kann 
hier und heute belegen, daß dies für meine Ministe-
rin nicht erforderlich ist. Ich habe gesagt, ich stimme 
Ihnen in jeder Form zu, wenn die Opposition, die den 
gegenteiligen Anschein erweckt, diesen Untersu-
chungsausschuß will. Dann bin ich gerne bereit, do rt 

 mitzuarbeiten und mich dem zu stellen, denn das 
muß dann sein. Aber ich will doch einmal sehen, ob 
die auf der anderen Seite sich trauen. Sie wissen 
doch wie ich - deshalb Ihr verschmitztes Lächeln -, 
in welcher Falle die sitzen und weshalb sie diskutie-
ren. Sie wissen doch, weshalb sie so verschmitzt 
lächeln: weil es genauso ist, wie ich sage. Die Jungs 
spitzen den Mund, aber sie trauen sich nicht, zu pfei-
fen. Das ist das eine. 

Und das zweite, Frau Kollegin Mehl: Wer hat denn 
die Stichworte „liebedienerische Umarmung", „über 
den Tisch ziehen" usw. in die Diskussion eingeführt? 
Das war doch Ihr Kanzlerkandidat. Der heißt Ger-
hard Schröder. Wenn es denn schon darum geht, je-
manden liebedienerisch über den Tisch zu ziehen, 
dann liegt der Anschein von Kumpanei doch am 
nächsten bei denen, die gemeinschaftlich am Auf-
sichtsratstisch sitzen, aber gleichzeitig Aufsichts-
funktionen haben. Frau Merkel sitzt in keinem Auf-
sichtsrat, der ein Unternehmen kontrollieren soll. 
Frau Merkel führt ihre Aufsichtsbefugnisse gegen-
über den Ländern durch. Und wenn Herr Jüttner sich 
weigert , hier nach Bonn zu kommen, um Rechen-
schaft zu legen, dann wirft doch auch das Fragen auf, 
die wir hier einmal diskutieren müssen. Vor die 
Presse gehen - ja, aber sich dem niedersächsischen 
Umweltausschuß verweigern; vor die Presse gehen - 
ja, aber nicht nach Bonn zur Ministe rin kommen, um 
Rechenschaft zu legen - das ist Ihre Form von Politik. 
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Ich sage ganz deutlich: Das tragen wir nicht mit, 
und das machen wir auch öffentlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Damit schließe 
ich die Aussprache. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß wir jetzt eine 
längere Passage Abstimmungen haben, etwas über 
40 Seiten in der Vorlage. 

Tagesordnungspunkt 16 a: Interfraktionell wird 
vorgeschlagen, den Umweltbericht 1998 auf Druck-
sache 13/10735 zu überweisen, und zwar zur feder-
führenden Beratung an den Ausschuß für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit und zur Mitbera-
tung an den Finanzausschuß, den Ausschuß für Wi rt

-schaft, den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, den Ausschuß für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau sowie den Ausschuß für Frem-
denverkehr und Tourismus. 

Die Entschließungsanträge der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. sowie der Fraktion der SPD auf 
Drucksachen 13/10797 und 13/10819 sollen an die-
selben Ausschüsse überwiesen werden. 

Gibt es dazu noch andere Vorschläge? - Das ist 
nicht der Fall. Dann ist die Überweisung so beschlos-
sen. 

Tagesordnungspunkte 16 b und 16 c: Interfraktio-
nell wird Überweisung der Vorlagen auf den Druck-
sachen 13/10195 und 13/10196 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Sind Sie auch damit einverstanden? - Das ist der Fall. 
Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Tagesordnungspunkt 16 d: Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit zu dem Sondergutachten „Konzepte ei-
ner dauerhaft umweltgerechten Nutzung ländlicher 
Räume" des Rates von Sachverständigen für Um-
weltfragen; es handelt sich um die Drucksachen 13/ 
4109 und 13/9707 Nr. 1. Der Ausschuß empfiehlt 
Kenntnisnahme. Wer stimmt für diese Beschlußemp-
fehlung? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Be-
schlußempfehlung ist einstimmig angenommen. 

Der Ausschuß empfiehlt unter Nr. 2 seiner Be-
schlußempfehlung auf Drucksache 13/9707 die An-
nahme einer Entschließung. Wer stimmt für diese Be-
schlußempfehlung? - Die Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Die Beschlußempfehlung ist bei Stimmenthal-
tung der gesamten Opposition mit den Stimmen der 
Koalition angenommen. 

Tagesordnungspunkt 16 e: Abstimmung über den 
Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
zur Änderung des Umweltinformationsgesetzes auf 
Drucksache 13/3906. Der Ausschuß für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit empfiehlt auf der 
Drucksache 13/10580, den Gesetzentwurf abzuleh-
nen. 

Ich lasse über den Gesetzentwurf der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 13/3906 ab-
stimmen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzent-
wurf zustimmen wollen, um das Handzeichen. - Die 

Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf 
ist in zweiter Beratung mit den Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen gegen die Stimmen von Bündnis 90/ 
Die Grünen und PDS bei Stimmenthaltung der SPD 
abgelehnt. 

Damit entfällt nach unserer Geschäftsordnung die 
weitere Beratung. 

Tagesordnungspunkt 16 f: Abstimmung über den 
von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzent-
wurf zu dem Abkommen mit der Tschechischen Re-
publik über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes, Drucksache 13/10129. Der Aus-
schuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit empfiehlt auf Drucksache 13/10704, den Gesetz-
entwurf unverändert anzunehmen. Ich bitte diejeni-
gen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich 
zu erheben. - Stimmt jemand dagegen? - Enthaltun-
gen? - Der Gesetzentwurf ist einstimmig angenom-
men. 

Tagesordnungspunkt 16 g: Abstimmung über den 
von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzent-
wurf zum Übereinkommen über die Verhütung der 
Meeresverschmutzung durch das Eindringen von 
Abfällen und anderen Stoffen; das ist die Drucksache 
13/10430. Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit empfiehlt auf Drucksache 13/ 
10833 Nr. 1, den Gesetzentwurf unverände rt  anzu-
nehmen. Wer zustimmen will, möge sich erheben. - 
Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der Gesetz-
entwurf ist damit bei Stimmenthaltung der Gruppe 
der PDS mit den Stimmen des Hauses im übrigen an-
genommen. 

Abstimmung über den von der Bundesregierung 
eingebrachten Gesetzentwurf zur Ausführung des 
Protokolls zum Übereinkommen über die Verhütung 
der Meeresverschmutzung; das sind die Drucksa-
chen 13/10364 und 13/10833 Nr. 2. Ich bitte diejeni-
gen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschußfassung 
zustimmen wollen, um das Handzeichen. - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist da-
mit in zweiter Beratung bei Stimmenthaltung von 
Bündnis 90/Die Grünen mit den Stimmen des Hauses 
im übrigen angenommen. 

Dritte Beratung 

und Schlußabstimmung. Wer zustimmen will, möge 
sich bitte erheben. - Wer stimmt dagegen? - Enthal-
tungen? - Der Gesetzentwurf ist damit angenommen, 
Mehrheitsverhältnisse wie vor. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit empfiehlt unter Nr. 3 seiner Beschluß-
empfehlung auf Drucksache 13/10833 die Annahme 
einer Entschließung. Wer stimmt für diese Beschluß-
empfehlung? - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Die  Beschlußempfehlung ist bei Enthaltung der 
Gruppe der PDS mit den Stimmen des Hauses im 
übrigen angenommen. 

Tagesordnungspunkt 16 h: Abstimmung über den 
von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzent-
wurf zu dem Abkommen zur Erhaltung der afrika- 
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nisch-eurasischen wandernden Wasservögel, Druck-
sache 13/10431. 

(Heiterkeit) 

- Das steht hier. - Der Ausschuß für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit empfiehlt auf Drucksa-
che 13/10826, den Gesetzentwurf unverände rt  anzu-
nehmen. Ich bitte diejenigen, die zustimmen wollen, 
sich zu erheben. - Stimmt jemand dagegen? - Ent-
haltungen? - Der Gesetzentwurf ist damit einstimmig 
angenommen. 

Tagesordnungspunkte 16 i und 16j: Interfraktionell 
wird Überweisung der Vorlagen auf den Drucksa-
chen 13/8900 und 13/8320 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind 
Sie damit einverstanden? - Das ist der Fall. Dann 
sind die Überweisungen so beschlossen. 

Tagesordnungspunkt 16 k: Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit zu dem Antrag der Fraktion der SPD zur 
Änderung des „Sommersmog-Gesetzes"; das ist die 
Drucksache 13/6150 Nr. 1. Der Ausschuß empfiehlt, 
den Antrag auf Drucksache 13/4974 abzulehnen. 
Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Die Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußempfeh-
lung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Opposition insgesamt ange-
nommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit zu dem Antrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur Verschär-
fung der Maßnahmen gegen die fortschreitende Ge-
fährdung der menschlichen Gesundheit und der Um-
welt durch bodennahes Ozon, Drucksache 13/6150 
Nr. 2. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf 
Drucksache 13/4727 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Die Gegenprobe! - 
Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men von Bündnis 90/Die Grünen und PDS bei 
Stimmenthaltung der SPD-Fraktion angenommen. 

Tagesordnungspunkt 161: Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit zu dem Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. mit dem Titel „Keine neuen bü-
rokratischen Verfahren auf EU-Ebene", Drucksache 
13/9944. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf 
Drucksache 13/7060 anzunehmen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Die Gegenprobe! - 
Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Opposition angenommen. 

Tagesordnungspunkt 16m: Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit zu dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen zur Umwelt- und Entwicklungspolitik 
auf dem Weg ins 21. Jahrhundert, Drucksache 13/ 
10166. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf 
Drucksache 13/7783 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Die Gegenprobe! - 
Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Opposition angenommen. 

Tagesordnungspunkt 16 n: Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit zu dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen zur Erstellung eines nationalen Umwelt-
plans, Drucksache 13/10167. Der Ausschuß emp-
fiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/7884 abzuleh-
nen. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußemp-
fehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen bei 
Stimmenthaltung der SPD-Fraktion und der PDS an-
genommen. 

Tagesordnungspunkt 16 o: Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
zum Verbot des Einsatzes von Pyrethroiden in Texti-
lien und Innenräumen, Drucksache 13/4187. Der 
Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/ 
1478 abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschluß-
empfehlung? - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Die  Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposi-
tion angenommen. 

Tagesordnungspunkt 16 q: Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
zum Schutz der stratosphärischen Ozonschicht und 
Bekämpfung des anthropogenen Treibhauseffektes 
durch Beendigung von Produktion und Einsatz teil-
halogenierter FCKW, Drucksache 13/7469. Der Aus-
schuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/5806 
abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschlußempfeh-
lung? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Die 
Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen gegen die Stimmen der Opposition an-
genommen. 

Tagesordnungspunkt 16 r: Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit zu dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen zum Schutz des Ökosystems Watt vor 
Dauerbelastung, Drucksache 13/8959. Der Ausschuß 
empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/5199 abzu-
lehnen. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Die  Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschluß-
empfehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen gegen die Stimmen der Opposition angenom-
men. 

Tagesordnungspunkt 16 s: Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
zum Schutz der europäischen Gewässer vor Öltan-
kerunfällen und Umweltschäden. Es handelt sich um 
die Drucksache 13/7467 Nr. 1. Der Ausschuß emp-
fiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/5155 abzuleh-
nen. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Die  Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschluß-
empfehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen gegen die Stimmen der Opposition insgesamt 
angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit zu dem Antrag 
der Fraktion der SPD zum Schutz der Nordsee durch 
Schiffsölentsorgung in Seehäfen, Drucksache 13/ 
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7467 Nr. 2. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf 
Drucksache 13/5756 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Wer stimmt dagegen? 
- Enthaltungen? - Keine. Die Beschlußempfehlung 
ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen der Opposition angenommen. 

Der Ausschuß empfiehlt unter Nr. 3 seiner Be-
schlußempfehlung auf Drucksache 13/7467 die An-
nahme einer Entschließung. Wer stimmt für diese Be-
schlußempfehlung? - Wer stimmt dagegen? - Enthal-
tungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen bei Stimmenthaltung 
der gesamten Opposition angenommen. 

Tagesordnungspunkt 16 t: Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Verkehr zu dem Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur Bedrohung der 
Meere und Zerstörung der Küsten durch Ölkatastro-
phen, Drucksache 13/7481 Nr. 1. Der Ausschuß emp-
fiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/3884 abzuleh-
nen. Wer stimmt für diese Empfehlung? - Die Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung 
ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen der Opposition angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Verkehr 
zu dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
zu Sofortmaßnahmen gegen die Verseuchung der 
Meere durch illegale Öleinleitungen, Drucksache 13/ 
7481 Nr. 1. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf 
Drucksache 13/4237 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Empfehlung? - Die Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Op-
position angenommen. 

Der Verkehrsausschuß empfiehlt unter den Nrn. 2 
bis 4 seiner Beschlußempfehlung auf Drucksache 13/ 
7481 die Annahme einer Entschließung. Wer stimmt 
für diese Beschlußempfehlung? - Die Gegenprobe! - 
Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Opposition angenommen. 

Tagesordnungspunkt 16u: Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit zu dem Antrag der Fraktion der SPD zur 
Minimierung hormonell wirkender Chemikalien, 
Drucksache 13/9689 Nr. 1. Der Ausschuß empfiehlt, 
den Antrag auf Drucksache 13/4786 abzulehnen. 
Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Die Ge-
genprobe! - Enthaltungen? Die Beschlußempfehlung 
ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen der Opposition angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses zu dem An-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu Maß-
nahmen gegen eine Umweltgefährdung durch hor-
monell wirksame Chemikalien, Drucksache 13/9689 
Nr. 2. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf 
Drucksache 13/6146 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Die Gegenprobe! - 
Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stirn

-

men der Opposition angenommen. 

Tagesordnungspunkt 16v: Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-

torsicherheit zu dem Antrag der Fraktion der SPD zur 
Informationspflicht der chemischen Industrie über 
Zwischenprodukte, Drucksache 13/9690. Der Aus-
schuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/3787 
abzulehnen. Wer stimmt für diese Empfehlung? - Die 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußemp-
fehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Opposition angenommen. 

Tagesordnungspunkt 16 w: Beschlußempfehlung 
des Ausschusses zu dem Entschließungsantrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. zur Regie-
rungserklärung zur Klimakonferenz in Kioto, Druck-
sache 13/10753 Nr. 1. Der Ausschuß empfiehlt, den 
Entschließungsantrag auf Drucksache 13/9600 anzu-
nehmen. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? 
- Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschluß-
empfehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen gegen die Stimmen der Opposition angenom-
men. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses zu dem An-
trag der Fraktion der SPD zum Klimagipfel in Kioto. 
Das ist die Drucksache 13/10753 Nr. 2. Der Ausschuß 
empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/8969 abzu-
lehnen. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußemp-
fehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Opposition angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses zu dem An-
trag der Fraktion der SPD zur Weiterentwicklung der 
Ergebnisse der Klimakonferenz in Kioto, Drucksache 
13/10753 Nr. 3. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag 
auf Drucksache 13/9602 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen von 
Bündnis 90/Die Grünen und SPD bei Stimmenthal-
tung der PDS angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses zu dem An-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu Konse-
quenzen aus den Ergebnissen der Klimakonferenz in 
Kioto, Drucksache 13/10753 Nr. 4. Der Ausschuß 
empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/9411 abzu-
lehnen. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußemp-
fehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Opposition angenommen. 

Tagesordnungspunkt 16x: Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit zu dem Antrag der Fraktion der SPD zur 
Kennzeichnung von Holz. Es handelt sich um die 
Drucksache 13/9708. Der Ausschuß empfiehlt, den 
Antrag auf Drucksache 13/5212 abzulehnen. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung 
ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen der SPD bei Stimmenthaltung von 
Bündnis 90/Die Grünen und PDS angenommen. 

Tagesordnungspunkt 16 y: Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit zu dem Antrag der Fraktion der SPD zur 
Regelung der Sonderabfallentsorgung, Drucksache 
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13/10553. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf 
Drucksache 13/7562 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Opposition angenommen. 

Zusatzpunkt 18: Interfraktionell wird Überweisung 
der Vorlage auf Drucksache 13/10805 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschla-
gen. Einverstanden? - Das ist der Fall. Dann ist die 
Überweisung so beschlossen. 

Zusatzpunkt 19: Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit zu dem Entschließungsantrag der Fraktion der 
SPD zur Großen Anfrage zur Umsetzung der Selbst-
verpflichtung deutscher Wirtschafts- und Industrie-
verbände zum Klimaschutz, Drucksache 13/10827. 
Der Ausschuß empfiehlt, den Entschließungsantrag 
auf Drucksache 13/7258 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Opposition bei einer Stimmenthaltung aus der PDS 
angenommen. 

Zusatzpunkt 20: Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit zu dem Beschluß der Bundesregierung zum lUi-
maschutzprogramm der Bundesrepublik Deutsch-
land, Drucksachen 13/8936 und 13/10828 Nr. 1. Der 
Ausschuß empfiehlt Kenntnisnahme. Wer schließt 
sich dieser Empfehlung an? - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Die Beschlußempfehlung ist bei Nichtbe-
teiligung der PDS mit den Stimmen des Hauses im 
übrigen angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit zu dem Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
zum Beschluß der Bundesregierung zum Klima-
schutzprogramm, Drucksache 13/10828 Nr. 2. Der 
Ausschuß empfiehlt, den Entschließungsantrag auf 
Drucksache 13/8993 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen des 
Hauses im übrigen angenommen. 

Zusatzpunkt 21: Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit zu dem Entschließungsantrag der Fraktion der 
SPD zur Großen Anfrage zum Elektrosmog, Drucksa-
che 13/10829 Nr. 1. Der Ausschuß empfiehlt, den 
Entschließungsantrag auf Drucksache 13/6728 abzu-
lehnen. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußemp-
fehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Opposition angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses zu dem An-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu einem 
Zehn-Punkte-Programm gegen Elektrosmog, Druck-
sache 13/10829 Nr. 2. Der Ausschuß empfiehlt, den 
Antrag auf Drucksache 13/3365 abzulehnen. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung  

ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und PDS 
bei Stimmenthaltung der SPD-Fraktion angenom-
men. 

Interfraktionell ist vereinbart worden, die heutige 
Tagesordnung um die erste Beratung des Gesetzent-
wurfs der Bundesregierung zur Änderung versiche-
rungsrechtlicher Vorschriften im Eisenbahnbereich 
zu erweitern. Sind Sie mit der Erweiterung der Ta-
gesordnung einverstanden? - Das ist der Fall. 

Ich rufe also Zusatzpunkt 29 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung versicherungsrechtlicher Vor-
schriften im Eisenbahnbereich 

- Drucksache 13/10867 - 

Der  Gesetzentwurf soll jetzt gleich ohne Ausspra-
che zur federführenden Beratung dem Ausschuß für 
Verkehr und zur Mitberatung dem Rechtsausschuß 
überwiesen werden. Sind Sie damit einverstanden? - 
Das ist auch der Fall. Dann ist das so beschlossen. 

Dann rufe ich jetzt die Tagesordnungspunkte 17 a 
und 17b auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Umsetzung der EG-Einlagensi-
cherungsrichtlinie und der EG-Anlegerent-
schädigungsrichtlinie 
- Drucksache 13/10188, 13/10736-

(Erste Beratung 224. und 237. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Finanz-
ausschusses (7. Ausschuß) 

- Drucksachen 13/10846-

Berichterstattung: 

Abgeordnete Wolfgang Steiger 
Lydia Westrich 

b) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Umwandlung der Deutschen Ge-
nossenschaftsbank (DG Bank-Umwandlungs-
gesetz) 
- Drucksache 13/10366-

(Erste Beratung 233. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Finanz-
ausschusses (7. Ausschuß) 

- Drucksache 13/10786 -

Berichterstattung: 

Abgeordnete F riedrich Merz 
Dr. Barbara Hendricks 
Christine Scheel 
Gisela Frick 
Dr. Uwe-Jens Rössel 

Es war nach einer interfraktionellen Vereinbarung 
für die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. 
Mir ist aber mitgeteilt worden, daß alle Redner ihre 
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Beiträge zu Protokoll geben möchten.*) Ich gehe da-
von aus, daß das Haus damit einverstanden ist.  - 
Dann  ist das so beschlossen. 

Ich schließe die Aussprache. Wir kommen jetzt zur 
Abstimmung über den von den Fraktionen der CDU/ 
CSU und der F.D.P. sowie der Bundesregierung einge-
brachten Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der 
EG-Einlagensicherungsrichtlinie und  der EG-Anleger-
entschädigungsrichtlinie. Das sind die Drucksachen 
13/10188, 13/10736 und 13/10846. Ich bitte diejenigen, 
die dem Gesetzentwurf in der Ausschußfassung zu-
stimmen wollen, um das Handzeichen. - Die Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist damit 
in zweiter Beratung einstimmig angenommen. 

Damit kommen wir zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Stimmt jemand dagegen? - Enthaltungen? - 
Der  Gesetzentwurf ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den von 
der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Umwandlung der Deutschen Genossen-
schaftsbank. Das ist die Drucksache 13/10366. Der 
Finanzausschuß empfiehlt auf Drucksache 13/10786, 
den Gesetzentwurf unverände rt  anzunehmen. Ich 
bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen 
wollen, um das Handzeichen. - Gegenstimmen? - 
Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist damit in zwei-
ter Beratung angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die zu-
stimmen wollen, sich zu erheben. - Stimmt jemand 
dagegen? - Enthält sich jemand? - Der Gesetzent-
wurf ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 18 auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Gerald Häfner, Joseph Fischer (Frankfu rt), 
Kerstin Müller (Köln) und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Einführung von Volksan-
trag, Volksbegehren und Volksabstimmung 
im Grundgesetz 

— Drucksache 13/10261
—Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. - Ich 
höre keinen Widerspruch. Dann ist es so beschlos-
sen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kol-
lege Gerald Häfner, Bündnis 90/Die Grünen. 

*) Anlage 3 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! 
Ich begrüße Sie, die Sie noch bis zu dieser vorgerück-
ten Stunde ausgehalten haben. Auch wenn wir jetzt 
nur wenige sind: Es ist gut, wenn wir neben dem 
Streit, den wir hier im Haus oft über Sachfragen ha-
ben - ob es sich nun um Rentenpolitik, Finanzpolitik, 
Energiepolitik, Umweltpolitik, über die wir heute 
vormittag gesprochen haben, oder um andere The-
men handelt -, uns gelegentlich auch einmal Zeit 
nehmen, um über grundlegende Fragen nachzuden-
ken, etwa darüber, was die Aufgabe von Politik, un-
sere eigenste Aufgabe ist, sowie über das Wesen und 
den Zustand der Demokratie, über die Arbeit des 
Parlamentes, über die Rolle der Parteien, über die A rt 

 und Weise, wie Gesetze zustande kommen, und über 
die Weichenstellungen, die die Gegenwart und Zu-
kunft unseres Landes prägen. Denn Politik findet ja 
nicht um ihrer selbst willen, sondern um der Bürger 
willen statt. Tua res agitur - es handelt sich bei all 
dem, was wir hier verhandeln, nicht um unser eige-
nes Interesse, nicht um unsere Angelegenheiten, 
sondern um die der Bürgerinnen und Bürger. 

Demokratie - ich denke, darüber sollten wir uns ei-
nig sein - lebt von der Beteiligung und dem Engage-
ment der Bürger. Die Frage ist: Was tun wir dafür? 
Wenn ich im Land herumhöre, dann mache ich mir  - 
in  den letzten Jahren zunehmend - ernstlich Sorgen. 
Denn immer verbreiteter ist die Stimmung „Wir kön-
nen ja eh nichts machen; die da oben machen doch 
sowieso, was sie wollen! ". Im übrigen: Leere, nie ein-
gehaltene Versprechungen ebenso wie leere Rituale 
haben in den letzten Jahren das Ihre dazu beigetra-
gen, daß diese Stimmung angewachsen ist. Immer 
mehr Menschen koppeln sich innerlich ab von der 
Demokratie. 

Gerade unter jungen Menschen - das bitte ich sehr 
ernst zu nehmen: das sind nicht die schlechtesten un-
ter ihnen, bei denen das so ist - wird das Verhältnis 
von Mitteleinsatz und Wirkung heute sehr viel reali-
stischer kalkuliert, als das etwa noch in meiner Gene-
ration der Fall war. Die Folge ist, daß sich, anders als 
in den Jahren vorher, kaum noch jemand für ein poli-
tisches Engagement entscheidet. 

Ich glaube im übrigen, daß die Situation in den 
neuen Bundesländern noch dramatischer als hier ist. 
Denn beim Zustandekommen der deutschen Einheit 
hat jedes Verständnis dafür gefehlt, daß es notwen-
dig ist, den Menschen die Möglichkeit zu geben, die 
für sie geltende Rechtsordnung, die für sie geltende 
Verfassung mitzubestimmen, ihnen das Empfinden 
zu geben, daß sie etwas zu sagen haben - und ihnen 
nicht das Empfinden zu geben, daß ihnen einfach et-
was vorgesetzt wird, was sie dann unverändert so an-
nehmen müssen. Deshalb glaube ich, daß auch die 
Wahlergebnisse der DVU in den neuen Bundeslän-
dern nicht vom Himmel fallen. 

Wir stehen an einem sehr ernsten Punkt in unse-
rem Land, wo es um eine Weichenstellung geht, 
nämlich darum, ob es uns gelingt, die Demokratie zu 
kräftigen, zu stärken, zu erneuern, sie wieder interes-
sant zu machen für die Bürger, so daß diese das Ge-
fühl haben, es lohnt sich, sich zu engagieren, oder ob 
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Fiktion des starken Mannes, der den Knoten durch-
haut und dann die Entscheidungen trifft, verstärkt 
um sich greift. Der Ruf nach dem starken Mann ist 
die eine Gefahr. Die andere Gefahr ist die Anonymi-
sierung; die andere Gefahr ist, daß Entscheidungen 
immer mehr dem Zugriff der Bürgerinnen und Bür-
ger entzogen werden und in Apparaten gefällt wer-
den - sei es im ökonomischen Bereich, sei es in der 
Brüsseler Bürokratie oder anderswo. 

In dieser Situation ist es, so glaube ich, dringend 
notwendig, daß wir uns zu einer Stärkung der Demo-
kratie und zu einer stärkeren Beteiligung der Bürge-
rinnen und Bürger entschließen. Zumal angesichts 
der großen Umbrüche, in denen unsere Gesellschaft 
steht - Stichwort: Individualisierung und Globalisie-
rung -, ist es dringender denn je, dem Zerfall sozialer 
Makrostrukturen und der sich der nationalen Steue-
rung immer mehr entziehenden Wi rtschaft die Kon-
stitution einer modernen demokratischen Bürgerge-
sellschaft entgegenzusetzen, in der die Bürgerinnen 
und Bürger unmittelbar die Möglichkeit haben, die 
für sie geltenden Gesetze mit zu beeinflussen. 

Wir haben deshalb ein ganzes Demokratiepaket 
vorgelegt, das ich in dieser Legislaturpe riode erarbei-
tet habe. Aber heute geht es hier um das Kernstück, 
die Einführung von Volksantrag, Volksbegehren 
und Volksentscheid. 

Es gibt ja in unserem Land ein ganz merkwürdiges 
spezifisches Mißtrauen gegenüber dem Volk, das mir 
aus unserer Geschichte heraus ebenso verständlich 
erscheint, wie ich es für falsch und fatal halte. Denn 
es zieht genau die falsche Konsequenz aus den Leh-
ren der Vergangenheit. Der Nationalsozialismus war 
mitnichten eine plebiszitäre, eine direktdemokrati-
sche Veranstaltung. Der Nationalsozialismus war das 
exakte Gegenteil: die Übergabe aller Staatsgewalt 
an eine Person. „Ein Volk, ein Reich, ein Führer" 
hieß es damals. Der Akt - dies sei hier noch einmal in 
Erinnerung gerufen - mit dem dies geschehen ist, 
war kein Wahlakt, sondern war eine parlamentari-
sche Entscheidung. 

Es war die Entscheidung zum sogenannten Er-
mächtigungsgesetz. Einige Parlamentarier hatten 
den Mut, ihm zu widerstehen. Aber der - dies sei hier 
deutlich ausgesprochen -, der nach 1945 - bis heute 
wirksam - die falsche Behauptung gestreut hat, Wei-
mar sei an zu viel Beteiligung des Volkes unterge-
gangen, nämlich Theodor Heuss, hat das Ermächti-
gungsgesetz nicht abgelehnt, er hat sich nicht der 
Stimme enthalten, sondern hat dem Ermächtigungs-
gesetz damals zugestimmt. 

Deswegen hat Christian Graf von Pestalozza, ein 
bekannter Staatsrechtler aus Berlin, gesagt: Weimar 
ist eben nicht an zu viel Demokratie und Bürgerbe-
teiligung untergegangen. Von Pestalozza sagt: Viel-
mehr lag der Grund - wenn man einen Verantwortli-
chen in der Rechtsordnung sucht - im Parlamentaris-
mus. Das hat uns zu Recht nicht veranlaßt, nach 1945 
zu sagen: „Wir wollen keinen Parlamentarismus 
mehr", sondern: „Wir wollen dieselbe Sache besser 
machen. " Allein dies - so von Pestalozza - wäre die  

richtige Entscheidung gewesen, auch zu Volksbe-
gehren und Volksentscheid. 

Bis heute, fast 50 Jahre nach dem Zustandekom-
men des Grundgesetzes, ist das Versprechen „Alle 
Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom 
Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch be-
sondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehen-
den Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt" - 
erst fast zum Schluß kommen wir vor, vorher kommt 
das Volk vor: „in Wahlen und Abstimmungen" - des 
Parlamentarischen Rates, das der Umsetzung durch 
ein Bundesabstimmungsgesetz, wie wir es vorschla-
gen, bedarf, nicht eingelöst worden. 

Ich meine, daß es höchste Zeit ist, aus diesen Er-
fahrungen aus unserer eigenen Geschichte die Kon-
sequenzen zu ziehen und jetzt den Mut zu diesem 
Schritt zu haben. Lassen Sie mich deshalb zum 
Schluß sagen: Das Angebot, das die Koalition unse-
rem Land derzeit macht, das man in zwei Worten zu-
sammenfassen kann, nämlich „Weiter so! ", empfinde 
ich als die schlimmste Drohung für unser Gemeinwe-
sen und für die Demokratie. Ich kann deshalb nur 
hoffen, daß ein notwendiger Machtwechsel die Re-
publik aus ihrer Lähmung befreit und daß eine - ich 
habe die Hoffnung darauf keineswegs aufgegeben - 
rotgrüne Bundesregierung dann nicht nur das Was, 
sondern auch das Wie der Politik in diesem Land än-
dert. Dann könnten wir endlich einlösen, was Willy 
Brandt vor fast 30 Jahren nur versprochen hat, näm-
lich mehr Demokratie wagen. 

Ich wäre trotz manch Unerfreulichem glücklich 
und zufrieden - das möchte ich zum Schluß sagen -, 
wenn es mir gelungen wäre, diese Veränderung hier 
zumindest anzustoßen. Eines ist klar: Heute kann 
darüber nicht entschieden werden. Wir werden 
gründliche Beratungen brauchen, und wir werden 
diese Beratungen in der kommenden Legislaturperi-
ode fortsetzen müssen. Ich gebe mich nicht der Illu-
sion hin, daß wir das noch vor der Sommerpause be-
schließen können. Aber es ist mir um so wichtiger, 
dies heute eingebracht zu haben, damit es bei künfti-
gen Koalitionsverhandlungen - auf die ich hoffe - für 
die Gestaltung der künftigen Republik ganz oben auf 
dem Tisch liegt und vielleicht dazu führt, daß sich 
nicht nur das Was, sondern auch das Wie der Politik 
in diesem Land verändert und wir den Weg in eine 
moderne, demokratische Bürgergesellschaft gehen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Erwin Marschewski, CDU/CSU. 

Erwin Marschewski (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr ge-
ehrter Herr Kollege Häfner, ich meine, .daß Ihre und 
die in den Gesetzentwürfen liegende Behauptung, 
daß die Menschen in unserem Land durch unsere 
mittelbare repräsentative Demokratie zunehmend 
von der Willensbildung ausgeschlossen würden, zu 
kurz gefaßt und deswegen falsch ist. 
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Nur durch das Aufwerfen des Wortes „Politikver-
drossenheit" wird der Versuch, unmittelbare Demo-
kratie in Deutschland einzuführen, nicht legitimiert. 
Was ist denn Politikverdrossenheit überhaupt? Ist es 
nicht oft ein Verdecken eigener Zurückhaltung, ein 
Begründungsversuch für eigenes Nichtengagement, 
für Es-lieber-den-anderen-Überlassen, obwohl man 
es selber tun könnte und müßte? 

Unsere Grundgesetzregeln haben Geschichte und 
sind Geschichte. Mit seinem strikten Bekenntnis zur 
parlamentarisch-repräsentativen Demokratie hat der 
Parlamentarische Rat - hier bin ich völlig anderer 
Meinung als Sie - die entscheidenden Konsequenzen 
aus dem Scheitern der Weimarer Republik gezogen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich weiß genau wie Sie, Herr Kollege Häfner, daß 
damals relativ wenig plebiszitäre Entscheidungen 
getroffen wurden. Aber ich weiß, daß die Demokratie 
in Weimar unter dem permanenten Druck plebiszitä-
rer Entscheidungsmöglichkeiten, manchmal sogar 
Entscheidungszwängen stand. Dies hat zur Schwä-
chung der Weimarer Demokratie beigetragen. 

Auf dieser Grundlage, auf Grundlage der histori-
schen Erfahrung, ist für das Grundgesetz, für den 
Bund auf Formen der unmittelbaren Demokratie be-
wußt verzichtet worden - mit Ausnahme im Bereich 
der kommunalen Selbstverwaltung und im Bereich 
der Neugliederung des Bundesgebietes. Ich meine, 
diese richtige Entscheidung des Parlamentarischen 
Rates muß auch heute noch richtungsgebend sein, 
weil sich das System der parlamentarisch - repräsen-
tativen Demokratie bewährt hat. Deswegen sagen 
wir: Was sich bewäh rt  hat, soll auch Bestand haben. 
Darum: Weiter so, weil es die Entwicklung in diesem 
demokratischen Land, Bundesrepublik Deutschland, 
ausmacht. Es gibt daher keine überzeugenden 
Gründe, warum wir dieses bewährte System verän-
dern sollten. 

Die Einführung plebiszitärer Elemente trägt - so 
meine ich - die Gefahr einer schleichenden Abwer-
tung des Parlamentes in sich. Der Anschein einer hö-
heren Legitimität des unmittelbaren Volksgesetzes 
gegenüber dem „Nur-Parlamentsgesetz" führt dazu, 
daß das Parlament lediglich in wenigen und dann 
nicht mehr sehr wichtigen Fragen entscheidet. Ge-
rade die Entscheidungsfähigkeit und die Verantwor-
tungsbereitschaft dieses Parlaments dürfen nicht so 
beeinträchtigt werden, daß in politisch sensiblen Fra-
gen Plebiszite dem parlamentarischen Entschei-
dungsträger die Flucht aus der Verantwortung er-
möglichen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Ich meine auch, meine Damen und Herren, Plebis-
zite werden der modernen pluralistischen Gesell-
schaft und Demokratie nicht gerecht. Gerade die plu-
ralistische Demokratie forde rt  Entscheidungs- und 
Gesetzgebungsverfahren, die ein Höchstmaß an 
Kompromißfindung und -suche voraussetzen. Ange-
sichts der Komplexität politischer Entscheidungen 
besteht die Gefahr, daß sich die Bürger eben nicht 
von objektiven Kriterien, sondern von der subjekti-
ven Betroffenheit oder von durch Medien geprägten 

Stimmungen leiten lassen. Dies kann sicherlich zu ei-
ner Entrationalisierung von Entscheidungen führen. 
Es kann dazu führen, daß Tagesstimmungen die Poli-
tik beeinflussen. Deswegen, meine Damen und Her-
ren, ist die Einführung von Volksantrag auf Bundes-
ebene, von Volksbegehren und Volksabstimmung im 
Grundgesetz nicht gut. Ich denke, daß gerade die 
Vertreter partikulärer Einzelinteressen in diesem 
Land Oberhand gewinnen könnten. 

Daneben meine ich auch, daß diese Entwürfe 
fernab jeder politischen Praktikabilität liegen. Sie 
wissen doch auch, wie schwer es ist, ein Gesetzge-
bungsverfahren auf den Weg zu bringen. Wir leben 
heute in einer Zeit, in der die Wissenschaft und die 
Technik sowie die Gesellschaft rasante Entwicklun-
gen vollziehen. Die Politik und die Entscheidungsträ-
ger der Demokratie müssen dynamisch bleiben, um 
differenzie rt  und entsprechend auf diese Entwicklun-
gen zu reagieren. Eine solche Dynamik kann doch 
ein Volksentscheid niemals haben. 

Man überlege sich nur, meine Damen und Herren, 
wir hätten vor der Wiedervereinigung unseres Vater-
landes in einer so wesentlichen und elementaren 
Frage einen oder mehrere Volksentscheide durch-
führen müssen. Es wäre nicht nur zu zeitaufwendig 
gewesen; hätte dies womöglich nicht sogar die Wie-
dervereinigung letzten Endes gefährden können? Je-
der, der die unmittelbare Geschichte kennt, muß zu-
mindest diese Fragen stellen. 

(Unruhe bei der PDS) 

- Sie wollten die Wiedervereinigung ja gar nicht, des-
wegen sind Sie da natürlich unmittelbar betroffen. 

Ein anderer Aspekt, meine Damen und Herren, der 
gegen die Einführung einer unmittelbaren Demokra-
tie auf Bundesebene spricht, ist, daß Politik langfri-
stig denken und planen muß. Bei Volksentscheiden 
besteht die Gefahr, daß nicht die Sache selbst Aus-
schlag für den Entscheid gibt, sondern Stimmungen. 
Wie leicht der Bürger durch Populismus und Polemik 
zu beeinflussen ist, das hat auch Sachsen-Anhalt ge-
zeigt. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Das 
mußte ja wieder kommen!) 

Man kann diese Variante auch so sehen, Herr Kol-
lege Häfner: Wie es die Straße mit sich brachte, ist 
mit perfiden Hetzkampagnen unter dem Einsatz be-
trächtlicher Mittel der Einzug der DVU gelungen. 
Auch das ist natürlich ein Element, das es zu berück-
sichtigen gilt. Ich meine, dies sollte Warnung sein. 

Was die von Ihnen behauptete mangelnde Teil-
habe und Mitwirkungsmöglichkeit für Bürger anbe-
trifft: Ich würde es mir sehr wünschen, wenn alle Bür-
ger in der Bundesrepublik Deutschland die ihnen zur 
Verfügung stehenden Teilhabe - und Mitwirkungs-
möglichkeiten nutzten. Ich rufe dazu auf. Gerade als 
Kommunalpolitiker weiß ich doch, welche Instru-
mente dem Bürger in diesem Land zur Verfügung 
stehen: Einwohnerantrag, Bürgerbegehren und Bür-
gerentscheid, das Anbringen von Beschwerden und 
Anregungen oder die Teilnahme an Ratssitzungen. 
Das sind beträchtliche Rechte. Nur, meine Damen 
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und Herren - deswegen rufe ich ja dazu auf, diese 
Rechte wahrzunehmen -, alle diese Möglichkeiten 
werden viel zu selten und leider oft gar nicht genutzt. 
Teilhabe und Mitgestaltung, Herr Kollege Häfner, 
fangen im kleinen an. Das ist das Wesen unserer De-
mokratie. Deswegen bedarf es keiner von oben nach 
unten verordneten Unmittelbarkeit in diesen Ent-
scheidungsmechanismen. 

Abschließend noch diese Bemerkung: Die PDS, die 
ja auch einen Antrag gestellt hat, will ihr Vorhaben 
durch Etatkürzungen beim Verfassungsschutz, beim 
Bundesnachrichtendienst und bei der Gauck-Be-
hörde finanzieren. 

(Rolf Köhne [PDS]: Sehr gut! - Wolf-Michael 
Catenhusen [SPD]: Das ist aber ein bißchen 

verdächtig!) 

- Sie sagen zum letzten Punkt, zur Gauck-Behörde: 
„Sehr gut!" Was wollen Sie dadurch erreichen, daß 
Sie den Etat der Gauck-Behörde beschneiden wol-
len? Sie wollen keine Aufklärung; Sie wollen die 
Morde an der Mauer, Bautzen und Stasi verdecken 
und vertuschen. 

(Rolf Köhne [PDS]: Wir wollen Rufmord ver

-

hindern!) 

Da sagen Sie: „Sehr gut! " Ich schäme mich für Sie, 
Herr Kollege. Das wird es mit uns keinesfalls geben. 
Das kann ich Ihnen sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Wolf-Michael  Catenhusen [SPD]: Das war 

keine gute Idee!) 

In bezug auf das Amt für Verfassungsschutz und 
den Bundesnachrichtendienst stelle ich fest: Unsere 
Demokratie bleibt wehrhaft. Der Verfassungsschutz-
bericht hat recht, meine Damen und Herren. Er sagt, 
Sie von der PDS bieten tatsächliche Anhaltspunkte 
dafür, daß sie die freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung überwinden wollen. Sie sind linksextrem 
und verfassungsfeindlich. Auch deswegen beschämt 
es mich und macht mich betroffen, daß in Sachsen-
Anhalt Sozialdemokraten mit Ihnen zusammenarbei-
ten und daß Herr Müntefering dieses Vorhaben auch 
noch als Modellvorhaben bezeichnet. Ich folge hier 
einem Wort  Theo Waigels: Es ist ein Modellvorhaben 
für die neue Linke, für die alte Volksfront. 

(Zuruf von der SPD: CDU mit der DVU!) 

Was diese verbrochen hat, Frau Kollegin, zeigt uns 
die deutsche Geschichte. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Wolf-Michael  Catenhusen [SPD]: Amen!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat 
jetzt der Kollege Dr. Michael Bürsch, SPD. 

Dr. Michael Bürsch (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es sind noch drei Tage vor 
Pfingsten. Ich schließe mich ausdrücklich Herrn Häf-
ner an: Es gibt Gegenstände, über die wir hier debat-

tieren, die sich nicht für polemische Auseinanderset-
zungen eignen. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Das mit 
Sachsen-Anhalt muß jetzt in jeder Debatte 
kommen! - Gegenruf des Abg. Erwin Mar-
schewski [CDU/CSU]: Weil es schlimm ist! - 
Gegenruf des Abg. Wolf-Michael Catenhu-
sen [SPD]: Weil euch nichts mehr einfällt!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte keine Dia-
loge von Bank zu Bank, wenn hier jemand redet. Das 
ist zu laut. - Bitte. 

Dr. Michael Bürsch (SPD): Ich denke, der Gegen-
stand, über den wir heute debattieren, eignet sich 
nicht für Polemik. 

(Beifall bei der SPD) 

Er eignet sich auch nicht für die immerwährenden 
und so beliebten Hinweise auf Sachsen-Anhalt und 
andere tagesaktuelle Belange. 

Herr Marschewski, ich glaube, wenn Sie das ein-
mal mit der gebotenen Sachlichkeit betrachteten, 
könnten Sie Herrn Häfner zustimmen. Demokratie 
lebt von der Beteiligung der Bürgerinnen und Bür-
ger. Das ist Grundkonsens bei uns im Land und hat 
sich in den letzten 50 Jahren eigentlich auch immer 
als Konsens herausgestellt. Von diesem Grundver-
ständnis geht auch Art. 20 des Grundgesetzes aus. In 
der Formulierung: 

Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird 
vom Volke in Wahlen und Abstimmungen ... aus-
geübt. 

kommt genau dies zum Ausdruck. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das 
bestreitet auch keiner!) 

Wie weit das Volk wirklich mitwirken darf, darüber 
gibt es bei uns offensichtlich noch keinen Konsens. 
Aus meiner Sicht ist das zu bedauern. Mindestens 
dreimal ist in den vergangenen 50 Jahren der ernst-
hafte Versuch unternommen worden, im Grundge-
setz Elemente der direkten Bürgerbeteiligung zu ver-
ankern. Alle drei Versuche sind gescheitert: 

1948 lehnte der Parlamentarische Rat aus den 
schon geschilderten Gründen die Einführung von 
Volksbegehren und Volksentscheid ab. Statt dessen 
entschied man sich für eine fast lupenrein repräsen-
tative, parlamentarische Ausgestaltung der neuen 
deutschen Demokratie. Zu den prominenten Geg-
nern der Bürgerbeteiligung gehörte damals übrigens 
auch der später hochgeachtete Liberale Dr. Theodor 
Heuss. Insofern bin ich gespannt, wie die Liberalen 
heute über dieses Thema denken. 

Der zweite Anlauf für eine verbesserte Bürgerbe-
teiligung scheiterte 1976. Die damals vom Bundestag 
eingesetzte Enquete-Kommission „Verfassungsre-
form" lehnte erneut die Einführung von Elementen 
direkter Demokratie ab, obwohl, Herr Marschewski, 
fast alle europäischen Nachbarn damit schon sehr 
positive Erfahrungen gesammelt hatten. Wenn so 
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viele europäische Staaten positive Erfahrungen da-
mit gemacht haben, kann man ja fragen: Können sie 
alle irren? Kann das die repräsentative Demokratie 
wirklich so in Frage stellen? 

Der dritte große Versuch, die politische Bürgerbe-
teiligung in Deutschland zu fördern, führte 1992/93, 
also nach der deutschen Einigung, ebenfalls nicht 
zum Erfolg. Die Gemeinsame Verfassungskommis-
sion von Bundestag und Bundesrat konnte sich nicht 
mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit auf die 
Übernahme von Volksinitiative, Volksbegehren und 
Volksentscheid verständigen, obwohl bis dahin fast 
alle Länderverfassungen in Ost und West schon Ele-
mente der direkten Bürgerbeteiligung enthielten 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Es ist ein substan

-

tieller Unterschied, ob man das auf Länder- 
oder auf Bundesebene macht!) 

und sogar die Befürworter einer solchen Bürgermit-
wirkung, Herr Hirche, davon ausgingen, daß da-
durch das Verfassungsprinzip der repräsentativen 
Demokratie nicht ersetzt - das hat keiner behauptet, 
das lese ich auch nicht in den Entwürfen von 
Bündnis 90/Die Grünen; 

(Beifall des Abg. Wolf-Michael Catenhusen 
[SPD]) 

es soll nicht ersetzt werden, was wir seit 50 Jahren 
durchaus mit Erfolg praktizieren -, sondern nur er-
gänzt werden sollte. 

(Gerald Häfner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Richtig!) 

Da nehme ich sehr gerne Ihr Wort von der Dyna-
mik auf, Herr Marschewski. Es entwickelt sich in der 
Tat alles weiter: Wirtschaft, Gesellschaft und Politik 
befinden sich in einem Prozeß. Warum sollte die De-
mokratie dann statisch sein? Das kann auf Grund der 
Logik, die Sie selber hier ins Gespräch gebracht ha-
ben, nicht richtig sein. Auch die Demokratie ist ein 
dynamischer Prozeß, auch Demokratie muß sich wei-
terentwickeln. 

(Beifall bei der SPD) 

Nach 50 Jahren der Fehlversuche, Bürgerbeteili-
gung einzuführen, stellt sich die Frage: Lohnt ein 
neuer Versuch, wie die Grünen und die PDS ihn for-
cieren? Wir Sozialdemokraten meinen im Prinzip: Die 
Mühe lohnt sich. Es gibt Ideen, für die die Zeit reifen 
muß. Nach unserer Meinung ist in der Tat am Ende 
dieses Jahrhunderts die Zeit reif für eine verstärkte 
Bürgerbeteiligung am politischen Geschehen. Wir 
wollen mit Willy Brandt - er ist hier schon zitiert wor-
den - wirklich „mehr Demokratie wagen". Wir 
trauen uns das auch. 

Die guten Gründe, die für eine verstärkte Bürger-
beteiligung sprechen, sind in den letzten 50 Jahren 
bereits in vielen Erörterungen vorgetragen worden. 
Es gab Anhörungen, es wurde genug Sachverstand 
eingebracht. Ich nenne diese Gründe in drei Punkten 
zusammengefaßt: 

Erstens. Der Wille der Bevölkerung, sich aktiv für 
Staat und Gesellschaft einzusetzen, wird durch For-
men der direkten Mitwirkung nachhaltig unterstützt. 

Das belegen auch die Beispiele aus den deutschen 
Ländern und den Nachbarstaaten. 

Bürgerbeteiligung als sinnvolle Ergänzung zur par-
lamentarischen Demokratie wirkt dem Gefühl der 
Ohnmacht gegenüber der Politik und auch dem Ge-
fühl der Entfremdung zwischen Politikern und Bür-
gern, zwischen Repräsentanten und Repräsentierten 
entgegen. Dadurch kann die Bereitschaft von Bürge-
rinnen und Bürgern gefördert werden, sich in die 
Politik einzumischen und den Tendenzen zur Zu-
schauerdemokratie entgegenzuwirken. 

Zweitens. Die letzten 50 Jahre haben die Demokra-
tie in Deutschland stabilisiert. Ich verstehe nicht, 
Herr Marschewski, welchen Mangel an Selbstbe-
wußtsein Sie uns als Demokraten unterstellen, wenn 
Sie die Schreckgespenster an die Wand malen, was 
geschehen könnte, wenn es an einigen Stellen zu-
sätzlich zur repräsentativen Demokratie die Bürger-
beteiligung gäbe. Wir haben inzwischen genügend 
demokratisches Selbstbewußtsein entwickelt, um 
eine verstärkte Bürgermitwirkung zuzulassen. 

Drittens. Ich glaube, durch Möglichkeiten der 
Rückkoppelung zwischen Parlament und Gesell-
schaft läßt sich die Qualität von Politik, insbesondere 
ihr Alltags- und Realitätsbezug, verbessern. Damit 
steigt wiederum die Zustimmung, die die' Menschen 
der Politik entgegenbringen. 

Es spricht sehr viel dafür, bei wichtigen Entschei-
dungen, so über den Regierungssitz, die Verfassung, 
den Euro und die europäische Einigung, diejenigen 
mitbestimmen zu lassen, die dies letztlich ertragen 
und damit leben müssen. Die Menschen in anderen 
Ländern haben die Weisheit, die Klugheit und die 
Übersicht besessen - das ist an die Adresse der CDU 
gerichtet -, dies mitzutragen. Auch in Ländern wie 
jetzt gerade in Dänemark wird darüber abgestimmt, 
und da gibt es Zustimmung. 

Die Erfahrung zeigt, daß die Akzeptanz der Ent-
scheidung nach einer Beteiligung der Bürger und 
Bürgerinnen erheblich steigt. Das ist ein stabilisie-
rendes Element für unsere Demokratie. Insofern ist 
diese Form der Ergänzung nicht nur sinnvoll; sie ist 
durchaus wünschenswert. 

In diesem Sinne hat vor kurzem zu Recht auch 
Bundespräsident Roman Herzog beim Festakt für die 
Paulskirchen-Verfassung betont: 

Der Wunsch der Menschen nach Mitbestimmung 
ist das Herzstück der Demokratie. Wir müssen 
alle wieder das Gefühl bekommen: Politik ist 
machbar. 

Ich möchte einige wenige Worte zu den heute de-
battierten Entwürfen von Bündnis 90/Die Grünen 
und PDS sagen. Die SPD sieht in beiden Vorlagen 
durchaus richtige Ansätze, die unseren dargelegten 
Grundvorstellungen sehr nahe kommen. Wir befür-
worten allerdings nicht in jeder Beziehung die darin 
enthaltenen Vorschläge; manche der Vorstellungen 
bedingen nach unserer Ansicht zu weitreichende Än-
derungen der Verfassung. Das gilt insbesondere für 
den Entwurf der PDS, die das Recht auf politische 
Teilhabe durch „vielfältige Gestaltungs- und Kon- 
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trollrechte des einzelnen" sowie Erweiterungen des 
Petitionsrechts in Art . 17 des Grundgesetzes ausdeh-
nen will. Wir werden uns deshalb in der heutigen 
Abstimmung über die beiden Gesetzentwürfe ent-
halten, im übrigen auch im Blick darauf, Herr Häfner, 
daß die Vorlage von Gesetzentwürfen solcher Trag-
weite zum Ende der Legislaturpe riode zumindest 
vom Zeitpunkt her nicht unbedingt überzeugen 
kann. 

Für uns Sozialdemokraten ist immer noch das Ber-
liner Grundsatzprogramm maßgeblich, das die Ein-
führung der Bürgerinitiative, des Bürgerbegehrens 
und des Bürgerentscheids unter klaren verfassungs-
rechtlichen Voraussetzungen vorsieht. Darauf basiert 
auch unser Gesetzentwurf zur Änderung des Grund-
gesetzes aus der letzten Legislaturpe riode, der nichts 
an Aktualität verloren hat. Wir werden in der kom-
menden Legislaturpe riode auf dieses Anliegen in der 
Hoffnung zurückkommen, dann auch bei CDU/CSU 
und F.D.P. zumindest mehrheitlich Zustimmung für 
die sinnvolle Weiterentwicklung unserer Verfassung 
zu finden. 

Ein letztes Wort auch im Blick auf das, was Herr 
Häfner hier zu Recht gesagt hat: Jugend und Demo-
kratie ist auch für mich ein sehr wichtiger Gesichts-
punkt. Viele von uns waren im vergangenen Jahr 
über das Ergebnis der jüngsten Shell-Jugendstudie 
erschrocken. Darin kam die Ansicht vieler Jüngerer 
zum Ausdruck, etablierte Politik sei für sie von sehr 
geringem Nutzen. Politik und ihre Repräsentanten 
haben bei jungen Menschen offensichtlich viel an 
Glaubwürdigkeit verloren. Deshalb forde rt  der Ju-
gendforscher Klaus Hurrelmann aus meiner Sicht zu 
Recht: „Wir müssen neue, ehrlich gemeinte Beteili-
gungsformen für die Jugendlichen finden" , um die 
nachfolgende Generation zum Mitmachen in der 
Politik zu motivieren. 

Ich meine, gerade auch die Jüngeren in unserer 
Gesellschaft müssen wir davon überzeugen, daß De-
mokratie von der Mitwirkung des einzelnen lebt. 
Wer immer nur über die Ohnmacht der Politik klagt 
und vorhandene Mitwirkungsmöglichkeiten nicht 
nutzt, trägt selbst entscheidend zum Stillstand bei. Es 
wird der Zeitpunkt kommen, zu dem die Jüngeren 
den Stab in Wirtschaft, Politik und Gesellschaft mit 
allen Rechten und mit allen Pflichten übernehmen 
müssen. Mit mehr Bürgerbeteiligung bereiten wir 
unsere Jugend auf diese Übernahme von Verantwor-
tung besser vor. Darüber hinaus liegt in der sinnvol-
len Fortentwicklung solcher Demokratieformen auch 
das beste Mittel gegen die Politikverdrossenheit 
oder, mit Herrn Marschewski gesprochen, gegen die 
Teilnahmslosigkeit, gegen die wir alle etwas tun wol-
len. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Dr. Max Stadler, F.D.P. 

Dr. Max Stadler (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Zutreffend ist aus  

dem Grundgesetz zitiert worden, daß die Staatsge-
walt „vom Volke in Wahlen und Abstimmungen ... 
ausgeübt" wird. 

(Unruhe bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege Ca-
tenhusen, Unterhaltungen von Bank zu Bank sind 
einfach zu laut für den Redner. Das geht nicht. - 
Bitte, Herr Dr. Stadler. 

Dr. Max Stadler (F.D.P.): Danke, Herr Präsident. - 
Auf Grund der eben beschriebenen Verfassungslage 
gibt es seit langem quer durch die Parteien eine Dis-
kussion darüber, ob die repräsentative Demokratie 
durch plebiszitäre Elemente ergänzt werden soll. 
Genau darum geht es im Kern auch in den Gesetz-
entwürfen der Bündnisgrünen und der PDS. 

Die vorgeschlagenen Institute Volksinitiative, 
Volksbegehren und Volksentscheid sind keineswegs 
neu. Sie sind dem deutschen Staatsrecht auch kei-
neswegs fremd. Der Bundespräsident - das ist zitiert 
worden - hat öffentlich Sympathie dafür bekundet. 
Länder wie etwa der Freistaat Bayern können auf 
eine lange Tradition von Volksbegehren und Volks-
entscheiden zurückblicken. Plebiszitäre Elemente 
sind neuerdings zum Beispiel in Bayern auch im 
kommunalen Bereich mit Bürgerbegehren und Bür-
gerentscheid eingeführt worden. 

Demgemäß gab es natürlich auch bei den Libera-
len immer wieder Überlegungen, die überwiegend 
positiven Erfahrungen aus den Ländern auf den 
Bund zu übertragen. Im Rahmen der umfassenden 
Grundgesetzreform in der letzten Legislaturpe riode 
hat sich die F.D.P. etwa für die Möglichkeit der Volks-
initiative eingesetzt. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Nur Mut!) 

Auf den unterschiedlichsten Parteiebenen gab es bei 
uns immer wieder Diskussionen und Beschlüsse, 
auch Volksbegehren und Volksentscheid im Grund-
gesetz zu verankern. 

In der breiten Öffentlichkeit ist in der Diskussion 
um die Einführung des Euro eine starke Sympathie 
dafür erkennbar geworden, zumindest bei essentiel-
len Fragen unseres Staatswesens den Volksentscheid 
einzuführen. 

Gleichwohl lassen sich zu dem vielfach erörterten 
Pro und Kontra neue Argumente in einer Debatte wie 
der heutigen kaum mehr nachtragen. 

(Dr. Michael Bürsch [SPD]: Um die Zeit 
sowieso nicht!) 

Alles ist vielfach hin und her gewendet worden. 
Demgemäß bleibt es offenkundig, daß Volksent-
scheide auf Bundesebene auch gewichtige Nachteile 
mit sich bringen. Am Ende kommt niemand umhin, 
in einem Abwägungsprozeß zu bewerten, ob er die 
Chancen oder die Risiken höher einschätzt. 
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In der F.D.P.-Bundestagsfraktion hat diese Abwä-

gung in der Vergangenheit immer dazu geführt, ge-
gen die Einführung des Volksentscheids zu stimmen. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Nicht auf Bundes

-

ebene! Das wäre nämlich der neue Zentra

-

lismus!) 

Was die Bundesebene angeht, bleiben wir bei dieser 
Meinung, und zwar in Übereinstimmung mit dem 
Wahlprogramm unserer Partei zur Bundestagswahl 
1994. Diese Form des Plebiszits hat einen entschei-
denden Konstruktionsmangel, wie er sich auch 
schon bei Volksentscheiden in den Ländern, also in 
der Praxis, gezeigt hat: Die Fragestellung muß so f or-
muliert werden, daß die Bevölkerung mit Ja oder 
Nein stimmen kann. Eine solche Zuspitzung ist ge-
rade bei komplizierten Gesetzesmaterien nicht ange-
messen. Es muß in einem Gesetzgebungsverfahren 
möglich sein, Änderungen gegenüber dem Aus-
gangsentwurf vorzunehmen, Verbesserungen anzu-
bringen, Erkenntnisse aus Sachverständigenanhö-
rungen aufzugreifen und auch politische Kompro-
misse im Gesetzgebungsverfahren zu schließen. Des-
wegen ist das parlamentarische Gesetzgebungsver-
fahren dynamisch; 

(Beifall bei der F.D.P.) 

so habe ich den Kollegen Marschewski verstanden. 
Es ist nämlich für Veränderungen von Gesetzentwür-
fen offen. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Transparent!) 

Der Volksentscheid erscheint dagegen in dem 
Sinne statisch, daß ein einmal eingebrachter Entwurf 
vom Volk unverände rt  angenommen oder abgelehnt 
werden kann. Im Freistaat Bayern gab es oft die 
Schwierigkeit, daß die Antragsteller selber im Laufe 
eines Diskussionsprozesses mit ihrem Ursprungsent-
wurf nicht mehr zufrieden waren, der aber - gezwun-
genermaßen - zum Volksentscheid vorgelegt werden 
mußte. Dieses Problem zu lösen ist schwierig. Schon 
aus diesem Grund, um wegen der Kürze der Zeit nur 
ein einziges Argument aus den vielen früheren De-
batten zu wiederholen, lehnen wir den Volksent-
scheid für die Bundesebene ab. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich sage aber auch: Damit sollte die Diskussion 
über andere Möglichkeiten direkter Demokratie 
nicht beendet sein. Die von mir gerade skizzierten 
Nachteile wären zum Beispiel bei einem Referendum 
vermeidbar. Bei dieser Form der Volksabstimmung 
würde das Parlament das Recht erhalten, grundle-
gende Fragen von entscheidender politischer Bedeu-
tung der Bevölkerung zur Befragung oder sogar zur 
Entscheidung vorzulegen. Eine ähnliche Wirkung 
würde auch erzielt werden, wenn das Parlament das 
Recht auf Selbstauflösung, was es jetzt nach dem 
Grundgesetz nicht hat, erhielte. Dann könnte zur Ab-
stimmung über grundlegende, im Parlament kontro-
verse Fragen etwa mit vorgezogenen Neuwahlen 
eine Entscheidung durch die Bevölkerung herbei-
geführt werden, die indirekt einen plebiszitären 
Charakter hätte. 

Man braucht kein Prophet zu sein, um in der heuti-
gen Debatte festzustellen: Die Diskussion über diese 
Fragen der Verfassung ist noch lange nicht abge-
schlossen. 

(Dr. Michael Bürsch [SPD]: Das ist schon 
mal eine Einsicht!) 

Dem vorliegenden Gesetzentwurf kann die F.D.P.-
Fraktion allerdings nicht zustimmen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Professor Dr. Ludwig Elm, PDS. 

Dr. Ludwig Elm (PDS): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die gegenwärtigen Rückblicke auf 
das Jahr 1848 erinnern daran, daß Demokratie nicht 
etwa ein für allemal Gegebenes oder gar Fertiges ist. 
„Demokratie hat sich geschichtlich entwickelt und 
muß sich weiterentwickeln" stellen zu Recht Wissen-
schaftler, Künstler und Politiker in einem „Aufruf für 
mehr Demokratie" fest, der vor zwei Wochen erging 
und bis zum 50. Jahrestag der Annahme des Grund-
gesetzes am 23. Mai 1999 für Unterstützer offen ist. 

Der vorliegende Gesetzentwurf der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen ist ein notwendiger und gu-
ter Beitrag für die Weiterentwicklung des Demokra-
tieprinzips, ebenso wie unser Gesetzentwurf zur Er-
gänzung der parlamentarischen Demokratie durch 
unmittelbare Demokratie, der im Immunitätsaus-
schuß noch zu beraten ist. Im einzelnen gibt es dazu 
eine Reihe von Differenzen. Es gibt Diskussionsbe-
darf, zum Beispiel zum Verständnis der Beg riffe 
„Volksabstimmung" bzw. „Volksentscheid", zu un-
terschiedlichen Quoren, zu verschiedenen Regelun-
gen zur Unzulässigkeit von Volksbegehren bis hin zu 
Fragen der Finanzierung; aber insgesamt sehen wir 
in dem vorliegenden Entwurf von Bündnis 90/Die 
Grünen einen durchdachten und praktikablen Rege-
lungsvorschlag. 

Wir betrachten die grundgesetzliche Regelung von 
Volksentscheid, Volksabstimmung und Volksbegeh-
ren als eine der wichtigsten zu lösenden Verfas-
sungsfragen im vereinigten Deutschland. Das Pro-
blem unserer Demokratie - so heißt es in einer Studie 
des Wissenschaftszentrums Berlin - ist „nicht ein 
Mangel an Engagement, sondern seine weitgehende 
Wirkungslosigkeit" . 

Das Volk, die Bürgerinnen und Bürger, sind nach 
Art . 20 des Grundgesetzes Quelle der Macht. In die-
sem Artikel - es wurde schon darauf verwiesen - ist 
die Rede davon, daß diese Macht vom Volke „in 
Wahlen und Abstimmungen" ausgeübt wird. In der 
Realität gibt es jedoch, bedingt durch die unzurei-
chende Ausgestaltung der zweiten Säule der unmit-
telbaren Demokratie, eine Art plebiszitäre Quaran-
täne, die nunmehr endlich beseitigt werden sollte. 

Wir sollten auch beachten, daß die direkte Bürger-
beteiligung mittels Plebisziten ein Verfassungspro-
blem ist, dessen Lösung von einer wachsenden 
Mehrheit in der Bevölkerung gefordert wird. Mehr-
heiten zwischen 65 und 80 Prozent sprechen sich bei 
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Meinungsumfragen für die Möglichkeit solcher Wei-
terentwicklungen der Demokratie und der eigenen 
Mitwirkung aus. In den Jahren 1992 und 1993 haben 
sich etwa 230 000 Bürgerinnen und Bürger mit ent-
sprechenden Forderungen an die Gemeinsame Ver-
fassungskommission von Bundestag und Bundesrat 
gewandt. 

Wir sind der Meinung, daß sich hier zwei Bewe-
gungen vereinen: die Bewegung, die sich in der Bun-
desrepublik seit den 80er Jahren für einen bundes-
weiten Volksentscheid einsetzt, und die Demokratie-
bewegung aus der Schlußphase der DDR - mit hö-
heren Erwartungen der Ostdeutschen an mehr di-
rekte Einflußnahme auf die politische Ausgestaltung 
der Gesellschaft. 

Die weitgehende Übereinstimmung unserer Posi-
tion mit den Vorschlägen im Gesetzentwurf von 
Bündnis 90/Die Grünen wie auch mit anderen Vor-
schlägen und Diskussionsbeiträgen betrachten wir 
als einen Ausdruck dafür, daß sich in wichtigen Fra-
gen dieser Entwicklung der Demokratie ein immer 
breiterer Konsens abzeichnet. Wir appellieren an 
alle, die sich dieser Entwicklung der Demokratie in 
der Bundesrepublik anschließen wollen, sich am Bei-
spiel erfahrener westeuropäischer Demokratien zu 
orientieren und sich diesem Bekenntnis und diesen 
Bemühungen anzuschließen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Es werden noch 
zwei Kurzinterventionen zu dem Beitrag des Kolle-
gen Marschewski gewünscht. Zunächst der Kollege 
Gerhard Häfner und dann der Kollege Rolf Köhne. 
Herr Marschewski, können wir uns so verständigen, 
daß Sie - wenn Sie antworten wollen - auf beide zu-
sammen antworten? 

Erwin Marschewski (CDU/CSU): Ja. Ich höre mal, 
was die Kollegen zu sagen haben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Gut. - Bitte, Herr 
Kollege. 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Marschewski, ich wollte vor allen Dingen auf einen 
Punkt Ihres Beitrages eingehen. Sie haben erklärt, 
der Parlamentarische Rat habe eindeutig die Konse-
quenzen aus den Erfahrungen von Weimar gezogen 
und Volksentscheide auf Länderverfassungen und 
Neugliederungen des Bundesgebietes beschränkt. 
Ich kann Ihnen nicht übelnehmen, daß Sie diese Auf-
fassung vertreten, denn sie war jahrelang herr-
schende Meinung in der Staatsrechtslehre. Sie ist 
aber längst widerlegt. Deswegen würde ich sie nur 
ungern unkommentiert stehenlassen. 

Wenn Sie in den Protokollen des Parlamentari-
schen Rates nachlesen, dann werden Sie feststellen, 
daß es bei der Beratung des Art. 20 des Grundgeset-
zes, der Wahlen und Abstimmungen beinhaltet, nie 
einen Bezug auf den Art . 29 gab, der die Neugliede-

rung des Bundesgebietes umfaßt. Im Gegenteil: Man 
war sich einig, daß dies eine Fundamentalnorm ist, 
die der Ausgestaltung durch den späteren Gesetzge-
ber bedarf. 

Ich will Ihnen die Fundstelle nennen, die wir sei-
nerzeit herausgefunden haben. Es handelt sich um 
die Sitzung des zuständigen Ausschusses des Parla-
mentarischen Rates vom 14. Oktober 1948. Das Pro-
tokoll dieser Sitzung ist nicht veröffentlicht worden. 
Ich habe dieses Protokoll im Bundesarchiv in Koblenz 
gefunden. Es liegt aber heute auch in der Bibliothek 
des Deutschen Bundestages. 

In der entsprechenden Debatte sagte zum Beispiel 
Ihr Parteimitglied und Vorsitzender dieses Ausschus-
ses: 

So darf der Entwurf nicht bleiben, 

- damals hieß es: „Wahlen und durch besondere Or-
gane" - 

denn sonst wären die Volksabstimmungen ja aus-
geschlossen. 

Carlo Schmid, SPD, schlug dann vor, zu ergänzen: 
„Wahlen und Abstimmungen". Er begründet das fol-
gendermaßen: 

Wir wollen doch nicht das Monopol für die reprä-
sentative Demokratie. 

Es scheint mir wichtig, daß wir deutsche Ge-
schichte und deutsches Verfassungsrecht zutreffend 
darstellen. Trotzdem bleibt festzuhalten, daß das 
Grundgesetz immer noch keine konkrete Regelung 
vorsieht. In diesem Punkt wurde es offengehalten. Es 
ist die Aufgabe des späteren Gesetzgebers geblie-
ben, zu entscheiden, ob - wenn ja - wann und wie er 
diese Frage regeln möchte. Ich meine, daß es 50 Jahre 
nach Zustandekommen des Grundgesetzes höchste 
Zeit wäre, das zu tun. 

Jetzt kurz noch zu ein paar anderen Argumenten 
von Ihnen. Sie haben gesagt, da würden subjektive 
Betroffenheit, Medienbeeinflussungen und Tages-
stimmungen entscheiden. Wenn Sie das ernst mein-
ten, müßten Sie auch die politischen Wahlen abschaf-
fen, denn mehr Medienbeeinflussung als bei Wahlen 
ist kaum denkbar. Ich finde diese Form der Miß-
trauenserklärung den Bürgern gegenüber nahezu 
beleidigend; das muß ich offen sagen. Volksbegeh-
ren und Volksentscheide - es gibt bis heute über 
2 700 solche Vorgänge in anderen Ländern - haben 
einen langen Vorlauf. Da entscheidet gerade nicht 
die subjektive Tagesstimmung, sondern da wird über 
Jahre diskutiert, bis am Ende eine Abstimmung er-
folgt. 

Das gilt auch für den anderen Punkt, den Sie ge-
nannt haben, nämlich daß es viel zu schwer sei, ein 
solches Gesetzgebungsverfahren auf den Weg zu 
bringen. Ich selbst habe mehrfach daran mitgewirkt. 
Ich habe zum Beispiel den Entwurf für die Einfüh-
rung von Bürgerentscheiden in Bayern mit formu-
liert. Es gibt in der Bevölkerung ungleich viel mehr 
Sachverstand und Kompetenz, als Sie dies offenbar 
für möglich halten. Es ist ja nicht so, daß aus einer 
momentanen Stimmung heraus eine Abstimmung 
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stattfindet, sondern da sind viele Hürden zu durch-
laufen, und da müssen sich viele Menschen zusam-
menfinden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Häfner, bei der Kurzintervention kann ich nicht gnä-
dig sein. Drei Minuten sind um. 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Habe 
ich meine Zeit schon ausgeschöpft? Dann bitte ich 
um Nachsicht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Einen Satz noch. 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Der 
letzte Satz ist: Wenn wir zur deutschen Einheit eine 
Volksabstimmung durchgeführt hätten, wäre dies 
nicht, wie Sie meinen, eine Katastrophe gewesen, 
sondern ein großartiger Beitrag dazu, daß an der 
Wiege dieses neuen gemeinsamen Staates nicht nur 
Regierungen und Funktionäre, sondern auch das 
Volk selbst gestanden hätte. Ich glaube auch, daß die 
Identifikation mit dem Gemeinwesen damit wesent-
lich größer wäre, als sie heute ist. 

Danke schön. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das kann man 
als einen Satz durchgehen lassen. - Herr Kollege 
Köhne, bitte. 

Rolf Köhne (PDS): Herr Kollege Marschewski, Ih-
ren Vorwurf der Verfassungsfeindlichkeit in unsere 
Richtung weise ich ganz entschieden zurück. Es sind 
die Linken in diesem Lande, die die Verfassung ge-
gen teilweise erhebliche Änderungen verteidigt ha-
ben. Wir waren und sind für das Asylrecht, und wir 
waren und sind für das Recht auf Unverletzlichkeit 
der Wohnung. Es sind die Linken in diesem Lande, 
die dafür eintreten, daß die bürgerlichen Freiheiten, 
zu denen wir uns ausdrücklich bekennen, durch so-
ziale Rechte, wie das Recht auf Arbeit, auf Wohnung 
und auf Bildung, ergänzt werden. Es ist offensichtlich 
die CDU, die in diesem Wahlkampf vom längst totge-
glaubten kalten Krieg nicht lassen möchte. 

(Beifall bei der PDS - Walter Hirche [F.D.P.]: 
Der Bundestag ist erschüttert über diese 

Kurzintervention!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Marschewski, Sie haben sechs Minuten Zeit für Ihre 
Antwort, wenn Sie wollen. 

Erwin Marschewski (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn 
manche die Wörter Demokratie, Volk, Volksmeinung 
und Beachtung von Volksmeinung in den Mund neh-
men, müßte ihnen die Zunge abfallen. Ich habe 
manchmal den Eindruck, daß Sie die deutsche Ge-
schichte vergessen haben, daß Sie vergessen haben, 
was Sie alles gemacht haben. Sie haben noch nichts 
gelernt. Wenn Sie in Ihrem Antrag sagen, Sie wollen 
die Mittel für die Gauck-Behörde streichen oder be-

trächtlich verringern, zeigt sich - ich wiederhole, was 
ich gerade gesagt habe -: Sie haben nichts gelernt, 
Sie wollen keine Aufklärung der Morde an der 
Mauer, Sie wollen keine Aufklärung bezüglich Baut-
zen, Sie gebrauchen Begriffe, die Sie gar nicht so 
meinen. 

(Rolf Köhne [PDS]: Wollen Sie meine Zunge 
sehen?) 

Herr Kollege Häfner, ich weiß auch, daß im Grund-
gesetz steht - das ist unsere Grundlage -: Alle Staats-
gewalt geht vom Volke aus. Das ist richtig. Aber wir 
sind der Auffassung, daß plebiszitäre Elemente Pro-
bleme in sich bergen. Der Parlamentarische Rat hat 
diese Bestimmung natürlich offengelassen; da bin ich 
mit Ihnen völlig einer Meinung. Er hat aber gesagt, 
dies sei zum Beispiel im Bereich der Neugliederung 
der Bundesrepublik möglich, zum Beispiel in Art. 29 
des Grundgesetzes. Das ist auch richtig so. Der Parla-
mentarische Rat wollte die Flucht des Parlamentes 
eindeutig unterbinden. Das Parlament sollte sich ab-
gewogen selbst entscheiden. Das war die Verhand-
lungsbasis des Parlamentarischen Rates. 

(Beifall des Abg. Walter Hirche [F.D.P.]) 

Ja, Tagesstimmungen spielen eine Rolle. Das wis-
sen doch auch Sie; ich brauche es nicht dauernd zu 
wiederholen. Wir haben in der Verfassungskommis-
sion sehr lange darüber geredet. Wenn Sie nach ei-
nem scheußlichen Sexualverbrechen dem deutschen 
Volk, das durch die aktuelle Stimmungslage beein-
flußt ist - so sind alle Menschen, auch ich bin so, und 
das deutsche Volk ist ebenfalls so -, die Frage nach 
der Todesstrafe vorlegen, stimmt die Mehrheit für die 
Einführung der Todesstrafe. Diese und andere pro-
blematische Entscheidungen soll man sine ira et Stu-
dio treffen - deswegen mittelbare Demokratie, des-
wegen parlamentarische Demokratie in dieser Form. 

(Gerald Häfner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: 26 Prozent sind für die Todesstrafe!) 

Ich bin - das möchte ich zum Schluß sagen - mit 
dem Kollegen Stadler einer Meinung - darüber kön-
nen wir uns auch unterhalten -, daß wir die Demo-
kratie fortentwickeln müssen. Das ist richtig. Wir 
müssen aber auch die Warnungen gerade der deut-
schen Geschichte berücksichtigen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich schließe die 
Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzent-
wurfs auf Drucksache 13/10261 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Die Federführung soll beim Innenausschuß liegen. 
Gibt es anderweitige Vorschläge? - Das ist nicht der 
Fall. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 19 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Arbeit und So- 
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zialordnung (11. Ausschuß) zu dem Antrag der 
Gruppe der PDS 

Soziale Grundsicherung gegen Armut und 
Abhängigkeit, für mehr soziale Gerechtigkeit 
und ein selbstbestimmtes Leben 

- Drucksachen 13/3628, 13/10607 - 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Birgit Schnieber-Jastram 

Für die Aussprache ist eine halbe Stunde vorgese-
hen, wobei die Gruppe der PDS fünf Minuten erhal-
ten soll. - Widerspruch höre ich nicht. Dann ist so be-
schlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Kolle-
gin Heidi Knake-Werner. 

Dr. Heidi Knake-Werner (PDS): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen in dieser trauten 
Runde! Mit unserem heute zur Debatte stehenden 
Grundsicherungsantrag befinden wir uns interes-
santerweise mitten in einer Diskussion, die Walter 
Riester in seiner Rolle als Arbeitsminister im Warte-
stand neulich ganz forsch losgetreten hat und so 
schnell auch nicht wieder los wird. Man kann Walter 
Riester mit seinem Vorschlag für eine steuerfinan-
zierte Mindestsicherung mißverstehen, man muß es 
aber nicht. Aber natürlich läßt die Koalition in dieser 
Situation keine Gelegenheit aus, Riester in die Nähe 
des Biedenkopfschen Grundrentenmodells oder des 
Bürgergeldkonzepts, das einstmals von der F.D.P. 
propagiert wurde, zu rücken. 

Ich denke, Walter Riester hat mit seinem Vorstoß 
vor allem eines im Sinn: Er will dazu beitragen, daß 
alten Menschen, die ein arbeitsreiches Leben hinter 
sich haben, der Gang aufs Sozialamt erspart bleibt, 
und das ist doch das wenigste, was man tun kann, 
wenn man die Lebensleistung von Männern und 
Frauen in dieser Gesellschaft ernst nimmt. 

(Beifall der Abg. Petra Bläss [PDS]) 

Altersarmut, die vor allem Frauen betrifft, hat uns 
schon seit den 70er Jahren beschäftigt, und schon da-
mals waren daraus strukturelle Probleme des sozia-
len Sicherungssystems erkennbar. Minirenten im Al-
ter sind doch unbest ritten die Folge eines Rentensy-
stems, das vor allem die lebenslange männliche Er-
werbsbiographie honoriert und andere Lebensver-
läufe, wie die von kindererziehenden und -pflegen-
den Frauen, nur unzureichend anerkennt. 

Armut ist aber längst in allen Altersgruppen ver-
breitet. Besonders bedrückend ist dabei die wach-
sende Zahl von Kindern und Jugendlichen, die in Ar-
mutsverhältnissen aufwachsen. 

Die Sozialhilfe begegnet diesem Problem völlig 
unzureichend - auch deshalb, weil immer mehr Men-
schen den entwürdigenden Gang aufs Sozialamt 
scheuen. Wenn auf 100 Menschen, die Sozialhilfe er-
halten, heute noch einmal 110 Menschen kommen, 
die aus Scham diese Hilfe erst gar nicht in Anspruch  

nehmen, dann ist das für uns, für die PDS, Grund ge

-

nug für die Einführung der sozialen Grundsicherung. 

(Beifall bei der PDS sowie der Abg. Annelle 
 Buntenbach [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, um vor allem ver-
deckte Armut und Abhängigkeit im Alter sowie in al-
len anderen Lebensphasen zu verhindern, ist ein 
Konzept notwendig, das das bestehende soziale Si-
cherungssystem nicht zur Disposition stellt, sondern 
es sinnvoll ergänzt. Das will die PDS. Wir wollen das 
Leistungsprinzip der beitragsbezogenen sozialen Si-
cherung erhalten und das Solidarprinzip durch die 
Einführung einer steuerfinanzierten, am Bedarf 
orientierten Grundsicherung stärken. Ein solcher 
Grundsicherungssockel in allen Zweigen des sozia-
len Sicherungssystems bedeutet konkret, daß nied-
rige Renten und das geringe Arbeitslosengeld aus 
Steuermitteln aufgestockt werden. Das bedeutet 
aber auch, daß Familienarbeit aufgewertet und aner-
kannt wird, Studierende ohne materiellen Druck stu-
dieren können, Unterhaltsabhängigkeit zwischen 
Ehegatten sowie zwischen Kindern und Eltern abge-
schafft wird. 

Bei dem von uns vorgeschlagenen Grundsiche-
rungsbetrag von 1425 DM orientieren wir uns an der 
europaweit definierten Armutsschwelle und wissen 
sehr wohl, daß das nur eine Hilfsgröße sein kann, die 
wir gern durch eine Kommission aus Expertinnen 
und Experten überprüft hätten, um zu einem echten, 
bedarfsgerechten Mindesteinkommen in der Bun-
desrepublik zu kommen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wollen mit 
der Grundsicherung das soziale Sicherungssystem 
armutfest machen, aber wir wollen dieses System 
gleichzeitig an die neuen Herausforde rungen, die 
sich aus dem Umbau der Arbeitsgesellschaft erge-
ben, anpassen. 

Die PDS geht nach wie vor davon aus, daß allen 
Menschen, die arbeiten wollen und können, eine 
sinnvolle, existenzsichernde Arbeit ermöglicht wer-
den muß. 

(Beifall bei der PDS) 

Aber wir haben natürlich keine Illusionen. Diese 
Chance wird vielen Menschen noch auf lange Zeit 
vorenthalten werden. 

Bei rund 8 Millionen fehlenden Arbeitsplätzen und 
einer zunehmenden Zahl von Menschen, deren Er-
werbsbiographie unterbrochen ist, die in Teilzeit ar-
beiten oder ehrenamtlich tätig sind, muß es zu einer 
teilweisen Entkopplung von Erwerbsarbeit und so-
zialer Sicherung kommen. Dafür tritt die Grundsiche-
rung ein. Kombilohnmodelle, wie von Regierung 
und Arbeitgebern vorgeschlagen, werden die Krise 
des Beschäftigungssystems durch einen weiteren 
Abbau sozialer Standards nur noch verschärfen; 
denn schon heute schützt auch Vollzeiterwerbsarbeit 
nicht vor Armut, wie viele Zahlen belegen. Mit der 
sozialen Grundsicherung denken wir den notwendi-
gen Umbau unserer Arbeitsgesellschaft sozial absi-
chern zu können. 
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Natürlich ist das alles nicht zum Nulltarif zu haben. 
Soziale Sicherheit kostet Geld. Wir haben in unserem 
Antrag eine Fülle von Finanzierungsvorschlägen ge-
macht. Bundesminister Waigel hat nach Riesters Vor-
stoß dankenswerterweise gleich ausrechnen lassen, 
was die Grundsicherung für Rentnerinnen und Rent-
ner eigentlich kosten würde. Er hat dabei festgestellt, 
daß das 3 Milliarden DM ausmachen würde. Ist das 
nicht ein lächerlicher Betrag angesichts der Tatsache, 
daß für ein Kampfflugzeug, das niemand außer der 
Rüstungslobby braucht, 23 Milliarden DM bereitge-
stellt werden? 

(Beifall bei der PDS) 

Mehr soziale Gerechtigkeit verlangt eine andere 
Prioritätensetzung. Eine solche will die PDS. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die weiteren ge-
meldeten Redner in dieser Debatte, Matthäus Strebl, 
Ulrike Mascher, Andrea Fischer (Berlin) und Uwe 
Lühr, geben ihre Beiträge zu Protokoll.*) Ich gehe da-
von aus, daß Sie damit einverstanden sind. - Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für Arbeit und Sozial-
ordnung zu dem Antrag der Gruppe der PDS zu einer 
sozialen Grundsicherung gegen Armut und Abhän-
gigkeit, Drucksache 13/10607. Der Ausschuß emp-
fiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/3628 abzuleh-
nen. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Die  Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschluß-
empfehlung ist gegen die Stimmen der PDS mit den 
Stimmen des Hauses im übrigen angenommen. 

Ich rufe auf: 

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Gruppe der PDS 

Haltung der Bundesregierung zu den Äuße-
rungen der Bundesminister Blüm und Kan-
ther zum Abbau und zur Bezahlung von Über-
stunden 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  für die PDS 
hat die Kollegin Heidi Knake-Werner. 

Dr. Heidi Knake-Werner (PDS): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Seit langem wird 
die Debatte um die Abschaffung bzw. Einschränkung 
von Überstunden geführt. Nun haben sich auch die 
Minister Kanther und Blüm eingeschaltet. 

Während der eine mit dem Schlachtruf „Einstellen 
ist das Gebot der Stunde" die Unternehmen zum Ab-
bau von Überstunden auffordert und für Neueinstel-
lungen wirbt, will der andere, Innenminister Kanther, 
nicht die Überstunden abschaffen, sondern deren Be-
zahlung. Während der eine also nur aus dem Mustopf 
kommt, was für einen Arbeitsminister schon ziemlich 
peinlich ist, droht der andere mit dem dicken Rotstift 

*) Anlage 4 

und provoziert die Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst auf unerträgliche Weise. 

Bleiben wir aber zunächst beim Bundesarbeitsmi-
nister. Es ist gewiß nicht darüber zu meckern, wenn 
Norbert Blüm den Arbeitgebern, die keine Neuein-
stellungen wollen, ihre dummen Ausreden vorwirft. 
Ich nehme sogar mit Befriedigung zur Kenntnis, daß 
nun auch der Minister vorrechnet, wie viele neue Ar-
beitsplätze durch Überstundenabbau entstehen 
könnten, und daß nun Unternehmen und Betriebs-
räte gefragt seien. Schließlich ist es nicht verboten, 
daß auch ein Minister schlauer wird. 

Was ich allerdings für politisch verantwortungslos 
halte, ist die vertane Zeit. Bereits vor zwei Jahren 
nämlich hat das Institut für Arbeitsmarkt und Berufs-
forschung in seiner Studie „Wege zu mehr Beschäfti-
gung " umfangreiche Berechnungen zu den Beschäf-
tigungseffekten von Überstundenabbau vorgelegt. 
Dort hieß es schon damals, daß allein ein Abbau von 
40 Prozent der jährlich geleisteten Überstunden zu 
442 000 neuen Arbeitsplätzen führen könnte - eine 
grandiose Chance also, sich der damals versproche-
nen Halbierung der Arbeitslosenzahlen wenigstens 
anzunähern. Aber passiert ist im Hause Blüm nichts. 
Zwei Jahre vertan im Kampf gegen die Massenar-
beitslosigkeit: Das ist der eigentliche Skandal. 

Jede von uns eingeforderte Initiative in diese 
Richtung haben Sie mit dem Hinweis auf die Zustän-
digkeit der Tarifparteien plattgemacht. Dort, wo Sie 
die Tarifparteien samt Regierung hätten an einen 
Tisch bekommen können - nämlich beim Bündnis für 
Arbeit - haben Sie das Ganze mutwillig platzen las-
sen. 

Heute wieder nichts als Appelle! Aber Appelle al-
lein reichen schon lange nicht mehr - genauso wenig 
wie das Schielen auf die Tarifparteien. Trotz millio-
nenfachen Arbeitsplatzdefizits nimmt die Zahl der 
Überstunden nämlich nicht ab. Auch 1997 waren es 
wieder 1,8 Milliarden Überstunden. Rein rechnerisch 
entspricht das 1,2 Millionen Vollzeitarbeitsplätzen. 
Um wenigstens einen Teil dieser möglichen neuen 
Arbeitsplätze zu realisieren, ist der Gesetzgeber ge-
fordert, die dafür geeigneten Rahmenbedingungen 
zu schaffen. Das heute geltende Arbeitszeitgesetz 
mit seinen Gummiparagraphen und der Möglichkeit, 
die Wochenarbeitszeit auf 60 Stunden auszudehnen, 
ist dafür absolut ungeeignet. Dieses Gesetz braucht 
dringend eine Novellierung, wie sie von der PDS ge-
fordert wird. 

Nun zu den Vorschlägen von Bundesminister Kan-
ther, die deutlich im Widerspruch zu denen des Kol-
legen Blüm stehen. Minister Kanther will im öffentli-
chen Dienst nämlich weder Arbeitszeitverkürzung 
noch Überstundenabbau und schon gar keine Neu-
einstellungen. Er will die Überstundenzuschläge spa-
ren und dazu - gegen alle Vernunft - die Regelar-
beitszeit ausdehnen. Was heißt das denn konkret? 
Konkret heißt das: Krankenschwestern, Busfahrern, 
Polizistinnen und Müllmännern wird die Arbeitszeit 
verlängert und das Einkommen gekürzt. Es sind aber 
gerade die Beschäftigten des unteren und mittleren 
Dienstes, die die Überstunden fahren und das teil-
weise auch wollen, weil es ihnen auf Grund der Real- 
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lohnverluste der letzten Jahren nur so möglich ist, ih-
ren Lebensstandard zu halten. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Gab es nicht eine 
Volksabstimmung in der Schweiz, wo für 

43 Stunden gestimmt wurde?) 

- Es tut mir leid, ich rede nicht über die Schweiz. Ich 
rede im Moment über die Verhältnisse in der Bundes-
republik; das muß Ihnen entgangen sein. - Oder 
diese Beschäftigten wählen lieber bezahlte Über-
stunden, weil der Freizeitausgleich wegen Personal-
knappheit nicht funktioniert, wie es gerade bei Lok-
führern und Polizisten immer wieder beklagt wird. 
Trotzdem bin ich generell für den Freizeitausgleich 
bei Überstunden. Die Vorschläge Minister Kanthers 
gehen allerdings an all diesen Problemen vorbei; sie 
sind unsozial und beschäftigungspolitisch kontrapro-
duktiv. 

Wenn vom Überstundenabbau wirklich neue Ar-
beitsplätze in einer nennenswerten Größenordnung 
zu erwarten sind, dann hat, meine ich, der öffentliche 
Dienst dabei eine Vorreiterfunktion wahrzunehmen. 
Bei allen neuen Vorschlägen muß zweierlei gewähr-
leistet sein: Erstens müssen Überstundenabbau und 
Arbeitszeitverkürzung sozial abgefedert werden, da-
mit sich auch Geringverdienende die hinzugewon-
nene Freizeit wirklich leisten können, und zweitens 
muß bei der Arbeitszeitgestaltung der Gedanke der 
Zeitsouveränität durch Mitbestimmungsregelungen 
der Beschäftigten verankert werden, damit der Frei-
zeitausgleich nicht immer wieder aus betrieblichen 
Gründen ausfällt. 

Nur so, liebe Kolleginnen und Kollegen, kann ver-
hindert werden, daß eine unsoziale Sparmaßnahme 
als beschäftigungspolitische Initiative verkauft wird, 
wie es Bundesminister Kanther offenbar beabsichtigt 
hat. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Bundesminister Dr. Blüm. 

Dr. Norbert Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich habe den Ratschlag bekommen, schlauer 
zu werden. Selbst wenn ich mich anstrenge, kann ich 
nicht so schlau werden, um den Sinn dieser Aktuel-
len Stunde zu begreifen. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Da ist 
was dran!) 

Manfred Kanther ist kein Förderer der Überstunden, 
ich bin kein Förderer von Überstunden - 

(Wolf-Michael  Catenhusen [SPD]: Sie ma

-

chen doch selbst welche! - Heiterkeit) 

was wollen Sie eigentlich? Manfred Kanther erfüllt 
einen Auftrag der Tarifgemeinschaft Bund, Länder 
und Gemeinden. Gegen Angriffe, wie sie jetzt gestar-
tet werden, muß ich die SPD-regierten Länder einmal 

in Schutz nehmen. Das gilt selbst für Sachsen-An-
halt, wo Sie von der PDS mit in der Regierung sind. 

(Dr. Winfried Wolf [PDS]: Kommt vielleicht 
noch!)  

Es geht darum, den Regelungswirrwarr zu beseiti-
gen, was Überstunden- und Mehrarbeitsregelungen 
im öffentlichen Dienst anbelangt. Beamte, Ange-
stellte und Arbeiter werden unterschiedlich behan-
delt. Es muß definie rt  werden, was eigentlich Mehr-
arbeit und Überstunden sind. Auf der Ebene der Ar-
beiter beginnt die Überstundenzählung bei den ei-
nen bei der Tagesarbeit und bei den anderen bei der 
Wochenarbeit. Was also ist an dem Vorhaben, für das 
Manfred Kanther steht, verwerflich? 

Sie sagen, ich hätte nichts gemacht. Warum 
schimpfen Sie dann über das Wachstums- und Be-
schäftigungsförderungsgesetz? Das ist ein Teil des-
sen, was Einstellungen erleichtern soll. Wenn ich 
nichts gemacht hätte, hätten Sie gar keinen Grund 
zu schimpfen. Dann schimpfen Sie gegen nichts. Das 
verstehe ich auch nicht. 

(Zuruf von der F.D.P.: Das machen die oft, 
Herr Minister!)  

Was mir nur auffällt: Wann immer in Deutschland 
ein Problem entsteht, was fällt der PDS ein - leider 
sind auch die Sozialdemokraten nicht von dieser Ver-
suchung freizusprechen -: Gesetz und Staat. Darauf 
beschränkt sich der Einfallsreichtum der PDS, geübt 
in der Staatswirtschaft. Aus diesen Klamotten kommt 
man natürlich nicht heraus. 

Nun will ich etwas zum Thema Überstunden sa-
gen. Im übrigen habe ich die Zahlen, die hier ge-
nannt worden sind, vor zwei Jahren nicht nur ge-
kannt, sondern ich habe sie vor zwei Jahren auch 
schon genauso vorgetragen. Erst einmal will ich klar-
machen: Sie werden Überstunden niemals ganz ab-
schaffen können. Sie sind bei unvorhergesehenen 
Fällen unverzichtbar. Oder soll ein Meister, der einen 
Anruf bekommt, daß ein Wasserrohr gebrochen ist, 
wenn Feierabend ist, das Arbeitsamt anrufen und ei-
nen Installateur anfordern? In der Zwischenzeit ist 
die Wohnung überflutet. Also müssen Überstunden 
gemacht werden. Oder soll ein Abschleppdienst 
plötzlich stehenbleiben, weil die Normalarbeitszeit 
abgelaufen ist? Über solche unvorhergesehenen 
Fälle sind wir uns wohl einig. 

(Dr. Winfried Wolf [PDS]: Hebamme, ja! - 
Heiterkeit) 

- Ich weiß noch ein paar Sachen. 

Mit Ihnen kritisiere ich die Fälle, in denen Über-
stunden nicht die Ausnahme sind, sondern zur Regel 
werden, in denen Sonderschichten auf Teufel komm 
raus gefahren werden. Im übrigen ist das auch mitbe-
stimmungspflichtig. Deshalb richtet sich mein Appell 
nicht nur an die Arbeitgeber, sondern auch an die 
Betriebsräte. Wenn Überstunden zur Regel werden, 
so ist dies eine Rücksichtslosigkeit gegenüber den 
Arbeitslosen. 

Allerdings habe ich mich nicht auf Appelle be-
schränkt, sondern ich habe auch eine Lösung ange- 
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boten. Traditionell hinkt doch der Aufschwung auf 
dem Arbeitsmarkt dem Aufschwung der Konjunktur 
hinterher. Das hängt damit zusammen, daß bei den 
ersten Zeichen der Besserung, beim ersten Mehrauf-
trag zunächst einmal die Kapazitäten ausgelastet 
und Überstunden gemacht werden. Deshalb sage 
ich: Arbeitet in unsicheren Zeiten mit einem befriste-
ten Arbeitsvertrag! Bef ristet Arbeit zu haben ist bes-
ser, als unbefristet arbeitslos zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Aus einem befristeten Arbeitsvertrag kann ja ein un-
befristeter werden, wenn sich aus dem ersten Auf-
trag Daueraufträge entwickeln. 

Was ist daran überhaupt zu kritisieren und gar ei-
ner Aktuellen Stunde we rt? Ich sage, meine Damen 
und Herren: Das ist ein Rohrkrepierer. Jedenfalls ist 
dies keine brauchbare Munition für eine Aktuelle 
Stunde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Erika Lotz, SPD. 

Erika Lotz (SPD): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen, liebe Kollegen! Am heutigen Tage muß ich ein-
mal festhalten, daß der Bundesarbeitsminister die 
SPD in Schutz nimmt. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Und das im Wahl

-

kampf!) 

Das sind wir gar nicht mehr gewohnt. Zur Zeit erle-
ben wir pausenlos das Gegenteil. Das muß man sich 
auf der Zunge zergehen lassen. Aber zum Schluß hat 
er es auch schon wieder eingeschränkt. 

Weshalb reden wir heute über das Thema Über-
stunden? Ich denke, das hängt damit zusammen, wie 
sich die Situation auf dem Arbeitsmarkt insgesamt 
darstellt. Trotz der extremen Lohnzurückhaltung der 
Gewerkschaften ist ein Anstieg der Beschäftigung 
derzeit nicht in Sicht. Wir haben die höchste Arbeits-
losigkeit, und der Beschäftigungsabbau ist lediglich 
zum Stillstand gekommen. 

Herr Bundesarbeitsminister, wenn Sie sagen, hin-
sichtlich der Überstunden seien auch die Bet riebsräte 
gefordert, wenn Sie also das Thema Mitbestimmung 
ansprechen, muß ich Ihnen sagen: Ich habe viele 
Jahre als Betriebsrätin gearbeitet. Ich war Betriebs-
ratsvorsitzende und weiß um die Schwierigkeit, sich 
in diesem Bereich der Mitbestimmung durchzuset-
zen. 

Denn machen wir uns nichts vor - auch Sie wissen 
das ganz genau -: Angesichts einer solch hohen Ar-
beitslosigkeit und der von Ihnen verursachten hohen 
Belastungen der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin-
nen machen auf Grund der geringen Nettoentgelte 
die Kolleginnen und Kollegen in den Bet rieben na-
türlich gerne Überstunden, und unter dem Gesichts-
punkt, daß es dem Betrieb wieder schlechtergehen 
könnte, haben sie die Befürchtung: Wenn sie Über-
stunden ablehnen, wird der Arbeitgeber dies im Rah-
men der Beurteilung zum Anlaß nehmen, festzule-

gen, von welcher Arbeitnehmerin bzw. welchem Ar-
beitnehmer er sich trennt. Es besteht also die Angst, 
daß man, lehnt man Überstunden ab, eher zu diesem 
Kreis gehört. All das, was von Ihnen im letzten Jahr 
mit durchgesetzt worden ist - zum Beispiel die Lok-
kerung des Kündigungsschutzes -, trägt doch nicht 
dazu bei, daß Betriebsräte, an der Stelle von ihrer Be-
legschaft getragen, Überstunden ablehnend gegen-
überstehen. Das muß man einfach einmal zur Kennt-
nis nehmen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Es waren doch diese Bundesregierung und die sie 
tragenden Koalitionsfraktionen, die das Arbeitsrecht, 
wie es Minister Rexrodt einmal gefordert hat, gelen-
kiger gemacht haben. All Ihre Versprechungen im 
Rahmen der gesamten Deregulierungen, Kürzungen, 
Einschränkung der Lohnfortzahlung usw. - man 
müßte hier eine halbe Stunde sprechen, um dies alles 
aufzuzählen - haben nicht dazu geführt, daß es mehr 
Arbeitsplätze gegeben hat. Die Zahl der Arbeitslosen 
hat sich vielmehr erhöht. 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat bereits im letzten 
Jahr einen Antrag eingebracht, der sich mit einem 
Sofortprogramm zur Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit beschäftigt. Dieser Antrag hatte zwei Schwer-
punkte, nämlich die Umwandlung von Überstunden 
in Arbeitsplätze und die Förderung von mehr Teil-
zeitarbeit. Das wäre der richtige Weg gewesen. 

Bezüglich des Bereiches Überstunden will ich 
daran erinnern, daß Sie, Herr Minister Blüm, es wa-
ren, der 1994 das Arbeitszeitgesetz - aus meiner 
Sicht negativ - verändert hat. Die Betriebsräte wür-
den sich mit einem anderen Gesetz leichter tun. Es 
wäre, da Sie das so angesprochen haben, nur konse-
quent, im Arbeitszeitgesetz entsprechende Änderun-
gen vorzunehmen, es zu novellieren, damit die Be-
triebsräte in diesem Bereich mehr Einfluß haben. 

(Beifall bei der PDS) 

Ich will noch etwas zum öffentlichen Dienst sagen. 
Im Ergebnis der Tarifrunde 1998 wurde zwischen 
den Tarifvertragsparteien vereinbart, der Tarifrunde 
Verhandlungen folgen zu lassen. Dazu sind die The-
men festgelegt worden: Arbeitszeitkonten, Jahresar-
beitszeit und auch eine Definition der Überstunden. 
Ich denke, es ist eine gute Übung dieses Parlaments, 
sich nicht in Tarifangelegenheiten einzumischen. Der 
Bundestag hat in der Vergangenheit die Tarifautono-
mie stets respektiert und davon abgesehen, Tarifver-
handlungen und Tarifergebnisse bzw. die Positionen 
der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite in Debatten 
zu kommentieren oder gar durch Beschlüsse zu be-
werten. Dieser Übung will auch ich folgen. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Annelie Buntenbach, Bündnis 90/Die Grü-
nen. 
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Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Das Signal, das Herr Kanther öffentlich gegeben 
hat, ist arbeitsmarktpolitisch klar und aus meiner 
Sicht grundfalsch. 

(Beifall bei der PDS) 

Statt Arbeitszeitverkürzung heißt es: länger arbeiten 
für weniger Geld. 

Herr Blüm, dabei geht es nicht darum - darin sind 
wir uns alle einig -, einen Regelungswirrwarr zu ver-
einheitlichen; das ist nicht das Problem. Es geht viel-
mehr darum, daß längere Arbeitszeiten wieder zum 
Normalfall werden sollen. Statt Überstunden abzu-
bauen und dadurch natürlich dann auch Zuschläge 
einzusparen, soll im öffentlichen Dienst jetzt wieder 
länger gearbeitet werden. 

Gerade im öffentlichen Dienst - das meine ich jetzt 
nicht als Einmischung in die Tarifverhandlungen, 
sondern als einen Hinweis, der unseren Handlungs-
spielraum betrifft - haben wir Handlungsmöglichkei-
ten, die nicht von all den Problemen, von Eingriffen 
in die freie Wirtschaft, auf die sich gerade die Damen 
und Herren von den Regierungsfraktionen so gerne 
zurückziehen, behindert werden. Auch hier, wo Sie 
freiere Hand hätten, gehen Sie in die völlig falsche 
Richtung, wenn es um das Ziel der Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit geht. 

Wir alle wissen, daß, offiziell registriert, inzwischen 
viereinhalb Millionen Menschen erwerbslos sind und 
daß mehr als sieben Millionen Jobs fehlen. Das heißt 
doch eindeutig: Wir müssen Arbeit umverteilen, Ar-
beitszeiten radikal verkürzen, wenn wir die Men-
schen wieder von der Straße holen wollen. 

Der Vorstoß von Herrn Kanther zur billigen Ar-
beitszeitverlängerung spricht allen Versuchen Hohn, 
die aus den Gewerkschaften heraus immer wieder 
zur Verkürzung der Arbeitszeit unternommen wor-
den sind und die sich mit Namen wie Zwickel oder 
Mai verbinden. Der Versuch der Gewerkschaften, 
Überstunden in Neueinstellungen umzuwandeln, 
war doch ein Kernstück des Bündnisses für Arbeit, 
das diese Regierung mit ihrer Absenkung der Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfall zum Scheitern ge-
bracht hat. Hier, bei der Umwandlung von Überstun-
den in Neueinstellungen, liegt nach wie vor ein riesi-
ges Arbeitsplatzpotential. Wenn wir nämlich von den 
zirka 1,8 Milliarden Überstunden, die 1997 in der 
Bundesrepublik geleistet worden sind - Kollegin 
Knake-Werner hat das vorhin schon gesagt -, auch 
nur die Hälfte, Herr Blüm - das ist ja durchaus reali-
stisch -, abbauen und davon wiederum die Hälfte in 
Neueinstellungen umwandeln würden, dann wären 
das 300 000 bis 400 000 neue Jobs. Auf sie können wir 
doch nicht verzichten. 

(Beifall bei der PDS) 

Da ist doch auch die Regierung gefragt - und das 
nicht nur in Appe llen, Herr Blüm -, den ordnungspo-
litischen Rahmen zu ändern. Um nur ein Beispiel zu 
nennen: Ein Arbeitszeitgesetz, das bis zu 60 Arbeits-

stunden in der Woche zuläßt, ist doch völlig kontra-
produktiv. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS - Walter Hirche [F.D.P.]: Es 
ist doch zum Beispiel im Hafen notwendig, 
daß man solche flexiblen Arbeitszeiten hat!) 

- Und bei der Hebamme, ich weiß. Mit den Einzelbei-
spielen kommen wir doch nicht weiter. Es geht um 
die politische Rahmensetzung. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Keine Ahnung von 
Wirtschaft!) 

Die politische Rahmensetzung muß im Arbeitszeit-
gesetz und bei den anderen Weichenstellungen in 
Richtung auf Arbeitszeitverkürzung und die Umver-
teilung von Arbeitszeit gehen und nicht in Richtung 
Arbeitszeitverlängerung. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS - Jörg van Essen [F.D.P.]: 

Um schlichte Ideologie geht es  hier!)  

Aber von dieser Bundesregierung ist offensichtlich 
nichts zu erwarten. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Der Hamburger 
Hafen wäre tot, wenn das durchkäme, was 

Sie wollen!) 

Sie stehen offensichtlich für Arbeitszeitverlängerung. 
Auch die Arbeitgeber halten die Initiativen der Ge-
werkschaften für nicht erforderlich. Die BDA sagt: 
Das muß lokal und flexibel geregelt werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genauso muß es 
werden!)  

- Ja. Was das bedeutet, ist die Frage. Das könnte 
zum Beispiel bedeuten, daß man Überstunden nicht 
in Neueinstellungen umwandelt, sondern Überstun-
den Zeitkonten gutschreibt, weil das Zuschläge 
spart. 

Ich möchte hier kein Mißverständnis aufkommen 
lassen: Wir sind selbstverständlich für Zeitkonten. 
Zeitkonten sind sinnvoll, aber nur dann, wenn sie 
grundsätzlich auf Arbeitszeitverkürzung ausgerichtet 
sind und nicht auf Arbeitszeitverlängerung und 
wenn sie an den Interessen der Beschäftigten ausge-
richtet sind. Schließlich liegt eine unglaubliche Flexi-
bilität auch darin - vielleicht ist es das, was Sie mei-
nen -, wenn große Kaufhäuser ihre Beschäftigten 
nach dem Wetterbericht für den nächsten Tag bestel-
len. Aber diese „Arbeitszeit aus der Tube" - meist 
noch ohne Sozialversicherungspflicht und in Mini-
jobs - stellt einen unzumutbaren Zugriff des Arbeit-
gebers, der sich seinerseits von jedem Risiko entla-
stet, auf die Lebens- und Arbeitszeit der Angestellten 
dar. 

(Beifall bei der PDS) 

Diese Art der Flexibilisierung wollen wir nicht; die-
sem Mißbrauch muß der Gesetzgeber endlich durch 
eine vernünftige Rahmensetzung einen Riegel vor-
schieben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 
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Die Interessen der Beschäftigten müssen viel stär-
ker auch bei der Lage der Arbeitszeiten berücksich-
tigt werden. Dafür brauchen wir mehr handlungsfä-
hige Betriebs- und Personalräte, aber auch individu-
elle Rechte, die das sicherstellen. Ich meine zum Bei-
spiel: Rückkehrrechte dann, wenn jemand bereit ist, 
eine Zeitlang kürzer zu arbeiten; Sabbatjahre, deren 
Ansparen erleichtert werden muß. 

Wenn man ernst nimmt, was die Bundesregierung 
auf eine Große Anfrage der SPD-Fraktion geantwor-
tet hat, nämlich daß 2,5 Millionen Menschen gern 
ihre Arbeitszeit verkürzen würden - und zwar frei-
willig -, dazu aber zur Zeit praktisch gar keine Mög-
lichkeit haben, obwohl wir doch auf jeden neuen Ar-
beitsplatz dringend angewiesen sind, dann ist doch 
klar, was hier politisch zu passieren hat und daß hier 
ein riesengroßes Arbeitsplatzpotential liegt, wenn 
man denn den Menschen die Chance bietet, ihre Ar-
beitszeit entsprechend kürzer zu gestalten. 

(Beifall bei der PDS) 

Es gibt eine ganze Menge bürokratischen Mülls - 
gerade im öffentlichen Dienst -, den Herr Kanther 
schon lange hätte aus dem Weg räumen können und 
müssen. Ich glaube, die Weichen müssen endlich in 
Richtung auf Arbeitszeitverkürzung gestellt werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Uwe Lühr, F.D.P. 

Uwe Lühr (F.D.P.): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Die PDS hat 
in ihrem Antrag zu dieser Aktuellen Stunde zusam-
mengeschrieben, was nicht so richtig zusammenge-
hört. Wir haben den Appell des Bundesarbeitsmi-
nisters vom Wochenende an die Arbeitgeber, den 
konjunkturellen Aufschwung zu unterstützen und 
Überstunden durch die Einstellung von Arbeitneh-
mern mit befristeten Arbeitsverträgen abzubauen. 
Sollte sich die Konjunkturlage, wie erwartet, stabili-
sieren, könnten sie in unbefristete Arbeitsverhält-
nisse umgewandelt werden. 

Allerdings halten wir den Abbau von Überstunden 
nicht für den alleinigen Schlüssel zur Halbierung der 
Arbeitslosigkeit. Die anscheinend so plausible Argu-
mentation, die rund 1,8 Milliarden Überstunden 
müßten nur abgebaut werden und schon sei das Ziel, 
die Zahl der Arbeitslosen bis zum Jahr 2000 zu hal-
bieren, in greifbare Nähe gerückt, ist leider nicht 
zwingend. 

Denn erstens geht die Zahl der Überstunden bereits 
seit 1995 zurück, zweitens fallen die Überstunden 
von Branche zu Branche in unterschiedlicher Höhe 
an und sind oft konjunkturbedingt, und drittens wer-
den Überstunden schon jetzt in Unternehmen mehr 
und mehr durch flexible Arbeitszeitmodelle ein-
schließlich Zeitkonten abgebaut. 

Will man also Arbeitslosigkeit wirklich wirksam 
verringern, dann sind endlich Entscheidungen zur 

Senkung von Steuern notwendig sowie die Senkung 
der Sozialabgaben, 

(Beifall bei der F.D.P.) 

die Reduzierung der Staatsquote unter 50 Prozent, 
die Öffnung der Tarifverträge bzw. ihre Konzentra-
tion auf wenige Kernelemente, Entbürokratisierung, 
Investitions- und Innovationsförderung, Existenz-
gründungs- und Marktzugangserleichterungen er-
forderlich - Maßnahmen, die in wesentlichen Teilen 
aus wahltaktischen Gründen von der Opposition im 
Bundesrat boykottiert wurden. 

Was die Äußerung des Bundesministers Kanther 
zum Abbau und zur Bezahlung von Überstunden an-
geht, stützen sich die Agenturmeldungen auf eine 
Meldung der „Bild"-Zeitung, die Tageszeitungen auf 
die Agenturmeldungen und wir uns auf die Tageszei-
tungen. 

Der Appell, Überstunden abzubauen, gilt natürlich 
auch für die öffentliche Verwaltung. Wir unterstützen 
die Bundesregierung auf ihrem Weg zum schlanken 
Staat. Weniger Staat und mehr Freiräume für Private 
sind für die Erschließung neuer Beschäftigungs- und 
Wachstumspotentiale und die Stärkung des Stand-
ortes Deutschland von entscheidender Bedeutung. 

Die Bundesregierung hat seit Beginn dieser Legis-
laturperiode eine Vielzahl von Maßnahmen ergriffen, 
mit denen die Bundesverwaltung die Anforderungen 
der Zukunft meistern kann. Umfassende Organisati-
onsuntersuchungen in allen Bundesministerien, die 
Reform des öffentlichen Dienstrechtes, Gesetze zur 
Vereinfachung und Beschleunigung von Planungs-
und Genehmigungsverfahren, Reduzierung der Sta-
tistikflut, die erfolgreichen Privatisierungen von Post, 
Bahn und Telekom sind durchaus relevante Aktiv-
posten auf der Habenseite. 

Der Personalbestand der Bundesverwaltung ist 
rückläufig. Im Vergleich zum Vorjahr ist die Zahl der 
Beamten geringfügig, die der Angestellten um 3000 
und die der Arbeiter um 4000 zurückgegangen. 

(Rolf Köhne [PDS]: Um so mehr Arbeitslo
-

sigkeit!) 

Die Zahl der Beschäftigten bei Bund, Ländern und 
Gemeinden ist von 1991 bis 1996 von 5,3 auf 4,7 Mil-
lionen gesunken. Dieser Personalabbau darf aber 
nicht, wie der Deutsche Beamtenbund zu Recht kriti-
siert, zu wachsender Arbeitsverdichtung und einem 
ständig größeren Überstundenberg führen, was 
schließlich in die Forderung nach Einstellung zusätz-
lich benötigten Personals mündet, sondern muß nach 
kritischer Überprüfung des Aufgabenbestandes zu 
dessen drastischer Reduzierung führen. 

Wir unterstützen den Beamtenbund bei seiner For-
derung, die starren Arbeitszeiten der Bundesverwal-
tung zu lockern und den Beschäftigten die Möglich-
keit zu eröffnen, ihre Arbeitszeit flexibler zu gestal-
ten, etwa auch durch Einführung von Arbeitszeitkon-
ten. Für den Trick, durch Festlegung einer 45-Stun-
den-Rahmendienstzeit für tatsächlich geleistete 
Überstunden keinen Geldausgleich gewähren zu 
müssen, kann sich in meiner Fraktion, der F.D.P.-
Fraktion, niemand begeistern. Leistung muß sich loh- 
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nen. Wer also mehr leistet, indem er Überstunden 
macht, muß dafür entsprechend be- bzw. entlohnt 
werden. Alles andere wirkt kontraproduktiv und de-
motivierend. 

Die F.D.P. war eine treibende Kraft für die Verab-
schiedung des Dienstrechtsreformgesetzes. Mit uns 
wird es daher keine Regelungen geben, die Inhalt 
und Geist dieses Gesetzes konterkarieren. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Matthäus Strebl, CDU/CSU. 

Matthäus Strebl (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen ist und bleibt das oberste 
Ziel der Regierung und damit auch der Bundesmi-
nister Blüm und Kanther. Viele Maßnahmen sind in 
diesem Bereich bereits erfolgreich ergriffen worden. 
Ich nenne hier nur das Beschäftigungsförderungsge-
setz, 

(Erika Lotz [SPD]: Wo ist denn da der 
Erfolg?) 

das mit Wirkung vom 1. Oktober 1996 die arbeits-
rechtlichen Rahmenbedingungen geschaffen hat. Da-
mit soll die Bereitschaft von kleineren Bet rieben ge-
stärkt werden, auch bei ungesicherter Auftragslage 
zusätzliche Arbeitnehmer einzustellen. Die Vor-
schläge, durch den Abbau von Überstunden neue 
Stellen zu erschließen, werden sowohl von den Ge-
werkschaften als auch von allen Parteien befürwortet. 

Die Frage ist nur, wie dieses Vorhaben in die Praxis 
umgesetzt werden kann. Mehr als die Hälfte der an-
fallenden Überstunden - 63 Prozent - werden - das 
muß man wissen - in kleineren und mittleren Betrie-
ben geleistet. Ursache für diese Mehrarbeit sind sai-
sonale Schwankungen des bet rieblichen Nachfrage-
und Produktionsvolumens sowie vorübergehende 
Engpässe im Produktionsablauf. Teilweise sind diese 
vorhersehbar und kalkulierbar, teilweise treten sol-
che Mehrbelastungen überraschend auf. 

Zwei wesentliche Gründe sprechen gegen die For-
derung einer gesetzgeberischen Maßnahme in dieser 
Situation: 

Erstens. In Deutschland herrscht nach wie vor Ta-
rifautonomie. Die bestehenden Tarifverträge sind 
von einem Verbot der Überstunden noch weit ent-
fernt, so daß das Gesetz schon aus diesem Grund nur 
geringe praktische Wirkung hätte. 

Zweitens. Eine gesetzliche Regelung könnte auf 
die branchen- und betriebsspezifischen Besonderhei-
ten nicht eingehen. Gefordert sind in dieser Situation 
die Tarifvertragsparteien sowie die Arbeitgeber und 
Betriebsräte. Sie verfügen über die notwendigen fle-
xiblen Instrumentarien. Sie können die gebotene 
Rücksichtnahme ausüben und auf die betrieblichen 
Gegebenheiten im Einzelfall eingehen. 

Betriebe selbst entfalten zahlreiche va riable Lösun-
gen, um Überstunden abzubauen. An erster Stelle 
rangieren mit 68 Prozent die Maßnahmen zur Erhö-
hung der Arbeitsproduktivität, und an zweiter Stelle 
steht die Einstellung von zusätzlichen Vollzeitkräften 
- wie es Minister Blüm ausgeführt hat - in unbefri-
stete Arbeitsverhältnisse. 

Wir finden eben maßgeschneiderte Lösungen bes-
ser als die Einheitsware von der Stange. Gerade im 
Arbeitsrecht sind die Werkzeuge, die die Tarifpartner 
besitzen, viel effizienter als die gesetzgeberischen 
Mittel. Das können Arbeitszeitkorridore oder auch 
Jahresarbeitszeiten sein. 

Auch der Vorsitzende des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes, Dieter Schulte, äußerte sich in der 
„Welt" vom 22. Mai 1998 in dieser Hinsicht. Ich zi-
tiere - mit Ihrer Erlaubnis, Herr Präsident -: 

Der Gesetzgeber sollte sich bei den Überstunden 
zuerst einmal raushalten. Das Problem der Über-
stunden ist nicht mit Politikern im Rahmen eines 
neuen Bündnis' für Arbeit zu klären, sondern die 
Tarifpartner müssen das unter sich ausmachen. 

Daran halten wir uns auch. Warum sollten wir uns 
in interne Angelegenheiten der Tarifvertragspartner 
einmischen, wenn diese selbst ihre Regelungskom-
petenz schon erkannt haben? Halten wir uns heraus 
und überlassen das Maßschneidern denen, die die 
besseren Nadeln und die besseren Fäden haben! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das, verehrte 
Kolleginnen und Kollegen, war der letzte Redner. Die 
Aktuelle Stunde ist beendet. Wir sind damit auch am 
Schluß der Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Mittwoch, den 17. Juni 1998, 13 Uhr ein. 

Ich wünsche Ihnen allen, die Sie bis zum Schluß 
ausgehalten haben, frohe Pfingsten und ein schönes 
Wochenende. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.58 Uhr) 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 239. Sitzung. Bonn, Freitag, den 29. Mai 1998 	22093* 

Anlagen zum Stenographischen Bericht (C) 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r)  entschuldigt bis 
einschließlich 

Andres, Gerd SPD 29. 5. 98 

Bahr, Ernst SPD 29. 5. 98 

Berger, Hans SPD 29. 5. 98 

Deittert, Hube rt  CDU/CSU 29. 5. 98 

Dempwolf, Gertrud CDU/CSU 29. 5. 98 

Dr. Dregger, Alfred CDU/CSU 29. 5. 98 

Formanski, Norbe rt  SPD 29. 5. 98 

Freitag, Dagmar SPD 29. 5. 98 

Frick, Gisela F.D.P. 29. 5. 98 

Dr. Fuchs, Ruth PDS 29. 5. 98 

Hasenfratz, Klaus SPD 29. 5. 98 

Dr. Haussmann, Helmut F.D.P. 29. 5. 98 

Hemker, Reinhold SPD 29. 5. 98 

Hempelmann, Rolf SPD 29. 5. 98 

Ilte, Wolfgang SPD 29. 5. 98 

Dr. Kinkel, Klaus F.D.P. 29. 5. 98 

Kleinert (Hannover), F.D.P. 29. 5. 98 
Detlef 

Leidinger, Robert SPD 29. 5. 98 

Dr. Lischewski, Manfred CDU/CSU 29. 5. 98 

Dr. Luft, Christa PDS 29. 5. 98 

Mosdorf, Siegmar SPD 29. 5. 98 

Nachtwei, Winfried BÜNDNIS 29. 5. 98 
90/DIE 
GRÜNEN 

Neumann (Gotha), SPD 29. 5. 98 
Gerhard 

Nitsch (Rendsburg), BÜNDNIS 29. 5. 98 
Egbert  90/DIE 

GRÜNEN 

Peters, Lisa F.D.P. 29. 5. 98 

Dr. Pfennig, Gero CDU/CSU 29. 5. 98 

Probst, Simone BÜNDNIS 29. 5. 98 
90/DIE 
GRÜNEN 

Dr. Rappe (Hildesheim), SPD 29. 5. 98 
Hermann 

Rauen, Peter Harald CDU/CSU 29. 5. 98 

Dr. Rochlitz, Jürgen BÜNDNIS 29. 5. 98 
90/DIE 
GRÜNEN 

Schäfer (Mainz), Helmut F.D.P. 29. 5. 98 

Schenk, Christina PDS 29. 5. 98 

Schlauch, Rezzo BÜNDNIS 29. 5. 98 
90/DIE 
GRÜNEN 

Abgeordnete(r)  entschuldigt bis 
einschließlich 

Schmidt-Zadel, Regina SPD 29. 5. 98 

von Schmude, Michael CDU/CSU 29. 5. 98 

Dr. Schuberth, Mathias SPD 29. 5. 98 

Schütze (Berlin), CDU/CSU 29. 5. 98 
Diethard 

Schultz (Everswinkel), SPD 29. 5. 98 
Reinhard 

Schumann, Ilse SPD 29. 5. 98 

Spranger, Carl-Dieter CDU/CSU 29. 5. 98 

Dr. Tiemann, Susanne CDU/CSU 29. 5. 98 

Tröscher, Adelheid SPD 29. 5. 98 

Vogt (Pforzheim), Ute SPD 29. 5. 98 

Vosen, Josef SPD 29. 5. 98 

Dr. Wegner, Konstanze SPD 29. 5. 98 

Wieczorek (Duisburg), SPD 29. 5. 98 
Helmut 

Willner, Gert CDU/CSU 29. 5. 98 

Anlage 2 

Erklärung 
des Abgeordneten Werner Schulz (Berlin) 

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) zur Abstimmung 
über die Beschlußempfehlung 
des Vermittlungsausschusses 

zum Betreuungsrechtsänderungsgesetz 
(Zusatztagesordnungspunkt 24) 

Ich möchte das Abstimmungsvotum der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zum ZP 24, Beschlußempfeh-
lung des Vermittlungsausschusses zum Betreuungs-
rechtsänderungsgesetz, korrigieren. Das konkrete 
Votum lautet Ablehnung. 

Anlage 3 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 17 

(a - Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung 
der EG-Einlagensicherungsrichtlinie 

und der EG-Anlegerentschädigungsrichtlinie 
b - Entwurf des DG Bank-Umwandlungsgesetzes) 

Wolfgang Steiger (CDU/CSU): Der Deutsche Bun-
destag berät heute fast zum Ende der Wahlperiode 
nach sehr konzentrierten Beratungsverfahren, zwei 
Gesetze, die typisch sind für die Finanzmarktpolitik 
in dieser Legislaturpe riode. Das Notwendige und das 
Richtige wird kompetent und zielstrebig vorange-
trieben, um den Finanzplatz Deutschland in seiner 
Spitzenstellung in Europa und in der Welt zu festi- 
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gen. Mit dem Einlagensicherungs- und Anlegerent-
schädigungsgesetz setzen wir heute zwei EG-Richt-
linien in nationales Recht um. 

Für die meisten Ein- und Anleger ändert sich 
durch dieses Gesetz im übrigen nichts. Die instituts-
sichernden Systeme sind von ihm ohnehin ausge-
nommen. Die bestehenden Einlagensicherungs-
syteme, die die überwiegende Zahl der Anleger 
schützen, bieten heute bereits einen besseren 
Schutz, als ihn das Gesetz vorsieht. Für eine kleine 
Zahl von Ein- und Anlegern führen wir mit diesem 
Gesetz einen effektiven Mindestschutz ein. Deswe-
gen sollte direkt zu Beginn der Debatte einem mög-
lichen Mißverständnis vorgebeugt werden. Weder 
die EG-Richtlinien noch der Gesetzentwurf sind auf-
grund eines Mißstandes in Deutschland entstanden; 
das deutsche Kreditgewerbe ist insgesamt gesund. 
Wenn in der Vergangenheit einzelne Anlagen ge-
fährdet waren, haben die bereits heute bestehenden 
Sicherungssysteme ihre Leistungsfähigkeit ein-
drucksvoll unter Beweis gestellt und immer schnell 
unbürokratisch und effektiv Abhilfe leisten können. 

Dem Finanzausschuß lagen über 130 einzelne An-
regungen der Verbände und der Wissenschaft vor. 
Unser Ziel war es, ein möglichst praktikables und 
schlankes Gesetz zu schaffen; strikte Wettbewebs-
neutralität war dabei selbstverständlich unsere Leit-
linie. Gegenüber dem Regierungsentwurf hat der 
Finanzausschuß nur kleine Veränderungen vorge-
nommen, die damit auch die Schwerpunkte unserer 
Debatte zeigen. Wir haben uns bemüht, Aufsichts-
regelungen so schlank wie möglich zu gestalten und 
auf das für die Sicherheit und Zuverlässigkeit der 
Systeme Notwendige zu reduzieren. 

In den Beratungen ist zudem das Problem der Zu-
ordnung der Bausparkassen aufgetaucht. Durch die 
jetzt gefundene Regelung werden die Bausparkassen 
den Sicherungssystemen der Kreditinstitute zugeord-
net, denen sie ihrer Rechtsform nach entsprechen. 
Auch dies scheint uns eine praktikable Lösung, auch 
wenn wir den sich hieraus ergebenden Handlungs-
bedarf in einigen Systemen nicht verkennen wollen 
und nicht verkennen dürfen. Letztlich haben wir uns 
bemüht, die Belastungen der Banken beziehungs-
weise auch der Solidargemeinschaft so gering wie 
möglich zu halten. Insgesamt ist das Einlagen-
sicherungs- und Anlegerentschädigungsgesetz eine 
schlanke und zweckmäßige Umsetzung einer EU-
Richtlinie, die einen fairen Interessenausgleich zwi-
schen den Betroffenen gewährleistet und einigen 
Anlegern eine zusätzliche Sicherheit bringt. 

Auch das DG-Bank-Umwandlungsgesetz ist eine 
lupenreine Umsetzung der Finanzmarktpolitik dieser 
Koalition. Die Beachtung der ordnungspolitischen 
Grundsätze Flexibilisierung, Deregulierung und 
Privatisierung ist nun einmal das unverwechselbare 
Kennzeichen dieser Koalition, bedauerlicherweise 
nicht das der Opposition. Die bewährte DG-Bank 
verläßt ihre bisherige öffentlich-rechtliche Organisa-
tionsform und wird Aktiengesellschaft. Sie bekommt 
so eine moderne Unternehmensverfassung, mit der 
sie künftig auf Markterfordernisse flexibler reagieren 
kann. Das notwendige Gesetz verzichtet auf alle 

Regelungen, die nicht unbedingt erforderlich sind: 
Die meisten Bestimmungen gelten nur für die Über-
gangszeit und können später so angepaßt werden, 
wie es der DG-Bank und ihren Eigentümern dann je-
weils als sinnvoll erscheint. Letztlich setzten wir auch 
hier unsere Privatisierungspolitik mit Augenmaß fo rt . 
Die Notwendigkeit, einen Bundesanteil an der DG-
Bank zu halten, ist mittlerweile entfallen. Zu Recht 
stellt der Gesetzentwurf der Bundesregierung fest, 
daß sich die DG-Bank im Wettbewerb durchgesetzt 
und bewährt  hat. Also kann auch diese Bundesbetei-
ligung entfallen. Ein weiteres national wie auch in-
ternational bedeutsames Unternehmen können wir 
damit aus dem engen öffentlich-rechtlichen Korsett 
entlassen. 

Heute haben wir weitere Gesetzentwürfe zu verab-
schieden, die jeder für sich dazu beitragen, daß wir 
unseren attraktiven Finanzplatz Deutschland an der 
Spitze Europas erhalten. Wir haben in dieser Legisla-
turperiode eine ganze Reihe von Maßnahmen zur 
Stärkung des Finanzplatzes verabschiedet, die 
Marktteilnehmer haben die Chancen, die wir ihnen 
mit günstigen Rahmenbedingungen gegeben haben, 
entsprechend positiv angenommen, sie haben sie 
umgesetzt, und wir können heute feststellen, am 
Vorabend des Euro ist der Finanzplatz Deutschland 
für den viel stärkeren Wettbewerb gut gerüstet. Er 
wird die Herausforderungen der Zukunft meistern 
und bestehen, und er wird seine gute Position stär-
ken und ausbauen können. 

Lydia Westrich (SPD): Wir beraten heute das Ge-
setz zur Umsetzung der EG-Einlagensicherungsricht-
linie und der EG-Anlegerentschädigungsrichtlinie. 
Trotz des langen komplizierten Namens ist dieses 
Gesetz ein weiterer erfreulicher Schritt zur Stärkung 
des „Finanzplatzes Deutschland" und ist wie die 
meisten Gesetze im Finanzausschuß einstimmig ver-
abschiedet worden. 

Mit dem Gesetz werden zwei Richtlinien der Euro-
päischen Gemeinschaft umgesetzt. Damit sollen die 
Einlagen und ähnliche Forderungen von Anlegern 
bei Banken und Wertpapierfirmen dadurch geschützt 
werden, daß Sicherungssysteme einspringen, falls 
die Institute, zum Beispiel wegen Konkurs, nicht in 
der Lage sind, die Forderungen zurückzuzahlen. 
Durch das Gesetz wird eine Mindestsicherung vorge-
schrieben. Die Banken und Wertpapierfirmen dürfen 
grundsätzlich ihre Geschäfte nur dann aufnehmen, 
wenn sie solchen Sicherungseinrichtungen angehö-
ren und diese finanzieren. Das in Deutschland zum 
Teil schon vorhandene, darüber hinausgehende hohe 
Schutzniveau, das insbesondere bei Banken besteht, 
wird durch das Gesetz nicht gefährdet; es bleibt er-
halten. Aber insbesondere bei Wertpapierfirmen 
wird es Verbesserungen gegenüber dem Status quo 
geben. 

Die Einlagensicherung und die Anlegerentschädi-
gung dienen in erster Linie dem Schutz der Anleger 
und Einleger. Aber wenn sie gut gemacht sind, sind 
sie natürlich auch ein Standortvorteil. Zusätzlich 
dienen sie der höheren Glaubwürdigkeit im Kredit-
wesen und im Kapitalmarkt. 
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Die Umsetzung der beiden EG-Richtlinien in natio-
nales Recht war auf den letztmöglichen Zeitraum 
verschoben. Sie umfaßt lediglich die Mindeststan-
dards, macht Gebrauch von den Ausnahmemöglich-
keiten für bestehende institutssichernde Systeme 
und berücksichtigt bestehenden Strukturen soweit 
wie möglich. Das hält die Belastungen der Institute 
gering. Das Ziel, finanzstarke Sicherungssysteme zu 
bilden mit einer ausreichenden Anzahl beteiligter 
Institute, die eine breite Risikostreuung und die Ver-
fügbarkeit ausreichender Mittel bei Entschädigungs-
fällen gewährleisten, ist damit erreicht. 

Trotzdem bedauere ich den großen Zeitdruck, un-
ter dem das Gesetzgebungsverfahren wieder einmal 
stand. Die sonst übliche Gepflogenheit des Finanz-
ausschusses, mit Betroffenen und Sachverständigen 
das Gesetz in einer mündlichen Anhörung zu disku-
tieren, konnte nicht eingehalten werden. Das wurde 
in vielen Stellungnahmen moniert. Aber wir sind ge-
rade im Finanzausschuß leider viel Kummer gewöhnt 
und haben längst gelernt, mit flexiblen Arbeitsme-
thoden zu reagieren. Nur, sensible Gesetze, die wie 
hier zum Beispiel den Schutz von Einlegern und An-
legern zum Inhalt haben, müssen mit aller gebotenen 
Sorgfalt bearbeitet werden. Dabei ist der Zeitdruck 
nicht gerade förderlich. Ich freue mich daher, daß die 
Zusammenarbeit zwischen den Kollegen aller Frak-
tionen gut geklappt hat. Berechtigte Forderungen 
von Instituten wurden meist einstimmig übernom-
men und eingearbeitet. 

Die von der SPD-Fraktion vorgeschlagenen Ver-
besserungen des Anlegerschutzes fanden in mehre-
ren Punkten ebenfalls eine Mehrheit im Finanzaus-
schuß. So wird die Verjährungsfrist des Entschädi-
gungsanspruchs von drei auf fünf Jahre verlängert. 
Auch die Ausschlußfrist, in der der Entschädigungs-
anspruch vom Anleger nach Unterrichtung über den 
Eintritt des Entschädigungsfalls angemeldet werden 
muß, wird verlängert: von sechs Monaten auf ein 
Jahr. Der Anleger muß also nicht befürchten, daß die 
Entschädigung durch knappe Fristen gefährdet ist. 
Außerdem ist nun mit einer Änderung des ursprüng-
lichen Entwurfs sichergestellt, daß durch den Aus-
schluß bestimmter Gläubiger der Institute von der 
Entschädigung nicht die Falschen getroffen werden. 
Da heute viele Kunden nicht mehr allein mit dem 
üblichen Sparbuch, sondern mit Sondersparformen 
sparen und eine höhere Verzinsung mit der Bank 
vereinbart haben, muß gewährleistet sein, daß diese 
normalen Kunden nicht von der Entschädigung aus-
geschlossen werden. Die Regelung über den Ent-
schädigungsausschluß von Gläubigern, die durch hö-
here Verzinsung zur Verschlechterung der finanziel-
len Lage des Instituts beigetragen haben, ist nun-
mehr so formuliert worden, daß normale Kunden 
nicht darunter fallen. 

Mit einer weiteren Änderung haben wir dadurch 
eine Verbesserung des Gesetzes erreicht, daß für die 
Bausparkassen keine eigene Sicherungseinrichtung 
gebildet werden muß. Die Bausparkassen müssen 
nun den Sicherungseinrichtungen für die Banken 
betreten. Die Funktionsfähigkeit einer Sicherungs-
einrichtung hängt davon ab, daß ein gewisser Aus-
gleich der Risiken der Mitglieder, für die sie even-

tuell eintreten muß, erfolgen kann und keine einsei-
tige Verteilung der Risiken der Mitglieder besteht. 
Für die im ursprünglichen Regierungsentwurf vor-
gesehene eigene Sicherungseinrichtung der Bau-
sparkassen ergäbe sich aber eine zu geringe Risiko-
streuung, da die Abhängigkeit des Geschäfts der 
Bausparkassen von der Baukonjunktur gleicha rtige 
Risiken zur Folge hat, die in einer solchen Siche-
rungseinrichtung nur schwierig aufzufangen wären. 
Die geringe Teilnehmerzahl hätte ebenso die Risiko-
streuung weiter erschwert. Auf diese Gefahr ist auch 
von der Deutschen Bundesbank besonders hinge-
wiesen worden. Durch die Zuordnung der Bauspar-
kassen zu den Sicherungseinrichtungen der Banken 
werden diese Probleme vermieden. So wird eine 
funktionsfähige Einlagensicherung erreicht. Wir set-
zen voraus, daß eine wettbewerbsneutrale Umset-
zung erfolgt. 

Was wegen des knappen Zeitrahmens nicht gelin-
gen konnte, war, Regelungen für den Anlegerschutz 
im grauen Kapitalmarkt zu treffen. Bei den Auswüch-
sen in diesem Bereich besteht dringender Hand-
lungsbedarf. 

Die Fraktion der SPD erwartet, daß das Finanz-
ministerium seine Zusage einhält, bis zum Ende des 
Jahres einen Bericht dazu vorzulegen. Wir werden 
dann im neuen Bundestag mit neuen Mehrheiten mit 
Vergnügen und Sorgfalt mehr Transparenz und noch 
mehr Sicherheit für die Anleger schaffen. 

Margareta Wolf (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Auch mit den vorliegenden Gesetzent-
würfen zur Umsetzung der EG-Einlagensicherungs-
und Anlegerentschädigungsrichtlinie sowie zur Um-
wandlung der Deutschen Genossenschaftsbank ist 
der Finanzplatz Deutschland einen Schritt weiter-
gekommen, nachdem wir vor wenigen Wochen hier 
einvernehmlich das Dritte Finanzmarktförderungs-
gesetz verabschiedet haben. Meine Fraktion unter-
stützt deshalb beide Gesetzentwürfe. 

Mit der Umsetzung der Richtlinien zur Einlagensi-
cherung und zur Anlegerentschädigung gibt es jetzt 
europaweite Mindeststandards in bezug auf die 
Sicherung von Einlagen bzw. Anlagen. Dadurch, daß 
Kreditinstitute und Wertpapierfirmen verpflichtet 
werden, einem Entschädigungssystem anzugehören, 
erhalten Anleger und Sparer einen Rechtsanspruch 
auf Sicherung ihrer Einlagen bzw. Anlagen. Ein star-
ker Anlegerschutz ist angesichts einer immer stärker 
voranschreitenden Europäisierung der Kreditwirt-
schaft und der Kapitalmärkte unentbehrlich und stellt 
nicht zuletzt auch ihre Funktionsfähigkeit sicher. 

Die Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen für 
die Umwandlung der Deutschen Genossenschafts-
bank in eine Aktiengesellschaft ist ein konsequenter 
Schritt angesichts der Tatsache, daß das ursprüng-
liche Ziel des Bundes, die genossenschaftlichen Ban-
ken als Teil der dreigliedrigen Kreditwirtschaft zu 
stärken und damit für einen ausgeglichenen Wettbe-
werb der Finanzdienstleistungen in der Bundesrepu-
blik zu sorgen, auch in der Selbsteinschätzung der 
genossenschaftlichen Banken mittlerweile erfüllt ist. 
Aus unserer Sicht gibt es keine Argumente dafür, 
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daß öffentliche Rechtsform und Beteiligung des 
Bundes an der DG-Bank aufrechterhalten bleiben 
sollten, und damit auch keine Gründe, warum wir 
dem Gesetzesvorhaben nicht zustimmen sollten. 

Leider hat sich bei der Einlagensicherungsricht-
linie wiederholt, was wir in den letzten Jahren immer 
wieder beobachten konnten: daß die Bundesregie-
rung EU-Richtlinien verspätet in nationales Recht 
umsetzt. Um so mehr begrüßt meine Fraktion, daß es 
in den Ausschußberatungen gelungen ist, gegenüber 
dem ursprünglichen Entwurf vor allem dem Aspekt 
des Anlegerschutzes höhere Bedeutung beizumes-
sen: Die Verjährungsfrist von Ansprüchen von Ent-
schädigungsberechtigten gegen die Entschädi-
gungseinrichtung wurde gegenüber dem ursprüng-
lichen Entwurf von drei auf fünf Jahre verlängert und 
die Ausschlußfrist für die Anmeldung eines Entschä-
digungsanspruchs von sechs Monaten auf ein Jahr. 

Mit der Herabsetzung der erstmaligen Beitrags-
sätze der Einlagenkreditinstitute von 0,1 auf 0,03 Pro-
zent der Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 
wurde zudem dem berechtigten Petitum der privaten 
Banken Rechnung getragen, daß andernfalls ohne 
sachlichen Grund erhebliche Mehrbelastungen 
gegenüber dem bisherigen System der Einlagen-
sicherung dieser Gruppe entstanden wären. 

Meine Fraktion bedauert es allerdings, daß Schuld-
verschreibungen nicht verpflichtend in den Katalog 
der abzusichernden Einlagen aufgenommen wurden 
und die Koalitionsmehrheit im Finanzauschuß es so-
gar abgelehnt hat, den Instituten eine Informations-
pflicht gegenüber ihren Kunden aufzuerlegen, daß 
diese Einlageformen nicht von der Einlagensiche-
rung erfaßt werden. 

Zweifel melden wir auch hinsichtlich des in letzter 
Minute gefaßten Beschlusses an, Entschädigungsan-
sprüche nicht rückwirkend für den Zeitraum zu erfül-
len, in dem sich die Bundesrepublik mit der Umset-
zung der Richtlinie im Verzug befand. Eine solche 
Rückwirkung zum 1. Juli 1995 hatte die Bundesregie-
rung in ihrem ursprünglichen Gesetzentwurf vorge-
sehen. Wegen verspäteter Umsetzung der Richtlinien 
sind derzeit einige Klagen gegen die Bundesrepublik 
Deutschland anhängig, so zum Beispiel im Zusam-
menhang mit dem Zusammenbruch der BVH-Bank 
Düsseldorf 1997. Es erscheint uns also fraglich, ob 
dieser Passus des Gesetzes vor den einschlägigen 
Gerichten Bestand haben wird. 

Carl-Ludwig Thiele (F.D.P.): Wir verabschieden 
heute in zweiter und dritter Lesung einvernehmlich 
zwei Gesetze, die sich im weiteren Sinn wieder 
einmal mit dem Thema Finanzplatz Deutschland be-
fassen. 

Das Gesetz zur Umsetzung der EG-Einlagensiche-
rungsrichtlinie und der EG-Anlegerentschädigungs-
richtlinie richtet - entsprechend dem öffentlichen 
Auftrag - Entschädigungseinrichtungen zur Siche-
rung von Einlegern und Anlegern am Kapitalmarkt 
ein. Es ermöglicht hierbei auch, die Aufgaben und 
Befugnisse dieser Entschädigungseinrichtungen auf 
juristische Personen des Privatrechts zu übertragen. 

Wenn eine Selbstverwaltung sich bewäh rt  hat, 
dann sollte man die bewährte Struktur beibehalten 
und nicht über eine öffentliche Struktur die bewäh rte 
private Struktur auflösen. Deshalb bin ich besonders 
glücklich darüber, daß es gelungen ist, die bestehen-
den institutssichernden Systeme im Sparkassen- und 
Kreditgenossenschaftsbereich zu erhalten. 

Ich bin glücklich, daß es gelungen ist, dieses Ge-
setz in wesentlichen Teilen überwiegend einver-
nehmlich im Ausschuß zu ändern. Ich möchte mich 
hierfür bei allen Kolleginnen und Kollegen, aber 
auch bei den Mitarbeitern des Bundesministeriums 
der Finanzen bedanken. 

Abweichend von dem ursprünglichen Gesetzes-
entwurf habe wir folgende wesentlichen Änderun-
gen beschlossen: Die erstmaligen Beitragssätze der 
Einlagenkreditinstitute werden herabgesetzt. Die 
Verjährungsfrist für Entschädigungsansprüche ist 
von drei Jahre auf fünf Jahre verlängert worden. Die 
Ausschlußfrist für die Anmeldung von Entschädi-
gungsansprüchen ist von sechs Monaten auf ein Jahr 
verlängert worden. Die Aufsicht über die instituts-
sichernden Einrichtungen ist auf den notwendigen 
Bereich beschränkt worden. Die beabsichtigte Rück-
wirkung der Einlagensicherung ist aufgehoben 
worden. Ich glaube, daß wir mit diesem Gesetz den 
berechtigten Interessen der Anleger, der Kreditwirt-
schaft und dem Grundgedanken der EG-Richtlinie 
entsprechen. 

Mit dem DG-Bank-Umwandlungsgesetz setzen wir 
unseren Weg der Privatisierung staatlicher Unterneh-
men fort . Ich begrüße es zunächst, daß es in umfäng-
lichen und nicht immer einfachen Gesprächen und 
Diskussionen innerhalb der Eigentümer der DG Bank 
gelungen ist, daß die DG Bank in eine Aktiengesell-
schaft umgewandelt wird. Die Genossenschafts-
banken haben sich im Wettbewerb mit den anderen 
Banken bewährt. Es ist gut, daß an ihrer Spitze nun-
mehr eine leistungsfähige und wettbewerbsfähige 
Bank mit der DG Bank steht, die als große Aktienge-
sellschaft mit anderen Banken im Wettbewerb steht. 
Deshalb ist es auch gut, daß der Bund mit diesem 
Gesetz die DG Bank in die Rechtsform der Aktienge-
sellschaft überführt. 

Mit diesem Gesetz wird die Spitzenstellung der 
DG Bank im genossenschaftlichen Finanzverbund 
betont. Ich möchte mich an dieser Stelle für die vie-
len konstruktiven Gespräche mit Herrn Dr. Thiemann 
von der DG Bank ausdrücklich bedanken, die mit 
dazu beigetragen haben, daß dieses Gesetz heute so 
beschlossen werden kann. Ich begrüße es ferner aus-
drücklich, daß die gesetzliche Beteiligung des Bun-
des an der DG Bank aufgegeben wird. 

Die F.D.P. forde rt  nicht nur die Privatisierung, son-
dern setzt sich nachhaltig für die Privatisierung von 
Unternehmen ein. Die Erfolge privatisierter Unter-
nehmen in den letzten Jahren zeigen, daß privat ge-
führte Unternehmen effektiver arbeiten als staatliche 
Unternehmen. Sie sind wirtschaftlicher, sie sind 
flexibler. Zudem ist es nicht die Aufgabe des Staates, 
in Wettbewerb mit Privaten zu treten. Es ist ein 
grundlegender Bestandteil liberaler Politik: So viel 
Staat wie nötig, so wenig Staat wie möglich. Die 
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F.D.P. begrüßt daher besonders, daß sich der Staat 
mit dem hier vorliegenden Umwandlungsgesetz wie-
der ein Stück zurückzieht. Ich kann dazu nur sagen: 
Weiter so! 

Ich begrüße es, meine Damen und Herren von der 
Opposition, daß Sie den Vorlagen heute zustimmen 
wollen. Sie sollten das Stichwort vom schlanken 
Staat aber auch dann beachten, wenn Sie Ihre Partei-
und Wahlprogramme aufstellen. Ihre Verweige-
rungshaltung bei der Steuerreform ist Ursache dafür, 
daß unsere Steuerbelastung so unerträglich hoch 
bleibt. Ihr Vorwurf lautet: „Das ist doch nicht finan-
zierbar." Zwar räumen Sie einen Selbstfinanzie-
rungseffekt der Steuerreform ein. Sie haben aller-
dings übersehen, oder Sie wollen übersehen, daß 
auch nach der jüngsten Steuerschätzung das Steuer-
aufkommen in den nächsten Jahren um über 
140 Milliarden DM steigen wird. Dieses Geld haben 
Bürger und Unternehmer zusätzlich aufzubringen. 

Schlanker Staat kann demgegenüber doch nur be-
deuten, daß wir die Steuerbelastung senken. Wie 
wollen Sie den Bürgern erklären, daß Sie eine 
Steuerreform für nicht finanzierbar halten, wenn auf 
der anderen Seite die Steuereinnahmen laufend 
steigen? 

Schlanker Staat heißt weniger Staat. Weniger Staat 
heißt mehr Privatisierungen und weniger Steuern. 
Weniger Staat verschafft Bürgern und Unternehmern 
mehr Spielraum. Es wird mehr investiert, die Kauf-
kraft nimmt zu. Das schafft Arbeitsplätze. Mehr Staat 
und mehr Umverteilung vernichtet Arbeitsplätze. 

Die F.D.P. will mehr Arbeitsplätze in Deutschland. 
Deshalb wird sich die F.D.P. auch weiter für diese Re-
formen und für eine klare Ordnungspolitik einsetzen. 

Dr. Uwe-Jens Rössel (PDS): Der vorgelegte Ge-
setzentwurf dient der Umsetzung von zwei Richt-
linien der Europäischen Gemeinschaft (EG) in deut-
sches Recht. Dabei handelt es sich erstens um die 
Richtlinie 94/19/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 30. Mai 1994 über die sogenann-
ten Einlagensicherungssysteme, mit der eine Harmo-
nisierung des Mindestschutzes in den EG-Ländern in 
bezug auf die Sicherung der Einlagen bei Kreditinsti-
tuten vorgesehen ist. Entsprechende Kreditinstitute 
sollen zur Zugehörigkeit zu einem Entschädigungs-
system verpflichtet werden. Allerdings ist hier kri-
tisch anzumerken, daß diese Richtlinie bereits bis 
zum 1. Juli 1995 hätte in deutsches Recht umgesetzt 
werden müssen. Das ist eine Verzögerung von 
nahezu drei Jahren. Eine wahre „Meisterleistung" 
der Bundesregierung - das muß schon gesagt 
werden! 

Im übrigen ist die Bundesregierung ja dafür be-
kannt, daß sie schon des öfteren zögerlich gewesen 
ist, wenn es darum geht, EG-Recht in deutschen Pa-
ragraphendschungel umzusetzen, vor allem dann, 
wenn es ihr nicht so recht in den Kram paßt. Ich erin-
nere nur an die öffentlich gewordenen Peinlichkeiten 
im Zusammenhang mit der Pleite von Reisebüros in 
der ersten Hälfte der neunziger Jahre, die auf der-
artige Versäumnisse der Bundesregierung zurückzu-

führen waren. Die PDS-Bundestagsgruppe verlangt 
daher, daß die Bundesregierung eventuelle Staats-
haftungsansprüche, die aus der verspäteten Verwirk-
lichung der genannten EG-Richtlinien resultieren 
dürften, im Interesse der Betroffenen unbürokratisch 
realisiert  und darüber auch Rechenschaft legt. 

Eng mit der EG-Einlagensicherungsrichtlinie ver-
knüpft ist in dem heute zur Abstimmung anste-
henden Gesetzentwurf zweitens die Umsetzung der 
sogenannten EG-Anlegerentschädigungsrichtlinie 
verankert. Sie stammt aus dem Jahre 1997. 

Die PDS-Bundestagsgruppe kann diesem Gesetz-
entwurf weitgehend zustimmen. Es ist ausdrücklich 
zu begrüßen, daß angesichts der auch in der Bundes-
republik nicht ungewöhnlichen Bankpleiten - erin-
nert sei nur an den für zahlreiche Anleger noch heute 
höchst unerfreulichen Konkurs der BVH-Bank in 
Düsseldorf - Kreditinstitute und Firmen, die Wertpa-
pierdienstleistungen erbringen, dera rtige Geschäfte 
nur betreiben dürfen, wenn sie funktionstüchtigen 
Einlagensicherungssystemen angeschlossen sind 
und einen dementsprechenden Anlegerschutz ge-
währleisten. Obwohl die allermeisten Regelungen 
dazu, darunter ebenfalls zum Anlegerschutz, unter-
stützenswert sind, hätte die PDS-Bundestagsgruppe 
erwartet, daß die Bundesregierung in ihrem Gesetz-
entwurf, zumindest an einem bedeutsamen Punkt 
über die EG-Richtlinie hinaus gegangen wäre. Es 
ist das leidige Problem, wonach bei der Einlagen-
sicherung - ausdrücklich in Übereinstimmung mit 
derzeitigem EG-Recht - Schuldverschreibungen und 
Anleihen aber nicht vorgesehen sind. Gerade ange-
sichts der genannten Bankpleiten in Deutschland so-
wie der nach wie vor aktuellen Probleme des Total-
verlustes der Anleihen des in Konkurs gegangenen 
Flugzeugbauers Fokker (Anleihen der niederländi-
schen Daimler-Tochter in einem Umfang von etwa 
2 Milliarden D-Mark werden daher für die Anleger 
nicht mehr „bedient", woraus bei ihnen teilweise im-
mense Verluste aufgetreten sind) wäre die Einbezie-
hung von Schuldverschreibungen und Anleihen in 
das Einlagensicherungssystem tatsächlich ein großer 
Schritt zur Verbesserung des Anlegerschutzes gewe-
sen. Das auch, weil die allermeisten Käufer von 
Schuldverschreibungen beim Erwerb dieser Geldan-
lagen bislang nicht darüber informiert sind, daß für 
diese Wertpapiere keine Einlagensicherung besteht. 
Die Bundesrepublik hätte damit die Möglichkeit, 
endlich auf diesem Gebiet EG-weit eine Pionierrolle 
zu spielen. Diese Chance hat die Kohl-Regierung 
aber wieder einmal verspielt. 

Hansgeorg Hauser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen: Mit dem Einlagensiche-
rungs- und Anlegerentschädigungsgesetz werden 
die EG-Einlagensicherungsrichtlinie und die EG-
Anlegerentschädigungsrichtlinie in deutsches Recht 
umgesetzt. Die Richtlinien sehen die Einführung von 
Entschädigungseinrichtungen vor, die einen Min-
destschutz der Kunden von Kreditinstituten und 
Wertpapierfirmen in dem Fall gewährleisten, daß ein 
Institut nicht in der Lage ist, Einlagen zurückzuzah-
len oder Verbindlichkeiten aus Wertpapiergeschäf-
ten zu erfüllen. 
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In Deutschland bestehen bereits seit Jahrzehnten 
Sicherungssysteme, die einen weit über die Richtli-
nienvorgaben hinausgehenden Schutz bieten. Dieser 
Schutz kann auch weiterhin fortgeführt werden. Zur 
Umsetzung der Richtlinien ist es jedoch erforderlich, 
für den Mindestschutz gesetzliche Entschädigungs-
einrichtungen für Kreditinstitute und Wertpapierfir-
men zu schaffen, die der öffentlichen Aufsicht unter-
liegen. Eine bloße Anerkennung der bestehenden 
Einlagensicherungssysteme wäre nicht ausreichend, 
um die Vorgaben der Richtlinien zu erfüllen. 

Die Richtlinien erlauben allerdings die Anerken-
nung bestehender institutssichernder Einrichtungen. 
Das Gesetz macht von dieser Möglichkeit Gebrauch, 
so daß Kreditinstitute, die den institutssichernden 
Einrichtungen der Sparkassen und der Genossen-
schaftsbanken angehören, von der Zugehörigkeit zu 
einer gesetzlichen Entschädigungseinrichtung be-
freit sind. 

Die Bundesregierung hatte vor dem Hintergrund, 
daß sich die in Deutschland auf freiwilliger Basis be-
stehenden Sicherungseinrichtungen bewährt haben, 
wegen der Einlagensicherungsrichtlinie Klage beim 
Europäischen Gerichtshof erhoben. Diese Klage 
wurde im letzten Jahr abgewiesen. Es war deshalb 
unvermeidlich, die Richtlinien einschließlich ihrer 
unangemessenen und belastenden Regelungen, ins-
besondere der Aufnahmepflicht von Zweigstellen 
ausländischer Banken und des Verbots, eine hohe 
Sicherung in bestimmten Fällen auch im Ausland zu 
gewährleisten, umzusetzen. 

Mit dem Einlagensicherungs- und Anlegerent-
schädigungsgesetz kommt die Bundesregierung die-
ser Pflicht nach. 

Um die Kostenbelastung der sicherungspflichtigen 
Kreditinstitute und Wertpapierfirmen möglichst ge-
ring zu halten, orientiert sich das Gesetz an den 
Mindestvorgaben der Richtlinien. Gesichert werden 
90 Prozent der Einlagen und der Verbindlichkeiten 
aus Wertpapiergeschäften, höchstens jedoch jeweils 
20 000 ECU. Keinen Entschädigungsanspruch haben 
diejenigen Gläubiger, die nach den Richtlinien von 
der Sicherung ausgenommen werden müssen oder 
können. Nicht gesichert werden beispielsweise Ein-
lagen von Kreditinstituten, Finanzinstituten und Ver-
sicherungsunternehmen sowie die Einlagen größerer 
Unternehmen und konzernangehöriger Unterneh-
men. 

Das Gesetz sieht die Zuordnung der Institute zu 
einzelnen Gruppen mit jeweils einem eigenen Fonds 
vor, so daß finanzstarke Entschädigungseinrichtun-
gen gebildet werden können und zugleich - soweit 
möglich - den Geschäftsstrukturen und Rechts-
formen der Institute Rechnung getragen wird. 

Das Gesetz unterscheidet zwischen Einlagenkre-
ditinstituten in Privatrechtsform und denjenigen in 
der Rechtsform des öffentlichen Rechts. In einer wei-
teren Gruppe werden die Wertpapierfirmen zusam-
mengefaßt. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung 
sah außerdem eine Gruppe für die Bausparkassen 
vor. Im Finanzausschuß wurde beschlossen, die Bau-
sparkassen je nach Rechtsform den privatrechtlichen  

und öffentlich-rechtlichen Instituten zuzuordnen und 
keine eigenständige Bausparkassengruppe zu bil-
den. Die Bundesregierung teilt die Auffassung des 
Finanzausschusses, daß diese Zuordnung zu einer 
breiteren Finanzierungsbasis und einem besseren 
Risikoausgleich führt. 

Bei der Umsetzung der Richtlinien war der Bundes-
regierung besonders daran gelegen, die Flexibilität, 
Sachkenntnis und Initiative p rivater Einrichtungen 
im Bereich der Sicherung von Einlagen und Verbind-
lichkeiten aus Wertpapiergeschäften zu nutzen. Aus 
diesem Grund ist vorgesehen, die gesetzlich erfor-
derlichen Entschädigungseinrichtungen in p rivater 
Initiative als Beliehene zu führen. Sollte es dazu nicht 
kommen, werden Entschädigungseinrichtungen bei 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau als Sondervermö-
gen des Bundes errichtet, die den öffentlichen Auf-
trag erhalten, eine Sicherung der Einlagen und der 
Verbindlichkeiten aus Wertpapiergeschäften durch-
zuführen. Die beliehenen Einrichtungen unterliegen 
der Aufsicht durch das Bundesaufsichtsamt für das 
Kreditwesen. Dadurch wird die ordnungsgemäße 
Erfüllung der Aufgaben dieser Einrichtungen sicher-
gestellt. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß im 
Bereich der Einlagenkreditinstitute die Option der 
Beleihung bereits bei Inkrafttreten des Gesetzes ge-
nutzt wird. Die Verbände der Geschäftsbanken und 
der öffentlichen Banken treffen derzeit Vorbereitun-
gen zur Errichtung von juristischen Personen des Pri-
vatrechts, die beliehen werden können. Die Bundes-
regierung rechnet wegen der wesentlich stärker 
differenzie rten Struktur des Finanzdienstleistungs-
wesens hingegen nicht damit, daß auch in diesem 
Bereich geeignete P rivate bereits mit Inkrafttreten 
des Gesetzes beliehen werden können. Aus diesem 
Grund wird die Entschädigungseinrichtung der 
Wertpapierfirmen voraussichtlich als Sondervermö-
gen des Bundes bei der Kreditanstalt für Wiederauf-
bau errichtet. 

Die Bundesregierung ist überzeugt, eine tragfähige 
Lösung gefunden zu haben, die - wie die Beschlüsse 
des Finanzausschusses gezeigt haben - auch von 
einem breiten politischen Konsens getragen wird. 

Mit dem Gesetz zur Umwandlung der Deutschen 
G enossenschaftsbank (DG Bank-Umwandlungsge-
setz) wird das Spitzeninstitut des genossenschaft-
lichen Finanzverbundes in eine Aktiengesellschaft 
umgewandelt und damit auf eine wettbewerblich 
zeitgemäße Grundlage gestellt. Der bisherige öffent-
liche Auftrag, das gesamte Genossenschaftswesen zu 
unterstützen, ist erfüllt, doch wird die künftige DG 
Bank AG der deutschen Genossenschaftsorganisa-
tion als Zentralbank auch weiterhin zur Verfügung 
stehen. 

Das hierfür notwendige Umwandlungsgesetz ent-
hält im Interesse größerer Flexibilität nur die zur Um-
wandlung notwendigen Bestimmungen, insbeson-
dere die unmittelbare Umwandlung durch Gesetz, 
die einheitliche Ausgabe von Namensaktien für alle 
Anteilseigner und die Beibehaltung des Rechts der 
Aktiengesellschaft zur Ausgabe gedeckter Schuld-
verschreibungen. 
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Alle übrigen Bestimmungen, insbesondere Kapital-
verhältnisse, Beschlußquoren, Organbefugnisse und 
-zusammensetzungen bleiben der Entscheidung der 
Anteilseigner als Satzungsgeber überlassen. 

Der Bund und ein Großteil der zur Zeit noch an der 
DG Bank beteiligten Bundesländer werden im Zu-
sammenhang mit dem Rechtsformwechsel aus der 
Bank ausscheiden und ihre Anteile im genossen-
schaftlichen Anteilseignerkreis veräußern. 

Die DG Bank erhält mit der Umwandlung in eine 
Aktiengesellschaft die Möglichkeit, ihre Eigenkapi-
talausstattung nach den aktienrechtlichen Bestim-
mungen und der Satzung zu verbessern, um somit 
ihren Platz unter den größten deutschen Kreditinsti-
tuten auch im Hinblick auf die zukünftigen inter-
nationalen Herausforderungen zu verteidigen und 
auszubauen. Die Umwandlung der DG Bank in eine 
Aktiengesellschaft bedeutet damit auch eine Attrak-
tivitätssteigerung für den Finanzplatz Deutschland. 

Der Bund hat die erfolgreich operierende DG Bank 
leichten Herzens in eine p rivate Rechtsform umge-
wandelt. Er begleitet sie mit Wohlwollen und allen 
guten Wünschen in die Zukunft. 

Anlage 4 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 19 

(Antrag: Soziale Grundsicherung gegen Armut 
und Abhängigkeit, für mehr soziale Gerechtigkeit 

und ein selbstbestimmtes Leben) 

Matthäus Strebl (CDU/CSU): Sozialphantasten 
pur, in ihrer reinsten Form, sehe ich links von mir sit-
zen. Sie stellen einen Antrag auf „soziale Grund-
sicherung gegen Armut und Abhängigkeit, für mehr 
soziale Gerechtigkeit und selbstbestimmtes Leben". 
Bei genauerer Betrachtung Ihres Antrags möchte man 
Sie nur fragen: Ja wo leben Sie denn eigentlich? Aus 
welchen Märchenwelten oder Wäldern sind Sie ent-
sprungen, Kollegin „Fee" Bläss und „Gretel" Knake-
Werner? Deutschland ist aber kein Wintermärchen, in 
dem die Sterntaler wie Goldregen vom Himmel fallen. 
Das kann ich Ihnen versichern, und das wird es auch 
nicht werden. Wann wachen Sie aus Ihrem kommu-
nistischen Dornröschenschlaf endlich auf? 

Die gleichen Ziele haben schon vor 40 Jahren an-
dere vor Ihnen mit diesen Worten verfolgt. Was dabei 
herausgekommen ist, die ehemalige DDR, kennen 
wir hier alle zur Genüge. Ein zugrundegerichtetes 
Land, eine brachliegende, unproduktive Wi rtschaft, 
staatliche Freiheitsberaubung und Bespitzelung, 
Mißachtung der Würde des Menschen in Gänze - das 
sind Tatsachen, die sich nicht verleugnen lassen. Des-
halb halte ich es lieber mit Goethe: „Die Botschaft hör 
ich wohl, allein mir fehlt der Glaube". Den Worten aus 
Ihrem Munde fehlt es an Glaubhaftigkeit, weil es den 
Personen, die sie sprechen, an Glaubwürdigkeit fehlt. 
Denn eines können Sie nicht vertuschen: Ihre kom-
munistische Herkunft liest sich deutlich aus dem An-
trag heraus. Der Staat regelt alles für alle, Freiheit für 
niemanden, Planwirtschaft pur. 

Schauen wir uns im Detail Ihren Vorschlag an. Da 
heißt es zunächst mal: Es wird eine bedarfsorientierte 
soziale Grundsicherung gefordert, die es allen Men-
schen ermöglicht, ein Leben ohne materielle Not zu 
führen. Dies hört sich so an, als ob wir kein soziales 
Netz in Deutschland hätten, als erfänden Sie die 
Sozialversicherung neu, als würden Sie das Rad der 
Gerechtigkeit erschaffen. Deutschland ist kein sozia-
les Entwicklungsland. Offnen Sie erst Ihre Augen, 
bevor Sie Anträge formulieren. 

Ich habe Ihnen hier mal eine Broschüre vom Bun-
desministerium für Arbeit und Sozialordnung mit-
gebracht, zu der auch Sie als Opposition Zugang 
haben. Nicht daß es heißt, davon hätten Sie nichts 
gewußt. Da sehen Sie schon im Inhaltsverzeichnis 
die vier Grundsäulen des sozialen Netzes in Deutsch-
land: Sozialversicherung, Rentenversicherung, Pfle-
geversicherung und Arbeitslosenversicherung. Nur 
damit wir wissen, worüber wir reden. 

Dazu einige Zahlen: Im Jahre 1997, bei einem Bun-
deshaushalt von 441,9 Milliarden DM, gab die Bun-
desrepublik Deutschland allein 166,7 Milliarden DM 
für die Sicherung im sozialen Bereich aus. Damit ha-
ben die Sozialausgaben einen Anteil von 37,7 Prozent 
erreicht. Deutschland ist eben kein Entwicklungs-
land im Bereich soziale Sicherung, sondern liegt 
auch im Vergleich mit anderen EU-Ländern an der 
Spitze. 

Aber - und das scheint mir eine Tatsache zu sein, 
die Sie von der PDS immer gerne übersehen wollen -: 
Der Sozialstaat kann dauerhaft soziale Sicherheit nur 
gewährleisten, wenn er die wi rtschaftlichen Funda-
mente, auf denen er steht, nicht unterhöhlt. Darin 
waren Sie Weltmeister, das ist uns allen reichlich be-
kannt. Maßvolle Begrenzungen von Sozialleistungen 
zur Sicherung der Finanzierbarkeit des Sozialstaates 
sind für uns von der CDU/CSU kein Tabu. Damit 
sichern wir die wirtschaftlichen Grundlagen und 
damit auch die Zukunft des Sozialstaates. Da können 
Sie die Liste der Reformen mal selber nachlesen. 

Ihr Antrag trägt den Titel: „Abschaffung von Un-
terhaltsabhängigkeit - Förderung einer eigenständi-
gen Existenz". Das bedeutet, daß der Staat die wech-
selseitigen Unterhaltspflichten zwischen Ehepaaren 
sowie zwischen Eltern und Kindern ausgleichen soll. 
Ja sagen Sie mal, wie definieren Sie eigentlich 
Eigenständigkeit? Für mich heißt das immer noch, 
daß ein Mann oder eine Frau auf seinen/ihren 
Beinen alleine und eben aus sich selbst heraus da-
steht. Ich denke, Sie sollten dringend Nachhilfeun-
terricht im Fach „Einführung in das politische und 
soziale System der Bundesrepublik Deutschland" 
nehmen. 

Was Sie in den Menschen fördern wollen, ist nicht 
die Eigenständigkeit und der Antrieb, sich aus eige-
ner Kraft selbst zu helfen, sondern Sie fördern die 
staatliche Abhängigkeit. Wie Drogenkranke wollen 
Sie ein ganzes Volk an den staatlichen Tropf hängen. 
Anstatt Anreize zur Aufnahme von Arbeit zu schaf-
fen, anstatt Ihre Energien auf die Schaffung von 
Arbeitsplätzen zu konzentrieren, anstatt Jugend-
lichen zu einem Ausbildungsplatz zu verhelfen, ver-
geuden Sie Ihre Zeit mit nutzlosen Anträgen. 
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Ich denke, Sie haben die Worte „mein" und „dein" 
immer noch nicht zu unterscheiden gelernt. Das zeigt 
sich an Ihrem Antrag deutlich. Wer schafft denn neue 
Arbeitsplätze? Das sind die kleinen Existenzgründer, 
die in einer Garage anfangen und dann mit ein paar 
Mitarbeitern beginnen, ihr eigenes Geschäft aufzu-
bauen. 

Ihre kommunistische Grundhaltung spricht aus 
jeder Silbe. Sie wollen die Planwirtschaft, die als 
wirtschaftliches Modell schon lange gescheitert ist, 
durch die Hintertür wieder in Gesamtdeutschland 
einführen. Ich frage: Wie stellt sich die PDS die 
Finanzierung ihres Projektes vor? Bei einem Grund-
betrag von 1425 DM plus dem Beitrag für die Kran-
kenversicherung plus Wohngeld ist die Grundsiche-
rung als die Hälfte eines von Ihnen so bezeichneten 
üblichen Nettolohnes angesetzt. Wer will denn da 
überhaupt noch arbeiten gehen, wenn der Staat alles 
zahlt? Und die Bedürftigkeitsprüfung für die Sozial-
hilfe wollen Sie auch abschaffen, weil sie würdelos 
sei. Was macht in Ihren Augen denn die Würde des 
Menschen aus? 

Jetzt buchstabiere ich Ihnen mal, wie man in 
Bayern Würde schreibt: „W" wie Wissen und Bil-
dung für alle, damit jedermann am beruflichen, ge-
sellschaftlichen und kulturellen Leben teilhaben 
kann; „Ü" steht für Überlebensgeist, Übermut und 
auch ein Schuß Ausgelassenheit, also Lebensfreude; 
„R" heißt richtige Gesinnung und Aufrichtigkeit, vor 
allen Dingen im Umgang mit dem Nächsten. Und 
das bedeutet für uns von der CSU auch die Solidari-
tät mit dem Schwächeren, der sich in der Not nicht 
mehr selbst zu helfen weiß; „D" wie Durchhaltever-
mögen und Ausdauer, jeden Tag seinen Mann bzw. 
Frau zu stehen, von Rückschlägen sich nicht nieder

-

kriegen zu lassen, denn wer zuletzt lacht, lacht am 
besten, und „E" wie Einheit und Einigkeit - das 
fängt in der Familie an, setzt sich in der Gemeinde 
fort  und schlägt sich auch im Staat nieder -, Einigkeit 
über die freiheitlich-demokratische Grundordnung 
und das System der sozialen Marktwirtschaft. 

Diese Regierung will keine Spaltung zwischen den 
Menschen, keine neidischen Keile, wie Sie sie mit ih-
ren Parolen immer wieder in das Volk treiben. Und 
über die Steuer sollen die jährlich 175 Milliarden 
DM, die Ihr Projekt kosten würde, finanziert werden? 
Nur, von wem nehmen Sie die Steuer, wenn nach Ih-
rem Szenario niemand mehr arbeitet? Nein, Sie von 
der PDS geben den Bedürftigen mit Ihrem Projekt 
keine Stütze, sondern Sie binden alle in den staat-
lichen Rollstuhl. Das ist nicht Hilfe zur Selbsthilfe, 
das ist Verstümmelung. Lernen Sie endlich, die 
Kräfte des einzelnen zu mobilisieren, anstatt die 
Menschen zu demotivieren und zu kollektivieren! 

Ein Versorgungsstaat à la DDR hat in der neuen 
Bundesrepublik Deutschland - egal ob in Ost oder 
West - keine Mehrheit mehr. Der Sozialismus ist tot, 
auch wenn einige ihm noch nachtrauern. Und darin 
unterscheiden Sie sich von den anderen postkommu-
nistischen Parteien, die es in Europa gibt. Und ich zi-
tiere jetzt aus der „Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung" vom 16. Mai 1998 Hein rich August Winkler, 
seines Zeichens Mitglied der SPD und Hochschulleh-

rer für Neuere Geschichte an der Berliner Humboldt

-

Universität: 

Postkommunistische Parteien müssen nicht so 
sein wie die PDS. Die ehemaligen Staatsparteien 
in Polen und Ungarn sind in vielem das schiere 
Gegenteil der Partei Biskys und Gysis: Sie sind 
prowestlich; sie bejahen die Marktwirtschaft und 
haben keine Probleme mit der repräsentativen 
Demokratie. 

Die demokratischen Defizite der PDS seien mar-
kant, heißt es da weiter und wörtlich: 

Die PDS schürt die Ressentiments, deren orga-
nisierter Ausdruck sie ist. Strukturprobleme 
können auf diese Weise nicht gelöst, sondern nur 
verschärft werden. 

Und genau das wollen Sie und genau darauf 
bauen Sie auf: eine erneute Spaltung der deutschen 
Gesellschaft. Hören Sie auf mit der geistigen Brand-
stifterei! Ich sage Ihnen - jetzt kurz vor Pfingsten -: 
Lassen Sie sich inspirieren von dem Heiligen Geist, 
der die Einheit sucht und nicht die Spaltung zwi-
schen den Menschen. Schließlich sind wir ein ge-
eintes Volk, das die gleiche Sprache spricht. • 

Ulrike Mascher (SPD): Soziale Grundsicherung 
gegen Armut und Abhängigkeit, für mehr soziale 
Gerechtigkeit und ein selbstbestimmtes Leben! Das 
ist ein großes Programm mit hohem Anspruch, das 
ein breites Spektrum von gesellschaftlichen Proble- 
men lösen soll: die tiefgreifenden Strukturverände-
rungen der Erwerbsarbeit, die Benachteiligung und 
Ausgrenzung der Frauen aus einem männlich domi-
nierten Erwerbssystem, die Veränderungen in der 
Altersstruktur, den demographischen Wandel unse-
rer Gesellschaft, die Sicherung eines selbstbestimm-
ten Lebens von Behinderten, die Sicherung der 
Rechte von Kindern und Jugendlichen als selbständi-
gen Personen, die stärkere Beteiligung von Männern 
an gesellschaftlich notwendiger, aber unbezahlter 
Arbeit. Ich zitiere aus dem Antrag der PDS: „Eine 
Grundsicherung kann in Verbindung mit Arbeitszeit-
verkürzungen und der dadurch möglichen gerechte-
ren Verteilung der Arbeit einen wichtigen Beitrag 
zur sozialen Sicherheit leisten und darüber hinaus 
zur Emanzipation der Frauen und Männer beitragen, 
die sich nicht an die männliche Normalbiographie 
und die damit verbundenen emotionalen und sozia-
len Defizite anpassen wollen. " 

Die soziale Grundsicherung nach PDS-Konzept ist 
ein wahres Allheilmittel für alle Defizite und Lücken 
im historisch gewachsenen System der sozialen Si-
cherungssysteme der Bundesrepublik. Ich kann ja 
nachvollziehen, daß es verlockend ist, mit einem ein-
zigen großen Gesetz all die mühsame Arbeit am 
Sozialgesetzbuch überflüssig zu machen und endlich 
die manchmal schneckenhaft langsame Weiterent-
wicklung der sozialen Sicherungssysteme zu über-
winden. Aber ich habe ein tiefes Mißtrauen gegen 
die „großen Pläne". Ich fürchte, sie sind wenig all-
tagstauglich. Die „großen Pläne" sind eine Fata 
Morgana, und ich fürchte, Sie entwe rten mit dieser 
schillernden Seifenblase die Anstrengungen, ganz 
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konkrete, manchmal kleine, oft unzulängliche 
Schritte zur Weiterentwicklung oder auch nur zur 
Stabilisierung unserer sozialen Sicherungssysteme 
zu erreichen. 

Die „großen Pläne" wie Ihr großangelegter Wurf 
einer sozialen Grundsicherung bringen viel zu häufig 
die Gefahr der bitteren Enttäuschung. Wer blühende 
Länder verspricht und die Probleme und Schwierig-
keiten verschweigt, der täuscht die Menschen mit 
schönen Entwürfen über die Realitäten hinweg. Sie 
tun mit ihrer Forderung nach einem Gesetz für eine 
soziale Grundsicherung leider nichts anderes. Dan-
kenswerterweise haben Sie zumindest die finanzielle 
Größenordnung für Ihren großen Wurf angegeben: 
eine Anschubfinanzierung von 175 Milliarden DM! 
Und Sie beschreiben dann eine „Umlenkung von Fi-
nanzströmen", die kumulativ alles aufgreift, was in 
den letzten Jahren an Finanzierungsvorschlägen zur 
Entlastung und Stabilisierung der sozialen Siche-
rungssysteme diskutiert worden ist. 

Angesichts dieses riesigen Finanzvolumens -
175 Milliarden DM! - und weil wir auf konkrete reali-
sierbare Schritte zur Vermeidung von Armut setzen, 
wird die SPD Ihren Antrag ablehnen. 

Die SPD verfolgt mit ihrem Vorschlag einer be-
darfsorientierten sozialen Grundsicherung nicht die 
Totalreform wie die PDS, aber auch nicht den 
Systemwechsel mit Grundrentenmodellen, wie sie 
vom sächsischen CDU-Ministerpräsidenten immer in 
die Diskussion gebracht werden. Die SPD will eine 
solide, finanzierbare Grundsicherung in den be-
stehenden Leistungssystemen. Diese soziale Grund-
sicherung der SPD soll zielgenau allen Bürgerinnen 
und Bürgern zuverlässig eine Existenzsicherung er-
öffnen, die sie nicht diskriminiert, die ihnen die Teil-
habe in der Gesellschaft sichert. Wir wollen diese so-
ziale Grundsicherung im Alter, bei Arbeitslosigkeit, 
für Alleinerziehende. Wir wollen sie also für diejeni-
gen, denen Erwerbsarbeit nicht möglich ist oder 
nicht zumutbar ist. Als ersten Schritt hat die SPD in 
ihrem Regierungsprogramm die soziale Grundsiche-
rung im Alter geplant. Ich weiß, gemessen an einem 
„großen Plan" , ist solch eine schrittweise, evolutio-
näre Fortentwicklung der sozialen Sicherungs-
systeme kein großer Sprung nach vorne. Aber sie ist 
realistisch, sie ist machbar. Die SPD wird deshalb ihr 
seit 1988 entwickeltes Konzept einer bedarfsorien-
tierten sozialen Grundsicherung weite rverfolgen und 
schrittweise umsetzen. 

Andrea Fischer (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Bündnis 90/Die Grünen halten eine bedarfs-
orientierte, also einkommens- und vermögensab-
hängige Grundsicherung für einen wichtigen Bau-
stein bei der Modernisierung des Sozialstaats. Das 
Armutsrisiko ist in den vergangenen Jahren drama-
tisch angestiegen. Armut betrifft zeitweise eine 
immer größer werdende Gruppe von Menschen. Der 
deutsche Sozialstaat reagie rt  auf diese Entwicklung 
mit einem sozialpolitischen Notstandsrecht, das die 
Menschen mit armutspolizeilichen Maßnahmen zu 
demütigen sucht und das die Kommunen an den 
Rand des Ruins getrieben hat. 

Gerade weil wir eine Reform des letzten Netzes der 
sozialen Sicherung für so bedeutsam halten, ist der 
PDS-Antrag zur Grundsicherung aus unserer Sicht 
ärgerlich und schädlich für ein solches Reformvor-
haben. 

Aus der Sicht der PDS ist die Grundsicherung so 
eine Art Wundertüte. Sie emanzipiert die Frauen und 
macht die Kinder selbständig, sie ermöglicht die Ent-
faltung von Kreativität und Schöpferkraft, und Män-
ner können sich nun auch endlich an der Kinder-
erziehung beteiligen. Geht es vielleicht auch eine 
Nummer kleiner? 

Mit der PDS-Grundsicherung sollen alle guten 
Ziele der Welt erreicht werden, und so wird ein Füll-
horn von guten Absichten ausgestreut. Die Grundsi-
cherung nach dem Muster der PDS würde nicht nur 
zum Lohn für Hausarbeit, sie würde auch zugleich 
zur Studienförderung und zur Pflegefinanzierung, sie 
würde dem Ehrenamt seinen ehrenamtlichen Cha-
rakter nehmen, indem sie als umfassende Finanzie-
rung des Bürgerengagements diente. 

Aus unserer Sicht geht dieser Ansatz an der gro-
ßen Aufgabe der Armutsbekämpfung gerade des-
halb vorbei, weil er unterschiedliche gesellschaft-
liche Probleme und Aufgaben miteinander ver-
mengt. Wir können doch nicht ignorieren, daß es ver-
schiedene Sphären der Gerechtigkeit gibt. 

Das ist unsere Hauptkritik am PDS-Antrag: Sie 
mißachten die Gerechtigkeitsvorstellungen der Men-
schen in eklatanter Weise und gefährden damit die 
Akzeptanz jeglicher Reformanstrengungen in Rich-
tung Grundsicherung. 

Gut 1 400 DM Grundsicherungsniveau plus Miete 
- wie erklären Sie das den Niedrigverdienern? Insbe-
sondere denen in Ostdeutschland? Oder wollen Sie 
Millionen weitere Menschen in den Bezug dieser Lei-
stung treiben? Offenbar finden Sie es nicht proble-
matisch, wenn ein Großteil der Bevölkerung staat-
liche Transfers erhält. Und weil Geld bekannter-
maßen für die PDS ja kein Problem ist, sind auch 
175 Milliarden DM für die Grundsicherung locker zu 
bewältigen. Das ist immerhin ein munteres Drittel 
des Bundeshaushalts. Nach Ansicht der PDS finan-
ziert sich das durch irgendeine obskure Ankurbe-
lung der Massenkaufkraft. Ist Ihnen schon mal in den 
Sinn gekommen, daß diejenigen, denen Sie dieses 
Geld abknöpfen müssen, dann weniger kaufkräftig 
sind, so daß eine Umverteilung in diesem Umfang 
sich dann letztlich doch als Kaufkraft-Nullsummen-
spiel erweisen könnte? 

Sie mißachten die Gerechtigkeitsvorstellungen 
dieser Gesellschaft in abenteuerlicher Weise durch 
die vollkommene Individualisierung der Leistungen. 
Keine Unterhaltsverpflichtungen zwischen Ehegat-
ten und zwischen Eltern und ihren Kindern! Wie er-
klären Sie einer Verkäuferin mit einem niedrigen Ge-
halt, daß sie von ihren Steuern die Grundsicherung 
eines Studenten, der Sohn eines wohlhabenden Lei-
tenden Angestellten ist, bezahlen soll? Wie erklären 
Sie einem mäßig bezahlten Möbelpacker, daß er von 
seinen Steuern die Grundsicherung, also faktisch 
den Unterhalt einer nicht-berufstätigen Ehefrau 
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eines gutverdienenden Rechtsanwalts bezahlen soll? 
Die von Ihnen ja sonst immer gern bemühten Millio-
näre wollen wir hier gar nicht erst weiter diskutieren. 
Auf jeden Fall läuft die vollständige Individualisie-
rung der Leistungen auf eine Umverteilung von un-
ten nach oben hinaus. 

Wir Grünen haben in den achtziger Jahren über 
ein garantiertes Mindesteinkommen diskutiert. 
Wenn Sie sich mehr Mühe gemacht hätten, hätten 
Sie von den damals geführten Debatten über Gerech-
tigkeit etwas lernen können, so wie wir. Würden wir 
an die Grundsicherung so herangehen wie Sie, wür-
den wir die Mehrheit der Menschen, für die wir Poli-
tik machen wollen, verprellen. Mit dem bündnis-
grünen Grundsicherungsmodell wird Transparenz 
und Rechtssicherheit hergestellt, das ist eine wich-
tige Voraussetzung dafür, daß die Prüfung der Ein-
kommensverhältnisse ihren heutigen unwürdigen 
Charakter verliert, aber verzichten können wir 
darauf nicht. Wir Bündnisgrünen wollen mit der 
Grundsicherung Rechtssicherheit herstellen und die 
Betroffenen in ihren Selbsthilfeanstrengungen unter-
stützen. Die Grundsicherung ist eine notwendige 
Antwort auf die veränderte gesellschaftliche Wirk-
lichkeit. Keine Flucht vor dieser Wirklichkeit: Des-
halb lehnen wir den PDS-Antrag ab. 

Uwe Lühr (F.D.P.): Wir haben es wieder einmal mit 
einem Antrag der PDS zu tun, der dem schon ge-
wohnten Grundmuster entspricht: Erstens. Eine of-
fenkundige Fehlentwicklung wird als unmensch-
licher Systemfehler enttarnt, zweitens wird eine men-
schenfreundliche plausible ideologische Lösung vor-
geschlagen, drittens wird die Ablehnung durch die 
Fraktionen im Bundestag als Akt des Unverständnis-
ses und der sozialen Kälte in den neuen Ländern dif-
famiert, der die Menschen in Ostdeutschland erneut 
demütige, und natürlich wird viertens die alleinige 
Lösungskompetenz reklamie rt . 

Fakt ist die hohe Zahl der Arbeitslosen, die mit Ar-
beitslosengeld auskommen müssen, und die bedau-
erlich hohe Zahl von Langzeitarbeitslosen, die mit 
der niedrigeren Arbeitslosenhilfe auskommen müs-
sen. Fakt ist auch, daß bereits heute gilt: Mit den Lei-
stungen der gesetzlichen Rentenversicherung allein 
kann in Zukunft der erreichte Lebensstandard im 
Alter nicht beibehalten werden. Schon heute bleibt 
dem so oft strapazierten sogenannten Eckrentner in 
dem doch untypischen Idealfall einer Rentenbiogra-
fie von 45 Berufs- und Beitragsjahren eine Lücke von 
30 % zu seinem letzten Nettoeinkommen. 

Nach Modellrechnungen des Verbandes der deut-
schen Rentenversicherungsträger wird die Anzahl 
der 20- bis 60 jährigen von derzeit rund 46 Millionen 
bis zum Jahr 2030 auf gut 32 Millionen zurückgehen. 
Demgegenüber steigt die Zahl der über 60 jährigen 
von gegenwärtig rund 17 Millionen auf über 
24 Millionen im Jahre 2030. Es ist also bekannt, daß 
nicht die derzeitige Rentnergeneration das eigent-
liche Problem für die gesetzliche Rentenversicherung 
darstellt, sondern die Generation, die nach 1950 ge-
boren wurde. 

Einfache Systemfortschreibung oder, wie vom 
wahlkämpfenden SPD-Kanzlerkandidaten verspro-
chen, die Umkehrung der Rentenreformbeschlüsse 
der Koalition wären ein ungedeckter Wechsel auf die 
Zukunft unserer Kinder, der mit Sicherheit platzt. 

Die Koalitionsfraktionen haben umfassende Refor

-

men  beschlossen. Die Losung heißt: Erstens. Arbeits-
plätze, Arbeitsplätze und nochmal Arbeitsplätze! 
Zweitens. Ausweitung der betrieblichen Alterssiche-
rung und drittens selbstverantwortete Ergänzung der 
gesetzlichen Alterssicherung in kapitalgedeckten 
Systemen. 

Die ideologische Alternative der PDS, die sich ja 
nicht an der Realität messen muß, heißt - ich zitiere -: 

Für die soziale Absicherung der Menschen müs-
sen ... neue Finanzierungsquellen gefunden wer-
den, bei denen nicht allein die Lohnsumme, son-
dern der Ertrag, also die gesamte Wertschöpfung 
der Unternehmen und Betriebe einbezogen wird. 

Die soziale Grundsicherung sei als soziokulturelles 
Existenzminimum zu verstehen, und solle sich des-
wegen orientieren, zum einen am Bedarf und zum 
anderen am gesellschaftlichen Reichtum. 

Die PDS nennt auch Beträge: Die Grundsicherung 
für einen Erwachsenen, ob Arbeitsloser oder Rent-
ner, wird vorläufig auf 1 425 DM im Monat festge-
setzt. Beiträge zur gesetzlichen Krankenversiche-
rung werden zusätzlich übernommen. Zusätzlich zur 
Grundsicherung kann Wohngeld beantragt werden. 
Unabhängig vom Einkommen der Eltern gibt es Kin-
dergeld, und zwar in 3 Stufen von 570 bis 740 DM. 

Diese soziale Grundsicherung bedeutete etwa für 
den arbeitslosen Vorstand einer vierköpfigen Familie 
ein respektables Nettoeinkommen von über 4 000 DM 
und für einen 2-Personen-Rentner-Haushalt zum Bei-
spiel 2 850 DM netto ohne jede Zahlung von Beiträ-
gen. Dazu muß man wissen, daß der durchschnitt-
liche Bruttoverdienst der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer in Deutschland 1997 bei 4 180 DM lag. 
Das entspricht einem Nettoverdienst von 2 700 DM 
monatlich. Dazu muß man wissen: Die Standard-
rente, der 45 Versicherungsjahre zugrunde liegen, 
steigt zum 1. Juli dieses Jahres auf rund 1980 DM. 

Aber diese Vorschläge der PDS liegen übrigens 
ganz in der Nähe der von Schattenarbeitsminister 
Riester geforderten steuerfinanzierten Mindestrente 
zwischen 1 260 und 1 500 DM. Da werden alle die, 
die fast ein ganzes Leben lang gearbeitet, Steuern 
und Rentenbeiträge gezahlt haben, und schließlich 
eine Rente von rund 1 500 DM erhalten, ganz er-
staunt sein und große Augen machen, wenn der 
Nachbar, der nur mal hier und da schwarz gearbeitet 
und nie Rentenbeiträge eingezahlt hat, zwar keine 
Rente, aber eine Grundsicherung von rund 1 500 DM 
erhält. Man muß den Leuten das nur deutlich sagen. 
Das wird sie voraussichtlich unheimlich motivieren, 
die Ärmel hochzukrempeln und anzupacken. Rie-
sters Grundrente, die eigentlich soziale Grundsiche-
rung ist, oder die bedarfsgeprüfte Grundsicherung 
der Grünen oder die Grundsicherung als soziokul-
turelles Existenzminimum der PDS beinhalten vor 
allem eine Garantie: den ruinösen Untergang der 
beitragsfinanzierten Sicherungssysteme. 
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Anlage 5 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner 725. Sitzung am 8. Mai 
1998 beschlossen, den nachstehenden Gesetzen zu-
zustimmen bzw. einen Antrag gemäß Artikel 77 Ab-
satz 2 Grundgesetz nicht zu stellen: 

- Gesetz über die Errichtung einer Stiftung zur Aufarbeitung 
der SED-Diktatur 

- Gesetz zur Reform des strafrechtlichen Wiederaufnahme-
rechts 

- Erstes Gesetz zur Änderung des Milch- und Margarinege-
setzes 

- Zweites Gesetz zur Änderung des Elften Buches Sozialge-
setzbuch (SGB XI) und anderer Gesetze 

– Drittes Gesetz zur Änderung des Elften Buches Sozialgesetz

-

buch - (3. SGB XI - Änderungsgesetz -3. SGB XI - ÄndG) 

- Zweites Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen 

- Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Errichtung 
eines Fonds „Deutsche Einheit" und des Gesetzes über den 
Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern 

- Gesetz zur Anpassung steuerlicher Vorschriften der L and-
und Forstwirtschaft 

- Gesetz zur Änderung des Sprengstoffgesetzes und anderer 
Vorschriften (SprengÄndG 1997) 

- Gesetz zur Umsetzung des Versorgungsberichts (Versor-
gungsreformgesetz 1998 -VReformG) 

- Gesetz zur Neuregelung des Kaufmanns- und Firmenrechts 
und zur Änderung anderer handels- und gesellschaftsrecht-
licher Vorschriften (Handelsrechtsreformgesetz - HRefG) 

- Gesetz zur Einführung des Euro (Euro -Einführungsgesetz - 
EuroEG) 

- Zweites Gesetz zur Änderung der Gewerbeordnung und 
sonstiger gewerberechtlicher Vorschriften 

- Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur vorläufigen Rege-
lung des Rechts der Indus trie- und Handelskammern 

 (IHKGÄndG) 

- Gesetz zu dem Abkommen vom 19. März 1997 zur Änderung 
des Vertrags vom 23. November 1964 zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft über die Einbeziehung der Gemeinde Büsingen am 
Hochrhein in das schweizerische Zollgebiet (Büsinger Staats-
vertrag) 

- Gesetz zu dem Abkommen vom 22. Juli 1997 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Litauen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

- Gesetz zu dem Protokoll vom 19. Juni 1997 auf Grund von 
Artikel K.3 des Vertrags über die Europäische Union und von 
Artikel 41 Absatz 3 des Europol-Übereinkommens über die 
Vorrechte und Immunitäten für Europol, die Mitglieder der 
Organe, die stellvertretenden Direktoren und die Bedienste-
ten von Europol (Europol-Immunitätenprotokollgesetz) 

- Gesetz zu dem Übereinkommen vom 17. März 1992 über die 
grenzüberschreitenden Auswirkungen von Industrieunfällen 

- Gesetz zu dem Abkommen vom 9. November 1996 zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung des Staates Katar über den Luftverkehr 

- Gesetz zu dem Protokoll vom 18. September 1997 über den 
Beitritt des Königreichs Schweden zu dem Übereinkommen 
vom 9. Februar 1994 über die Erhebung von Gebühren 
für die Benutzung bestimmter Straßen mit schweren Nutz-
fahrzeugen sowie zu dem Zusatzübereinkommen vom 
18. September 1997 zu dem vorgenannten Übereinkommen 

- Gesetz zu dem Abkommen über Partnerschaft und Zusam-
menarbeit vom 22. April 1996 zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und 
Georgien andererseits 

- Gesetz zu den Protokollen zu den Abkommen über Partner-
schaft und Zusammenarbeit zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und 
der Russischen Föderation, der Ukraine und der Republik 
Moldau andererseits 

- Gesetz zu dem Vertrag vom 21. Oktober 1991 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Chile über die 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

- Gesetz zu dem Abkommen vom 18. März 1997 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Libanesischen Re-
publik über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen 

- Gesetz zu dem Abkommen vom 18. April 1997 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik der Philippi-
nen über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von 
Kapitalanlagen 

- Gesetz zur Reform des Güterkraftverkehrsrechts 

- Drittes Gesetz zur Änderung des Futtermittelgesetzes 

Zu dem letztgenannten Gesetz hat der Bundesrat fol-
gende Entschließung gefaßt: 

Der Bundesrat begrüßt vor dem Hintergrund der festgestellten 
erhöhten Dioxinbelastung in Mischfuttermitteln durch brasilia-
nische Zitruspellets, daß durch das Dritte Gesetz zur Änderung 
des Futtermittelgesetzes eine verbesserte Rechtsgrundlage für 
behördliche Eingriffmaßnahmen geschaffen wird. 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung um Prüfung und ggf. 
Schaffung weitergehender Regelungen, insbesondere 

- Rechtsgrundlagen für Maßnahmen bei drohenden Verstößen; 

- Anordnung des Rückrufs durch den Hersteller oder ggf. öf-
fentliche Warnungen, wie sie sich beispielsweise im Lebens-
mittel- und Bedarfsgegenständerecht bewährt haben; 

- Aufnahme einer Generalklausel für unerwünschte Stoffe in 
§ 23 Futtermittelverordnung, die nicht in der Anlage 5 aufge-
führt sind, aber gleichwohl unerwünscht im Sinne von § 2 
Abs. 1 Nr. 5 Futtermittelgesetz sind. 

Begründung: 

Bei der Beseitigung der festgestellten Verstöße durch erhöhte 
Dioxinbelastungen in Mischfuttermitteln durch brasilianische 
Zitruspellets hat sich gezeigt, daß das rechtliche Instrumenta-
rium Lücken aufweist. Diese werden teilweise durch den neuen 
§ 19a Futtermittelgesetz geschlossen. Er greift aber nur ein zur 
Beseitigung festgestellter Verstöße. Daneben sind aber auch 
Maßnahmen erforderlich bei drohenden Verstößen, um es erst 
gar nicht zum Verstoß kommen zu lassen. 

Weiter ist zu beachten, daß zwar dem Hersteller gem. § 3 Nr. 2 
Futtermittelgesetz das weitere Inverkehrbringen von entspre-
chendem Futtermittel verboten ist, aber keine Handhabe 
besteht, bereits verbrachtes Futtermittel zurückzuholen. In die-
sem Fall hätte die Behörde nur die Möglichkeit gem. § 3 Nr. 3 
Futtermittelgesetz, das Verbot der Verfütterung bei einer nicht 
bekannten Vielzahl von Landwirten durchzusetzen. Ein solcher 
Weg ist aber verwaltungstechnisch nicht praktikabel und um-
setzbar. Vielmehr scheint es in solchen Fällen angezeigt, den 
Hersteller der Ware zu verpflichten, bereits in den Verkehr 
gebrachtes Futtermittel zurückzuholen bzw. bei erheblichen 
Gefahren vor dem Verfüttern öffentlich zu wa rnen. Solche Re-
gelungen haben sich beispielsweise im mit dem Futtermittel-
recht korrespondierenden Lebensmittel- und Bedarfsgegen-
ständerecht bewährt. 

Im übrigen erweist sich § 23 Futtermittelverordnung hinsicht-
lich solcher unerwünschter Stoffe als unscharf, die zwar eindeu-
tig unter die Begriffsbestimmung nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 Futter-
mittelgesetz fallen, aber nicht in der Anlage 5 aufgeführt sind, 
weil sie bisher nicht in Erscheinung getreten sind. Insofern 
wäre ein Auffangtatbestand angezeigt. 

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben 
mitgeteilt, daß der Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 
der Geschäftsordnung von einer Berichterstattung zu 
den nachstehenden Vorlagen absieht: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Beschäftigung Schwerbehinderter bei den Bundesdienststellen 

- Drucksachen 13/8918, 13/9304 Nr. 4 - 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Bericht der Beauftragten der Bundesregierung für Aus-
länderfragen über die Lage der Ausländer in der Bundes-
republik Deutschland 
- Drucksachen 13/9484, 13/9669 Nr. 1.2 - 
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- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Vierter Bericht der Bundesregierung über die Lage der Be-
hinderten und die Entwicklung der Rehabilitation 

- Drucksache 13/9514 - 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Bericht der Bundesregierung über den St and von Sicherheit 
und Gesundheit bei der Arbeit und über das Unfall- und Be-
rufskrankheitengeschehen in der Bundesrepublik Deutsch-
land 1996 

- Unfallverhütungsbericht Arbeit 1996 - 

- Drucksachen 13/9259, 13/9669 Nr. 1.1 - 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

- Bericht des Ausschusses für Forschung, Technologie und 
Technikfolgenabschätzung (20. Ausschuß) gemäß § 56a der 
Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages zur Technik-
folgenabschätzung (TA) 

hier: Grundwasserschutz und Wasserversorgung 

- Drucksache 12/8270 - 

Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie 
und Technikfolgenabschätzung 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Bericht der Bundesregierung zur Umsetzung der Empfeh-
lungen des Rates für Forschung, Technologie und Innova-
tion zum Thema „Biotechnologie, Gentechnik und wirt-
schaftliche Innovation - Chancen nutzen und verantwortlich 
gestalten" 

- Drucksachen 13/9811, 13/10066 Nr. 1.2- 

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben 
mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehenden EU-
Vorlagen bzw. Unterrichtungen durch das Europäi-
sche Parlament zur Kenntnis genommen oder von ei-
ner Beratung abgesehen hat. 

Auswärtiger Ausschuß 

Drucksache 13/10361 Nr. 1.3 

Innenausschuß 

Drucksache 13/9086 Nr. 2.35 
Drucksache 13/9086 Nr. 2.36 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.26 
Drucksache 13/9668 Nr. 2.39 
Drucksache 13/9668 Nr. 2.45 
Drucksache 13/9935 Nr. 2.16 
Drucksache 13/10072 Nr. 2.19 

Sportausschuß 

Drucksache 13/10263 Nr. 1.4 

Finanzausschuß 

Drucksache 13/10072 Nr. 2.4 
Drucksache 13/10072 Nr. 2.17 
Drucksache 13/10361 Nr. 1.5 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.10 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.12 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.13 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.35 

Ausschuß für Wirtschaft 

Drucksache 13/9819 Nr. 1.8 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.9 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.13 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.16 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.17 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.19 

Drucksache 13/9819 Nr. 2.20 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.21 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.22 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.23 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.25 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.31 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.33 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.37 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.38 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.47 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.49 
Drucksache 13/10361 Nr. 1.6 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.1 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.4 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.5 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.8 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.9 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.11 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.19 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.21 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.23 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.26 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.27 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.39 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.40 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.45 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.48 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.50 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.53 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.54 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.57 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.58 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.60 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.61 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Drucksache 13/9935 Nr. 2.12 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.14 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.16 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.18 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.20 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.22 
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